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Wetter-, gegen-, widerwärtig

Neben vielen anderen gewiß wichtigen Themen der jeweils letzten
Stunden des Tages oder der zu erwartenden Wochen wird der Mensch von
hochengagiertem Geschwätz über das Wetter in Verbindung mit seinen
Be- und Empfindlichkeiten zu entsprechend beiläufigem Wortwechsel oder
gar zur Dauerkonversation veranlaßt. So sehr sich auch ein jeder
gerade darüber beschwert, bietet sich doch kaum leichter die Chance
und die Gelegenheit, als eben über den Wetterschwatz doch zu
ausgiebigeren Informationen und zum Worttausch zu gelangen.

Das gezählte, gemessene und analysierte Datenmaterial seriöser
Meteorologie und Wetterwissenschaft bietet sicher nachhaltig
überprüfbare Anhaltspunkte zu Spitzen und Senken rekordnaher oder
durchschnittlicher Wetterereignisse und wird der Komplexität und
Deutungsproblematik aller damit verbundener Phänomene durch Reduktion
und Konzentration wesentlich gerechter, als es das verlegentliche
Geschwätz zum Thema auch nur vermuten ließe.

Gefühlte Kälte, Hitze, Trockenheit oder Nässe räumen da per se von
Anbeginn eine lediglich indifferente und kaum allgemeingültige
Treffsicherheit der Wetterempfindsamkeit ein, stellen jedoch im selben
Atemzug auf das mithin umfangreichste und in seinen physiologischen
und chemischen Dispositionen komplexeste Meßkonglomerat ab, das die
Natur zu bieten hat, denn welche Quecksilber- oder welche Alkoholsäule
wäre gleichzeitig zu derart vielen unterschiedlichen Meßleistungen und
Zuordnungen in diesem Umfang mehr in der Lage als die Biologie eines
Lebewesens?

Konnten und mußten sich nicht schon die Lebewesen und Tiere unserer
Vorgeschichte, gestützt auf ihren Wetterinstinkt und ihr
diesbezügliches Bewußtsein, mit der Konsequenz mehr oder weniger
erfolgreicher Fluchten vor den gewaltigen Naturkatastrophen und
Wettereinbrüchen schützen?

So sollte doch jener mißachteten Wetterfühligkeit des ach so
geschwätzigen Menschen zu Gunsten unserer Nachdenklichkeit
gegebenenfalls mehr abzugewinnen sein als bloßer Zeitvertreib und
Konversation.

Schattenblick-Redaktion


2. März 2018
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KOHLEALARM/418: Klimakampf und Kohlefront - Medienmonster ... (SB)




Wo Rauch ist, da ist auch Feuer ... allein es zündet der Verdacht.
 
(H. B.)

Am Sonntagmorgen wurde der Finanzvorstand des Unternehmens Innogy,
Bernhard Günther, überfallen. Der Manager war auf dem Heimweg vom 
Brötchenholen noch rund 200 Meter von seinem Haus in Haan bei Düsseldorf 
entfernt, als er zu Boden gestoßen und sein Gesicht mit Säure übergossen 
wurde. Dem 51jährigen gelang es, nach Hause zu eilen und den Rettungsdienst 
zu verständigen. Mit einem Hubschrauber wurde er zur Behandlung in eine
Spezialklinik geflogen. Gegenüber den Sanitätern soll er angegeben haben, 
daß es sich bei den Tätern um zwei Männer zwischen 20 und 30
Jahren und von südländischem Aussehen handelte. Die Polizei
bestätigte diese Angaben zunächst nicht, unter Verweis darauf, daß
sie den Verletzten noch nicht befragen konnte. Inzwischen wurde eine
Befragung durchgeführt, aber Günther konnte keine näheren Angaben zu
den Tätern machen. Die Polizei ermittle in alle Richtungen, heißt es.
Wegen eines möglicherweise politischen Motivs des Anschlags
wurde der Staatsschutz in die Ermittlungen einbezogen.

Innogy ist eine Tochterfirma des Energiekonzerns RWE und deren
Aushängeschild für erneuerbare Energien. Unter anderem betreibt das
Unternehmen Ladestationen für Elektroautos. Die Bildzeitung zog
sogleich eine Verbindung des Anschlags zum umstrittenen Tagebau
Hambach, für den RWE ein riesiges Waldgebiet opfert. Im verbliebenen
Rest des Waldes harren seit Jahren Waldbesetzerinnen und -besetzer
aus, um die Erweiterung des Braunkohletagebaus zu verhindern. Die von
Bild lancierte Mutmaßung über die angebliche Gewaltbereitschaft der
Besetzer wurde von anderen Medien aufgegriffen und weiter verbreitet.
Stellvertretend genannt seien hier Tagesspiegel, Deutsche Welle,
Welt, FAZ und Badische Zeitung.

Diese berichteten im vermeintlich sachlich gehaltenen Tonfall, daß
die Polizei vor allem in zwei Richtungen ermittle. Zum einen könnte
es sich um einen Anschlag ähnlich dem auf den Mannschaftsbus des
Fußballclubs Borussia Dortmund im April 2017 handeln, um sich am 
fallenden Aktienkurs zu bereichern, zum anderen wird der Säureanschlag 
in Verbindung mit den Protesten gegen den Braunkohletagebau Hambach
gebracht. Beweise? Nicht einen. Indizien? Keine.

In der Vergangenheit hat es immer wieder Versuche seitens der Medien
und auch des Energiekonzerns RWE, respektive seines
Sicherheitsdienstes, gegeben, die Leute, die an der Waldbesetzung
beteiligt sind, zu kriminalisieren und als gewalttätig darzustellen.
Mit der geballten Medienmacht im Rücken ist es sehr einfach, einen
Verdacht gegen die "Schmuddelkinder" im Wald auszusprechen. Auch wenn
der Verdacht im gleichen Atemzug wieder zurückgenommen wird, wurde
mit im Widerschein des angeblichen Qualitätsjournalismus bestens
erprobter Unschuldsmiene schon mal die Hand an die Lunte gelegt, eine
Hand, die fix dabei ist, die Tat zu vollenden, sollte sich der Wind
drehen und das eigene Fähnchen flattern lassen. 

So fragt man sich, was schwerer wiegt, wie die Bildzeitung mit grobem
Keil irgendwelche wilden Spekulationen über eine mögliche Beteiligung
der Waldbesetzerinnen und -besetzer an dem Säureattentat in die Welt
zu setzen, oder unter Berufung auf die Bildzeitung deren Stochern im
Nebel als Information von vermeintlicher Bedeutung weiterzugeben.

Der Katharina-Blum-Effekt greift noch immer, daran hat sich nie etwas
geändert, seit Heinrich Böll seine inzwischen berühmte Erzählung "Die
verlorene Ehre der Katharina Blum" über die Macht des
sensationslüsternen Revolverblatts namens ZEITUNG veröffentlicht hat.
Die Mechanismen, die das sehr viel größere, heutige Medienmonster wie
im Schlaf anzuwenden versteht, sind jedoch noch subtiler, als in dem
lesenswerten Roman geschildert. Vor dem Hintergrund früherer
Bezichtigungen der Waldbesetzerinnen und -besetzer wird durch die
Mainstreammedien, Schritt für Schritt, allmählich der Nährboden
bereitet, auf dem sich die Ab- und Ausgrenzung exekutieren läßt. Daß dann
irgendwann die schwarz-gelbe Landesregierung von NRW die endgültige
Räumung des Hambacher Forstes anordnet und eine Wiederbesetzung
verhindert, wäre nur noch der logische Vollzug.

Die Presse, die zeitweilig und zumindest partiell relativ wohlwollend
über die Proteste gegen den Braunkohletagebau berichtet hatte - denkt
man beispielsweise zurück an die im vergangenen November
medienwirksam inszenierte Besetzung des Hambacher Tagebaus auf
Initiative der Organisation Ende Gelände -, wird dann erwartungsgemäß
sekundieren. Einen Makel wie den, möglicherweise an einem
Säureattentat beteiligt gewesen zu sein, werden die Leute vom
Hambacher Forst so schnell nicht wieder los, ganz egal, ob sie etwas
damit zu tun hatten oder nicht. Die Bezichtigung ist es, die im
Gedächtnis bleibt, nicht die Entlastung vom Verdacht. Wer erinnert
sich noch an irgendeine Gegendarstellung zu irgendeiner Behauptung in
der Zeitung, die sich als Falschmeldung erwiesen hat? 

Für die Mainstreampresse und deren Leserschaft ist es sicherlich
bequemer und nicht zuletzt beruhigender, das immer wieder formulierte
Anliegen der Beteiligten an der Waldbesetzung, sich für eine
friedliche und gewaltfreie Welt einzusetzen, mit einem Federstrich
ins Gegenteil zu verkehren, und sie in die Nähe des willkürlich
interpretierbaren Vorwurfs des "Linksextremismus" (Die Welt,
Tagesspiegel ...) zu rücken, als die eigene, in der Regel
verbrauchsintensive Lebensweise ernsthaft mit dem Anliegen der so
Bezichtigten zu konfrontieren.

Der vierten Gewalt im Staate steht für solche Manöver in der
Berichterstattung längst das entsprechende Instrumentarium zur
Verfügung. Man spricht gar von "Terrorismus" und meint damit in der
Konsequenz, daß die von vornherein schuldig gesprochenen Menschen
ihren Anspruch verwirkt haben, Teil der Gesellschaft zu sein. Man
versagt ihnen die Anerkennung und gestattet ihnen aber auch nicht,
sich in einem Stückchen Wald dauerhaft einzurichten und dort die
eigenen Vorstellungen davon, wie sie leben wollen, zu pflegen.

Und diese in der Praxis weiterzuentwickeln. Denn was ist schon der
persönliche Widerspruch der "Waldmenschen" vom Hambacher Forst, die
natürlich auch von der industriegestützten Lebensweise profitieren,
indem sie deren Reste verwerten, gegenüber dem eklatanten Widerspruch
eben jener industriegestützten Lebensweise, für die vom Rheinland bis
zu den Ländern des Südens riesige Waldflächen verwertet und der
Lebensraum und die Lebensweise von Millionen indigener Menschen
zerstört werden - von der planetaren Bedrohung durch den von der
fossilen Energiewirtschaft vorangetriebenen Klimawandel ganz zu
schweigen?

Die Menschen im Hambacher Forst sind der Stachel im Fleisch einer
Gesellschaft, die mit unermeßlicher Vernichtungsgewalt gegenüber
ihrer Um- und Mitwelt den eigenen Fortbestand sichert und mit vielen
Dingen äußerst intensiv befaßt ist, nur nicht damit, den menschlichen
und nicht-menschlichen Blutfluß zum Versiegen zu bringen sowie die
Myriaden Brandherde als zerstörerisches Resultat der vorherrschenden
Produktionsweise und des bevorzugten Konsumstils unwiederbringlich zu
löschen.

6. März 2018
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SPRACHE/964: Chile - Indigene Sprache der Osterinsel soll gerettet werden (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Chile


Indigene Sprache der Osterinsel soll gerettet werden






[image: Großer beschrifteter Stein, der auf den Nationalpark Rapa Nui hinweist - By David Lytle from San Francisco, CA, USA (Parque Nacional Rapa Nui) [CC BY 2.0 (http://creativecommons.org/licenses/by/2.0)], via Wikimedia Commons]

By David Lytle from San Francisco, CA, USA (Parque Nacional Rapa
Nui)

[CC BY 2.0 (http://creativecommons.org/licenses/by/2.0)], via
Wikimedia Commons



(Caracas, 21. Februar 2018, telesur) - Rapa Nui gehört zu den
ost-polynesischen Sprachen, wie auch Hawaiianisch, und ist vom
Aussterben bedroht. Deswegen entwickelt die UNESCO gemeinsam mit
Chiles Bildungsministerium ein Projekt zur Rettung des Rapa Nui, der
indigenen Sprache der Osterinsel. Die Insel liegt rund 3.700 Kilometer
vor der chilenischen Küste im Pazifik und zählt etwa 8.000
Bewohner*innen. Der Unesco-Mitarbeiter Atilio Pizarro gab an, dass es
notwendig geworden sei, die Sprache und Kultur der Rapa Nui, über die
Inhalte der Nationalen Bildungsprogramme hinaus, zu stärken. "Das
Vorhaben ist ein Hoffnungsschimmer, um dem Reichtum der kulturellen
Vielfalt in Rapa Nui zu mehr Anerkennung zu verhelfen", fügte der
Experte hinzu.


Rapa Nui für künftige Generationen erhalten

Der UNESCO zufolge würde ein Verschwinden der Sprache auch den Verlust
der gesamten Rapa Nui-Kultur bedeuten. Chiles Bildungsministerium
hatte 2014 bereits ein Projekt in die Wege geleitet, nachdem
Unesco-Mitglieder das Versäumnis der Politik hinsichtlich der
Bewahrung des kulturellen Erbes bemängelt hatten. Im Zeitraum
2018-2021 sollen, zusammen mit den Gemeinden der Osterinsel,
Lehrmaterialien erstellt und Lehrer*innen ausgebildet werden, um das
Rapa Nui für künftige Generationen zu erhalten.


Spanisch dominiert im öffentlichen Bereich

Eine Umfrage auf Spanisch und Rapa Nui aus dem Jahr 2016 ergab, dass
ältere Bewohner*innen der Osterinsel die Sprache eher beherrschen als
die Jüngeren. Bei den 8- bis 12-jährigen waren es lediglich 16,7
Prozent. Ferner geht aus Daten hervor, dass Rapa Nui vor allem im
privaten Bereich, in der Familie und bei traditionellen Anlässen
gesprochen wird. Im öffentlichen Bereich dominiert Spanisch. Dennoch
genießt Rapa Nui eine hohe soziale Wertschätzung, auch bei jenen, die
es nicht sprechen. Rapa Nui definiert - laut der Umfrage - die
Identität jener, die es beherrschen. Staat und öffentliche
Institutionen sind aufgerufen, die indigene Sprache zu stärken und zu
schützen.


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/indigene-sprache-der-osterinsel-soll-gerettet-werden/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 
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poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin
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TAGUNG/2358: Berlin - Verhältnis von Sprache und Öffentlichkeit in der Spätmoderne, 22.-24.3.2018


idw - Pressemitteilung: Freie Universität Berlin

Tagung: Wilde Öffentlichkeiten: Zum Verhältnis von Sprache und
Öffentlichkeit in der Spätmoderne



Das komplexe Verhältnis von Sprache und Öffentlichkeit in der
Spätmoderne steht im Mittelpunkt einer Tagung der Freien Universität
Berlin in Kooperation mit dem Wissenschaftskolleg zu Berlin. Vom 22.
bis 24. März 2018 diskutieren 20 Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler aus dem In-und Ausland über soziokulturelle
Wandelprozesse in Zeiten digitaler Kommunikation und vor dem
Hintergrund gesellschaftspolitischer Entwicklungen wie dem Aufstieg
populistischer Parteien in Europa oder dem Brexit.

Die bei der Tagung vorgestellten Studien decken ein breites Themenfeld
ab - von der Algorithmisierung sprachlicher Interaktionen über die
öffentliche Darstellung von maskulinen und weißen Identitäten bis hin
zu sprachlicher Autorität in mehrsprachigen Territorien wie Luxemburg
und Tel Aviv. Für Nachwuchswissenschaftlerinnen und
Nachwuchswissenschaftler finden Workshops statt, bei denen zwei
Expertinnen qualitative und quantitative Methoden der Diskursanalyse
in sozialen Medien vorstellen. Die Tagung wird organisiert von Britta
Schneider und Theresa Heyd, Wissenschaftlerinnen am Institut für
Englische Philologie der Freien Universität.

Eröffnet wird die Tagung "Wild Publics - Language under the Conditions
of Late Modernity" (Wilde Öffentlichkeiten - Sprache unter den
Bedingungen der Spätmoderne) am 22. März mit einer öffentlichen
Abendveranstaltung am Institute for Cultural Inquiry (ICI) Berlin. Die
Autorin und Expertin für digitale Kommunikation Kathrin Passig -
Trägerin des Grimme-Preises sowie des Ingeborg-Bachmann-Preises -
spricht in ihrem Vortrag "The Trouble With Talking" über Aspekte von
Zivilität und Aggression in gesprochener und digitaler Kommunikation.
Der Besuch dieser und anderer Veranstaltungen der Tagung ist bei
Anmeldung unter
www.geisteswissenschaften.fu-berlin.de/en/v /wild-publics/index.html
kostenfrei.

Bei der Tagung handelt es sich um das 16. Blankensee-Colloquium. Die
Blankensee-Colloquien werden vom Wissenschaftskolleg zu Berlin
finanziert. Das Programm zielt auf die Förderung junger
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler im Berliner Raum und auf die
Entwicklung innovativer Forschungsansätze in den Geistes- und
Sozialwissenschaften ab.

Orte und Zeiten:

Eröffnungsvortrag (22. März, Beginn 19 Uhr): Institute for Cultural
Inquiry, Christinenstraße 18/19, Haus 8, 10119 Berlin, U-Bhf.
Senefelderplatz (U2)

Vorträge (23. und 24. März, Beginn 9 Uhr): Freie Universität Berlin,
Holzlaube, Fabeckstraße 23/25, 14105 Berlin, Raum -1.2009, U-Bhf.
Dahlem-Dorf (U3)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution9

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Freie Universität Berlin, Carsten Wette, 01.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VORTRAG/8297: Bonn - "Nachhaltige Schuhe" am 14. März 2018


"Nachhaltige Schuhe" in der VHS



BN - Bei der Herstellung von Schuhen und Leder sind
Arbeitsrechtsverletzungen und Sicherheitsmängel an der Tagesordnung.
Die Produktionsländer kämpfen mit den ökologischen und
gesundheitlichen Folgen des Gerbens mit giftigem Chrom.

Am Mittwoch, 14. März 2018, um 18 Uhr erklärt Anton Pieper vom
Südwind-Institut, wie nachhaltig Schuhe sein könnten und welchen
Einfluss die kommunale Beschaffung darauf nehmen kann. Die
Veranstaltung findet im Haus der Bildung, Mülheimer Platz 1, statt.
Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 6. März 2018

Stadt Bonn

Stadthaus, Berliner Platz 2, 53111 Bonn

Telefon: (02 28) 77-3000

Telefax: (02 28)/77 2468

E-Mail: pressedienst.noreply@bonn.info

Internet: www.bonn.de
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MESSE/639: Auslandsgeschäft der Leipziger Buchmesse wächst (Leipziger Buchmesse)


Leipziger Messe GmbH - LEIPZIGER BUCHMESSE (15. bis 18. März 2018)

Pressemeldung vom 5. März 2018

Auslandsgeschäft der Leipziger Buchmesse wächst

Internationale Akteure suchen das Scheinwerferlicht zu Europas größtem
Lesefest



Die Leipziger Buchmesse 2018 verzeichnet einen deutlichen Zuwachs im
Auslandsgeschäft. Erstmals reisen Aussteller aus 46 Ländern nach Leipzig.
"Das ist ein neuer Bestwert", erklärt Oliver Zille, Direktor der Leipziger
Buchmesse. "Die Anzahl und die Art der Präsentationen zeigen, wie positiv
sich die Wahrnehmung der Leipziger Buchmesse im nichtdeutschsprachigen
Ausland in den letzten Jahren entwickelt hat." Armenien oder die
Niederlande und Flandern feiern in diesem Jahr mit Gemeinschaftsständen
ihre Leipzigpremiere. Länder wie Frankreich, Norwegen oder Portugal nutzen
Europas größtes Lesefest und laden immer mehr Mitwirkende nach Leipzig ein.
In diesem Jahr verleihen zwei besondere Gäste der Leipziger Buchmesse
Glanz: Ihre Königliche Hoheit Kronprinzessin Mette-Marit von Norwegen
begleitet die norwegische Bestsellerautorin Maja Lunde nach Leipzig. Zur
Eröffnung der Leipziger Buchmesse im Gewandhaus hat sich zudem der
Außenminister Rumäniens Teodor Melescanu angekündigt.

Allein Rumänien, das diesjährige Schwerpunktland, präsentiert Literatur und
Kultur auf 300 Quadratmetern Ausstellungsfläche und in 71 Veranstaltungen
auf dem Leipziger Messegelände und in der Innenstadt. Das Gastland der
Frankfurter Buchmesse 2018, Georgien, und das Schwerpunktland der Leipziger
Buchmesse 2019, Tschechien, machen bereits in diesem Frühjahr mit
zahlreichen Autoren und Übersetzern neugierig auf ihre Literaturszenen. Im
Falle der ehemaligen Frankfurter Gastländer Niederlande und Flandern sowie
Frankreich haben die Vorabpräsentation in Leipzig zu einer Verstetigung und
Ausweitung der Zusammenarbeit geführt. Die Niederlande und Flandern haben
in diesem Jahr zahlreiche Mitmachaktionen vom Buchdoktor über Puzzling
Poetry bis zu Live-Illustration im Gepäck. Frankreich setzt auf
Hochspannung und wartet unter anderem mit der Krimi-Stadtrallye, der
Frankophonen Kriminacht oder der Verleihung des Prix des lycéens allemands.
Der Jugendbuchliteraturpreis wird von der französischen Botschafterin
überreicht. Die Botschaft Portugals in Deutschland präsentiert
zeitgenössische portugiesische Literatur, darunter zahlreiche Lyrikautoren.
Zu Gast ist darüber hinaus der portugiesische Bestsellerautor, TV-Moderator
und Nachrichtensprecher José Rodrigues dos Santos, der seine Leipziger
Zuhörer in die Welt der Quantenphysik und des menschlichen Bewusstseins
entführen will.

Europäische Kulturminister zu Gast

Bereits zum 10. Mal ermöglicht TRADUKI, das europäische Netzwerk für
Literatur aus Mittel- und Südosteuropa, Begegnungen zwischen Autoren,
Übersetzern, Verlegern, Bibliothekaren, Kritikern und Wissenschaftlern in
Leipzig. Zum Jubiläum gratulieren am 16. März der geschäftsführende
Bundesaußenminister Sigmar Gabriel, die albanische Kulturministerin Mirela
Kumbaro-Furxhi und der österreichische Schriftsteller Christoph Ransmayr.
Anlässlich des Jubiläums begrüßt das Netzwerk darüber hinaus zum 
TRADUKI-Empfang am 16. März im Café Europa die Kulturminister Mirela Kumbaro-Furxhi
von Albanien, Nina Obuljen Korzinek aus Kroatien, Robert Alagjozovski von
Mazedonien, Aleksandar Bogdanović aus Montenegro, George Vladimir
Ivascu von Rumänien und Vladan Vukosavljević aus Serbien.


Über die Leipziger Buchmesse

Die Leipziger Buchmesse ist der wichtigste Frühjahrstreff der Buch- und
Medienbranche und versteht sich als Messe für Leser, Autoren und Verlage.
Sie präsentiert die Neuerscheinungen des Frühjahrs, aktuelle Themen und
Trends und zeigt neben junger deutschsprachiger Literatur auch Neues aus
Mittel- und Osteuropa. Durch die einzigartige Verbindung von Messe und
"Leipzig liest" - dem größten europäischen Lesefest - hat sich die
Buchmesse zu einem Publikumsmagneten entwickelt. Im Verbund mit der
Leipziger Buchmesse öffnet die Manga-Comic-Con (MCC) in Halle 1. Parallel
dazu findet die 24. Leipziger Antiquariatsmesse statt.




Leipziger Buchmesse im Internet:

www.leipziger-buchmesse.de

www.leipziger-buchmesse.de/buecherleben

www.preis-der-leipziger-buchmesse.de

Leipziger Buchmesse im Social Web:

http://www.facebook.com/leipzigerbuchmesse

http://twitter.com/buchmesse

http://www.instagram.com/leipzigerbuchmesse

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. März 2018

Leipziger Messe GmbH

Abteilung: Kommunikation Messen

Messe-Allee 1, 04356 Leipzig

PF 10 07 20, 04007 Leipzig

Julia Lücke, Pressesprecherin

Telefon: +49 341 678-6555, Fax: +49 341 678-166555

E-Mail: j.luecke@leipziger-messe.de

Leipziger Buchmesse im Internet: http://www.leipziger-buchmesse.de

Leipziger Messe im Internet: http://www.leipziger-messe.de
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EUROPA/642: Europäische Union soll sich mehr für Roma und für Bosnien einsetzen


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 6. März 2018

Gesellschaft für bedrohte Völker-International zieht kritische
Bilanz der West-Balkan-Reise des EU-Kommissionspräsidenten



Sarajevo / Göttingen, den 6. März 2018 - Die Gesellschaft für bedrohte
Völker-International (GfbV-I) hat eine kritische Bilanz der
West-Balkan-Reise des EU-Kommissionspräsidenten Jean-Claude Juncker
gezogen. Die Menschenrechtler begrüßen Junckers Ermunterungsangebot
an die westlichen Balkan-Staaten. Begrüßenswert ist auch die Vorgabe
in der neuen "West-Balkan-Strategie" der EU-Kommission, dass künftige
EU-Mitglieder die offenen Minderheitenprobleme im Sinne der
Minderheiten lösen sollen. Dringend fordert die GfbV-I jedoch mehr
Engagement Europas für eine Verbesserung der Lebensverhältnisse der
Roma. Bedauerlich ist, dass Juncker kein Wort über die soziale Lage
der Roma-Bevölkerungen im West-Balkan verloren hat. Die Roma sind in
den Ländern des ehemaligen Jugoslawiens eine stark ausgegrenzte
Bevölkerungsgruppe. Es kann keine Alternative sein, dass Roma ihre
Heimatregionen in Richtung Mittel- und Westeuropa verlassen müssen,
um überleben zu können. Alternativen braucht es vor Ort. Juncker
hatte Anfang März 2018 die West-Balkan-Staaten besucht.

Als eine schallende Ohrfeige für Bosnien kritisierte die GfbV-I die
Beitrittsgespräche mit Serbien. Die Opfer des serbischen
Angriffskriegs, die Bosnier, bleiben außen vor. Das Land bleibt
weiterhin geteilt, ohne Vermittlung aus Brüssel werden die ethnisch
getrennten "Kantone" nicht zusammenwachsen. Die Zurückhaltung der EU
nutzen derzeit unter anderem die Türkei und Russland aus. Das kann
aber nicht im Sinne der EU sein.

Die GfbV-I appelliert an die EU-Kommission, die Lage auf dem Balkan
und die eigenen Vorgaben ernst zu nehmen. Rechte für Minderheiten
müssten garantiert und umgesetzt werden und Bosnien müsse eine
gesamtstaatliche Perspektive geboten werden, forderten die
Menschenrechtler.

Die GfbV-International ist ein Zusammenschluss der GfbV-Sektionen in
Deutschland, Schweiz, Österreich, Südtirol, Bosnien und Kurdistan.
Die GfbV-International hat sich am vergangenen Wochenende in Sarajevo
getroffen und den Südtiroler Wolfgang Mayr zum neuen Präsident
gewählt. Die GfbV-Sektionen bedankten sich beim Gründer der GfbV und
langjährigen Präsidenten der GfbV-International, Tilman Zülch, für
seinen langjährigen Einsatz.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. März 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.
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MELDUNG/178: Türkischer Außenminister fordert von Bundesregierung Auslieferung von syrischem Kurden-Politiker




Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 6. März 2018

06.03.2018 12:19

Deutschland darf sich nicht zum Handlanger von Diktator Erdogan
machen

Auslieferung wäre Affront gegen alle Kurden und die Menschenrechte

Göttingen, den 6. März 2018 - Die Gesellschaft für bedrohte Völker
(GfbV) hat vor einer Auslieferung des von den türkischen Behörden
gesuchten syrischen Kurden-Politikers Salih Muslim aus Deutschland
gewarnt. "Deutschland darf sich nicht zum Handlanger des Diktators
Erdogan machen. Es darf keinen Deal mit der Türkei auf Kosten der
Menschenrechte von Kurden geben. Jede Zusage einer Auslieferung des
prominenten kurdischen Politikers würde den Missbrauch der Interpol
durch autoritäre Staaten weiter fördern" erklärte der GfbV-Direktor
Ulrich Delius am Dienstag in Göttingen.

Nachdrücklich forderte die GfbV eine Einstellung der polizeilichen
Zusammenarbeit Deutschlands mit der Türkei, solange in dem Land
systematisch Haftbefehle missbraucht werden, um Regimekritiker
mundtot zu machen. Der türkische Außenminister Mevlüt Cavusoglu
kündigte an, bei seinem heutigen Besuch in Berlin die Auslieferung
Salih Muslims zu verlangen.

Als "dreist und unverfroren" bezeichnete die GfbV den Vorstoß des
türkischen Außenministers. "Es grenzt an Absurdität, dass Cavusoglu
nach Berlin kommt, um auf der Tourismusmesse ITB um deutsche Urlauber
zu werben und sich bei den Touristen mit Willkür und Rechtlosigkeit
empfiehlt", sagte Delius.

Der von der Türkei gesuchte frühere Vorsitzende der syrischen
Kurdenpartei PYD steht seit Jahren für die Menschenrechte der Kurden
ein. "Den Kurden-Politiker auszuliefern, während in Deutschland
produzierte türkische Panzer das kurdische Afrin in Syrien
überrollen, wäre ein Affront gegen alle Kurden und die
Menschenrechte", mahnte Delius.

Salih Muslim war am 24. Februar 2018 in Tschechien aufgrund einer von
der Türkei veranlassten "Red Notice" der internationalen
Polizeiorganisation Interpol festgenommen worden. Zwei Tage später
kam er aufgrund massiver Proteste im In- und Ausland wieder frei,
ohne dass über das türkische Auslieferungsgesuch entschieden wurde.
Salih Muslim erhielt von den tschechischen Behörden die Maßgabe, bis
auf weiteres nicht die Europäische Union zu verlassen.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. März 2018
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MELDUNG/177: Die Vereinten Nationen Nationen sollen Roma-Flüchtlinge entschädigen


Gesellschaft für bedrohte Völker - Pressemitteilung vom 5. März 2018

UN sollen Roma-Flüchtlinge entschädigen - Neue Dokumentation
zeigt: Verdacht auf Langzeitschäden durch Unterbringung in
verseuchten UN-Camps im Kosovo erhärtet sich



Genf/Göttingen, den 5. März 2018 - Der Verdacht, dass
Roma-Flüchtlinge im Kosovo durch die Unterbringung in
Flüchtlingslagern der Vereinten Nationen (UN) auf bleiverseuchtem
Grund gesundheitliche Langzeitschäden davongetragen haben, erhärtet
sich nach Erkenntnissen der Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV).
Die Menschenrechtsorganisation wird morgen (6.3.) in Genf auf einem
sogenannten Side Event im Rahmen der aktuellen Sitzung des
UN-Menschenrechtsrates eine Dokumentation über Gesundheitsprobleme
ehemaliger Lagerinsassen und ihrer Kinder vorlegen.

Damit verknüpft die GfbV die unmissverständliche Forderung an die UN,
die betroffenen Roma, Aschkali und Balkan-Ägypter individuell zu
entschädigen und für ihre medizinische Betreuung zu sorgen. Der
Menschenrechtsausschuss der UN-Mission im Kosovo "Human Rights
Advisory Panel" (HRAP) hatte dies schon 2016 empfohlen, nachdem die
UN zuvor lange Zeit Forderungen Betroffener und von
Menschenrechtsorganisationen zurückgewiesen hatten. Die UN wollen
auch der Empfehlung ihres eigenen Ausschusses nicht folgen. "Es ist
ein Skandal, dass die Vereinten Nationen für ihre eigenen Fehler
nicht gerade stehen wollen", kritisiert die
GfbV-Südosteuropareferentin Jasna Causevic. "Wir erwarten von den UN,
dass sie den Prinzipien treu bleibt, die sie selbst hochhalten:
Rechtsstaatlichkeit, Übernahme von Verantwortung für Schwächere und
Stärkung von Minderheitenrechten."

Für die Dokumentation hat die GfbV 50 Betroffene mit 213 Kindern
befragt. Die gesundheitlichen Beschwerden, die viele Roma zu
Protokoll gaben, deuten mit an Sicherheit grenzender
Wahrscheinlichkeit darauf hin, dass sie durch die hohe Bleibelastung
in den UN-Flüchtlingslagern lebenslange Schäden davongetragen haben.
Jetzt müssten medizinische Gutachten angefertigt werden, fordert die
GfbV. Die UNMIK hatte nach der NATO-Intervention im Kosovo 1999
mehrere hundert Roma-Flüchtlinge jahrelang in fünf kontaminierten
Camps einquartiert.

Den damals in der Region eingesetzten Blauhelmen war aufgrund der
hohen Schwermetallbelastung geraten worden, im ersten Jahr nach ihrer
Heimkehr keine Kinder zu zeugen. "So viel Rücksicht wurde den Roma
nicht entgegengebracht", kritisiert die GfbV-Südosteuropa-Expertin
Jasna Causevic. "Im Gegenteil: Die Flüchtlinge mussten trotz
dringender Warnungen und alarmierender Untersuchungsergebnisse eines
Umweltmediziners jahrelang in den Camps nahe einer ehemaligen
Bleischmelzanlage in den Lagern ausharren."

Die Präsentation der GfbV Dokumentation findet am 6. März von 14 bis
15 Uhr im Palais des Nations statt (Gebäude A, Eingang 13, Raum VIII,
3. Etage). 

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. März 2018

Herausgeber: Gesellschaft für bedrohte Völker e. V.

Postfach 20 24, D-37010 Göttingen
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MELDUNG/154: Klimawandel ist nicht geschlechtsneutral - Insbesondere Menschenrechte von Frauen sind bedroht


Fian - Pressemitteilung vom 06.03.2018

Internationale Menschenrechtsorganisation für das Recht, sich zu ernähren

Zum Internationalen Frauentag

Klimawandel ist nicht geschlechtsneutral

Insbesondere Menschenrechte von Frauen sind bedroht



Köln, 06. März 2018. Der Klimawandel schreitet voran und die internationale
Staatengemeinschaft hat bisher nicht ausreichend darauf reagiert.
Deutschlands neue Regierung hat ihre früheren Klimaschutzziele sogar gerade
wieder in Frage gestellt. Neueste Analysen des Weltklimarats bestätigen,
dass die internationalen Klimascchutzmaßnahmen nicht ausreichen. Die Folgen
der zunehmenden Erderwärmung verstärken die bestehenden geschlechtlichen
Diskriminierungen, vor allem von Frauen in ländlichen Regionen des Globalen
Südens. Ihre Menschenrechte auf Nahrung und Wasser sind massiv bedroht.
Darauf weist die Menschenrechtsorganisation FIAN Deutschland anlässlich des
Internationalen Frauentags hin.

Die ländliche Bevölkerung in den Ländern des Globalen Südens ist extrem
abhängig von einer intakten Umwelt und verlässlichen Wetterverhältnissen.
Beides wird durch den Klimawandel bedroht. Kleinbäuerinnen im Globalen
Süden bauen 45 - 80 Prozent der Nahrungsmittel an und leiden daher
besonders unter den Folgen des Klimawandels für die Landwirtschaft. Darüber
hinaus sind gemäß dem Entwicklungsprogramm der Vereinten Nationen (UNDP) 80
Prozent der Menschen, die aufgrund des Klimawandels umsiedeln müssen,
Frauen. "Der Klimawandel verstärkt bestehende Mehrfachdiskriminierungen,"
erläutert Gertrud Falk, Klimareferentin von FIAN Deutschland. "Frauen bauen
in der Regel die Nahrungsmittel für die Versorgung ihrer Familien an. Wenn
die Ernten zurückkgehen, stehen vor allem sie unter Druck, dies durch
Mehrarbeit und Verzicht auszugleichen."

Gemäß dem Weltklimarat hat der Klimawandel vor allem in den Ländern um den
Äquator verherende Folgen für die Landwirtschaft. Böden erodieren durch
Dürren und Starkregen. Regenzeiten sind nicht mehr verlässlich. In Honduras
ist diese Entwicklung beispielhaft sichtbar. So beklagt Dulio Medina,
Direktor des honduranischen Verbands der Produzenten von
Grundnahrungsmitteln (Prograno), dass in den letzten drei Jahren nur
jeweils 450.000 Tonnen Mais geerntet wurden, während in guten Erntejahren
1,1 Millionen Tonnen eingefahren werden konnten. Die Mitglieder des
Frauenverbands der ethnischen Gruppe Garifuna, Nachfahren westafrikanischer
Sklaven, sind besonders stark von Dürren, Pestiziden von Ölpalmplantagen
und Landvertreibungen betroffen. Kokospalmen und Fisch, Grundlagen ihrer
Ernährung schwinden. Viele Frauen sehen sich daher genötigt, in Städte oder
Nachbarländer zu ziehen.

"Menschen- und Gleichstellungsrechte fehlen in den internationalen
Klimaverträgen", kritisiert Falk. "Zwar sind Staaten verpflichtet, Menschen-
 und Frauenrechte in allen Politikfelder zu achten, zu schützen und zu
gewährleisten. Doch weil sie bisher nicht explizit in die Klimaverträge
aufgenommen wurden, stellen sie keine Kriterien für Klimaschutz- und
Klimaanpassungsprojekte sowie deren Finanzierung dar. In der Folge kommt es
leider auch beim Klimaschutz oft zu Menschenrechtsverletzungen, zum
Beispiel durch Landvertreibungen für Staudamm- und Waldprojekte."

Frauen sind bisher auch bei den internationalen Klimaverhandlungen
unterrepräsentiert. Zwar hat der Anteil von Frauen in den Delegationen der
Staaten im Laufe der Jahre zugenommen, hat aber nie über 40 Prozent
gelegen. Der Anteil der Delegationen, die von Frauen geleitet wurden, hat
bisher 25 Prozent nicht überschritten. Die Staatengemeinschaft hat im
November 2017 auf diese durchgängigen Diskriminierungen von Frauen in der
Klimapolitik reagiert und eine Gender-Aktionsplan zur Klimarahmenkonvention
beschlossen. "Dieser Gender-Aktionsplan veweist in seiner Präambel auf die
menschenrechtlichen Pflichten der Staaten. Ein erster wichtiger Schritt",
bewertet Falk den Beschluss. "Er ist allerdings sehr allgemein gehalten und
muss nun von den Staaten mit konkreten Maßnahmen zu Stärkung der Rechte von
Frauen in der Klimapoltik umgesetzt werden, auch von der deutschen
Regierung."



Webseite:

https://www.fian.de/themen/jahresthema-klimagerechtigkeit/

Links:

Zu den neuesten Anlysen des Weltklimarats:

http://www.ipcc.ch/report/sr15/

Zum Anteil der Frauen an den Menschen, die aufgrund des Klimawandel
umsiedeln müssen: 

http://www.undp.org/content/undp/en/home/librarypage/womens-empowerment/gender-and-climate-change.html

Zu den Folgen des Klimawandels in Honduras:

https://rethink.earth/traversing-the-dry-corridor/

Zum Anteil der Frauen bei den internationalen Klimaverhandlungen:

http://gendercc.net/genderunfccc.html

Zum Gender-Aktionsplan zur Klimarahmenkonvention:

https://unfccc.int/files/meetings/bonn_nov_2017/application/pdf/cp23_auv_gender.pdf

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. März 2018

Herausgeber: FIAN-Deutschland e.V., Briedeler Straße 13, 50969 Köln
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ATTAC/1887: EuGH - Konzernklagerechte innerhalb der EU unvereinbar mit EU-Recht


Attac Deutschland - Pressemitteilung

Frankfurt am Main, 6. März 2018

EuGH: Konzernklagerechte innerhalb der EU unvereinbar mit EU-Recht

Attac fordert: "Konzernklagerechte endgültig begraben"



Ein heutiges Urteil des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) könnte den
Anfang vom Ende der rund 200 Investitionsabkommen zwischen den
EU-Mitgliedstaaten bedeuten, welche Sonderklagerechte für Konzerne
(ISDS) beinhalten. Nach der Entscheidung des EuGH sind Sonderklagerechte
innerhalb der EU unvereinbar mit EU-Recht. (1)

"Die heutige Entscheidung ist erfreulich. Sie markiert den Beginn des
Endes der Sonderklagerechte für Konzerne in Europa", sagt Roland Süß vom
bundesweiten Attac-Koordinierungskreis. "Mit dieser Paralleljustiz
könnten Konzerne nicht nur Staaten vor eigenen Schiedsgerichten klagen,
wenn diese Gesetze beschließen, die ihre Profitmöglichkeiten
einschränken. Sie könnten damit auch enormen Druck auf die
Entscheidungsfindung im öffentlichen Interesse ausüben."

Das globalisierungskritische Netzwerk Attac fordert alle EU-Länder auf,
nicht nur die EU-internen Investitionsverträge, die ISDS enthalten, zu
kündigen. Die Regierungen sollen sich endlich grundsätzlich von diesen
Sonderklagerechten für Konzerne verabschieden. Sie sollen daher der
EU-Kommission alle entsprechenden Verhandlungsmandate für Abkommen mit
Drittstaaten entziehen - darunter etwa EU-Japan oder EU-Mexiko. Attac
fordert zudem den Bundestag auf, das CETA-Abkommen zwischen der EU und
Kanada nicht zu ratifizieren.

Hintergrund:

Die Entscheidung betrifft einen Streit zwischen dem niederländischen
Unternehmen Achmea und der Slowakei über die Vereinbarkeit einer
ISDS-entscheidung mit den EU-Verträgen. Der Fall entstand im Anschluss
an einen Streit über die slowakische Gesundheitsreform zwischen dem
niederländischen Investor Achmea und der slowakischen Regierung. Achmea
trat 1997 in den slowakischen Versicherungsmarkt ein und expandierte
2006 auf den Krankenversicherungsmarkt. Nach einer Reihe von Reformen im
Jahr 2006 auf dem slowakischen Krankenversicherungsmarkt beschloss
Achmea, eine Klage vor einem ISDS-Tribunal auf der Grundlage des
niederländisch-slowakischen bilateralen Investitionsvertrags (BIT)
einzureichen.

Die slowakische Regierung verlor den Fall vor dem Investitionsgericht
und das Gericht erließ einen Schiedsspruch in Höhe von rund 25 Millionen
Euro gegen die Slowakei, die sich weigerte, die Zahlung zu leisten. Als
Achmea beschloss, den Schiedsspruch vor deutschen Gerichten
durchzusetzen, fragte der deutsche Bundesgerichtshof den Europäischen
Gerichtshof, ob der ISDS-Mechanismus im slowakisch-niederländischen
Investitionsabkommen mit den EU-Verträgen vereinbar sei.

Auch die EU-Kommission hat im Jahr 2015 in Verfahren gegen fünf
EU-Länder eingeleitet, weil sie ihre Intra-EU-BITs nicht beendet hatten.


Weitere Informationen:

www.attac.de/ceta

Anmerkung:

(1) https://curia.europa.eu/jcms/upload/docs/application/pdf/2018-03/cp180026en.pdf

 * 

Quelle:

Attac Deutschland, Pressestelle
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TREFF/220: Wertheim - Beratung zur Altersvorsorge am 22. März 2018


Beratung zur Altersvorsorge



Wertheim. Eine Beratung zur Altersvorsorge bietet die Deutsche
Rentenversicherung am Donnerstag, 22. März, im Wertheimer Rathaus an.
Die Beratung ist unabhängig, neutral und kostenlos. Sie richtet sich
an alle Interessierten, auch an junge Leute und Berufseinsteiger aus
Wertheim und den Nachbargemeinden. Termine können unter der
Telefonnummer 09341/9217-17 vereinbart werden.

In der Beratung können folgende Fragen besprochen werden: Wie hoch
wird die Gesamtversorgung (gesetzlich, betrieblich, privat) im Alter
sein? Welche Abgaben (z.B. Steuern) fallen im Alter an? Welche
Möglichkeiten der ergänzenden Altersvorsorge gibt es? Welche
staatlichen Förderungen können in Anspruch genommen werden?

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Samstag, 10. Februar 2018

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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TREFF/219: Bonn - Frauen-Empowerment in Entwicklungsländern - Helfen wir richtig?, 16.03.2018


Frauen-Empowerment in Entwicklungsländern - Helfen wir richtig?

Veranstaltung rund um den Internationalen Frauentag am 16. März 2018 in Bonn



Die Geschlechtergerechtigkeit und die Stärkung der Frauen sind als
nachhaltiges Entwicklungsziel 5 Bestandteil der Agenda 2030 und eine
Querschnittsaufgabe in allen Agenda-Zielen. Ungleichheit und
Diskriminierung gibt es in allen Gesellschaften, vor allem in der
Arbeitswelt, in der Wirtschaft und der Politik. Doch insbesondere im
informellen Sektor in Entwicklungsländern leiden vor allem in
Heimarbeit arbeitende Frauen unter höchst prekären Arbeitsbedingungen,
Ausbeutung und Diskriminierung.

SÜDWIND forscht und handelt für gerechte Wirtschaftsbeziehungen und
setzt sich ein gegen die Benachteiligung von Frauen, deckt ungerechte
Strukturen auf, macht sie bewusst und verändert sie.
Der Marie-Schlei-Verein e.V. unterstützt Frauenprojekte in
Entwicklungsländern. Doch sind beide Ansätze überhaupt die richtigen
Ansätze? Warum ist es überhaupt wichtig, Frauen im Rahmen einer
nachhaltigen Politik zu unterstützen? Kann auf diesem Wege die
Gleichberechtigung gefördert werden?

Diesen Fragen möchten wir auf den Grund gehen. Wir haben dazu die
Gastrednerin Marta Benavides aus El Salvador eingeladen, die als
Theologin und Expertin auf dem Gebiet "Arbeitswelt in Lateinamerika"
interessante Perspektiven beizusteuern hat.

Die anschließende Podiumsdiskussion widmet sich dem Thema, ob die Art
und Weise, wie durch Projekte Frauen-Empowerment gefördert wird, der
richtige und erfolgreiche Weg ist. ExpertInnen, die seit vielen Jahren
in der Entwicklungs- und Frauenarbeit tätig sind, hinterfragen das
aktuelle Vorgehen und diskutieren Lösungsansätze und Forderungen.

Die Veranstaltung "Frauen-Empowerment in Entwicklungsländern - Helfen
wir richtig?" soll letztendlich ausloten, wie wir im Hinblick auf die
Umsetzung des SDG 5 der Agenda 2030 zu mehr Geschlechtergerechtigkeit
kommen können und inwieweit international geltende Normen wie bspw.
die Übereinkommen der internationalen Arbeitsorganisation (ILO) dabei
helfen können.

Die Veranstaltung findet in Kooperation der Stadt Bonn/VHS Bonn, des
Marie-Schlei-Vereins e.V. und SÜDWIND statt.

Ort: Haus der Bildung Bonn, Mühlheimer Platz 1, 53111 Bonn, Saal 1.11
Zeit: 16:00 - 20:00 Uhr

Programm und Anmeldung unter:

https://doo.net/veranstaltung/20249/buchung

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 02.03.2018
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AUSSICHTEN/8207: Und morgen, den 7. März 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 07.03.2018 bis zum 08.03.2018 +++






[image: Jean-Luc 8207 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Wolkenfelder viele,

etwas Sonne auch,

Schwachwind ohne Ziele;

Jean schläft auf dem Bauch.
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ITALIEN/216: Scharfer Rechtsruck bei den Parlamentswahlen (Gerhard Feldbauer)


Scharfer Rechtsruck bei Parlamentswahlen in Italien

Schwere Schlappe für Sozialdemokratischen Partito Democratico

von Gerhard Feldbauer, 6. März 2018



Bei den Parlamentswahlen in Italien ist es zu einem weiteren scharfen
Rechtsruck gekommen. Die faschistisch-rassistische Allianz aus Forza
Italia (FI) Berlusconis, der Lega Salvinis und der "Fratelli d'Italia"
(Brüder Italiens) von Giorgia Meloni kam auf 35,7 Prozent. An der
Spitze steht allerding mit 17,4 Prozent die Lega, während Berlusconis
FI auf 14 Prozent zurückfiel. Mit 32,7 Prozent wurde die allein
antretende rechtslastige Fünf-Sterne-Bewegung M5S mit faschistischer
MSI-Vergangenheit stärkste Partei.

Die regierende Partito Democratico sackte auf etwa 18,7 Prozent ab und
verlor damit gegenüber rund 40 Prozent bei den EU-Wahlen 2014 über die
Hälfte ihrer Wähler. Ihr Bündnis mit "Piu Europa", der Südtiroler
Volkspartei (SVP) und "Civica Popolare" kam auf 22,5 Prozent. Das aus
der Opposition gegen die PD von verschiedenen Linken gebildete
Wahlbündnis Freie und Gleiche (LeU) blieb mit 3,4 Prozent weit unter
den erwarteten acht. Die einzige antikapitalistische Linke "Potere al
Popolo" gelangte mit etwa 1,1 Prozent nicht über die Sperrklausel von
drei Prozent. In dieser Sammlungsbewegung waren die beiden KPs
Rifondazione Comunista (PRC), die PCI und weitere linke Gruppen
angetreten.

Das Wahlresultat ist auch das Ergebnis der über weite Strecken
praktizierten Kollaboration von PD-Chef Matteo Renzi mit Berlusconis
faschistischer FI, die sich in einer weitgehend passiven Wahlkampagne
niederschlug. Der wüsten Hetze gegen Immigranten und Flüchtlinge wurde
oft tatenlos zugesehen. Die PD-Dissidenten, die zu LeU stießen, haben
das zu lange mit gemacht, ehe sie sich trennten und obendrein zu
keiner Opposition gegen das System gefunden. Das linke
Manifesto sieht den Wahlausgang als Ergebnis "einer gespaltenen
Linken". M5S-Spitzenkandidat Luigi di Maio ließ verlauten: "Alle
müssen jetzt mit uns sprechen." Ob es, wie Manifesto meint, zu
einem "Tanz unter den Sternen" kommt, bleibt abzuwarten.

Zur Wahl der 630 Mitglieder der Abgeordnetenkammer und der 315 des
Senats waren knapp 51 Millionen Wähler aufgerufen, von denen 4,3
Millionen im Ausland leben. Die Wahlbeteiligung lag bei 73 Prozent.
Gewählt wurde nach einem Mix aus zwei Drittel Verhältnis- und einem
Drittel Mehrheitswahlrecht. Eine Koalition bzw. die M5S hätte für eine
absolute Mehrheit 40 Prozent der mit dem Proporzsystem vergebenen
Sitze sowie 70 Prozent der Einmann-Wahlkreise erobern müssen. Das hat
niemand geschafft.

Als nächstes werden am 23. März beide Kammern zur konstituierenden
Sitzung zusammentreten und ihre Präsidenten wählen. Die weiteren
Entscheidungen liegen dann bei Staatspräsident Sergio Mattarella. Fest
steht, dass er den bisherigen Premier Paolo Gentiloni von der PD
bitten wird, weiter zu amtieren. Dann wird er zunächst prüfen lassen,
ob sich eine Mehrheit in den Kammern für eine Regierung finden könnte.
Das würde auf Koalitionen hinauslaufen. Rein rechnerisch wäre eine
Koalition von M5S und der Verliererin PD möglich, was Partei-Gründer
Beppe Grillo immer ausgeschlossen hat. Als wahrscheinlich gilt, dass
Lega-Chef Salvini, der als der eigentliche Wahlsieger gilt, seine
Forderung, eine Regierung zu bilden, durchsetzen könnte. Damit würde
ein offener Rassist an die Regierung kommen, der bereits angekündigt
hat, 600.000 Migranten und Flüchtlinge aus Italien zu verjagen. "Egal
mit wem er koalieren würde, erwarte ich für die Zukunft für diese
Menschen das Schlimmste", so die Anthropologie-Dozentin an der
Universität von Bari, Annamaria Rivera, eine antirassistische
Aktivistin und Autorin zahlreicher Bücher zum Thema. Der Ex-Senator der
PRC, Giovanni Russo Spena, Mitbegründer von "Potere al Popolo",
schlussfolgert: Es zeigte sich, "dass die Linke faktisch liquidiert
worden ist. Wir brauchen eine radikale Änderung und deshalb werden wir
weiter an unserem Projekt arbeiten. Zur Analyse der Lage rufen wir für
den 18. März zu einer Nationalen Versammlung auf".

Wie La Repubblica am Dienstag berichtet, hat PD-Chef Renzi
einen in der Partei geforderten sofortigen Rücktritt abgelehnt. Er
werde nach der Bildung einer neuen Regierung, wenn die PD in die
Opposition gehe, abtreten. Das heißt, er will seine Partei bei den
Sondierungen des Staatschefs zur Bildung einer Koalitionsregierung
vertreten. Für den Fall, dass es zu keiner Regierungsbildung und
Neuwahlen kommt, will er sich die Entscheidung wohl offen halten. Vor
den Wahlen hatte er sich, wie auch Berlusconi, für den Fall, dass
eine Regierungsbildung an der jetzt eingetretenen fehlenden Mehrheit
einer Koalition bzw. Partei scheitert, für sofortige Neuwahlen
ausgesprochen.

 * 

Quelle:

© 2018 by Gerhard Feldbauer

Mit freundlicher Genehmigung des Autors
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TREFF/627: Bielefeld - Museumsrundgang zur Bielefelder Frauengeschichte am 11.3.2018


Rundgang zur Bielefelder Frauengeschichte



Bielefeld (bi). Zum internationalen Frauentag lädt das Historische
Museum am Sonntag, 11. März, zu einem Rundgang "Auf den Spuren der
Frauengeschichte in Bielefeld" ein. Zentrales Thema ist der Übergang
der Leinenstadt zu einem Zentrum der Industrialisierung. Es entstanden
Arbeitsplätze für Tausende von jungen Frauen, die aus dem ganzen
Gebiet des preußischen Königreiches herangeholt wurden. Wie erlebten
sie ihre neue Arbeitswelt, wo wurden sie untergebracht, welche Träume
hatten sie und wie sah die Wirklichkeit aus? Antworten auf diese
Fragen werden in der Veranstaltung um 11.30 Uhr gegeben.

 * 

Quelle: 

Pressemitteilung von Montag, 5. März 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / KINDERBLICK / NATURKUNDE





PFLANZEN/038: Palmen - eine seltene Nuß ... (SB)




Palmen treten auf unserer Erde seit ca. 80 Millionen Jahren auf.
Viele haben ihre Samen (Nüsse) von Meer und Wind in andere
Regionen der Welt treiben lassen. Auf Inseln und in Küstenregionen
verschiedener Kontinente mit günstigem Klima konnten ihre Samen
keimen, wachsen und gedeihen und so erklärt es sich, dass Palmen
unterschiedlicher Arten sich weit verbreiten konnten und in diesen
Ländern heute noch anzutreffen sind.

Doch bei einer Palme scheint etwas schief gelaufen zu sein, denn
obgleich auch sie ihre riesigen Nüsse ins Meer entließ, findet man
diese einzigartige Pflanze, die Coco de Mer Palme, nur auf zwei Inseln
der Seychellen, auf Praslin und Curieuse.


Eine Nuss, die keine neue Heimat fand




[image: Eine sehr harte braune Schale gibt der relativ flachen Nuss, die nahezu quadratisch mit sehr runden Ecken erscheint und an einer Seite eine Vertiefung aufweist eine eigenwillige Form - Foto: 2017, by dronepicr (Coco de Mer) [CC BY 2.0 (http://creativecommons.org/licenses/by/2.0)], via Wikimedia Commons]

Die Nuss einer Coco de Mer Palme

Foto: 2017, by dronepicr (Coco de Mer) [CC BY 2.0 (http://creativecommons.org/licenses/by/2.0)], via Wikimedia Commons



Bereits vor vielen Jahrhunderten wurden riesige Nüsse an den Küsten
Malediviens, Indiens, Indonesiens und Südafrikas gefunden. Vom Meer
angespült, konnte man ihre Herkunft nicht erschließen, denn in
besagten Ländern wuchs kein derartiger Baum, an dem solche Früchte
hingen. Bald verdichteten sich Erzählungen und Vermutungen zu Legenden
und auch der Weltumsegler Ferdinand Magellan berichtete im Jahr 1520
von schwimmenden großen Nüssen, die vermutlich von einem riesigen Baum
auf dem Grunde des Meeres stammten. Man erzählte sich, dass die
Baumkrone manchmal in den flachen Buchten vor der Küste von Java zu
sehen sei, doch sobald man hinab tauche, um sie in Augenschein zu
nehmen, verschwänden Baumkrone und Baum sofort. Aufgrund dieser
Vorstellung wurde die Nuss "Coco de Mer" (Kokusnuss des Meeres)
genannt. Als die Palme viel später entdeckt wurde, an der diese
Nüsse wuchsen, nannte man sie den "Meerespalmenbaum" (Coco de
Mer-Palme).

Leider bringen die angeschwemmten riesigen Nüsse der Coco de Mer
keine neuen Palmen hervor, warum? Und warum findet man sie nicht in Indien,
Indonesien oder Südafrika? Die Verbreitung von Pflanzensamen auf dem
Wasserweg (Hydrochorie) ist nicht ungewöhnlich und wird beispielsweise
auch von der Kokosnuss, von der See- und der Teichrose, der
Sumpf-Kratzdistel oder dem Kriech-Hahnenfuß angewendet und zwar erfolgreich.
Was also könnte dazu geführt haben, dass es bei der Coco de Mer nicht
geklappt hat?

Eine Erklärung dafür, warum die Coco de Mer zwar ihren Weg übers Meer
an die Küsten anderer Länder gefunden hat, sich dort aber nicht
ansiedelte, lautet: man nimmt an, dass nur die unreifen
Nüsse leicht genug waren, um schwimmen zu können, die reifen wären
aufgrund ihres hohen Gewichtes einfach untergegangen. Die unreifen,
leichteren erreichten zwar ferne Küsten, doch konnten sie nicht
befruchtet werden, weil es dort keine gleichartigen männlichen Palmen
gab. Und selbst wenn es sie gegeben hätte, wären die Nüsse nicht ohne
an der Palme zu hängen, fähig gewesen, Blüten zu entwickeln, die
hätten bestäubt werden können. Doch die Palme selbst hat auch noch
ihre ganz eigenen Verbreitungsschwierigkeiten.


Eine Palme mit Fortpflanzungsschwierigkeiten

Eine Eigenheit dieser Pflanze könnte eine wesentliche Rolle gespielt
haben. Die Coco de Mer beansprucht ungewöhnlich lange
Entwicklungsphasen und zudem erweist sich die Befruchtung der
weiblichen Palme als nicht gerade einfach. Denn sie muss in der Nähe
einer männlichen Palme stehen.




[image: Ein tannenzapfenähnliches Gebilde mit vielen kleine gelben Büten darauf, wächst an der männlichen Coco de Mer Palme - Foto: 2012, by Dreizung (Own work) [CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia Commons]

Männlicher Blütenstand mit Gecko

Foto: 2012, by Dreizung (Own work) [CC BY-SA 3.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/3.0)], via Wikimedia Commons



Eine Vermutung
lautet, dass nur bei fast stürmischen Winden die Bestäubung
stattfinden kann oder aber Geckos beim Verbreiten des Blütenstaubs
helfen. Andere Theorien schließen eine Windbestäubung aus, da im Wald
nur laue Winde vorkommen und Geckos kämen ebenso wenig in Frage, da
sie nur selten die Bäume wechseln. Wie die Bestäubung genau vor sich
geht, ist den Wissenschaftlern bis heute noch ein Rätsel. Neuere
Forschungen lassen vermuten, dass es Tiere, wie Bienen, Fliegen oder
andere Insekten und vielleicht sogar doch die Geckos sein könnten, die
den Pollen der männlichen Palme zu der Blüte der weiblichen tragen.
Doch bevor all das stattfinden kann, braucht es lange Zeit, denn so
eine Palme ist erst nach 25 Jahren geschlechtsreif.
Die Samen der Meeresfruchtpalme hängen zwar wie Trauben dicht
nebeneinander an der weiblichen Pflanze, aber erst nach 20 Jahren
werden sie das erste mal blühen.




[image: Im Vordergrund sind zwei schon größere, aber noch grün und unreife Früchte zu sehen - Foto: 2005 by anonymus [cc-By-SA 3.0], via Wikimedia Commons]

Weibliche Blüte mit unreifen Früchten

Foto: 2005 by anonymus [cc-By-SA 3.0], via Wikimedia Commons






Die langwierige Entstehung einer Palme

Wie auch immer die Bestäubung zustande kam, wenn sie erfolgreich war
reift die Nuss heran und fällt irgendwann mit den Samen, gut geschützt,
durch die dicke Nuss-Schale in der Nähe der Mutterpalme auf den
Boden. In einer Nuss befindet sich meistens nur ein Samen, doch können
auch mal drei darin enthalten sein, die jeweils eine Größe von ca. 30
cm aufweisen. Es dauert Monate bis die am Boden liegende Nuss zerfällt
und zu keimen beginnt. Bis sich aus dem Sprössling das erste Blatt
entfaltet, vergeht fast ein Jahr. Die folgenden Blätter benötigen
ebenfalls wieder ein Jahr, um zu wachsen. Für diesen anfänglichen
Lebensabschnitt werden die in der Nuss enthaltenen Nährstoffe
aufgebraucht. Ein Platz in der Nähe der weiblichen Elternpalme erweist
sich als vorteilhaft, denn anschließend wird der Sprössling noch bis
zu zwei Jahre von der Mutterpalme mit den wichtigsten Stoffen
versorgt, da der Boden auf dem die Coco de Mer Palmen wachsen nicht
sehr ergiebig ist. Auch hierfür hat die "kluge" Palme eine
Überlebenstechnik entwickelt. Ihre großen Blätter bilden eine
Trichterform und so werden alle Reststoffe wie Pollen, Blüten oder
sogar Tierkot darin vom Regen direkt unter die Palme auf den Boden
geleitet. Auf diese Weise versorgt sie sich mit Nährstoffen und ihren
Sprössling gleich mit. Man kann sagen, dass sie einen nachhaltigen
Umgang mit den für sie wichtigen Rohstoffen hat. Und sie hat sogar
noch Helfer in Form von zwei bestimmten Schneckenarten, die ihre
Blattstiele sauber halten und damit den Abfluss der Stoffe wie in
einer sauberen Regenrinne verbessern.

Heute ist die Meeresfruchtpalme nach wie vor nur auf den beiden
Seychellen-Inseln Praslin und Curieuse anzutreffen. Es scheint, als
sei sie besonders für das Leben als Palmenwald geeignet. Ihr Stamm ist
aus hartem unelastischem Holz und würde den starken Winden an den
Küsten nur schwer standhalten können. Wird die Palme älter, so bildet
sich bei Zeiten ein knollenartiges Gebilde am Ende des Stammes aus, also
an der Basis. Es wächst zu einer Art Sockel mit kleinen Löchern
heran, in die der Stamm seine widerstandsfähigen, reißfesten Wurzeln
wachsen lässt, wodurch die Palme einen festen Halt im Boden erzielen
kann. Übrigens kann sie theoretisch bis zu 800 Jahre alt werden. Eine
Coco de Mer Palme mit einem nachgewiesenen Alter von 300 Jahren
wächst auf der Seychelleninsel Praslin.




[image: Viele dicht nebeneinander hoch wachsende Palmen, in der Mitte geht ein ziemlich winzig erscheinender Mensch - Foto: 2008, by SeSchu (Own work) [CC BY-SA 4.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0)], via Wikimedia Commons]

Coco de Mer Palmenwald auf der Insel Praslin

Foto: 2008, by SeSchu (Own work) [CC BY-SA 4.0 (https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0)], via Wikimedia Commons



Auf der Insel Praslin wurde der Nationalpark "Vallée de Mai"
errichtet, der 1983 von der UNESCO in die Liste des Weltnaturerbes
aufgenommen wurde. Hier wachsen die Meeresfruchtpalmen in dichtem
Wald. Trotz all ihrer Finessen, sich auf den beiden Inseln ihr
Überleben zu sichern, stehen diese bemerkenswerten, sehr seltenen
Palmen auf der Liste der bedrohten Arten. Die Nüsse sind bei Touristen
sehr begehrt und können heute für sehr viel Geld im Handel, sogar über
das Internet, bestellt werden. Das ruft auch Diebe auf den Plan, die
die Nüsse direkt von den Palmen stehlen, um sie zu verkaufen. Das
Problem verstärkt sich dadurch, dass die Coco de Mer Palme nur wenige
Samen bildet und zudem ihre sehr langsame Entwicklungszeit nicht
reicht, um die Verluste auszugleichen. So bleibt zu hoffen, dass den
Verantwortlichen auf den Seychellen die Palmen so wichtig sind, dass
sie den Verkauf der Nüsse unter Kontrolle behalten und die Palmen sich
dort weiter vermehren können.



Diesem Artikel liegen folgende Quellen zugrunde:

https://www.welt.de/reise/Fern/article106665951/Die-sagenumwobene-Coco-de-Mer-auf-den-Seychellen.html

http://www.seyco.de/fauna_flora.html

http://www.safari-afrika.de/Pflanzenwelt/Palmen/Seychellenpalme/seychellenpalme.html
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THEATER/1322: Unna - "Mausekuss für Bär" am 13. März 2018


Stadt Unna

Kindertheaterstück "Mausekuss für Bär", am 13. März in der
Stadthalle 



Kreisstadt Unna. Im Rahmen der Kindertheaterreihe des Bereiches Kultur
der Kreisstadt Unna besucht das Theater "Wilde Hummel" aus Bochum am
13. März 2018 die Stadthalle Unna.

Gespielt wird das Stück "Mausekuss für Bär" für Menschen ab drei
Jahren. In diesem Stück geht es um einen glücklichen Bären, der ein
Einzelgänger ist. Eines Morgens läuft ihm eine Maus über den Weg und
bringt sein Leben durcheinander. Der Bär macht eine unglaubliche
Entdeckung: Zu zweit ist es viel schöner als alleine!
Die Schauspielerin erzählt die Geschichte mit liebevoll gestalteten
Figuren.

Karten für die Aufführung sind im i-Punkt des Zentrums für Information
und Bildung zum VVK-Preis von 5,00 Euro für Kinder ab 3 Jahren, sowie 
5,50 Euro für Erwachsene erhältlich, können aber auch unter der
Telefonnummer 02303/103-722 für die Tageskasse reserviert werden.
Gruppenermäßigungen sind auf Anfrage möglich.

Termin: Dienstag | 13. März 2018 | 15 Uhr 

Ort: Erich Göpfert Stadthalle | Parkstraße 44 | 59425 Unna

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 27. Februar 2018

Stadt Unna, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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TREFF/660: Bochum - Kunstaktion "Die Universität als Lern- und Kunstraum", 8. und 9.3.2018


Ruhr-Universität Bochum (RUB)

Kunstaktion - Die Universität als Lern- und Kunstraum


Bei einer öffentlichen Führung gibt es Kunstwerke auf dem Campus zu
sehen.



Sechs internationale Künstlerinnen und Künstler verändern temporär den
Campus der Ruhr-Universität Bochum (RUB). Sie lassen am 8. und 9. März
2018 Kunstwerke entstehen, die eine enge Verbindung zur
Gebäudearchitektur und dem Ruhrgebiet haben.

Termin

Bei einer öffentlichen Kunstführung am 9. März 2018 erhalten
Interessierte Details zu den Werken. Treffpunkt ist um 12.30 Uhr im
Foyer vom Veranstaltungszentrum der RUB, das sich unter der Mensa
befindet. Der Eintritt ist frei.

Zu sehen gibt es unter anderem Grafiken, Poster und eine performative
Lesung, die sich auf den Bochumer Campus als Raum beziehen. Die
Künstlerinnen Prof. Karina Nimmerfall und Mirjam Thomann organisieren
die Kunsttour über das Gelände.

An der Kunstaktion beteiligen sich außerdem noch folgende
Künstlerinnen und Künstler: Andreas Bunte, Julia Horstmann, Bojan
Sarcevic und die Künstlergruppe Jochen Schmith.

Internationale Fachtagung

Die öffentliche Führung ist Teil der internationalen Fachtagung "The
Spatial Turn and its Implications on (In)formal Learning Contexts",
die zeitgleich im Veranstaltungszentrum der RUB läuft.

Die Veranstaltung beschäftigt sich damit, inwiefern Raum eine
kulturelle Bedeutung einnimmt. Ein besonderer Fokus liegt dabei auf
der erziehungs- und sozialwissenschaftlichen Perspektive. Zum Beispiel
gibt es Vorträge zu Schule und Universität als Lernräume und wie sie
sich durch digitale Räume verändern. Aber auch ungewöhnliche Lernorte
wie das Gefängnis oder das Heavy-Metal-Konzert sind Thema.

Prof. Dr. Sandra Aßmann vom Institut für Erziehungswissenschaft
organisiert die Tagung.

Zur Webseite der Fachtagung: http://informal-learning18.de/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: Bochum, 2.3.2018

Ruhr-Universität Bochum (RUB)

Dezernat Hochschulkommunikation

Interne Kommunikation und Pressearbeit

Katharina Gregor, Redaktion

Universitätsstraße 150, 44801 Bochum

Telefon +49 234 32 29355

katharina.gregor@uv.rub.de

www.uv.rub.de/dezernat8/
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VORTRAG/280: Braunschweig - "Der Maler Götz von Seckendorff" am 25.3.2018


Vortrag über Götz von Seckendorff im Städtischen Museum



Braunschweig. Einen Vortrag mit dem Titel "Götz von Seckendorff
(1889-1914) - ein Braunschweiger Maler" hält der Theater
Zeitraum-Regisseur Gilbert Holzgang am Sonntag, 25. Februar, 15 Uhr,
in der Kleinen Dornse des Städtischen Museums im Altstadtrathaus,
Altstadtmarkt 7. Der Eintritt beträgt 5 Euro, um vorherige Anmeldung
wird gebeten unter museum@braunschweig.de oder (05 31) 470 4551.

Holzgang wird anhand von Seckendorffs Briefen das kurze Leben dieses
begeisternden Malers und Weltbürgers Revue passieren lassen, viele
Abbildungen seiner Gemälde und Zeichnungen zeigen und berichten, wie
Seckendorffs Werk gewürdigt wurde. Der Vortrag findet im Rahmen der
Sonderausstellung "Sonst geht's uns gut. Braunschweiger Biografien.
1916" statt.

Götz Freiherr von Seckendorff wurde 1889 in Braunschweig geboren. Früh
zeigte sich sein von den Bildhauern Carl Echtermeier und Eugen
Kircheisen sowie den Malern Prof. Georg Zeidler und Fritz Mackensen
gefördertes Talent. Nach dem Abitur am Humanistischen Gymnasium
Braunschweig, dem heutigen Wilhelm-Gymnasium, besuchte er die
Kunstgewerbeschule in München und gehörte seit 1908 zu den ersten
Schülern der Pariser Académie Ranson, der Wirkungsstätte namhafter
Künstler wie Pierre Bonnard und Aristide Maillol. Von 1909 bis 1911
unternahm Seckendorff Studienreisen durch Europa. Zum Kriegsdienst
einberufen fiel er 1914 in Frankreich. Von seinem künstlerischen Werk
blieb nur ein Bruchteil in Privatbesitz und öffentlichen Sammlungen
erhalten, unter anderem im Städtischen Museum Braunschweig.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 20. Februar 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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DAS BLÄTTCHEN/1775: China - Vernunft als Wille


Das Blättchen - Zeitschrift für Politik, Kunst und Wirtschaft

21. Jahrgang | Nummer 5 | 26. Februar 2018

China - Vernunft als Wille

von Heerke Hummel



Nach siebenjähriger Tätigkeit in China im Auftrag einer deutschen
staatlichen Schulbehörde legte Jörg Drenkelfort nun ein Buch vor, in
welchem er über seine Erfahrungen, Erlebnisse und Erkenntnisse berichtet.
Sein offizieller Status in China öffnete ihm manche Tür, sein allseitiges
Interesse an dem bevölkerungsreichsten Land der Erde mit seiner ältesten
Kultur erschloss ihm tiefe Einblicke in die chinesische Gesellschaft von
heute, in ihr Denken und ihre Probleme, sein verbindliches, einfühlsames
Auftreten - wie aufgrund seiner Schilderungen zu vermuten ist - sicherte
ihm das freundliche Entgegenkommen der Menschen im Reich der Mitte. Das
Produkt: Eine spannende, zum Nachdenken anregende Lektüre für die
interessierte Leserschaft.

Drenkelfort schildert seine überraschenden Eindrücke als Neuankömmling in
China, führt uns wichtige Lebensabschnitte eines Chinesen vor Augen, macht
seine Leser bekannt mit den geistigen Säulen der chinesischen Gesellschaft,
vermittelt Vorstellungen von ihrer Mobilität und von den
Freizeitbeschäftigungen. Er erklärt die innere Ruhe und Ausgeglichenheit
der Chinesen (trotz aller offensichtlichen Widrigkeiten), ihren Sinn fürs
Praktische und ihr Bedürfnis nach Harmonie - im Unterschied zu uns
Westlern, bei denen seit den Zeiten der alten Griechen sich alles als
Wettbewerb geriert, sich in Auseinandersetzungen und Kämpfen regelt. Der
Autor führt seine Leserschaft mit den wichtigsten Festen durch das
chinesische Jahr und nimmt sie mit auf seine Reise durch Stadt und Land. Er
zeigt, dass für Chinesen Freundschaft nicht das Gleiche bedeutet wie für
uns Europäer und gibt Tipps für die Anbahnung geschäftlicher Beziehungen,
um schließlich zur aktuellen chinesischen Politik unter Xi Jinping Stellung
zu nehmen.

Dem Leser wird bei all dieser Breite erlebte Wirklichkeit dargestellt. Das
bedeutet auch, dass ihm die hohe Dynamik der chinesischen Gesellschaft vor
Augen geführt wird. Sie zeigt sich ihm mancherlei Hinsicht. Als
zeitweiliger Lehrer und dann auch Verantwortlicher für den 
Deutsch-Unterricht in der ganzen Provinz Sichuan kann der Autor sehr detaillierte
Einblicke in das chinesische Schulwesen vermitteln, in den Arbeitsalltag
der Schüler, der von der Frühe bis weit in den Abend reicht. Er beschreibt
den von Familie und Schulsystem betriebenen Aufwand und erzeugten Druck,
aber auch den Willen und Eifer der Kinder und Jugendlichen selbst. Geistige
Grundlage dafür ist die im Bewusstsein der chinesischen Gesellschaft
allgegenwärtige Philosophie des Konfuzius (eine der geistigen Säulen -
neben dem Daoismus mit seiner ganzheitlichen, dialektischen
Betrachtungsweise der Welt, und dem Buddhismus) mit den von diesem
formulierten "fünf Tugenden": Mitmenschlichkeit, Rechtschaffenheit,
Sittlichkeit, Klugheit und Zuverlässigkeit. Doch zeigt Drenkelfort auch,
wie dieses Bewusstsein bei den jungen Menschen mit zunehmendem
geschäftlichem Erfolg und Wohlstand zu erodieren beginnt und von westlichen
Wertvorstellungen beeinflusst wird. "Die allgegenwärtige Modernisierung der
Welt", schreibt er, "heißt auch in China 'Verwestlichung': Deutsche Autos,
Gucci-Taschen, Starbucks, I Phone. Nur in diese Richtung scheint der Weg zu
gehen, ohne Zögern, ohne Zurück. Alternativlos sozusagen. Doch: Ohne
Traditionen gibt es keine zivilisierte Gesellschaft. Das weiß auch der
aktuelle Staatspräsident, Xi Jinping, und versucht, chinesische Geschichte
und Kultur zu stärken und zu einem neuen (alten) Glanz zu verhelfen." Die
westliche Presse, heißt es weiter, kritisiere dies mit Begriffen wie
Nationalismus, Abschottung oder Einigeln. Und sie sehe nicht, dass wir im
eigenen Land schon lange dabei sind, unsere christlich-abendländischen
Werte und Traditionen ohne Wenn und Aber einer grenzen- und ziellosen
Beliebigkeit zu opfern. Es ist, so möchte man als Leser ergänzen, die
Grenzen- und Ziellosigkeit einer von Gier getriebenen Kapitalverwertung -
in ihrer ganzen Beliebigkeit und Rücksichtslosigkeit!

Nach Meinung des Autors verfolgt Xi Jinping einen "chinesischen Traum", der
die harmonische Gesellschaft - orientiert an den seit Jahrtausenden
funktionierenden, sinnvollen Lebenshilfen chinesischer Philosophen und
Denker - in den Mittelpunkt stellt und dem amerikanischen Way of Life als
Alternative gegenüber stehen soll. Und Drenkelfort fragt: "Kommt er damit
in der Bevölkerung an? Wird er Erfolg haben können?" Seine Antwort:
Entscheidend werde sein, wie sich vor allem die Wirtschaft in den kommenden
Jahren und Jahrzehnten entwickeln wird und ob die Erfolge auch spürbar bei
den Menschen ankommen. Schon jetzt nehme die aufkommende Mittelklasse den
Wohlstand an, ohne die Politik in Frage zu stellen. Klare Ziele und Werte,
Politiker und Unternehmer als Vorbilder sowie die Gewährleistung der
Sicherheit der Bevölkerung seien weitere entscheidende Aspekte, um das Land
zu stabilisieren und dem konfuzianischen Ideal einer harmonischen
Gesellschaft näherzukommen. Immerhin habe Xi - im Unterschied zu uns
Europäern - für sein Land und seine Bewohner ein Konzept bereit, eine
Vision: Eine Welt, in der man friedlich nebeneinander lebt, in der man sich
gegenseitig hilft, statt sich zu bekämpfen, eine Welt in Harmonie und
Sicherheit. Auch hier möchte man ergänzend hinzufügen: Für den Rest der
Welt ist das sicherlich auch eine annehmbarere Perspektive als das frühere
Gespenst einer proletarischen Weltrevolution.

Aus einer ganz anderen Perspektive wurde die Situation in China kürzlich
bei einer Veranstaltung der Hellen Panke (Rosa-Luxemburg-Stiftung Berlin)
betrachtet. Ralf Ruckus, Publizist und Übersetzer, referierte da über "Neue
Ära oder baldiger Zusammenbruch in China?" aus der Sicht (linker)
chinesischer Oppositioneller, insbesondere der Arbeiterschaft,
beziehungsweise ihrer Wortführer, und deren Kämpfe gegen unsägliche
Ausbeutung, für soziale Verbesserungen. Wie zu erwarten zeichnete er - bei
aller Anerkennung der ungeheuren Dynamik des Landes - ein sehr viel weniger
optimistisches Bild vom Reich der Mitte; vor allem wegen des sozialen
Sprengstoffs einer gewaltig zunehmenden Spaltung der chinesischen
Gesellschaft in arm und reich. Sogar von einem Neomaoismus war die Rede,
der sich gegen den Neoliberalismus in China zur Wehr setze. Interessant war
nicht nur diese andere ("marxistische", "politökonomische") Sichtweise auf
das Phänomen China, sondern ebenso die Reaktion der Zuhörerschaft, die
einen bemerkenswerten Gegenwind blies: Von Zusammenbruch - und gar schon
baldigem - könne überhaupt nicht die Rede sein, war die einhellige Meinung
von Damen und vor allem Herren, die zum Teil jahrelange Kontakte
verschiedenster Art nach China pflegen beziehungsweise dort gelebt und
gearbeitet haben. Neben dem gigantischen ökonomischen und 
wissenschaftlich-technischen Zukunftspotential dieses Landes wurde, wie auch von
Drenkelfort, auf die Flexibilität seiner Führung hingewiesen; und auf ihre
prinzipielle Fähigkeit - dank des unbedingten Primats der Politik über die
Ökonomie -, den sozialen Gegensätzen und Konflikten gegenzusteuern.

Gerade an solcher Fähigkeit mangelt es nicht nur uns Deutschen, sondern uns
Europäern überhaupt - infolge unserer Geschichte und unseres geistigen
Erbes, worauf auch Denkelfort in seinem Buch hinweist. Seit den Versuchen
Karls des Großen, ein dauerhaftes europäisches Großreich zu schaffen, ist
unser Kontinent in zahlreiche Staaten und kleinste staatliche Gebilde mit
eigenen Sprachen, Traditionen, Kulturen und so weiter zerfallen. Einerseits
hat dies eine bedeutende Vielfalt hervorgebracht, den wissenschaftlichen
und technischen Fortschritt stimuliert, damit frühzeitig auch die
bürgerliche, kapitalistische Produktionsweise und Gesellschaft
herbeigeführt. Doch andererseits behindert diese Zerrissenheit staatlicher
politischer Macht heute die Möglichkeit, den über die staatlichen Grenzen
hinausgewachsenen, globalisierten kapitalistischen Markt mit all seinen
Widersprüchen zu steuern und so die sozialen Gegensätze und Konflikte
einzuschränken, also das Prinzip "Kapitalverwertung" als ökonomischen
Regulator mehr und mehr durch eine vernünftige, sachlich ziel- und
zweckgerichtete Ordnung der Märkte sowie Regulierung des gesellschaftlichen
Reproduktionsprozesses nach dem Willen der Gesellschaft zu ersetzen. Wenn
also Ralf Ruckus auf besagter Veranstaltung kritisch feststellte, die
heutige Führung der KP Chinas berufe sich - trotz der Bezeichnung
"Kommunistische" im Namen der Partei - so gut wie nicht mehr auf Karl Marx
und Friedrich Engels, so muss man doch sehen, dass, wenigstens für China,
Konfuzius und der Daoismus wohl nicht weniger bedeutende geistige
Grundlagen zur Gestaltung einer neuen, zukunftsorientierten Gesellschaft
bieten. Denn mit ihrem Humanismus und ihrer dialektischen, eigentlich auch
materialistischen Betrachtungsweise der Welt (als außerhalb und unabhängig
von unserem Bewusstsein sich entwickelnd) widersprechen sie durchaus nicht
marxistischem Denken. Gerade der Daoismus bestätigte sich mit der
Entwicklung der westlichen Industriestaaten während des ganzen vorigen
Jahrhunderts. Die dortigen Gesellschaften veränderten sich ohne die von
Marx und Engels erwartete Umgestaltung durch das Proletariat, sozusagen
durch die innere Entwicklung, Reifung und Veränderung der Gegensätze
selbst, beispielsweise Kapital und Arbeit, infolge des 
wissenschaftlich-technischen Fortschritts, dessen tragende Kraft eine ganz neue, von Marx
und Engels noch gar nicht zu untersuchende soziale Schicht geworden war:
die wissenschaftlich-technische Intelligenz. Und deren gesellschaftliche,
politische Bedeutung wurde von der kommunistischen Bewegung in der Welt
infolge eines dogmatisierten, auf die Arbeiterklasse (bis zum Ende des
"Realsozialismus" als "Hauptproduktivkraft" hofiert) setzenden Marxismus
sträflich unterschätzt.

Nur der Umbruch im Osten ging auf das Denken der Klassiker des Sozialismus
zurück - auch wenn er allgemein als das dominierende Phänomen des 20.
Jahrhunderts wahrgenommen wird. Damit hatte der Marxismus seine aktuelle
Aufgabe und Funktion als Ideologie des Proletariats weitgehend erfüllt. Was
die Welt heute braucht und erlebt ist die Herausbildung eines neuen Denkens
auf alten, bewährten Fundamenten. Zu diesen gehört zweifellos auch der
Marxismus, einschließlich und besonders des ökonomischen Denkens von Karl
Marx, dessen Geburtstag sich am 5. Mai zum 200. Mal jährt. Seine
ökonomische Theorie gilt es aber - entsprechend dem Wesen der heutigen
Realität - weiterzuentwickeln zu einer allgemeinen Reproduktionstheorie der
Gesellschaft im 21. Jahrhundert. Solches, zwischen Erscheinung und Wesen
ökonomischer Beziehungen unterscheidende Denken ist eine Herausforderung
für die Wirtschaftswissenschaft. Und es muss - als Konsequenz - aller
Arbeit wieder vernünftige Ziele und Zwecke im Rahmen einer beispielsweise
europäischen Regionalisierung von Politik und Ökonomie geben entsprechend
den Bedürfnissen der Gesellschaft als Ganze und gemäß den ökologischen
Erfordernissen. Es muss zu einem unbedingten Primat der Politik über die
Ökonomie führen, also den heutigen Lobbyismus quasi umkehren, die
Verwertung von Kapital als destruktiver Selbstzweck von Arbeit wenigstens
schrittweise überwinden und sich in seinen Entscheidungen am Verhältnis von
Aufwand und Nutzen für die Gesellschaft orientieren. Dieses neue Denken
muss als Politik die ökonomische Vernunft zum gesellschaftlichen Willen
machen. Um solche für die Zukunft der Völker wesentlichen Fragen müsste es
bei Richtungsentscheidungen im Zuge von Wahlen zu den Parlamenten in Europa
gehen - anstatt sich der Steuerung durch ein sinnwidriges, auf den
Kapitalmärkten wirkendes Prinzip blind zu unterwerfen und auf Parteitagen
oder bei Koalitionsvereinbarungen die Arbeit von Fachverbänden zu
erledigen.

Jörg Drenkelfort hat so weit reichende Überlegungen nicht im Auge und nicht
bezweckt. Aber sein Buch ist so anregend, dass eben jedermann sich auch
seine eigenen Gedanken machen wird.

Jörg Drenkelfort: Sieben Jahre China - Erfahrungen aus dem Reich der
Mitte, Eigenverlag (53113 Bonn, Augustusring 22), 2017, 25,00 Euro.
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GLEICHHEIT/6587: Große Koalition weitet Auslandseinsätze in Afghanistan und im Irak aus


World Socialist Web Site
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Große Koalition weitet Auslandseinsätze in Afghanistan und im Irak
aus

Von Johannes Stern

6. März 2018



Die Große Koalition bereitet eine massive Ausweitung der Bundeswehreinsätze
im Nahen und Mittleren Osten und in Afghanistan vor. Kaum hatte die
Mitgliedschaft der SPD für die Fortsetzung des Regierungsbündnisses mit der
Union gestimmt, wurden die Pläne dafür bekannt gegeben. Laut einem Bericht
der Deutschen Presse-Agentur will die Bundesregierung die bisherige
Obergrenze in Afghanistan um etwa ein Drittel erhöhen und zukünftig bis zu
1300 Soldaten in das zentralasiatische Land entsenden.

Dem dpa-Bericht zufolge soll das neue Mandat noch von der
geschäftsführenden Bundesregierung am Mittwoch beschlossen werden. Bis Ende
März soll dann der Bundestag zustimmen. Union und SPD setzen damit zügig
ihre militaristischen Pläne um, die sie in den letzten Wochen und Monaten
ausgeheckt haben. Im Koalitionsvertrag heißt es: "Unsere Beteiligung am
RSM-Mandat (Resolute Support Mission) in Afghanistan wollen wir bei
unverändertem Auftrag fortsetzen. Im Rahmen des multilateral vereinbarten
Schutzkonzepts für Nordafghanistan werden wir die Zahl der eingesetzten
Soldatinnen und Soldaten zum Schutz der Ausbilder erhöhen."

In Wirklichkeit geht es beim Bundeswehreinsatz in Afghanistan nicht um
"Schutzkonzepte", sondern um geostrategische und wirtschaftliche Interessen
des deutschen Imperialismus. "Die ungebrochene Dynamik Asiens bietet
weiterhin große Chancen für Deutschland und Europa. Gleichzeitig zeichnen
sich in der Region massive Veränderungen der internationalen Ordnung ab",
heißt es im Koalitionsvertrag. "Asien birgt durch eine Vielzahl ungelöster
Konflikte großes Konfliktpotenzial. Wir setzen uns daher ein für ein
starkes wirtschafts-, gesellschafts- und sicherheitspolitisches Engagement
Deutschlands und Europas in Asien."

Auch auf die Ausweitung des deutschen Eingreifens im rohstoffreichen Nahen
und Mittleren Osten hatten sich SPD und Union bereits im Koalitionsvertrag
verständigt. Im Abschnitt zu den "aktuellen Auslandseinsätzen" erklären
sie: "Die Bundeswehrmission im Nordirak war erfolgreich, der IS ist dort
weitgehend militärisch zurückgedrängt. Deshalb können wir das
Ausbildungsmandat im Nordirak auslaufen lassen und beenden... In einem
weiteren Schritt wollen wir dieses Mandat zur umfassenden Stabilisierung
und zur nachhaltigen Bekämpfung des IS-Terrors insbesondere durch capacity
building weiterentwickeln."

Unter "capacity building" versteht die Bundesregierung ein umfassendes und
langfristiges militärisches Engagement im gesamten Irak. Im neuen
Mandatsentwurf, der zunächst maximal 800 Soldaten vorsieht und ebenfalls
schon am Mittwoch vom Bundeskabinett beschlossen werden soll, heißt es:
"Aufgrund entsprechender Anfragen der internationalen Anti-IS-Koalition und
der irakischen Regierung prüft die NATO derzeit eine Umwandlung und ggf.
Intensivierung ihres bisherigen Engagements im Bereich Ausbildung und
Beratung in Irak in eine Ausbildungsmission."

Konkret geht es um die Ausbildung der irakischen Armee als
Stellvertreterarmee und Handlanger für imperialistische Interessen. "Die
regulairakischen Streit- und Sicherheitskramu dazu befa werden, der
gewandelten Bedrohung zu begegnen und damit die fune erfolgreiche
Stabilisierung erforderliche Sicherheit zu gewaisten," so der Mandatstext.
Die geplanten Maßnahmen dienten "der Stag von Strukturen und Faeiten,
insbesondere durch Ausbildung der Ausbilder" und "auch dazu, wirksame
politische Kontrolle udie Sicherheitskrasicherzustellen."

Ein besonders perfides Ziel der Großen Koalition ist die Vorbereitung von
Massenabschiebungen von Flüchtlingen auch in den Irak. Mit dem Einsatz
"leisten wir auch einen Beitrag dafuie Grundlage fue Ruhr von
Binnenvertrieben und Fluingen zu schaffen", schreiben Union und SPD im
Mandatsentwurf. Gleichzeitig verpflichten sie sich darauf, den brutalen
Luftkrieg des Westens in Syrien fortzusetzen, der Hunderttausende erst zu
Flüchtlingen gemacht hat.

Neben der neuen Bundeswehrmission im Irak soll auch der Einsatz der
Kriegseinsatz in Syrien fortgesetzt werden. Dazu gehören die
Aufklärungsflüge der deutschen Tornados von Jordanien aus, die
Luftbetankung von Kampfjets der sogenannten Anti-IS-Koalition und die
Überwachung der Region mit AWACS-Aufklärungsflugzeugen. Deutschland
unterstütze "die internationale Koalition im Kampf gegen IS unmittelbar
durch die Bereitstellung von Aufklasmitteln" und trage damit "der Tatsache
Rechnung, dass Aufkla aus der Luft udem Operationsgebiet des IS umso
wichtiger wird, je verdeckter IS operiert," so der Mandatstext.

Der Versuch der Bundesregierung, den Einsatz der Bundeswehr als
"Anti-Terror-Einsatz" darzustellen, ist reine Propaganda. Es ist bekannt,
dass der völkerrechtswidrige Überfall der USA unter George W. Bush im Jahr
2003 die Zerstörung des Irak eingeleitet hat und der IS selbst das Produkt
der anschließenden Besatzung des Landes und der Zusammenarbeit des Westens
mit islamistischen Milizen bei den Regime-Wechsel-Kriegen in Libyen und
Syrien war.

Hatte sich Deutschland bei den Kriegen gegen den Irak und Libyen noch
zurückgehalten, war es am Syrien-Krieg von Anfang an voll beteiligt. Dabei
wendete die Bundeswehr direkt oder indirekt selbst Terror-Methoden an. Die
von ihr trainierten und bewaffneten Peschmerga-Einheiten und irakischen
Truppen töteten bei der sogenannten Befreiung Mossuls vom IS zehntausende
Zivilisten, und die deutsche Luftwaffe lieferte Zielkoordinaten für die
Massaker der von USA geführten Anti-IS-Koalition in Syrien [1].

Obwohl die Große Koalition nun plant, die brutalen und unpopulären
Kriegseinsätze zu intensivieren, gibt es im Bundestag praktisch keine
Opposition. Vertreter aller Parteien haben sich am Sonntag hinter die neue
Regierung gestellt und in der Vergangenheit bereits für Auslandseinsätze
der Bundeswehr gestimmt. Sofern es von den sogenannten Oppositionsparteien
überhaupt Kritik gibt, konzentriert sie sich auf die Ausrichtung und die
konkrete Umsetzung der neuen Mandate.

So sagte der Außenpolitische Sprecher der Grünen, Omid Nouripour, in der
Frankfurter Rundschau, dass es zwar richtig sei, dem Irak helfen zu
wollen. Das Mandat sei aber "so unpräzise, dass unklar ist, wie das
gelingen soll und wie die parlamentarische Kontrolle möglich ist". Der
verteidigungspolitische Sprecher der Linkspartei, Tobias Pflüger, beklagte
ebenfalls, dass das Mandat zu unkonkret sei. "Wie viele Soldatinnen und
Soldaten in den Irak verlegt werden sollen, lässt die bisherige
Kabinettsvorlage offen, auch das Verhältnis von Ausbildern und anderen
Soldaten." Mit einer "so vagen Vorlage" lasse die Verteidigungsministerin
"alles offen" und werde dafür "im Verteidigungsausschuss Rede und Antwort
stehen müssen".


Anmerkung:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2017/03/31/syri-m31.html
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graswurzelrevolution Nr. 427, März 2018

für eine gewaltfreie, herrschaftslose gesellschaft

Erdoğans Krieg in Afrin

Ein Verbrechen gegen die Menschlichkeit

von Bernd Drücke



Mit Blick auf die von ihm geplanten Massenmorde fragte Hitler am
22. August 1939 auf dem Obersalzberg: "Wer redet heute noch von der
Vernichtung der Armenier?"

Der Völkermord an den Armeniern war einer der ersten systematischen
Genozide des 20. Jahrhunderts. Er geschah während des Ersten
Weltkrieges unter Verantwortung der Regierung des Osmanischen Reichs.
Bei den von Türken und Kurden mit Duldung durch das verbündete
Deutsche Reich verübten Massenmorden und Todesmärschen 1915 und 1916
kamen etwa 1,5 Millionen Menschen um.

Wer die aktuellen Entwicklungen in der Türkei verstehen will, muss
sich auch mit dieser Geschichte auseinandersetzen.


Bis heute wird der Genozid an den Armeniern von den Herrschenden
in der Türkei geleugnet. Wer diesen Massenmord als Völkermord
bezeichnet, macht sich in der Türkei strafbar und muss mit Repression
rechnen. Kurz nachdem ich 1993 mit einer Menschenrechtsdelegation
durch das türkisch-kurdische Kriegsgebiet reiste (1), wurde unsere
deutsch-kurdische Dolmetscherin Nilüfer in der Türkei verhaftet. Sie
wurde gefoltert und kam erst nach einer internationalen
Protestkampagne frei, an der sich auch die damalige CDU-Politikerin
Rita Süssmuth, der Rektor der Uni Bremen und der Bremer Bürgermeister
beteiligten. Sie berichtete anschließend, dass einer ihrer Folterer
damit geprahlt hat, dass er in Deutschland in "modernen
Verhörmethoden" ausgebildet worden sei. Während der Folterungen und
Scheinhinrichtung wurde Nilüfer als "armenische Schlampe" beschimpft.

Für türkische Faschisten sind Armenier das, was für deutsche Nazis
Juden sind: "Untermenschen", die man aus faschistischer Sicht
demütigen und töten darf.

Worin sich türkische und andere Faschisten einig sind, ist zudem ihr
Hass auf Homosexuelle. Nachdem das Internetportal MünsterTube am 24.
Januar 2018 ein Statement von mir zum Afrin-Krieg veröffentlicht hat
(2), kommentierte das der homophobe "Graue Wolf" Orhan Göksoy wie
folgt: "Ich hoffe diese Terroristen löschen deine ganze Familie aus
damit ihr SCHWUCHTELN merkt das das ein Angriff auf Terroristen
gerichtet ist. Du bist nur ne Lachnummer." [Fehler im Original]

Wer, wie der türkische Staat, die Geschichte des Genozids an den
Armeniern leugnet, der droht indirekt auch mit weiteren Massakern.

Seit vielen Jahren richtet sich diese türkisch-nationalistische
Drohung vor allem gegen Kurden und Eziden.

Am 20. Januar 2018 begann der unter anderem mit Leopard-2-Panzern aus
deutscher Produktion geführte Angriffskrieg der türkischen Armee gegen
den bis dahin vom Krieg in Syrien weitgehend verschonten Kanton Afrin
in Rojava/Nordsyrien. Afrin ist ungefähr so groß wie das Saarland.
Hier leben unter kurdischer Selbstverwaltung etwa 800.000 Menschen,
davon viele Eziden und etwa 400.000 Geflüchtete aus den syrischen
Kriegsgebieten.

Unter Verhöhnung eines bekannten Friedenssymbols nennt das türkische
Regime seinen Bombenterror "Olivenzweig Offensive". Die türkische
Armee wird bei dieser Invasion von Dschihadisten und Söldnern der
sogenannten "Freien Syrischen Armee" unterstützt. Tatsächlich wird bei
diesem gegen die basisdemokratische Selbstverwaltung in Afrin
gerichteten Angriffskrieg eine Symbiose aus extremem Nationalismus und
Islamismus sichtbar. Auf Fotos zeigen türkische Soldaten sowohl den
faschistischen "Wolfsgruß" der "Grauen Wölfe" als auch "Rabia", das
islamistische Handzeichen. Diese Symbiose kommt nicht von ungefähr.
Das AKP-Regime hat eine in der früher laizistischen Türkei
unvorstellbare Islamisierung vorangetrieben, schreckt aber auch nicht
davor zurück den extremen Nationalismus, wie er auch von der
faschistischen MHP verbreitet wird, zu füttern.

Erdoğan träumt von der Wiederauferstehung des Osmanischen Reiches
unter seiner Führung. Er sieht sich als Sultan in der Tradition
derjenigen, die auch den Genozid an den Armeniern zu verantworten
haben.

Dafür braucht er eine gleichgeschaltete Presse, eine willfährige
Justiz, sowie deutsche Panzer und andere Waffen. Die 400
Leopard-1-Panzer und 352 Leopard-2-Panzer, die Deutschland in den
letzten Jahren seinem NATO-Partner verkauft hat, sind nur die Spitze
des Eisbergs. Das AKP-Regime plant u.a. den Bau einer
deutsch-türkischen Rheinmetall-Fabrik, in der direkt in der Türkei
über 1000 Panzer (für weitere Invasionspläne) gebaut werden sollen.
Die Türkei unterhält nach den USA die zweitgrößte NATO-Armee, die
insbesondere für die Kurden in der Türkei und Syrien eine
existentielle Bedrohung darstellt.


Türkische Nationalisten hetzen für den Krieg: "Syrien soll
brennen, Afrin soll zerstört werden"

Durch die Bodenoffensiven und Luftangriffe sind seit Beginn der
Invasion bereits Hunderte Menschen, vor allem Frauen und Kinder, ums
Leben gekommen und verletzt worden. Tausende Menschen wurden
traumatisiert und sind auf der Flucht.

Abgesehen von der linken kurdischen HDP unterstützen dennoch alle
Parteien des türkischen Parlaments diesen Angriffskrieg. Durch die vom
Regime weitgehend gleichgeschalteten Medien wird ein extremer
Nationalismus und Hass auf die kurdischen "Terroristen" propagiert.
Ismail Küpeli beschreibt im Neuen Deutschland vom 13.2.2018:

"Wer in einer solchen politischen Atmosphäre dennoch versucht, Kritik
am Krieg zu üben, muss mit einer Festnahme oder sonstigen repressiven
Reaktionen rechnen. Das türkische Innenministerium gab jetzt bekannt,
dass 474 Menschen wegen kritischen Äußerungen in Sozialen Medien und
192 Menschen bei Protesten gegen den Krieg festgenommen wurden. Selbst
sehr zurückhaltende Kritik am Krieg, wie etwa die Äußerung der
Ärztevereinigung TBB, dass der Krieg ein 'Problem für die öffentliche
Gesundheit' sei, führte zu der Festnahme der Führungsspitze der TBB.
Inzwischen wird über die Zerschlagung der TBB debattiert und der
Verband als 'anti-türkisch' diffamiert." (3):

Umfragen zu folge, begrüßen angeblich über 80 Prozent der türkischen
Bevölkerung die Militäroperation.

Der Politikwissenschaftler Küpeli beschreibt wie in den Sozialen
Medien Kampagnen initiiert werden, die dazu dienen, sich mit den
türkischen Soldaten zu solidarisieren und die in Afrin lebenden
Menschen als "Terroristen" zu verunglimpfen.

In den letzten Tagen habe sich herausgestellt, dass die türkische
Armee bei der Afrin-Offensive deutlich höhere Verluste erleide, als
bisher bekannt gegeben. Daraufhin sei eine Social-Media-Kampagne ins
Rollen gekommen, die den Glauben an eine Bevölkerungsmehrheit, die
eigentlich gegen den Krieg sei, erschüttere. Küpeli:
"Das Kampagnen-Hashtag
#YansşnSuriyeYşkşlsşnAfrin ('Syrien soll
brennen, Afrin soll zerstört werden') erreichte auf Twitter weltweit
Platz zwei und blieb in der Türkei recht lange stabil auf Platz eins.
Eine der häufigen Forderungen bei dieser Twitter-Kampagne ist:
'Taş üstünde taş omuz üstünde baş
kalmamalş' ('Keinen Stein auf dem anderen, keinen Kopf auf den
Schultern lassen'); also die totale Zerstörung und Tötung aller
Menschen in Afrin.

Wenn solche Forderungen nach Massenmord so breit öffentlich akzeptiert
werden, dann fehlt nicht viel bis zum Genozid."

Wer darauf setze, einen gerechten und nachhaltigen Frieden in der
"kurdischen Frage" zu erreichen, müsse sich laut Küpeli mit dem
zentralen Problem auseinandersetzen, dass derzeit in der türkischen
Bevölkerung keine Mehrheit für einen Frieden existiert.

"Vielmehr erstarken jene Stimmen, die Tod und Vernichtung fordern
- wieder einmal, wie vor 100 Jahren. Ziya Gökalp, der Chefideologe der
türkischen Nationalisten, dichtete 1912: 'Kein Stein soll auf dem
anderen liegen, warte nicht, zerschlag sie. Mit [abgeschlagenen]
Köpfen sollen die Wege geebnet werden Vergiss nicht, du bist der Sohn
von Attila [Herrscher der Hunnen]'

Drei Jahre später folgte der Genozid an den Armeniern im Osmanischen
Reich unter der Führung türkischer Nationalisten. (...) Den Weg
dorthin haben auch solche Texte geebnet."

Es sei sicher kein Zufall, dass das Gedicht von Ziya Gökalp jetzt
immer wieder unter dem Hashtag
#YansşnSuriyeYşkşlsşn ('Syrien soll
brennen, Afrin soll zerstört werden') zitiert wird, so Küpeli. "Die
Ideologie, die für die Taten damals verantwortlich war, ist nicht
verschwunden. Sie wirkt auch heute und ebnet wieder den Weg für Tod
und Vernichtung."


Krieg gegen Frauen

Die feministisch-pazifistische Kampagne "Frauen und
Frauenorganisationen für einen Frieden in Afrin/Nordsyrien" schreibt
in einer der GWR vorliegenden Presseerklärung (4) vom 23. Februar
2018, dass die Türkei - wie in all ihren Angriffen gegenüber der
kurdischen Bevölkerung und Andersdenkenden - psychologisch wie
militärisch einen besonderen Krieg gegenüber Frauen und Mädchen führe:
"So wurde Barîn Kobanê, die in die Hände der türkischen Armee und
ihrer Verbündeten fiel, von Mitgliedern jihadistischer Truppen
gefoltert, ihre Brüste abgeschnitten und ihr entblößter Leichnam durch
Videoaufnahmen auf sozialen Medien verbreitet."

Mittlerweile habe die Türkei auch angefangen, andere Städte
Nordsyriens anzugreifen. Neben ZivilistInnen würden vor allem auch
kulturelle und historische Stätten bombardiert wie Kirchen, Moscheen,
heilige ezidische Stätten oder die über 3000 Jahre alte hethitische
Tempelanlage Ain Dara. Zudem würden tausende Olivenbäume, die ein
Symbol und die Lebensgrundlage der Region sind, durch den
Besatzungsversuch zerstört.

Insbesondere seien ezidische Dörfer nahe der türkischen Grenze von den
Angriffen betroffen: "Die ezidische Gemeinschaft betrachtet diesen
Angriff als einen weiteren Genozid, den somit 74. in ihrer Geschichte.
Der 73. Genozid vom 3.8.2014 in Shengal dauert, auch laut einem UN
Bericht, noch an. Dabei wurden hunderte EzidInnen hingerichtet,
Tausende Frauen und Kinder verschleppt. Von vielen von ihnen fehlt bis
heute jegliche Spur. Die Bundesregierung schweigt zu den
völkerrechtswidrigen Angriffen der Türkei."

Der Bundesrepublik komme aufgrund ihrer politischen Rolle in der EU
und der internationalen Gemeinschaft, durch ihre langjährige
Partnerschaft mit der Türkei eine besondere Verantwortung zu, so die
Feministinnen.

Frauen hätten sowohl den Kampf gegen den IS angeführt, als auch in der
Arbeit zur Stabilisierung der Gesellschaft eine Vorreiterinnenrolle
gespielt.

"Sie haben hunderte von Ezidinnen, tausende Frauen und Kinder aus der
IS-Gefangenschaft befreit oder davor bewahrt und sind zum Symbol des
Widerstandes geworden. (...) Sie haben Versorgungssysteme für
Flüchtlinge und von Armut betroffene Familien eingerichtet, ein
Bildungssystem, eine Gesundheitsversorgung und Frauenkooperativen
aufgebaut."

All dies könne mit dem Angriff der Türkei auf Nordsyrien wieder
zerstört werden, so die Pazifistinnen: "Es drohen ein Genozid und die
Zerstörung von Lebensbedingungen, die Menschen in die Flucht zwingen
werden."

Die GWR-nahe Pazifistin Dorothee Sölle (1929-2003) bleibt aktuell:
"Frei werden wir erst, wenn wir uns mit dem Leben verbünden gegen die
Todesproduktion und die permanente Tötungsvorbereitung. Frei werden
wir weder durch Rückzug ins Private, ins 'Ohne mich', noch durch
Anpassung an die Gesellschaft, in der Generäle und Millionäre
besonders hochgeachtet werden. Frei werden wir, wenn wir aktiv,
bewusst und militant für den Frieden arbeiten lernen."


Anmerkungen

(1) Siehe: Bernd Drücke: Serxwebun! Gesellschaft, Kultur und
Geschichte Kurdistans, Edition Blackbox, Bielefeld 1998

(2) Siehe MünsterTube: https://www.youtube.com/watch?v=LYD2P29gY6o

Kudistan-aktuell-Radiosendung zu Afrin u.a. mit GWR-Redakteur Bernd
Drücke:
 
https://beta.nrwision.de/mediathek/kurdistan-aktuell-angriffskrieg-der-tuerkei-gegen-die-kurd-innen-in-afrin-180131/

(3) https://www.neues-deutschland.de/ausgabe/2018-02-1313.02.2018

(4) Die ungekürzte Presseerklärung erscheint voraussichtlich auf
www.graswurzel.net/news

 * 

Quelle:

graswurzelrevolution, 47. Jahrgang, Nr. 427, März 2018, S. 3

Herausgeber: Verlag Graswurzelrevolution e.V.

Koordinationsredaktion Graswurzelrevolution:

Breul 43, D-48143 Münster

Telefon: 0251/482 90-57, Fax: 0251/482 90-32

E-Mail: redaktion@graswurzel.net

Internet: www.graswurzel.net

 

Die "graswurzelrevolution" erscheint monatlich mit

einer Sommerpause im Juli/August.

Der Preis für eine GWR-Einzelausgabe beträgt 3,80 Euro.

Ein GWR-Jahresabo kostet 38 Euro.
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IMI/847: Heron TP - Vertragsunterzeichnung noch vor 31. Mai 2018?


IMI - Informationsstelle Militarisierung e.V.

IMI-Standpunkt 2018/008 vom 6. März 2018

Heron TP: Vertragsunterzeichnung noch vor 31. Mai 2018?

von Marius Pletsch



Laut der Antwort des Bundesverteidigungsministeriums (BMVg) auf eine
kleine Anfrage der Linksfraktion[1] im Bundestag könnte die
Vertragsunterzeichnung für das Leasing von fünf (plus optional zwei
weitere) bewaffnungsfähigen Heron TP Drohnen der Rüstungsschmiede
Israel Aerospace Industries (IAI) noch in den nächsten zwei Monaten
erfolgen. Bis zum 31. Mai 2018 ist ein Vertragsabschluss noch möglich,
danach würde die Verlängerung der Bindefrist des Industrieangebots
ablaufen und es müsste ein komlett neuer Vertrag mit Airbus Defence &
Space verhandelt werden. Airbus würde, wie aktuell auch bei den Heron
1 Drohnen, die in Afghanistan und Mali eingesetzt weden, als
Hauptauftragnehmer auftreten. Da keine weiteren Gespräche zu einer
erneuten Verlängerung der Frist gesucht wurden, scheint man im BMVg
von einer Vertragsunterzeichnung bis zu diesem Termin auszugehen.

Der Koalitionsvertrag zwischen CDU, der CSU und der SPD hält einen
Kompromiss fest, der für eine schnelle Vertragsunterzeichnung spricht.
Es sollen zeitnah die Heron TP Drohnen geleast werden, über die
Beschaffung von Bewaffnung soll zu einem späteren Zeitpunkt
entschieden werden. Und nach der Zustimmung der SPD MitgliederInnen
zum Koalitionsvertrag kann die neue Regierung nach der Wahl der
Bundeskanzlerin, die für den 14. März geplant ist, mit ihrer Arbeit
beginnen.

In der Antwort auf die kleine Anfrage heißt es, bei dem Vertrag soll
es sich um einen "angepassten, neuen, endverhandelten Vertrag"
handeln. Ob aber auch die kritischen Stellen, welche die SPD noch
gegen Ende der vergangenen Legislatur dazu veranlasst hatten, im
Haushaltsausschuss den Vertragsschluss von der Tagesordnung zu nehmen,
gestrichen wurden, bleibt zunächst unklar. Der damalige Vertrag sah
bereits die Zertifizierung und den Kauf von 60 Raketen zu
Übungszwecken vor, sowie das Training von SoldatInnen mit bewaffneten
Drohnen in Israel.

Die Formulierung des Kompromisses im Koalitionsvertrag schließt
lediglich den Kauf der Bewaffnung aus. Grundsätzlich ist die Drohne
bewaffnungsfähig, offen ist nun, wann diese konkret für die deutschen
Heron TPs hergestellt werden soll.

Die Frage ist also, ob eine Auswahlentscheidung und eine
Zertifizierung für ein oder mehrere Waffensysteme sowie das Training
von BundeswehrsoldatInnen mit bewaffneten Drohnen vor oder nach der
angekündigten Debatte stattfindet und ob dies ohne den Kauf von
Munition (zu Zertifizierungs- und Übungszwecken) möglich ist. Dies ist
für den Zeitpunkt der Einsatzbereitschaft entscheidend. Bei einer
vorzeitigen Zertifizierung eines Waffentyps und der Ausbildung, wäre
die Bewaffnungsfähigkeit kurz nach einer Zustimmung des Bundestages zu
realisieren, wenn die Drohnen dann schon an die Bundeswehr übergeben
wurden. Würde mit dem Prozess nach einem Votum des Bundestages
begonnen werden, würde es noch eine längere Zeit dauern, bis die
Drohnen dann auch tatsächlich bewaffnet in die Lüfte steigen könnten
(ein verlässlicher Zeitrahmen ist hier schwer zu nennen, aber mit
einer Verzögerung von etwa einem Jahr kann wohl gerechnet werden).
Gespräche mit Rüstungsunternehmen soll es zur Auswahlentscheidung laut
der Beantwortung der kleinen Anfrage nicht gegeben haben. Aber es gab
mehrere Berichte (z.B. des Spiegels[2] und von Netzpolitik[3]) und
auch ein Beschluss des Oberlandesgerichts Düsseldorf[4] in einem
Vergabestreit eines amerikanischen Drohnenherstel
lers mit der Bundesregieung, welche nahelegen, dass bereits ein
Waffensystem klar präferiert wird.

Es bleibt abzuwarten, wann die angekündigte Debatte stattfinden und
wer an dieser teilnehmen soll. Eine Sitzung im Verteidigungsausschuss
und eine aktuelle Stunde, wie 2014, reichen für eine intensive
Beleuchtung der Thematik aber sicher nicht aus.


Anmerkungen:

[1] https://www.andrej-hunko.de/start/download/dokumente/1115-neue-planungen-zu-bewaffneten-und-bewaffnungsfaehigen-drohnen/file

[2] http://www.spiegel.de/politik/deutschland/kampfdrohne-spd-will-kauf-von-jedi-raketen-blockieren-a-1153840.html

[3] https://netzpolitik.org/2017/kleinteilige-chirurgische-angriffe-neue-details-zu-den-kampfdrohnen-der-bundeswehr/

[4] https://www.justiz.nrw.de/nrwe/olgs/duesseldorf/j2017/VII_Verg_36_16_Beschluss_20170531.html

 * 

Quelle:

IMI-Standpunkt 2018/008 vom 6. März 2018

Heron TP: Vertragsunterzeichnung noch vor 31. Mai 2018?

http://www.imi-online.de/2018/03/06/heron-tp-vertragsunterzeichnung-noch-vor-31-mai-2018/

Herausgeber: Informationsstelle Militarisierung (IMI) e.V.

Hechinger Str. 203, 72072 Tübingen

Tel.: 07071/49154, Fax: 07071/49159

E-Mail: imi@imi-online.de

Internet: www.imi-online.de
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MELDUNG/899: Aktuell, global, offen - Neue Reihe beleuchtet das weltpolitische Geschehen (idw)


Universität Duisburg-Essen - 05.03.2018

Aktuell, global, offen: Neue Reihe beleuchtet das weltpolitische
Geschehen



Die Welt wird immer komplexer, Konflikte nehmen zu. Wie kann die
internationale Politik darauf reagieren? Die Stiftung Entwicklung und
Frieden (sef:) aus Bonn und das Institut für Entwicklung und Frieden
(INEF) der Universität Duisburg-Essen (UDE) antworten hierauf mit einer
neuen Edition: "Globale Trends. Analysen" erscheint zum heutigen Start (5.
März) gleich mit zwei Ausgaben.

Was bedeutet es für die globale Zusammenarbeit, wenn sich das Machtgefüge
in der Welt verschiebt und Nationalisten erstarken? Darum geht es in Heft
1, während Heft 2 diskutiert, wie der UN-Sicherheitsrat den Anforderungen
des 21. Jahrhunderts gerecht werden könnte.

Bis zu vier Ausgaben wird es jährlich geben; sie erscheinen in Deutsch und
Englisch sowie jede auch als Print- und als kostenlose Online-Version.

Was die Reihe ausmacht: Sie ist praxisorientiert und aktuell; Autoren aus
aller Welt werten Daten und Fakten aus und stellen komplexe Sachverhalte
anschaulich dar - auch grafisch.

Dass die Analysen offen sind für die Perspektiven aus verschiedenen
Weltregionen, ist den Herausgebern wichtig. Deshalb ist das 10-köpfige
Leitungsteam, das die Reihe verantwortet, international besetzt. Und die
Themen? Sie berühren drängende Fragen aus den Bereichen Frieden und
Sicherheit, nachhaltige Entwicklung, Umwelt oder auch
Weltwirtschaftsordnung.


Weitere Informationen unter:

http://www.globale-trends.info

(Deutsch)

http://www.global-trends.info

(Englisch)

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution801

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen, Beate Kostka M.A., 05.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIEN / HÖRFUNK





FEATURE/980: Deutschlandfunk Kultur - Der Superwal, 8.3.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Der Superwal

Wie Wale und Delfine zum ideologischen Konzept wurden

Von Jennifer Rieger

Zeitfragen. Feature

Donnerstag, 8. März 2018, 19.30 - 20.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Vielleicht liegt es daran, dass sie so groß sind, an ihren
geheimnisvollen Gesängen oder an ihrem Image als sanfte Meeresriesen -
Wale erfreuen sich in unserem Kulturkreis großer Beliebtheit. Umso
größer ist die Empörung, wenn Japans Walfangflotte auszieht, um die
Meeressäuger zu jagen. Das Land gerät immer wieder in Kritik, weil es
zwar das Moratorium der Internationalen Walfangkommission
unterzeichnet, aber das Hintertürchen des 'wissenschaftlichen
Walfangs' offengelassen hat. Kritiker aus dem Ausland sehen in Japans
Forschungsvorhaben einen Vorwand dafür, das Walfleisch kommerziell zu
vermarkten. Auch die japanische Bevölkerung isst immer weniger
Walfleisch, eine wirtschaftliche Motivation ist also auch
unwahrscheinlich. Warum also die Entscheidung, jedes Jahr Walfänger
auf die Reise zu schicken?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 27. Februar 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1651: Deutschlandfunk - Als Austauschschülerin im Ausland, 8.3.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Erfahrung fürs Leben: Als Austauschschülerin im Ausland

Live von der Tourismusmesse ITB in Berlin

Marktplatz

Donnerstag, 8. März 2018, 10.10 - 11.30 Uhr, Deutschlandfunk



Die einen gehen an die High-School nach Kanada, die anderen wählen
wagemutig China. Wer als Schülerin oder Schüler eine Zeit im Ausland
verbringen möchte, dem steht heute im Grunde fast die ganze Welt
offen. Allerdings kann so ein Austauschschuljahr je nach Ziel schnell
so teuer wie ein neuer Kleinwagen kommen. Welches Land ist für wen das
richtige? Wann ist schultechnisch und persönlich der richtige
Zeitpunkt für's Ausland, ist ein Halbjahr sinnvoll oder direkt ein
ganzes Jahr? Was spricht dafür, über eine deutsche Organisation
rauszugehen, wann lässt sich die Auslandszeit kostengünstiger und
erfolgreich selbst organisieren? Wo und unter welchen Bedingungen gibt
es Stipendien, um den Aufenthalt zu finanzieren? Was tun, wenn Heimweh
und Missstimmung in der Gastfamilie überhand nehmen?

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 27. Februar 2018

Raderberggürtel 40, 50968 Köln

Hörer-/Nutzerservice: info@deutschlandradio.de

Internet: http://www.deutschlandradio.de
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MELDUNG/1650: Wechsel an der Spitze von Cosmo (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 5. März 2018

Wechsel an der Spitze von Cosmo

Schiwa Schlei übernimmt die Leitung - Thomas Reinke wechselt als
Manager in die Hörfunkdirektion



Veränderung in der Programmleitung von COSMO: Schiwa Schlei wird die
neue Leiterin des jungen europäischen Kulturradios des WDR in
Zusammenarbeit mit Radio Bremen, rbb und NDR. Schiwa Schlei, ist
bereits seit 2015 als Contentchefin und stellvertretende
Programmchefin bei COSMO tätig. Der bisherige Programmchef Thomas
Reinke übernimmt nach fast neun Jahren bei COSMO das Management und
die Büroleitung der Hörfunkdirektorin des WDR Valerie Weber.

Schiwa Schlei arbeitet seit 2015 bei COSMO, das damals Funkhaus
Europa hieß. Zuvor leitete sie im WDR das Online- und
Social-Media-Angebot von 1LIVE. Studiert hat sie Geschichte, Politik
und Medienwissenschaften. Nach einem crossmedialen Volontariat
arbeitete sie für SWR3.de, WDR.de sowie sportschau.de.

Thomas Reinke war bereits in unterschiedlichsten Funktionen beim WDR
tätig, u.a. als. stellvertretender Programmchef von 1LIVE und WDR 3,
als Korrespondent im ARD-Studio New York und als Redakteur im
Regionalstudio Wuppertal. Zuletzt hatte er 2009 die Leitung von
Funkhaus Europa bzw. COSMO übernommen.

"Ich bin überzeugt, dass Schiwa Schlei COSMO erfolgreich
weiterentwickeln wird", so Hörfunkdirektorin Valerie Weber. "Sie steht
mit ihrer Biographie für den internationalen Charakter des Programms,
aber auch für seine junge, popkulturelle Ausrichtung. Außerdem bringt
sie alle Voraussetzungen mit, um COSMO auch in der digitalen Welt zu
positionieren. Und mit Thomas Reinke gewinnen wir für die
Hörfunkdirektion einen erfahrenen Manager und Journalisten und stellen
uns gut auf für die Herausforderungen der kommenden Jahre."

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 5. März 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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MUSIK/2497: WDR 4 - Legenden. Die Bonnie Tyler-Story, 7.3.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

Die Bonnie Tyler-Story

WDR 4 Legenden

Mittwoch, 07.03.2018, 21.00 - 22.00 Uhr, WDR 4



Diese Stimme erkennt man unter Millionen: Bonnie Tylers Reibeisen-Organ 
hat seit genau 40 Jahren viele Songs veredelt und zu Welthits
gemacht.


Bonnie Tyler während ihrer Deutschland-Tournee im Jahre
1978

Ihr Durchbruch gelang 1978 mit "It's a heartache". Vorher hatte Bonnie
Tyler jahrelang in den Nachtclubs ihrer walisischen Heimat getingelt,
ohne nennenswerten Erfolg. Ihre Stimme verdankt sie einer Operation an
den Stimmbändern und der Tatsache, dass sie danach - gegen den
ärztlichen Rat - sofort wieder anfing zu reden.

Aber dieser Klang wurde ihr Markenzeichen. In den 80ern verzeichnete
sie noch einige große Hits, Dieter Bohlen verhalf ihr später zu einem
Comeback, und nach vielen Höhen und Tiefen ist sie immer noch da -
stark wie eh und je: als Bergarbeiterstochter hat sie gelernt, sich
durchzusetzen.

Und sie kann amüsant und lebendig erzählen, wie sie beim Interview in
WDR 4 "Legenden" bewiesen hat.

Jetzt ist sie wieder auf Tournee, und wir begleiten sie eine Stunde
lang durch die wichtigsten Stationen ihrer Karriere.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 28. Februar 2018

Herausgeber:

Westdeutscher Rundfunk Köln (Anstalt des öffentlichen Rechts)

Appellhofplatz 1, 50667 Köln

Postanschrift: 50600 Köln

Pressestelle - Telefon: 0221/220-7100

E-Mail: wdrpressedesk@wdr.de

Internet: www.wdr.de
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DER FILM/373: Braunschweig - "Kleine Hände im Großen Krieg" Teil 1, 11.03.2018


"Kleine Hände im Großen Krieg" Teil 1 - Kinderschicksale im Ersten Weltkrieg

Filmvorführung im Altstadtrathaus



Braunschweig. Im Rahmen der Sonderausstellung "1916. Sonst geht's uns
gut. Braunschweiger Biografien" wird am Sonntag, 11. März, um 13 Uhr
im Medienraum des Altstadtrathauses der erste Teil des Films "Kleine
Hände im Großen Krieg" (Regie: Matthias Zirzow, Anna Heide, Nicole
Kilsdonk. Deutschland 2014) gezeigt. Das Dokudrama spiegelt den Ersten
Weltkrieg aus Kindersicht wider: Millionen Männer müssen an die Front
und lassen ihre Familien zurück. In dieser Zeit vertrauen tausende
Kinder ihre Gefühle und Ängste aber auch Freuden ihren Tagebüchern an.
Diese Zeugnisse werden durch Animationen und Archivmaterial lebendig
gemacht. In Episoden, die in verschiedenen Ländern spielen, werden die
Geschichten einzelner Kinder erzählt. Der Eintritt ist frei.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 5. März 2018

Stadt Braunschweig

Referat Kommunikation

Platz der Deutschen Einheit 1, 38100 Braunschweig

Telefon: (0531) 470 - 2217, - 3773, - 2757

Telefax: (0531) 470 - 29 94

E-Mail: kommunikation@braunschweig.de

Internet: www.braunschweig.de
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KURSUS/1710: Unna - "Wander- und Fahrradtouren mit dem Smartphone planen" am 22.3.2018


VHS-Aktuell: Wander- und Fahrradtouren mit dem Smartphone planen



Kreisstadt Unna. VHS-Kurs am 22.03.2018 zeigt, wie Wander- und
Fahrradtouren mit und für Smartphones sowie Tablets geplant werden.
Mit der kostenlosen App LocusMap für Android-Geräte kann man sich
einfach und bequem auf Touren über das eigene Smartphone oder Tablet
führen lassen. Die VHS zeigt, wie die App eingerichtet und richtig
genutzt wird.

Das Seminar "Tourenplanung mit LocusMap für Smartphone und Tablet
(Android)" mit der Kursnummer 181-4108 findet donnerstags am
22.03.2018 von 17.30 Uhr bis 21.45 Uhr im Raum 006 im zib in Unna
statt. Die Gebühr beträgt 29 Euro.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen 
VHS-rogrammheft auf der Seite 47 zu finden. Der Kurs ist auch im 
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT - Smartphone / Tablet" zu finden. Und
natürlich berät auch der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre
gerne Interessierte zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre, 
02303/103-735, andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zum Kurs nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder -714
entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung auch
online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 5. März 2018

Stadt Unna, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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KURSUS/1709: Unna - "Sicherheitspaket für den PC" am 21. März 2018


VHS-Aktuell: Sicherheitspaket für den PC



Kreisstadt Unna. VHS-Workshop am 21.03.2018 vermittelt wichtige
Kenntnisse, um den eigenen Rechner gegen verschiedenste Bedrohungen
abzusichern.

Viren, Hackerangriffe und Überspannung - die Bedrohungen für den
Rechner sind vielfältig. Dabei ist es ganz einfach, mit wenigen
Maßnahmen einen Großteil der Bedrohungen zu neutralisieren. In dem
VHS-Workshop am 21.03.2018 erfahren die Teilnehmenden, wie sie ihre
Geräte und Daten mit Schutzprogrammen, Windowseinstellungen, richtigem
Verhalten und sinnvollen Hardwarekomponenten effektiv schützen. In dem
Seminar werden daher sicherheits- und datenschutzrelevante
Einstellungen ebenso behandelt wie der richtige Umgang mit
Passwörtern. Und natürlich fehlen die Themen Virenschutz,
Datensicherung und Schutz vor Überspannung infolge von Blitzeinschlag
nicht.

Der Workshop "Sicherheitspaket für den Computer" mit der Kursnummer
181-4304 findet am 21.03.2018 zwischen 17:30 Uhr und 21:30 Uhr im Raum
006 im zib in Unna statt. Die Gebühr für die Veranstaltung beträgt 26
Euro.

Eine detaillierte Seminarbeschreibung zum Angebot ist im aktuellen
VHS-Programmheft auf der Seite 58 zu finden. Der Kurs ist auch im
Online-Katalog unter www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im
Unterbereich "EDV und IT - Workshops" zu finden. Und natürlich berät
der Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre gerne Interessierte
zum Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre, 02303/103-735,
andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder
-714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung
auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 5. März 2018

Stadt Unna, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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KURSUS/1708: Unna - Workshop zum Besseren fotografieren mit dem Smartphone am 19.3.


VHS-Aktuell: Workshop zum Besseren fotografieren mit dem
Smartphone



Kreisstadt Unna. VHS-Workshop am 19. März 2018 führt in Techniken und
Apps zum Fotografieren ein. Heutige Smartphones haben leistungsfähige
Kameras integriert, mit denen sich dank zahlreicher Apps qualitativ
hochwertige Bilder machen lassen. Der VHS-Workshop stellt ausgewählte
Apps zum Fotografieren vor und führt systematisch in deren Nutzung
ein. Selbstverständlich wird in der Veranstaltung auch die Seite der
Bildbearbeitung ausgiebig behandelt. Daher werden Apps und deren
Handhabung zu diesem Thema ausgiebig vorgestellt. Am Ende des
Workshops verfügen die Teilnehmenden über einen brauchbaren
"Handwerkskoffer" für ihr Smartphone, um nicht nur schöne Bilder zu
schießen, sondern diese auch auf ihren Geräten nachzubearbeiten.

Der Workshop "Bessere Fotos mit dem Smartphone" mit der Kursnummer
181-4084 findet am 19. März 2018 von 17:30 Uhr bis 21:00 Uhr im zib
statt. Die Gebühr für den Kurs beträgt 22,00 Euro. Detaillierte
Seminarbeschreibungen zum Angebot sind im aktuellen VHS-Programmheft
auf der Seite 45 zu finden. Der Kurs ist auch im Online-Katalog unter
www.vhs-zib.de in der Rubrik "Beruf, EDV, IT" im Unterbereich "EDV und
IT - Bildbearbeitung / Video / Ton" zu finden. Und natürlich berät der
Studienbereichsleiter für EDV Andreas Barre gerne Interessierte zum
Kursangebot. Kontakt: Andreas Barre, 02303/103-735,
andreas.barre@stadt-unna.de.

Anmeldungen zu allen Kursen nimmt die VHS unter 02303/103-713 oder
-714 entgegen. Auf der Internetseite www.vhs-zib.de kann die Anmeldung
auch online vorgenommen werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 5. März 2018

Stadt Unna, Pressestelle

Rathausplatz 1, 59423 Unna

Telefon: (02303) 103-101

Telefax: (02303) 103-299

E-Mail: presse@stadt-unna.de

Internet: http://www.unna.de
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DERMATOLOGIE/721: Dupilumab bei Neurodermitis - Hinweis auf Zusatznutzen bei Erwachsenen (IQWiG)


Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG) - 01.03.2018

Dupilumab bei Neurodermitis: Hinweis auf Zusatznutzen bei Erwachsenen

- Deutliche Vorteile bei Symptomen und insbesondere bei Lebensqualität 

- Dossier liefert aussagekräftige Daten



Dupilumab (Handelsname Dupixent) ist seit September 2017 zugelassen zur
Behandlung von Erwachsenen mit mittelschwerer bis schwerer Neurodermitis
(atopischer Dermatitis), für die eine systemische Therapie infrage kommt.
Typische Symptome dieser chronischen, nicht ansteckenden Hauterkrankung
sind Ausschlag und starkes Jucken, die in Schüben auftreten und die
Lebensqualität massiv beeinträchtigen können.

Das Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen
(IQWiG) hat nun in einer frühen Nutzenbewertung untersucht, ob der neue
Wirkstoff den Betroffenen gegenüber herkömmlichen Therapien einen Vorteil
bietet. Demnach enthält das Dossier aussagekräftige Daten zu den für
Patientinnen und Patienten wichtigen Therapiezielen, den sogenannten
Endpunkten. Deutliche Vorteile zeigen sie bei der Linderung von Symptomen
und insbesondere bei der Lebensqualität.

Erster Neurodermitis-Wirkstoff im AMNOG-Verfahren

Meist wird eine Neurodermitis lokal mit entzündungshemmenden,
kortisonhaltigen Salben behandelt. Bei schwereren Verläufen kommen auch
UV-Licht oder auch eine sogenannte systemische Therapie infrage. Der
Wirkstoff Dupilumab soll die Entzündung der Haut verringern, indem er
einen entzündungsfördernden Botenstoff hemmt. Dupilumab wird unter die
Haut gespritzt und ist der erste Wirkstoff zur Behandlung von
Neurodermitis, der die Nutzenbewertung gemäß
Arzneimittelmarktneuordnungsgesetz (AMNOG) durchläuft.

Den Vorgaben des Gemeinsamen Bundesausschusses (G-BA) entsprechend, soll
Dupilumab mit der Therapie verglichen werden, die bislang Standard ist
(zweckmäßige Vergleichstherapie).

Hersteller legte eine relevante Studie vor

Der Hersteller legte eine verwertbare randomisierte kontrollierte Studie
vor, in der Patientinnen und Patienten über einen ausreichend langen
Zeitraum (52 Wochen) beobachtet wurden (CHRONOS). Alle Teilnehmerinnen und
Teilnehmer erhielten Glukokortikoid-Salben als sogenannte
Hintergrundtherapie. In zwei Studienarmen bekamen sie zusätzlich jeweils
Dupilumab in zwei verschiedenen Dosierungen, im dritten (Kontrollgruppe)
ein Scheinmedikament (Placebo).

Lebensqualität gut dokumentiert

Wie die CHRONOS-Daten zeigen, fallen die Behandlungsergebnisse bei einer
ganzen Reihe von Therapieaspekten (patientenrelevante Endpunkte) zugunsten
von Dupilumab aus: Das gilt zum einen für Juckreiz und Schlafstörungen,
zum anderen für die gesundheitsbezogene Lebensqualität. Bei letzterer
schlägt sich die Verbesserung bei den symptombezogenen Endpunkten nieder.
Und hier ist auch der Unterschied gegenüber der Kontrollgruppe am
deutlichsten (Hinweis auf erheblichen Zusatznutzen).

Zwar zeigt Dupilumab bei den Nebenwirkungen auch einen Nachteil:
Augenerkrankungen traten in der Studie häufiger auf als in der
Kontrollgruppe. Nach Auffassung der Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler stellt dies die Vorteile bei den anderen Endpunkten jedoch
nicht infrage.

Ausmaß des Vorteils nicht genau bestimmbar

Wie groß dieser Vorteil insgesamt ist, also über alle Endpunkte hinweg,
lässt sich jedoch nicht genau einschätzen. Denn der Studienaufbau von
CHRONOS hat auch eine Schwäche: Um dem erneuten Auftreten von Symptomen
vorzubeugen, bekommen Patientinnen und Patienten weiter Medikamente, auch
wenn sie gerade beschwerdefrei sind (proaktive Therapiestrategie).

Während bei CHRONOS Dupilumab kontinuierlich gespritzt wurde, setzte man
im Placebo-Arm die Hintergrund-Therapie ab. Es könnte deshalb sein, dass
diese Patienten "unterbehandelt" waren. Weil unklar ist, wie sich das auf
die Unterschiede in den Behandlungsergebnissen ausgewirkt haben könnte,
stuft das IQWiG den - prinzipiell unbestrittenen - Zusatznutzen als "nicht
quantifizierbar" ein. Er kann also gering, beträchtlich oder erheblich
sein.

G-BA beschließt über Ausmaß des Zusatznutzens

Die Dossierbewertung ist Teil der frühen Nutzenbewertung gemäß
Arzneimittelmarktneuordnungsgesetz (AMNOG), die der G-BA verantwortet.
Nach Publikation der Dossierbewertung führt der G-BA ein
Stellungnahmeverfahren durch und fasst einen abschließenden Beschluss über
das Ausmaß des Zusatznutzens.

Einen Überblick über die Ergebnisse der Nutzenbewertung des IQWiG gibt
folgende Kurzfassung. Auf der vom IQWiG herausgegebenen Website
gesundheitsinformation.de finden Sie zudem allgemein verständliche
Informationen.


Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.iqwig.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution906

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit im Gesundheitswesen (IQWiG)

Dr. Anna-Sabine Ernst, 01.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/3798: Die Vermessung der Herzmuskelzelle (idw)


Universitätsklinik der Ruhr-Universität Bochum - Herz- und Diabeteszentrum NRW Bad Oeynhausen - 02.03.2018

Die Vermessung der Herzmuskelzelle



Ein neu ausgestatteter Einzelzell-Messplatz im Herz- und Diabeteszentrum
NRW (HDZ NRW), Bad Oeynhausen, steht im Erich und Hanna Klessmann-Institut
für kardiovaskuläre Forschung und Entwicklung am HDZ NRW zur Verfügung. Er
soll zukünftig dazu beitragen, neue Erkenntnisse über die
Regenerationsmöglichkeiten von Herzmuskelzellen und ihren Einfluss bei
bestimmten, erblich bedingten Herzerkrankungen zu gewinnen.

Mit der Erforschung einzelner Herzmuskelzellen beschäftigt sich eine
Arbeitsgruppe unter der Leitung von Prof. Dr. Hendrik Milting, Leiter des
Erich und Hanna Klessmann-Instituts für kardiovaskuläre Forschung und
Entwicklung am Herz- und Diabeteszentrum NRW (HDZ NRW), Bad Oeynhausen.
Dazu steht ihm jetzt erstmals ein neu ausgestatteter Einzelzell-Messplatz
zur Verfügung. Die Investition in Höhe von 50.000 Euro hat der
Förderverein des HDZ NRW e.V. zur Hälfte mitgetragen.

Etwa 6 Milliarden Herzmuskelzellen besitzt der Mensch. Sie sind für die
Kontraktion des Herzens sowie für die Erregungsleitung verantwortlich. Im
Laufe des Lebens nimmt die Anzahl der Herzmuskelzellen kontinuierlich ab.
Dabei sind die Zellen durchaus in der Lage, sich zu erneuern. Bei einem
25-Jährigen wird etwa ein Prozent der Zellen innerhalb eines Jahres
ersetzt. "Diese Rate sinkt im Alter jedoch deutlich ab", sagt Professor
Milting, dessen Doktorandin Ilona Schirmer am neuen Arbeitsplatz
insbesondere das Kontraktionsverhalten einzelner Herzmuskelzellen
untersucht. Die Ergebnisse werden in ihre Doktorarbeit an der
Ruhr-Universität Bochum einfließen.

Eine hochauflösende Videokamera erfasst dabei die Herzmuskelzelle und
vermisst ihre Kraftentwicklung. "Nach einem Herzinfarkt ist das
Herzmuskelgewebe in aller Regel dauerhaft geschädigt", erläutert Milting.
"Es wird dann durch Bindegewebe ersetzt. Unsere Untersuchungen befassen
sich mit der Frage, welchen Einfluss bestimmte Proteine auf
Herzmuskelzellen haben. Wir erhoffen uns daraus neue Erkenntnisse über die
Entwicklung bestimmter, erblich bedingter Herzerkrankungen."

Die Inbetriebnahme des neuen Arbeitsplatzes im Institut hat
Titularprofessor Dr. Otto Foit, Vorsitzender des Fördervereins Herz- und
Diabeteszentrum NRW e.V., gerne begleitet. "Die Unterstützung der
medizinischen Forschung im HDZ ist eine Investition in die Medizin von
morgen", sagt er. "Deshalb unterstützt der Förderverein Projekte, die sich
der Entwicklung innovativer Therapieformen bei Herzerkrankungen widmen."


Das Herz- und Diabeteszentrum Nordrhein-Westfalen (HDZ NRW), Bad
Oeynhausen, ist ein international anerkanntes Zentrum zur Behandlung von
Herz-, Kreislauf- und Diabeteserkrankungen. Mit 37.000 Patienten pro Jahr,
davon 14.400 in stationärer Behandlung, ist das HDZ NRW ein führendes
Spezialklinikum in Europa. Unter einem Dach arbeiten vier
Universitätskliniken und Institute seit mehr als 30 Jahren
interdisziplinär zusammen. Das HDZ NRW ist Universitätsklinik der
Ruhr-Universität Bochum.

Zu dieser Mitteilung finden Sie Anhänge unter der WWW-Adresse:

http://idw-online.de/de/attachment64861

Pressemitteilung HDZ NRW vom 02.03.2018

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution1268

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universitätsklinik der Ruhr-Universität Bochum - Herz- und Diabeteszentrum NRW Bad Oeynhausen, Anna Reiss, 02.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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GENTECHNIK/279: DNA-Schere kann auch RNA zerschneiden (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 01.03.2018

DNA-Schere kann auch RNA zerschneiden



Bakterien verfügen über ein Immunsystem namens CRISPR-Cas9, das fremde DNA
eliminiert. Würzburger Forscher haben nun entdeckt, dass es auch RNA
zerschneiden kann - ein Resultat mit potenziell weit reichenden
Konsequenzen.

Unsere Fähigkeit, den Inhalt von Genen nach Belieben zu verändern - sei
es, um genetische Erkrankungen zu kurieren oder Agrarpflanzen zu
verbessern - wird momentan revolutioniert. Angetrieben wird diese
Revolution durch eine neuartige Technologie namens CRISPR-Cas9. Sie
basiert auf einem Immunsystem von Bakterien. Dieses Abwehrsystem erkennt
und zerschneidet fremdes Erbgut - die DNA - eindringender Viren und
schützt die Bakterien so vor einer Infektion.

Für das Einbringen des Schnitts ist dabei das Cas9-Protein zuständig, das
als eine Art Schere fungiert. Andere Bestandteile des Systems leiten die
Cas9-Schere zu der Stelle in der DNA, die zerschnitten werden soll.
Wissenschaftler können diese Leitfunktion programmieren: Sie können
dadurch gezielt bestimmte Gene modifizieren - nicht nur in Bakterien,
sondern auch in Pflanzen und Tieren.

Schere auf spezifische RNA-Moleküle programmiert

Von den Cas9-Scheren weiß man, dass sie typischerweise DNA zerlegen.
Wissenschaftler der Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU) und des
Helmholtz-Instituts für RNA-basierte Infektionsforschung (HIRI), einem
Standort des Helmholtz-Zentrums für Infektionsforschung (HZI), konnten nun
zeigen, dass die Cas9-Schere aus dem Lebensmittelkeim Campylobacter jejuni
noch mehr kann.

"Das Protein hat die Fähigkeit, neben DNA auch verwandte Moleküle zu
zerschneiden - die Ribonukleinsäuren, kurz RNAs", betont Prof. Dr. Cynthia
Sharma vom Institut für molekulare Infektionsbiologie (IMIB) der
Universität Würzburg. "Nicht nur das: Wir konnten das Cas9-Protein so
programmieren, dass es sich spezifisch gegen ausgewählte RNA-Moleküle
richtet."

RNA spielt in allen Lebensformen eine zentrale Rolle. Vor allem dient es
in den Zellen als "Bote" der Erbinformation. Vereinfacht gesagt, ähnelt
die DNA einem riesigen Lexikon, das Tausende von Bauanleitungen enthält -
die Gene. Wenn eine Zelle ein bestimmtes Protein herstellen möchte,
fordert sie die passende Anleitung an. Dazu werden die entsprechenden
Seiten des Lexikons abgeschrieben. Diese Abschriften bestehen aus RNA. Die
in ihnen gespeicherte Information wird dann in Proteine übersetzt.

Einsatzspektrum der Schere erweitert sich

Dass die Cas9-Scheren auch RNA zerlegen können, erweitert ihr
Einsatzspektrum. So lässt sich mit dieser Funktion möglicherweise besser
kontrollieren, welche Gene an- oder abgeschaltet werden. Eventuell lassen
sich mit ihr auch menschliche Viren bekämpfen, deren Erbgut aus RNA
besteht, oder die Erreger einer Infektion schneller nachweisen.

Die Wissenschaftler entdeckten die Eigenschaft der Genschere, als sie sich
anschauten, welche Moleküle an das Cas9-Protein von Campylobacter binden.
Darunter waren auch zahlreiche RNAs. Weitere Analysen zeigten dann, dass
das Cas9-Protein diese RNAs nicht nur binden, sondern auch in einer
ähnlichen Weise wie DNA schneiden kann - und dass Cas9 so programmiert
werden kann, dass sie sich gezielt gegen spezifische RNAs richtet.

"Dieser Befund war erstaunlich, weil man bislang annahm, Cas9 könne
normalerweise nur DNA zerlegen", erklärt Prof. Dr. Chase Beisel. Beisel
ist kürzlich von der NC State Universität in den USA an das HIRI
gewechselt und hat in dem Projekt mit Prof. Sharma kooperiert.

Möglicherweise ein generelles Merkmal der Scheren

Die Cas9-Schere aus Campylobacter steht mit ihrer Fähigkeit, RNA zu
schneiden, nicht allein: Zwei weitere Arbeitsgruppen haben kürzlich diese
Eigenschaft auch bei den Cas9-Proteinen aus zwei anderen Bakterien
nachgewiesen. Möglicherweise handelt es sich also um ein generelles
Merkmal der Genscheren.

Unbekannt ist bislang, inwieweit die Fähigkeit, RNA zu schneiden, für die
Mikroorganismen von Nutzen ist. Es gibt jedoch zunehmend Hinweise darauf,
dass das CRISPR/Cas-System nicht nur als Immunsystem dient: Möglicherweise
reguliert es auch, welche Gene in Bakterien an- oder abgeschaltet werden.

Gaurav Dugar, Ryan T. Leenay, Sara K. Eisenbart, Thorsten Bischler,
Belinda U. Aul, Chase L. Beisel und Cynthia M. Sharma: CRISPR
RNA-dependent binding and cleavage of endogenous RNAs by the Campylobacter
jejuni Cas9; Molecular Cell, DOI: 10.1016/j.molcel.2018.01.032


Kontakt

Prof. Dr. Cynthia M. Sharma, Lehrstuhl Molekulare Infektionsbiologie II,
Institut für Molekulare Infektionsbiologie (IMIB) der Universität
Würzburg, T 0931/31-82560

cynthia.sharma@uni-wuerzburg.de

Prof. Dr. Chase Beisel, Helmholtz-Institut für RNA-basierte
Infektionsforschung (HIRI), eine Einrichtung des Helmholtz-Zentrums für
Infektionsforschung (HZI), T 0931/31-85346

Chase.Beisel@helmholtz-hiri.de


Das Helmholtz-Institut für RNA-basierte Infektionsforschung

Das Helmholtz-Institut für RNA-basierte Infektionsforschung (HIRI) wurde
im Mai 2017 als gemeinsame Einrichtung des Braunschweiger
Helmholtz-Zentrums für Infektionsforschung (HZI) und der
Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU) gegründet. Mit Sitz auf dem Campus des
Würzburger Uniklinikums wird sich das HIRI als weltweit erstes Institut
seiner Art der Rolle von Ribonukleinsäuren (RNAs) in Infektionsprozessen
widmen. Auf Basis dieser Erkenntnisse werden in einem integrativen
Forschungsansatz neue Therapieansätze entwickelt und durch Entwicklung
pharmazeutischer Anwendungsformen klinisch anwendbar gemacht. 

www.helmholtz-hzi.de/hiri

Das Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung

Am Helmholtz-Zentrum für Infektionsforschung (HZI) untersuchen
Wissenschaftler die Mechanismen von Infektionen und ihrer Abwehr. Was
Bakterien oder Viren zu Krankheitserregern macht: Das zu verstehen soll
den Schlüssel zur Entwicklung neuer Medikamente und Impfstoffe liefern.

www.helmholtz-hzi.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg, Robert Emmerich, 01.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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SOZIALES/035: Eine gewaltfreie Geburt ist Frauenrecht (DHV)


Deutscher Hebammenverband e.V. - 6. März 2018

Eine gewaltfreie Geburt ist Frauenrecht

Hebammenverband fordert anlässlich des Frauentags ein Umdenken in der Geburtshilfe



Der Deutsche Hebammenverband e. V. (DHV) setzt sich für
Selbstbestimmungsrechte von Frauen ein. Das Recht von Frauen, selbst
über sich und ihren Körper zu bestimmen, bekommt aktuell neue
Bedeutung durch die Debatte zu Gewalt und Traumatisierungen in der
Geburtshilfe. Der Hebammenverband weist seit Jahren darauf hin, dass
Eingriffe den natürlichen Geburtsverlauf stören und eine
Körperverletzung darstellen, wenn sie ohne medizinische Notwendigkeit
und Aufklärung erfolgen. Frauen können diese Eingriffe dann als Gewalt
erleben. Unachtsamkeit von Hebammen und Ärztinnen oder Ärzten, die als
verbale Entgleisung oder körperlich übergriffig empfunden werden,
haben ihre Ursache häufig in schlechten Arbeitsbedingungen,
Personalmangel oder fehlender Zeit für gute Kommunikation. Der
Deutsche Hebammenverband fordert politische Maßnahmen, die die
Arbeitssituation von Hebammen und die Situation in der Geburtshilfe
nachhaltig verbessern.

"Wir Hebammen verstehen uns als Anwältinnen von Frauen", betont Ulrike
Geppert-Orthofer, Präsidentin des Deutschen Hebammenverbands e. V.
Hebammen unterstützen Frauen bei der Wahrnehmung ihrer Interessen und
bei einer selbstbestimmten Geburt. In den Kreißsälen gehen Hebammen
dafür häufig an ihre Grenze. Trotzdem berichten Frauen immer wieder
von Gewalterfahrungen während der Geburt. Schlechte
Arbeitsbedingungen, Personalmangel oder fehlende Zeit für gute
Kommunikation und Partizipation während der Geburt können die Ursache
für unachtsames Verhalten von Hebammen und Ärztinnen oder Ärzten sein.

Der Deutsche Hebammenverband fordert politische Maßnahmen, die die
Arbeitssituation von Hebammen und die Situation in der Geburtshilfe
nachhaltig verbessern. Die flächendeckende und wohnortnahe Versorgung
rund um die Geburtshilfe und die freie Wahl des Geburtsortes müssen
sichergestellt werden. Dazu sollten zuerst die Arbeits- und
Ausbildungsbedingungen von Hebammen sowie ihre Vergütung verbessert
werden. In den Kliniken sollte die intensive Betreuung einer Frau
während der Geburt durch eine Hebamme Standard sein.

 * 

Der Deutsche Hebammenverband e.V. (DHV) ist der größte
Hebammenberufsverband in Deutschland und setzt sich aus 16
Landesverbänden mit über 19.500 Mitgliedern zusammen. Er vertritt die
Interessen aller Hebammen. Im DHV sind angestellte und freiberufliche
Hebammen, Lehrerinnen für Hebammenwesen, Hebammenwissenschaftlerinnen,
Hebammen in den Frühen Hilfen, hebammengeleitete Einrichtungen sowie
Hebammenschülerinnen und Studierende vertreten. Über die berufliche
Interessenvertretung hinaus ist eine gute medizinische und soziale
Betreuung der Frauen und ihrer Kinder vom Beginn der Schwangerschaft
bis zum Ende der Stillzeit ein zentrales Anliegen des Verbandes. Als
Mitglied in der European Midwives Association (EMA), im Network of
European Midwifery Regulators (NEMIR) und in der International
Confederation of Midwives (ICM) setzt er sich auch auf europäischer
und internationaler Ebene für die Stärkung der Hebammenarbeit sowie
die Gesundheit von Frauen und ihren Familien ein.

 * 

Quelle:

Deutscher Hebammenverband e.V.

Pressemitteilung vom 6. März 2018

Geschäftsstelle:

Gartenstraße 26, D-76133 Karlsruhe

Telefon: 0721-98189-0, Fax: 0721-98189-20

Mail: info@hebammenverband.de

Internet: www.hebammenverband.de
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SCHLAGANFALL/409: Internationaler Frauentag - Erhöhtes weibliches Schlaganfall-Risiko (DSG)


Deutsche Schlaganfall-Gesellschaft (DSG) - 5. März 2016

Internationaler Frauentag: 

Experten machen auf erhöhtes "weibliches" Schlaganfall-Risiko aufmerksam



Berlin - Wenn sich ein Bein gelähmt anfühlt, die Sprache undeutlich
wird und ein Mundwinkel herabhängt, ist Schnelligkeit gefragt - denn
dann könnte ein Schlaganfall vorliegen. 55 Prozent der Betroffenen
sind Frauen. Darauf macht die Deutsche Schlaganfall-Gesellschaft (DSG)
im Vorfeld des Internationalen Frauentags aufmerksam, der am kommenden
Donnerstag, den 8. März stattfindet. Bei Frauen können besondere
Risikofaktoren bestehen, solche stellen beispielsweise die
Antibabypille oder auch die Schwangerschaftserkrankung Präeklampsie
dar. Besonders gefährdet sind Frauen mit Diabetes. Experten der DSG
empfehlen deshalb allen Frauen, ihre Risikofaktoren zu überprüfen und
gezielt vorzubeugen.

Die Hormone spielen bei Frauen als Schlaganfallrisikofaktor eine
entscheidende Rolle. So ist das Risiko für einen Schlaganfall in der
Schwangerschaft beispielsweise per se erhöht - circa 30 von 100.000
Frauen sind davon betroffen. Das Risiko ist dann besonders groß, wenn
in der Schwangerschaft typische Risikofaktoren für einen Schlaganfall
hinzukommen. "Frauen mit Kinderwunsch, die übergewichtig sind und
Bluthochdruck haben, sollten sich von ihrem Arzt beraten lassen", so
Professor Dr. med. Wolf-Rüdiger Schäbitz, Pressesprecher der DSG.
"Manchmal kann es schon vor einer Schwangerschaft sinnvoll sein,
Medikamente einzunehmen, um einer Schwangerschaftsvergiftung - einer
sogenannten Präeklampsie - vorzubeugen." Bei Frauen, die bereits an
einer Präeklampsie erkrankt waren, ist das Risiko für einen
Schlaganfall noch höher als bei solchen mit den typischen
Risikofaktoren. Hauptkennzeichen einer Präeklampsie sind
Bluthochdruck, verstärkte Eiweißausscheidung im Urin und
Wassereinlagerungen.

Bei jungen Frauen kann das Schlaganfallrisiko auch erhöht sein, wenn
sie die Antibabypille zur Verhütung nehmen. "Das Risiko ist mit den
neueren Präparaten, die weniger Östrogene enthalten, geringer
geworden, es bleibt jedoch immer noch erhöht", sagt Professor Dr. med.
Armin Grau, 1. Vorsitzender der DSG. Dieses Risiko steigt mit
zusätzlichen Risikofaktoren wie Übergewicht, Fettstoffwechselstörungen
und Rauchen deutlich an. Frauen haben auch häufiger als Männer eine
Migräne mit Begleitsymptomen, eine sogenannte Migräne mit Aura; diese
ist ebenfalls ein Risikofaktor für Schlaganfälle. "Wenn Frauen unter
Migräne mit Aura leiden und die Pille nehmen, haben sie ein rund
siebenfach erhöhtes Schlaganfallrisiko und wenn sie dann noch rauchen,
erhöht sich das Risiko sogar um den Faktor zehn", erläutert Grau. Der
Experte rät Frauen, die die unter Migräne mit Aura leiden, keine
Antibabypille einzunehmen und auf keinen Fall zu rauchen. "Wobei vom
Griff zur Zigarette natürlich ganz allgemein abzuraten ist", so Grau.
Auch eine familiäre Schlaganfall-Vorbelastung kann - besonders in
Kombination mit der Einnahme des hormonellen Präparats - gefährlich
werden. "Betroffene sollten mit ihrem Frauenarzt über alternative
Verhütungsmethoden sprechen", rät Grau.

Neben den Hormonen spielen bei Frauen die klassischen Risikofaktoren
für einen Schlaganfall wie Übergewicht, Diabetes mellitus,
Vorhofflimmern Bewegungsmangel und Bluthochdruck auch eine große
Rolle. Letzterer ist bei Frauen mittleren Alters eine der häufigsten
Ursachen für einen Schlaganfall. Betroffenen rät Professor Schäbitz
Folgendes: "Es empfiehlt sich, den Bluthochdruck mindestens zweimal im
Jahr kontrollieren zu lassen. Wenn er chronisch erhöht ist und sich
durch eine Änderung des Lebensstils - etwa durch Abnehmen und durch
regelmäßige Bewegung - nicht verbessert, sollten blutdrucksenkende
Mittel eingenommen werden." Zudem sei eine Stressreduktion eine
bewährte Bewältigungsstrategie. Nach den Wechseljahren kommt bei
einigen Frauen ein weiterer bedeutender Risikofaktor hinzu - das
Vorhofflimmern. Sie leiden viel häufiger unter der Herzrhythmusstörung
als Männer. Der Experte empfiehlt Frauen, das Vorhofflimmern
konsequent behandeln zu lassen. So könnte das Schlaganfallsrisiko
effektiv um bis zu 70 Prozent gesenkt werden.

Eine besondere Risikogruppe sind Frauen mit Diabetes: Ihr
Erkrankungsrisiko ist gegenüber Männern mit Diabetes um 27 Prozent
erhöht und auch die Schwere des Schlaganfalles ist bei Frauen mit
Diabetes deutlich ausgeprägter. Menschen mit Diabetes leiden häufig
unter Risikofaktoren, die die Entstehung eines Schlaganfalls
begünstigen - wie Bauchfett, Bluthochdruck und Störungen des
Kohlenhydrat- und des Fettstoffwechsels. Diese Faktoren treiben
gemeinsam die Arteriosklerose voran, bei der sich die Schlagadern
verengen und verstopfen. Die Arteriosklerose, also die schrittweise
Verkalkung der Arterien, ist neben zu hohem Blutdruck die Hauptursache
für Schlaganfälle. "Es ist wichtig, den Diabetes früh zu erkennen und
zu behandeln, nur so können Folgeerkrankungen - wie der Schlaganfall -
möglichst wirksam vermieden werden", meint Schäbitz. Eine gute
Prävention kann gerade bei besonderen Risikogruppen viel bewirken.


Weiterführende Informationen:

McDermott M, Miller EC, Rundek T, Hurn PD, Bushnell CD. Preeclampsia:
association with posterior reversible encephalopa - thy syndrome and
stroke. Stroke. 2018;49:epub-ahead of print. 

doi: 10.1161/ STROKEAHA.117.018416.

Demel SL, Kittner S, Ley SH, McDermott M, Rexrode KM. Stroke risk
factors unique to women. Stroke. 2018;49: epub-ahead of print. 

doi: 10.1161/ STROKEAHA.117.018415.

Madsen TE, Howard VJ, Jiménez M, Rexrode KM, Acelajado MC, Kleindorfer
D, Chaturvedi S. Impact of conventional stroke risk factors on stroke
in women: an update. Stroke. 2018;49: epub-ahead of print. 

doi: 10.1161/ STROKEAHA.117.018418.

 * 

Quelle:

Deutsche Schlaganfall-Gesellschaft

Pressemitteilung vom 5. März 2016

Pressestelle

Friederike Gehlenborg

Postfach 30 11 20

70451 Stuttgart

Telefon: +49 (0)711 8931-295, Fax: +49 (0)711 8931-167

E-Mail: gehlenborg@medizinkommunikation.org

Internet: www.dsg-info.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / PHARMA





FORSCHUNG/1229: Wie aus einem Protein im menschlichen Blut nützliche Gele entstehen (idw)


Martin-Luther-Universität Halle-Wittenberg - 05.03.2018

Wie aus einem Protein im menschlichen Blut nützliche Gele entstehen



Aus dem Blut ins Labor: Das Protein Albumin übernimmt viele lebenswichtige
Prozesse im menschlichen Körper. In der Natur kommt es nur gelöst in
Wasser als Lösung vor. Chemiker der Martin-Luther-Universität
Halle-Wittenberg (MLU) haben ein Verfahren entwickelt, mit dem sich verschiedene
Gele auf Albuminbasis herstellen lassen. Die Erkenntnisse könnten künftig
dabei helfen, neuartige Arzneiträgersysteme zu entwickeln, die besser in
den Blutkreislauf gelangen können. Die Studie der Forscher aus Halle wurde
kürzlich als Titelgeschichte in der internationalen Fachzeitschrift
"Biomaterials Science" der Royal Society of Chemistry veröffentlicht.

Albumin ist ein Protein, das in großen Mengen im Blut aller Säugetiere
vorkommt. Das menschliche Blut hat einen Anteil von bis zu 60 Gramm pro
Liter. "Albumin ist für viele wichtige Prozesse im Körper zuständig: Es
kann die Zellmembranen durchdringen und so zum Beispiel essentielle
Substanzen in die Zellen transportieren und es hilft auch bei der
Entgiftung der Zellen", sagt Prof. Dr. Dariush Hinderberger, Chemiker an
der MLU. Er arbeitet seit über zehn Jahren zu Albumin und erforscht die
Struktur, die Dynamik und die Transporteigenschaften des Proteins. Es wird
bereits heute in der Pharmaindustrie bei der Herstellung von Impfstoffen
und Medikamenten eingesetzt - allerdings nicht als Gel.

"Die Albumin-Gele entstehen bisher eher als ärgerliches Zufallsprodukt bei
der normalen Laborarbeit", sagt Hinderberger. Sie könnten aber künftig bei
der Herstellung sogenannter Wirkstoff-Implantate zum Einsatz kommen. Diese
werden dem Patienten einmalig gespritzt und lagern sich dann im Körper ab.
Nach und nach wird dann vom Körper der Trägerstoff zersetzt und der
gewünschte Wirkstoff über einen längeren Zeitraum freigesetzt. So erspart
sich der Patient ein regelmäßiges Spritzen. "Um zu überprüfen, ob sich auf
der Basis von Albumin-Gelen potentielle Wirkstoffträger entwickeln lassen,
muss man aber zunächst verstehen, wie und warum sich die Gele bilden",
fasst Hinderberger die Idee hinter seiner neuen Studie zusammen.

Die Chemiker der MLU untersuchten deshalb verschiedene Albumin-Lösungen.
"Wir wollten herausfinden, was genau mit den Proteinteilchen und ihrer
Struktur passiert, wenn wir bestimmte Eigenschaften verändern", sagt
Hinderberger. Die Forscher testeten, welchen Einfluss der pH-Wert der
Lösung auf die Gelbildung hat. Anschließend erhitzten sie die
Flüssigkeiten und analysierten dann zu verschiedenen Zeitpunkten die
Veränderungen. Mit Hilfe der Infrarot-Spektroskopie konnte die Gruppe nun
zum Beispiel zeigen, wie Albumin bei Hitze seine Struktur verändert: Das
Proteinknäuel öffnet sich und kann so leichter mit anderen Teilchen
verklumpen, wodurch das Gel entsteht. Auf Grundlage dieser Erkenntnis
konnte die Forschergruppe nun noch ein weiteres, wesentlich weicheres Gel
herstellen. Dafür verlangsamten sie den Gelbildungsprozess, setzten die
Temperatur herunter und wählten eine Lösung mit einem relativ neutralen
pH-Wert. "Unter diesen Bedingungen veränderten die einzelnen
Albuminmoleküle ihre Struktur nur wenig, wodurch sich die grundlegend
andere mechanische Eigenschaften des Gels ergeben", erklärt Hinderberger.

Anschließend gingen die Forscher der Frage nach, ob sich die Albumin-Gele
grundsätzlich als Wirkstoffträger für Medikamente eignen. In ersten
Untersuchungen konnten sie zeigen, dass sich zum Beispiel Fettsäuren sehr
gut mit dem Gel verbinden lassen. Ob sich die Stoffe auch für
pharmazeutische Wirkstoffe im menschlichen Körper eignen, muss allerdings
in Folgestudien noch geklärt werden.

Zur Publikation:

S. Arabi et al. (2018) "Serum Albumin Hydrogels in Broad pH and
Temperature Ranges: Characterization of Their Self-Assembled Structures,
Nanoscopic and Macroscopic Properties". Biomaterials Science, 

doi: 10.1039/C7BM00820A

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution167
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PSYCHOLOGIE/171: Persönlichkeitsmerkmale bestimmen den Umgang mit Lebensmittelallergien (idw)


Australisch-Neuseeländischer Hochschulverbund / Institut Ranke-Heinemann - 02.03.2018

Persönlichkeitsmerkmale bestimmen den Umgang mit Lebensmittelallergien



Wissenschaftler der University of Otago in Neuseeland haben neue
Erkenntnisse im Bereich der Lebensmittelallergien erlangt, die Betroffenen
helfen können, ihre Lebensqualität signifikant zu verbessern. Die Forscher
konnten belegen, dass bestimmte Persönlichkeitsmerkmale den Umgang mit den
alltäglichen Problemen einer Lebensmittelallergie beeinflussen.

Das interdisziplinäre Wissenschaftsteam des Department of Psychology (Dr.
Tamlin Conner) und des Department of Food Science (Dr. Rana Peniamina, Dr
Miranda Mirosa und Professor Phil Bremer) wollte herausfinden, wie
Erwachsene mit Lebensmittelallergien die damit verbundenen
Herausforderungen im Alltag bewältigen und ob bestimmte
Persönlichkeitsmerkmale diese Herausforderungen verstärken. "Diese Studie
untersucht, ob individuelle Unterschiede in der Ausprägung der Top 5
Persönlichkeitsmerkmale (Neurotizismus, Extravertiertheit, Offenheit,
Verträglichkeit und Gewissenhaftigkeit) einen Einfluss auf den Umgang mit
in Lebensmittelallergien begründeten Alltagsproblemen hat", so die
leitende Autorin Dr. Tamlin Conner.

An der 14-tägigen Studie nahmen insgesamt 108 Erwachsene teil, die an
einer diagnostizierten Lebensmittelallergie leiden. Sie füllten täglich
eine Online Befragung aus, die 25 tägliche Lebensmittelproblematiken, das
Stresslevel und die Stimmung abfragte. Laut Dr. Conner konnten die
Ergebnisse die Hypothesen des Wissenschaftsteams nicht bestätigen.

"Wir waren überrascht, dass Neurotizismus nicht zu steigenden Problemen
mit der Allergie führte oder zu schlechterer Stimmung an Tagen mit mehr
Allergieproblemen. Im Gegenteil: das Persönlichkeitsmerkmal Offenheit
führte zu vermehrten Problemen - beispielsweise zu Hungergefühl, da
möglicherweise nicht genug "sicheres" Essen zur Verfügung steht oder dass
nicht ausreichend angemessene Lebensmittel beim Einkauf gefunden werden
können. Desweiteren entstanden Ängste bei gemeinschaftlichen Ereignissen,
die Nahrungsmittel beinhalten oder weil man sich ausgeschlossen und
fehlverstanden fühlt."

"Es scheint, dass die Anforderungen an den Umgang mit
Lebensmittelallergien (Routine, Vorsicht und Konsum der bekannten
Lebensmittel) in direktem Konflikt mit einer offenen Persönlichkeit
stehen. Dem liegt zugrunde, dass offene Persönlichkeiten nach Erkundung,
Vielfalt und neuen Erfahrungen streben", so Dr. Conner. Sie hofft, dass die
Erkenntnisse Menschen helfen werden zu verstehen, wie sich die
Persönlichkeit auf den Umgang mit den Lebensmittelallergien auswirkt.

"Offene" Menschen könnten beispielsweise ihr Verlangen nach Vielfalt im
Bereich von Musik oder Film ausleben, anstatt bei Lebensmitteln. Sie
könnten ausserdem Reserve-Lebensmittel parat haben für den Fall, dass sie
spontan das Verlangen danach haben. Unsere Erkenntnisse können ausserdem
auch Eltern dabei helfen, das Verhalten ihrer Kinder, die unter
Lebensmittelallergien leiden, zu verstehen. "Offene" Kinder könnten
beispielsweise das erhöhte Verlangen nach neuen Lebensmitteln haben, die
für sie aber riskant sein könnten. Mit diesem Wissen können die Eltern
versuchen, diese Herausforderungen zu mildern und die Häufigkeit zu
reduzieren."

Die Organisation Allergy New Zealand sagt, dass Lebensmittelallergien eine
signifikante Last für viele Menschen darstellt und begrüßt die Studie der
Wissenschaftler rund um Dr. Conner. "Die Studie rückt die Komplexität, mit
denen sich Erwachsene mit Lebensmittelallergien konfrontiert sehen, nicht
nur in den neuseeländischen sondern auch in den individuellen Fokus. Es
geht darum, Menschen dabei zu unterstützen ihre Persönlichkeitsmerkmale
und deren Auswirkungen besser zu verstehen und den Umgang mit den
Lebensmittelallergien zu optimieren. Langfristig kann somit die
Lebensqualität der Betroffenen verbessert werden", so Mark Dixon, der
Geschäftsführer von Allergy New Zealand.

Die Studie wurde im Medical Journal Frontiers in Psychology veröffentlicht.


Das Institut ist die gemeinnützige Einrichtung zur Förderung des
Austausches und der Auslandsstudien insbesondere mit allen Universitäten
Australiens und Neuseelands sowie zur Förderung von Wissenschaft und
Forschung. In seinen Förderprogrammen stellt es SchülerInnen und
Studierenden Unterstützung in der Finanzierung durch Stipendien und
Coaching in der Studienberatung und Studienplatzbewerbung zur Verfügung.

Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.ranke-heinemann.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution705
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Sabine Ranke-Heinemann, 02.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / MEDIZIN / TECHNIK





ENTWICKLUNG/1357: Schnelle Diagnose von Krankheiten mit neuartigem Bluttest (idw)


Technische Universität Dresden - 01.03.2018

Schnelle Diagnose von Krankheiten mit neuartigem Bluttest



Prof. Jochen Guck, Forschungsgruppenleiter am Biotechnologischen Zentrum
(BIOTEC) der TU Dresden, medizinische Kollegen des Uni-Klinikums Carl
Gustav Carus Dresden und Partnerinstitute aus Dresden, Cambridge
(Großbritannien), Glasgow (Großbritannien) und Stockholm (Schweden) nutzen
die Technik der "Echtzeit-Verformbarkeitszytometrie",um Tausende von
Zellen in einem Blutstropfen in nur wenigen Minuten auf ungewöhnliche
Erscheinung und Verformbarkeit hin zu untersuchen. Dieser neuartige
Bluttest verspricht, die Diagnose vieler Krankheitsbilder wie Leukämie,
Malaria, bakterielle oder virale Infektionen zu beschleunigen, was
wiederum zu einem schnelleren und genaueren Therapiebeginn führen kann.

Wenn man krank ist und zum Arzt geht, ist es oft nicht offensichtlich, was
genau die Ursache ist - was Fieber, Übelkeit, Kurzatmigkeit oder andere
Symptome verursacht. Es ist wichtig, dies schnell herauszufinden, damit
die richtigen Maßnahmen eingeleitet werden können. Einer der ersten
Schritte ist es, eine Blutprobe zu erhalten und zu zählen, wie viele der
verschiedenen Blutkörperchen darin vorhanden sind. Dies nennt man ein
vollständiges Blutbild, und die Informationen, die es liefert, haben sich
als überraschend nützlich erwiesen. Eine große Zahl bestimmter weißer
Blutkörperchen kann zum Beispiel zeigen, dass der Körper eine Infektion
bekämpft. Aber es kann mehrere Gründe dafür geben, dass die Zahl der
weißen Blutkörperchen gestiegen ist, so dass diese Information allein für
eine spezifische Diagnose oft nicht ausreicht.

Es gibt viele Hunderte von möglichen Tests, die die Ergebnisse eines
kompletten Blutbildes ergänzen können. Diese können z.B. Bakterien
identifizieren oder die Konzentration bestimmter Moleküle im Blut messen.
Aber welcher dieser möglichen Tests gibt den wichtigen Anhaltspunkt, der
die Ursache der Krankheit aufdeckt? Dies kann nur schwer vorhergesagt
werden. Obwohl jeder Test dazu beiträgt, die endgültige Diagnose
einzugrenzen, werden sie immer preisintensiver und zeitaufwendiger, so
dass nicht alle ausprobiert werden können. Aber schnelle Maßnahmen sind
oft wichtig, wenn es um die Behandlung einer Krankheit geht.

Können wir aus der ersten Blutuntersuchung durch die Messung anderer
Eigenschaften der Blutkörperchen mehr entscheidende Informationen
gewinnen? Dass dies möglich ist, zeigt das Forscherteam nun mit Hilfe
einer Technik, der "real-time deformability cytometry" (RT-DC). Diese
Methode zwingt die Blutzellen in einem kleinen Tropfen Blut dazu, extrem
schnell durch einen engen mikrofluidischen Kanal zu fließen, während sie
von einer schnellen Kamera aufgenommen werden. Ein Computer-Algorithmus
kann dann die Größe und Steifigkeit der Blutzellen in Echtzeit
analysieren. Das Forschungsteam zeigt, dass dieser Ansatz
charakteristische Veränderungen erkennen kann, die die Blutzellen als
Folge von Malaria, Sphärozytose, bakteriellen und viralen Infektionen und
Leukämie betreffen. Darüber hinaus können viele tausend Blutkörperchen in
wenigen Minuten gemessen werden - schnell genug, um als diagnostischer
Test geeignet zu sein.

"Die 36.000-fache Steigerung des Messdurchsatzes von 100 Zellen/Stunde mit
bisherigen Techniken zur Messung der Zellsteifigkeit auf jetzt 1.000
Zellen/Sekunde mit der hier verwendeten Technik, die wir in den letzten
Jahren erreicht haben, war bereits bemerkenswert. Aber jetzt zu sehen, wie
RT-DC tatsächlich auf reale Probleme angewandt wird und die Diagnose
vieler Krankheiten verbessert wird, ist wirklich erfreulich. Das ist der
Höhepunkt einer Forschungsvision, die ich seit fast 20 Jahren verfolge",
erklärt Jochen Guck.

Aus diesen Erkenntnissen können nun konkrete diagnostische Tests für eine
Vielzahl von Blutkrankheiten entwickelt werden. Der Ansatz könnte auch
genutzt werden, um zu testen, welche Medikamente zur Behandlung einer
bestimmten Krankheit eingesetzt werden sollten, und um zu überwachen, ob
die Behandlung wie geplant voranschreitet.

Unterstützt wurde diese Forschung durch ein ERC Starting Investigator
Grant "LightTouch", eine Alexander von Humboldt-Professur, das FP7
Marie-Curie Initial Training Network LAPASO sowie durch Fördermittel des
Sächsischen Ministeriums für Wissenschaft und Kunst (SMWK) und des
Europäischen Fonds für Regionale Entwicklung (EFRE). Die Technologie wird
nun von der TUD-Ausgründung Zellmechanik Dresden GmbH, unterstützt durch
die beiden ERC Proof-of-Concept Grants FastTouch und BASIC, zu einem
Medizinprodukt weiterentwickelt.


Publikation

"Detection of human disease conditions by single-cell morphorheological
phenotyping of blood?

DOI: 10.7554/eLife.29213

Video: https://elifesciences.org/articles/29213#video1


Das Biotechnologische Zentrum (BIOTEC) wurde 2000 als zentrale
wissenschaftliche Einrichtung der Technischen Universität Dresden mit dem
Ziel gegründet, modernste Forschungsansätze in der Molekular- und
Zellbiologie mit den in Dresden traditionell starken
Ingenieurswissenschaften zu verbinden. Seit 2016 ist das BIOTEC eines von
drei Instituten der zentralen wissenschaftlichen Einrichtung Center for
Molecular and Cellular Bioengineering (CMCB) der TU Dresden. Innerhalb der
TU Dresden nimmt das BIOTEC eine zentrale Position in Forschung und Lehre
mit dem Schwerpunkt "Molecular Bioengineering und Regenerative Medizin"
ein. Es trägt damit entscheidend zur Profilierung der TU Dresden im
Bereich moderner Biotechnologie und Biomedizin bei. Die
Forschungsschwerpunkte der internationalen Arbeitsgruppen bilden die
Zellbiologie, die biologische Physik und die Bioinformatik. 

www.biotec.tu-dresden.de


Weitere Informationen finden Sie unter

http://Webpräsenz von Prof. Dr. Jochen Guck

http://www.biotec.tu-dresden.de/research/guck.html

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution143
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AKTION/906: Berlin - Workshop Medizinethik. Humor im Krankenhaus, 10.03.2018


Akademie für Ethik in der Medizin (AEM) - 5. März 2018

46. Workshop Medizinethik

Humor im Krankenhaus

Am 10.03.2018 in Berlin



46. Workshop Medizinethik

Humor im Krankenhaus

10.03.2018, 9:45 - 15:00 Uhr

St. Joseph Krankenhaus Berlin Tempelhof

Wuesthoffstr. 15, 12101 Berlin

Schwierige Situationen im Umgang mit Patientinnen und Patienten, aber
auch im kollegialen Miteinander prägen den Krankenhausalltag. Auch in
diesem Umfeld kann Humor dazu beitragen, Anspannungen
entgegenzuwirken, Ängste zu lösen, eine neue Sichtweise zu entwickeln
und eine gelassenere Distanz zu manchen Sorgen zu ermöglichen.
Gemeinsames Lachen kann eine vertrauensvolle Beziehung zwischen
Patientinnen und Patienten und Ärztinnen und Ärzten fördern oder in
der Kommunikation mit Angehörigen Schuldgefühle und Stress abbauen.
Die Veranstaltung lotet aus, welche Rolle Humor in einer empathischen
Zuwendung spielen kann, die für christliche Kliniken zentral ist.

Programm

9.00 Uhr

Anreise und Anmeldung

9.45 Uhr 

Einführung und szenisches Anspiel

Arbeitskreis Ethische Anspielungen, St. Joseph Krankenhaus

10.00 Uhr 

Wo der Glaube ist, da ist auch Lachen?

Anne Heimendahl, Landespfarrerin für Seelsorge im Krankenhaus, Berlin

10.30 Uhr

Warum Lachen gesundheitsförderlich ist

Dr. Wolfgang Krueger, Berlin

11.00 Uhr 

Welche Rolle kann Humor im Krankenhaus spielen?

Diskussion mit Anne Heimendahl und Dr. Wolfgang Krueger

Moderation: Frau Dr. Adelheid Mueller-Lissner, Journalistin, Berlin

12.00 Uhr

Pause und Imbiss

12.45 Uhr 

Humor am Ende des Lebens

Christine Knop, Palliative Care Fachkraft, Johannes-Hospiz, Berlin

13.15 Uhr

Im Ernstfall mit Humor

Paul Kustermann, Humor in der Praxis, Berlin

13.45 Uhr 

Humor im klinischen Team - was ist lustig und was nicht?

Priv.-Doz. Dr. Ulrich Schuler, PalliativCentrum, Dresden

Clown Poponka, Polina Borissova, Rote Nasen, Berlin

anschließende Diskussion

Ende gegen 15.00 Uhr


Die Zertifizierung der Veranstaltung für die ärztliche Fortbildung ist
bei der Ärztekammer Berlin beantragt.

Die Zertifizierung der Veranstaltung bei der Registrierung beruflich
Pflegender (RbP) ist beantragt.

Tagungsbeitrag

Der Teilnahmebeitrag für die Veranstaltung beträgt 15,00 EUR

(erm. 10,00 EUR).

Imbiss und Getränke 5,00 EUR (inkl. 19% MwSt.).

Zahlbar zu Beginn der Tagung (EC-Kartenzahlung nicht möglich).

Ermäßigung für Studierende (bis 35 Jahre) und Arbeitslose oder auf
vorherige Anfrage.

Keine Ermäßigung bei teilweiser Teilnahme.


Tagungsorganisation

Joachim Hodeige

Evangelische Akademie zu Berlin

Tel. (030) 203 55 - 509

E-Mail hodeige@eaberlin.de


Kontakt:

Simone Ehm

ehm@eaberlin.de

 * 

Quelle:

[AEM-AKTUELL] vom 5. März 2018

Herausgeber: Akademie für Ethik in der Medizin (AEM)

Georg-August-Universität Göttingen

Humboldtallee 36, 37073 Göttingen

Tel.: 0551/39 96 80, Fax: 0551/39 39 96

E-Mail: info@aem-online.de

Internet: http://www.aem-online.de
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FESTIVAL/783: Lübeck - 27. Brahms-Festival Lübeck unter dem Motto "Fremde" vom 4. bis 13.05.2018


idw - Pressemitteilung: Musikhochschule Lübeck

27. Brahms-Festival Lübeck unter dem Motto "Fremde"



Unter dem Motto "Fremde" steht das Brahms-Festival 2018, das die
Musikhochschule Lübeck (MHL) vom 4. bis zum 13. Mai zum 27. Mal
veranstaltet. Fremdheit ist eine existentielle und vielschichtige
menschliche Erfahrung. In 29 Veranstaltungen präsentieren die
Interpretinnen und Interpreten an sechs Spielstätten in Lübeck und
Neumünster zahlreiche musikalische Facetten des Mottos.

Über 200 Mitwirkende, zu denen Studierende, Dozierende und Gäste
gehören, stehen in der Festival-Woche in zahlreichen Ensembles
gemeinsam auf der Bühne, darunter auch die Echo-Klassik-Preisträgerin
und Pianistin Konstanze Eickhorst.

Das MHL-Sinfonieorchester eröffnet das Brahms-Festival am Samstag, 5.
Mai unter Leitung des renommierten Gastdirigenten Lothar Zagrosek mit
Werken von Hindemith, Dvo?ák und Debussy sowie einer eigens für das
Festival komponierten Uraufführung. Die Konzertserien "Begegnungen"
und "Standpunkte" konfrontieren mit verfremdeten Klängen, exotischen
musikalischen Welten und fremden ästhetischen Standpunkten. Zu den
"Begegnungen" gehört auch ein von Studierenden der MHL konzipiertes
Projekt mit syrischen Musikern. Ihre erfolgreiche Reihe
"Lunchtime-Concert" im Behnhaus widmet die MHL in diesem Jahr mit
allen späten Beethoven-Streichquartetten dem großen Violinisten Walter
Levin, der die Kammermusikausbildung an der MHL geprägt hat und im
August 2017 gestorben ist. Ein Podiumsgespräch zum Festivalmotto,
moderierte Konzertreihen, zwei Nachtkonzerte - darunter ein
"Darkroomconcert" an geheimen Orten in Lübeck sowie Education-Konzerte
mit musikpädagogischen Angeboten wie der "Tonali"-Tour durch
Norddeutschland, gehören ebenfalls zum Festival, dessen Formate so
vielfältig sind wie sein diesjähriges Motto.

Karten sind in allen dem Lübeck-Ticket angeschlossenen
Vorverkaufsstellen oder online unter www.mh-luebeck.de erhältlich. Auf
dieser Website sind auch ausführliche Informationen zum Programm zu
finden.

Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.mh-luebeck.de

http://www.brahms-festival.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution366

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Musikhochschule Lübeck, Susanne Pröpsting, 05.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FOLKLORE/1337: Hamburg - Kulturcafé Komm du | Trio "Ghost And Apples" - Solider Folk mit jazzigen und poppigen Akzenten, 20.4.2018


Kulturcafé Komm du - April 2018

Ghost And Apples | Solider Folk mit jazzigen und poppigen Akzenten

Konzert am Freitag, 20. April 2018, 20.00 bis 22.00 Uhr im Kulturcafé Komm du






[image: Veranstaltungsflyer mit einem Foto der drei Musiker von 'Ghost And Apples' - Foto im Flyer: © by Robert Schlossnickel]

[image: Plakat zum Konzert mit dem Hamburger Folk-Pop-Trio 'Ghost And Apples' am Freitag, den 20. April 2018 um 20 Uhr im 'Komm du' in Hamburg - Foto: © by Robert Schlossnickel]





Das Komm du lädt ein zu einem Konzert

am Freitag, den 20.04.2018, 20.00 bis 22.00 Uhr:

"Ghost And Apples"

Solider Folk mit feinen Noten aus Jazz und Pop

Wie klingt es, wenn ein waschechter Hamburger, eine gestandene
Oberbayerin und ein Ostfriese mit slavischen Wurzeln eine gemeinsame
musikalische Identität suchen? Das Ergebnis kann sich hören lassen:
"Ghost And Apples", 2014 in Hamburg gegründet, entwickelte
mit viel Liebe für's Detail einen ganz eigenen Klang. Die drei
ausgebildeten Musiker und Freunde vereinen ihre musikalischen
Erfahrungen und Fähigkeiten zu einem ehrlichen, folkigen Sound,
verfeinert mit Elementen aus Jazz und Pop. Mit unaufdringlichem
Charme und Humor transportieren sie in eigenen Kompositionen und
selbst arrangierten Stücken entgegen dem elektronischen Mainstream
ihre Ideen mit Vorliebe durch dreistimmigen Gesang und den
natürlichen und direkten Klang ihrer Instrumente.


Das Konzert im Kulturcafé Komm du beginnt um 20.00 Uhr.

Platzreservierungen per Telefon: 040 / 57 22 89 52 oder E-Mail: kommdu@gmx.de

Eintritt frei / Hutspende




[image: Die drei Musiker von 'Ghost And Apples' mit ihren Instrumenten - Foto: © by Robert Schlossnickel]

[image: Cover der CD 'GHOST AND APPLES' - Foto: © by Olaf Rocksien]

Im Jahr 2015 veröffentlichte das Hamburger Folk-Pop-Trio "Ghost And Apples" sein gleichnamiges Debutalbum

v.l.n.r.: Katja Muckenschnabl, Peter Scharonow und Malte Hopp 

Foto links: © by Robert Schlossnickel, rechts: © by Olaf Rocksien





Weitere Informationen:

Ghost and Apples - Homepage

http://ghostandapples.de/

Ghost and Apples bei Facebook

https://www.facebook.com/ghostandapples/?fref=ts


Zum Reinhören & Anschauen:

Debütalbum "GHOST AND APPLES"

http://ghostandapples.de/musik/debutalbum-ghost-and-apples/

Clubkinder Klanglabor: Ghost and Apples

https://vimeo.com/110450084

Ghost And Apples - Sachliche Romanze

Mitschnitt vom Release-Konzert am 12. Februar 2016 in der Zinnschmelze Hamburg

https://www.youtube.com/watch?v=gwzOKt98elo

Swe Danes (Ghost & Apples)

https://www.youtube.com/watch?v=OpwjPUfbqXQ


Zu Ghost And Apples gehören:

Katja Muckenschnabl (Gesang, Gitarre, Percussion) 

Malte Hopp (Gitarre und Gesang)

Peter Scharonow (Kontrabass, Gesang)




[image: Eingang des Kulturcafés Komm du mit Gästen - Foto: © 2013 by Schattenblick]

Kulturcafé Komm du in der Buxtehuder Str. 13 in Hamburg-Harburg

Foto: © 2013 by Schattenblick



Das Kulturcafé Komm du in Hamburg-Harburg: Kunst trifft Genuss

Hier vereinen sich die Frische der Küche mit dem Feuer der Künstler und einem Hauch von Nostalgie

Das Komm du in Harburg ist vor allem eines: Ein Ort für Kunst
und Künstler. Ob Live Musik, Literatur, Theater oder Tanz, aber auch
Pantomime oder Puppentheater - hier haben sie ihren Platz. Nicht zu
vergessen die Maler, Fotografen und Objektkünstler - ihnen gehören
die Wände des Cafés für regelmäßig wechselnde Ausstellungen. 

Britta Barthel gibt mit ihrem Kulturcafé der Kunst eine Bühne und
Raum. Mit der eigenen Erfahrung als Künstler und Eindrücken aus
einigen Jahren Leben in der Kulturmetropole London im Gepäck, hat
sie sich bewusst für den rauen und ungemein liebenswerten Stadtteil
Harburg entschieden. Für Künstler und Kulturfreunde, für hungrige
und durstige Gäste gibt es im Komm du exzellente
Kaffeespezialitäten, täglich wechselnden frischen Mittagstisch,
hausgemachten Kuchen, warme Speisen, Salate und viele Leckereien
während der Veranstaltungen und vor allem jede Menge Raum und
Zeit ... 

Das Komm du ist geöffnet von Montag bis Freitag 7:30 bis 17:00 Uhr, 

Samstag von 9:00 bis 17:00 Uhr und an Eventabenden open end.

Näheres unter:

http://www.komm-du.de

http://www.facebook.com/KommDu

Kontakt:

Kulturcafé Komm du

Buxtehuder Straße 13

21073 Hamburg

E-Mail: kommdu@gmx.de

Telefon: 040 / 57 22 89 52

Komm du-Eventmanagement

Telefon: 04837/90 26 98

E-Mail: redaktion@schattenblick.de


Das Kulturcafé Komm du lädt ein ...

Die aktuellen Monatsprogramme des Kulturcafé Komm du mit
Lesungen, Konzerten, Vorträgen, Kleinkunst, Theater und wechselnden
Ausstellungen finden Sie im Schattenblick unter:

Schattenblick / Infopool → Bildung und Kultur → Veranstaltungen → Treff

http://www.schattenblick.de/infopool/bildkult/ip_bildkult_veranst_treff.shtml

 * 

Quelle:

MA-Verlag / Elektronische Zeitung Schattenblick

Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: ma-verlag.redakt.schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de
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LIEDER/1779: Wiesbaden - Simon & Jan, Halleluja!, Theater im Pariser Hof 15.03.2018


Simon & Jan - HALLELUJA! 

Theater im Pariser Hof

Die Kleinkunstbühne in Wiesbaden

Datum: Do., 15. März 2018

Beginn: 19:30 Uhr, Einlass: 19:00 Uhr

Karten: 19 / erm. 14 Euro



Sie werden gefeiert als "runderneuerte Liedermacher" und ihre Videos
im Netz werden hunderttausendfach geklickt. Am Donnerstag, den 15.
März 2018 sind Simon & Jan bei uns in der Spiegelgasse zu Gast und
präsentieren ihr neues Programm: HALLELUJA!

Die Bühne haben die beiden Mittdreißiger bereits mit Szenegrößen wie
Stoppok, Keimzeit, Konstantin Wecker, Götz Widmann und den Monsters of
Liedermaching geteilt. In der Laudatio zum Prix Pantheon 2014 hieß es:
"Anrührend wie Simon & Garfunkel und überraschend wie Rainald Grebe
schaffen es Simon & Jan mit ihren Texten liebevoll Herz und Hirn ihres
Publikums zu erreichen. Sie verkörpern die Generation der Liedermacher
2.0 aufs Vortrefflichste."

Sie spielen Gitarre "wie junge Götter" (Kölner Stadtanzeiger), werden
gelobt für ihren "engelsgleichen Harmoniegesang" (NWZ), "klare Sache:
für die beiden kann es nur nach oben gehen" (Neue Presse).

Halleluja - was für ein Kontrast! Und dann schickt die Loopstation
Chöre in den Saal. Schließ deine Augen. Fühl dich ein. Fühl dich wohl.
Und wenn du meinst, zu wissen, was als nächstes geschieht, pumpt der
Beatbox- Beat: Leck mich am Lied! Auch in ihrem neuen Programm
"Halleluja!" wird der Erwartungshaltung des klassischen
Kabarettpublikums mit diabolischem Spaß ein Bein nach dem anderen
gestellt.

Hier wird dem Bürger aufs Maul, in den Kopf und in den
Facebook-Account geschaut, man fühlt sich angesprochen und gemeint,
genau so wie zuweilen ertappt und entlarvt. Sie singen sich in den
Kopf ihres Zuhörers um ihm vor selbigen zu stoßen. Und wenn sie ihr
Publikum doch einmal bei der Hand nehmen, dann nur, um es sanft in den
nächsten Abgrund zu reißen. Dabei sind ihre Texte saukomisch, teils
ins Absurde überdreht und die zeitgeistigen Grenzen der politischen
Korrektheit gern mal übertretend.

Simon & Jan sind clowneske Chronisten unserer Wirklichkeit. Ihre
weitreichende Diagnose lautet Weltschmerz. Doch sie wissen Rat: Tombola
für Pessimisten - jeder kriegt ein Hoffnungslos.

Der Zuhörer findet sich hin- und hergerissen zwischen symphonischen
Klängen und Quatsch in einem den Verstand beanspruchenden Programm
voller Gefühl.

 * 

Quelle:

Theater im Pariser Hof e.V.

Spiegelgasse 9, 65183 Wiesbaden

Tel +49 (0)611 - 94 580 697

E-Mail: presse@theaterimpariserhof.de

Internet: www.theaterimpariserhof.de
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AUSLAND/8636: Aus aller Welt - 06.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Nord- und Südkorea vereinbaren Gipfeltreffen

Nord- und Südkorea haben nach Angaben aus Seoul ein historisches
Gipfeltreffen vereinbart. Das Treffen von Nordkoreas
Regierungschef Kim Yong Un und dem südkoreanischen Präsidenten
Moon Jae In soll Ende April an der gemeinsamen Grenze in der
Stadt Panmunjom stattfinden. Außerdem werde zwischen den
Führungen der beiden Länder erstmals auch eine direkte Hotline
eingerichtet, teilte Südkoreas nationaler Sicherheitsberater
Chung Eui Yong am Dienstag mit. Außerdem habe Pjängjang
zugesichert, während der Dialogphase mit dem Süden auf Atom- und
Raketentests zu verzichten. Zudem soll Kim den Wunsch nach einem
offenen Dialog mit den USA bekundet haben. Der südkoreanische
Sicherheitsberater Chung Eui Yong hatte sich am Montag gemeinsam
mit weiteren ranghohen südkoreanischen Gesandten in Pjöngjang mit
Kim Yon Un getroffen, um über eine weitere Zusammenarbeit beider
Staaten zu beraten.

6. März 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8636: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Razzia gegen Zigarettenhehler

Bei einer Razzia gegen den organisierten Zigarettenschmuggel
stürmte ein Sondereinsatzkommando (SEK) der Hamburger Polizei im
Auftrag des Zolls am Dienstagmorgen eine Wohnung im Hadauring.
Dort wurde ein Mann festgenommen. Insgesamt durchsuchten die
Beamten elf Wohnungen und Geschäftsräume, überwiegend in den
Hamburger Stadtteilen Hausbruch und Harburg. Laut Behördenangaben
wurden im Zuge der Aktion vier Haftbefehle vollstreckt sowie
50.000 unversteuerte Zigaretten, eine größere Summe Bargeld und
eine scharfe Schußwaffe sichergestellt.

6. März 2018
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MILITÄR/8632: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Russische Streitkräfte erhalten eigene Satellitenflotte

Vor dem Hintergrund amerikanischer Bestrebungen, sich eine
Überlegenheit über alle Gegner im Weltraum zu sichern, hält
Rußlands Verteidigungsminister Sergej Schoigu den Aufbau einer
Satellitengruppe für die russischen Streitkräfte für
unumgänglich. Nur mit Unterstützung aus dem Weltraum könne die
größte Wirksamkeit der Aktivitäten der Streitkräfte erreicht
werden, sagte Schoigu mit Blick auf zukünftige Methoden der
bewaffneten Auseinandersetzung vor führenden Vertretern der
russischen Streitkräfte.

6. März 2018
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POLITIK/8634: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Wagenknecht wirbt um enttäuschte Sozialdemokraten und Grüne

Nach der Zustimmung der SPD-Basis für eine Fortsetzung der
Regierungszusammenarbeit mit der Union sieht
Linken-Fraktionschefin Sahra Wagenknecht kaum noch Möglichkeiten
für das Zustandekommen eines rot-rot-grünen Regierungsbündnisses
im Bund. Die Grünen seien eine bürgerliche Partei geworden, die
mit der Union regieren wolle, während die SPD an ihrer
Agendapolitik festhalte und Wähler verliere, sagte Wagenknecht in
einem Gespräch mit dem Berliner Tagesspiegel. Als Alternative
sprach sich Wagenknecht erneut für eine linke Sammlungsbewegung
aus. Nach Ansicht der Politikerin gibt es in Deutschland
Mehrheiten für eine sozialere Politik.

6. März 2018
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SONSTIGES/8633: Tragisches und Kurioses - 06.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



Holzbewohnende Käferarten vom Aussterben bedroht

Der Fortbestand wichtiger Käferarten ist stark gefährdet. Einem
Bericht der Weltnaturschutzunion IUCN zufolge sind knapp ein
Fünftel der Arten, die Totholz zum Überleben brauchen, in Europa
vom Aussterben bedroht. Eine Hauptgefahr für den Rückgang
totholzbewohnender Käfer ist demnach das Entfernen abgestorbener
Bäume oder Moderholz aus den Wäldern. Aber auch der Klimawandel
dürfte eine bedeutende Rolle spielen. Für den Schutz der
holzbewohnenden Lebewesen fordern die Experten, spezielle
Strategien in die Waldbewirtschaftung zu integrieren.

6. März 2018
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WISSENSCHAFT/7718: Aus Forschung und Technik - 06.03.2018 (SB)




MELDUNGEN



50. Start einer Falcon-9-Rakete

Einen Monat später als geplant hat das private
US-Raumfahrtunternehmen SpaceX einen spanischen
Kommunikationssatelliten in einer Erdumlaufbahn plaziert. Eine
Falcon-9-Trägerrakete beförderte den rund sechs Tonnen schweren
Hispasat-Satelliten in der vergangenen Nacht vom Weltraumbahnhof
Cape Canaveral in Florida aus ins All. Laut SpaceX-Chef Elon Musk
war dies die größte Nutzlast, die von einer Falcon 9
transportiert wurde. Hispasat 30W-6 ist ein kommerzielles Video-,
Daten- und Breitbandrelaisfahrzeug, das sich in einem
geostationären Orbit 36.000 Kilometer hoch über dem Äquator
bewegt. Die Betriebsdauer des Hightech-Geräts beträgt etwa 15
Jahre.

6. März 2018
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AUSLAND/7731: Aus aller Welt - 06.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Süd- und Nordkorea vereinbaren Gipfeltreffen

Südkoreas nationaler Sicherheitsberater Chung Eui Yong hat ein
persönliches Treffen von Präsident Moon Jae In mit Nordkoreas
Machthaber Kim Jong Un für Ende April im Grenzort Panmunjom
angekündigt. Chung hatte zuvor zusammen mit mehreren südkoreanischen
Emissären Kim in Pjöngjang aufgesucht. Die nordkoreanischen
Gesprächspartner des zweitägigen Aufenthalts sollen unterstrichen
haben, daß die Volksrepublik keinen Grund für den Besitz von
Atomwaffen hätte, wenn ihre Sicherheit garantiert werden könnte.
Weiter hieß es, man sei bereit zum Gespräch mit der US-Regierung.
Sollte dieses stattfinden, würde man keine weiteren Atom- und
Raketentests durchführen.

6. März 2018
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7692: Medizin und Gesundheitswesen - 06.03.2018 (SB)




VOM TAGE



RKI: Grippenschutzimpfung noch immer sinnvoll

Deutschland wird gerade von einer Grippewelle heimgesucht. Insgesamt
119.500 Grippekranke wurden erfaßt. 216 von ihnen verstarben. Zu dem
diesmal schweren Verlauf beigetragen hat sicherlich, daß der aktuelle
Dreifachimpfstoff kaum vor dem dominierenden Grippevirus schützt.
Daher hatte die Ständige Impfkommission (STIKO) beschlossen, eine
saisonale Grippeschutzimpfung mit einem Impfstoff gegen vier
Virustypen zu empfehlen. Der Präsident des Robert Koch-Instituts
(RKI), Lothar Wieler, hält es selbst jetzt, auf dem Höhepunkt der
Grippewelle, noch nicht für zu spät, eine Schutzimpfung gegen Grippe
durchzuführen. Zwar dauere es etwa zwei Wochen, bis der Impfschutz
aufgebaut ist, doch ist davon auszugehen, daß die Grippewelle noch
einige Wochen dauern werde, so der RKI-Präsident.

6. März 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7719: Kriminalität und Rechtsprechung - 06.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Bargeldtransport auf brasilianischem Flughafen überfallen

Unbekannte haben auf dem Frachtflughafen Viracopos bei Campinas im
brasilianischen Bundesstaat São Paulo eine Lufthansa-Cargo-Maschine
bei ihrer Zwischenlandung überfallen und umgerechnet rund vier
Millionen Euro geraubt. Unter anderem die Zeitung Folha de São Paulo
berichtete am Montag, fünf Männer seien am späten Sonntagabend
(Ortszeit) in einem als Security-Fahrzeug getarnten Pick-up am
Frachtterminal aufgetaucht, hätten mehrere Wachleute gefesselt und
seien binnen weniger Minuten mit dem Bargeldpaket verschwunden. Bei
dem Überfall wurde niemand verletzt, wie die Flughafenverwaltung
meldete.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7645: Sprache, Kunst und Medium - 06.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Reformen für Schweizer Billag-System in Vorbereitung

Zwar haben sich die Eidgenossen am vergangenen Sonntag bei einer
Volksabstimmung mit großer Mehrheit gegen die Abschaffung der
Rundfunkgebühr für das öffentlich-rechtliche System ausgesprochen, was
aber nicht bedeutet, daß alles wie bisher weiterlaufen wird.

Demnach votierten die Schweizerinnen und Schweizer mit 71,6 Prozent
überraschend deutlich gegen die Abschaffung der sogenannten Billag.
Damit ist die Initiative "No-Billag" vorerst gescheitert. Deren
Vertreter bezeichneten die Abgabe als Zwangsgebühr für Medienangebote,
die viele Bürger nicht nutzen. Ähnlich wie in Deutschland müssen die
Eidgenossen Gebühren nicht für ihre Geräte zahlen, sondern pro
Haushalt.

Derzeit liegen die Rundfunkgebühren in der Schweiz bei rund 390 Euro
pro Jahr und Haushalt, sie sollen 2019 aber auf umgerechnet 316 Euro
gesenkt werden. Außerdem wird die SRG-Senderkette angehalten, jährlich
rund 86 Millionen Euro einzusparen.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7709: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 06.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Moskau sagt Milizen freien Abzug aus Ost-Ghuta zu

Das russische Verteidigungsministerium bietet den in der syrischen
Region Ost-Ghuta belagerten Milizen und ihren Familien freien Abzug
und Immunität vor Strafverfolgung an. Dazu würde ein sicherer
Korridor eingerichtet werden. Die Kämpfer dürften ihre Waffen
mitnehmen. Ost-Ghuta ist eines der letzten Rückzugsgebiete der von
Saudi-Arabien unterstützten Milizen in Syrien. Die Region bei
Damaskus mit ihren schätzungsweise 400.000 Menschen ist seit Jahren
von Regierungstruppen eingeschlossen. Die syrische Armee wird von
russischem Militär unterstützt. Vor zwei Wochen starteten sie eine
Offensive zur Rückeroberung des Gebiets, aus dem heraus immer wieder
Raketen auch auf die Hauptstadt abgeschossen werden. Bei den
Luftangriffen sind der in Großbritannien ansässigen Syrischen
Beobachtungsstelle für Menschenrechte zufolge mehr als 700 Menschen
getötet worden. Ein von Rußland für die Zivilbevölkerung
eingerichteter Korridor wird nach Angaben der syrischen Regierung von
den Milizen mit Feuer belegt. Russisches Militär meldete am Montag,
die Rebellen wollten den Abzug von Zivilisten sowie die Anlieferung
von Hilfsgütern zulassen. Ein Lastwagenkonvoi mit den ersten
medizinischen Gütern, chirurgischen Geräten und Nahrungsmitteln seit
Wochen konnte wegen Beschusses der Stadt Duma nicht vollständig
entladen werden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





POLITIK/7723: Aus Parlament und Gesellschaft - 06.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Sachsen-Anhalt regelt Wohnverhältnisse

Sachsen-Anhalts Bauminister Thomas Webel (CDU) hat am Dienstag einen
Gesetzentwurf vorgestellt, der sich gegen "unvertretbare und
unverhältnismäßige Wohnverhältnisse" richtet. Demnach sollen
Vertreter der Kommunalverwaltung Mietwohnungen bei begründetem
Verdacht auf eine Überbelegung oder Verwahrlosung betreten dürfen.
Eine Überbelegung soll künftig vorliegen, wenn einem erwachsenen
Mieter weniger als neun Quadratmeter Wohnfläche zur Verfügung stehen.
Weitere Vorschriften betreffen Wasser- und Elektroinstallationen.
Vermietern drohen bei Verstößen Bußgelder von bis 50.000 Euro.
Erheblich überbelegte Wohnungen sollen zwangsweise geräumt werden
können. Von dem Gesetzentwurf berichtete am Dienstag die
Mitteldeutsche Zeitung.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7695: Tragisches und Kurioses - 06.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Temperaturanstieg läßt in England viele Wasserrohre platzen

Nach ungewöhnlich tiefen Wintertemperaturen haben in vielen Regionen
Britanniens geplatzte Rohre für massive Probleme bei der
Wasserversorgung gesorgt.

Allein im Großraum London gab und gibt es für annähernd 20.000
Haushalte vorübergehend kein Wasser, wie der Versorger Thames Water
laut BBC berichtete. Nach einer am Sonntag abgeklungenen Kältewelle
und folgendem raschen Temperaturanstieg seien viele Leitungen
geplatzt. Die Bevölkerung wurde aufgerufen, nur das allernotwendigste
an Wasser zu verbrauchen.

In der Grafschaft Kent, in Wales und anderen Teilen des Landes sahen
sich die Wasserwerke vor vergleichbare Probleme gestellt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7720: Arbeit, Soziales und Familie - 06.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Sozialverbände fordern eine wirksame Armutsbekämpfung

Ein Bündnis von mehr als 30 sozialpolitischen Organisationen fordert
von der nächsten Bundesregierung eine Politik, die wirksam Armut
bekämpft. Anlaß der Stellungnahme ist die aktuelle Diskussion über
die Tafeln, bei denen sich arme Menschen in Deutschland mit
Lebensmitteln versorgen können, die für den Verkauf nicht mehr
geeignet sind. Das Bündnis erklärte am Dienstag in Berlin, niemand im
Sozialstaat dürfe auf Lebensmittelspenden angewiesen sein. Daß
Menschen die Leistungen der Tafeln in Anspruch nehmen müßten, sei
Ausdruck eines politischen Versagens in diesem reichen Land. Das
Bündnis fordert unter anderem eine Erhöhung der Hartz-IV-Regelsätze
um mindestens 30 Prozent und eine entsprechende Erhöhung der
Sozialhilfe auf ein bedarfsgerechtes und existenzsicherndes Niveau.
Außerdem muß sich ein Runder Tisch mit der Unterstützung der von
Armut bedrohten Kinder befassen. Eine ethnische Diskriminierung von
Migranten, wie bei einer Tafel in Essen geschehen, darf es nicht
geben. Zu dem Bündnis haben sich Pro Asyl, der Paritätische
Wohlfahrtsverband, die Tafel Deutschland, der Deutsche
Gewerkschaftsbund, der Deutsche Kinderschutzbund, die
Arbeiterwohlfahrt, die Nationale Armutskonferenz und andere
bundesweit tätige Organisationen zusammengefunden.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7703: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 06.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Imkerverbände warnen vor Import von Bienenvölkern

Das Bienensterben ist unübersehbar. Nicht wenige Bundesbürger wollen
aktiv werden, um dem entgegenzuwirken. Allerdings warnen
Imkerverbände davor, Bienenvölker aus dem Ausland zu importieren.
Dadurch besteht die Gefahr, daß Krankheiten oder Parasiten
eingeschleppt werden, meinte Torsten Ellmann, Vorsitzender des
Imkerverbandes in Mecklenburg-Vorpommern. Gemeinsam mit den Verbänden
in Schleswig-Holstein und Brandenburg appelliert er laut dpa an Imker
und Neueinsteiger, beim Kauf von Bienenvölkern auf einheimische
Angebote zurückzugreifen. Ellmann erinnerte daran, daß in den 1970er
Jahren die Varroamilbe eingeschleppt wurde, die bis heute nicht
ausreichend bekämpft werden kann.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7708: Märkte und Finanzen - 06.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Schweizer nehmen ältesten Atommeiler der Welt wieder in Betrieb

Der älteste aktive Atomreaktor der Welt, Block eins des Schweizer AKW
Beznau, soll nach dreijähriger Betriebspause wieder ans Netz gehen.
Der Meiler war abgeschaltet worden, als im Stahl-Containment an die
tausend Einschlüsse von Aluminiumoxid in Millimetergröße entdeckt
worden waren. Inzwischen konnte der Betreiber Axpo dem
Eidgenössischen Nuklearsicherheitsinspektorat (ENSI) glaubhaft
machen, daß die Einschlüsse die Gefährlichkeit des Reaktors nicht
erhöhen. Dazu hatte Axpo eine baugleiche Stahlhülle errichtet, an der
entsprechende Tests vorgenommen werden konnten. Dem Stahl war nach
der Methode aus den 1960er-Jahren Aluminium zur Beruhigung der
Schmelze beigegeben worden. Die Einschlüsse waren von daher nicht im
Reaktorbetrieb entstanden, sondern 1965 beim Schmieden der 15
Zentimeter starken Hülle in Frankreich. Derartige Einschlüsse von
Fremdmaterial waren zuerst 2012 im Reaktordruckbehälter eines
belgischen AKW entdeckt worden.

Der Axpo-CEO Walo berichtete den Medien in Brugg (Kanton Aargau)
unter anderem die Nachweisführung sei äußerst komplex und
ressourcenintensiv gewesen. Rund 40 interne und externe Experten
sowie viele Spezialfirmen seien daran beteiligt gewesen. Axpo
beziffert die Kosten für die Behebung der Mängel und die Nachrüstung
des Reaktors mit 2,4 Milliarden Franken. Nach Durchführung der
obligatorischen Sicherheitsüberprüfung wird der Block voraussichtlich
Ende März auf Vollast (365 Megawatt) hochgefahren. Die insgesamt fünf
Atomkraftwerke in der Schweiz können solange betrieben werden, wie
sie als sicher gelten können. Laut Axpo ist Beznau I nahe der Grenze
zu Deutschland für 60 Jahre lang sicher. Das AKW soll bis etwa 2030
laufen. Der Atomausstieg der Schweiz ist für die Zeit nach 2015
anvisiert. Atomkraftgegner haben Protestaktionen gegen die
Wiederinbetriebnahme des AKW Beznau angekündigt. Axpo hat bereits die
Zufahrt zur Kraftwerksinsel mit massiven Betonklötzen gesichert.
Eigner der Axpo Holding AG sind die Kantone und die kantonalen
Elektrizitätswerke.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7726: Aus Forschung und Technik - 06.03.2018 (SB)




VOM TAGE



Smarte Lautsprecher werden beliebter

Die Zeiten gehören der Vergangenheit an, in denen man mit einem
Telefon bloß telefonierte oder von der Uhr nur die Zeit ablas. Heute
sind elektronische Geräte hochkomplex und oftmals so vernetzt, daß
man kaum noch die ursprüngliche Funktion erkennen kann. So gibt es
smarte Lautsprecher, bei denen man nicht nur über Sprachassistenten
die Lautstärke oder Klangqualität steuern, sondern sich auch die
Frage zum Beispiel nach Wetter oder Verkehr beantworten lassen kann.
Wie eine von Statista durchgeführte Onlinebefragung ergab, hat Amazon
in diesem Segment die Nase vorne. Nach dieser sollen in den USA
Golem.de zufolge 20,9 Prozent der Befragten einen Lautsprecher mit
Amazons Alexa besitzen. In Deutschland fällt der Alexa-Anteil mit 7,1
Prozent deutlich geringer aus. Demgegenüber gaben nur 12 Prozent der
Befragten an, einen Lautsprecher mit Google Assistant zu verwenden.
In Deutschland liegt der Anteil bei 1,8 Prozent. Kein Wunder,
Vergleichstest zwischen Alexa und Google Assistant zeigten, vor allem
bei der Vorleseleistung, aber auch beim Funktionsumfang, einen klaren
Vorsprung von Alexa.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / ASTRONOMIE





INSTRUMENTE/440: Hochaufgelöster Infrarot-Blick ins Universum (idw)


Max-Planck-Institut für Radioastronomie - 05.03.2018

Hochaufgelöster Infrarot-Blick ins Universum



Nach 12 Jahren Entwicklung ist das MATISSE-Interferometer im Lauf der
letzten drei Monate am "Very Large Telescope" (VLT) der ESO, Cerro
Paranal, Chile aufgebaut worden. MATISSE verbindet vier VLT-Teleskope zu
einem Interferometer mit extrem hoher Winkelauflösung und ermöglicht so
die Erforschung von jungen Sternen, Sternoberflächen und Aktiven
Galaxienkernen im mittleren Infrarotbereich.




[image: Bild: © ESO/MATISSE consortium]

Vier-Teleskop-Interferogramm des hellen Sterns Sirius (Alpha Canis
Majoris) im Zuge der "First-Light-Beobachtung" von Sirius am 18.
Februar 2018 mit dem MATISSE-Instrument.

Bild: © ESO/MATISSE consortium



Im Februar 2018 konnte der erste erfolgreiche Einsatz ("First Light"), mit
dem neuen Instrument durchgeführt werden. Das Ergebnis krönt die
langjährige Arbeit einer großen Anzahl von europäischer Ingenieure und
Astronomen, darunter auch der Forschungsgruppe "Infrarot-Interferometrie"
am Bonner MPIfR.

MATISSE ist ein Interferometrie-Instrument der zweiten Generation für das
"Very Large Telescope Interferometer" (VLTI), das Beobachtungen mit extrem
hoher Winkelauflösung ermöglicht. Es kombiniert abbildende und
spektroskopische Interferometrie im mittleren Infrarot von 3 bis 5
Mikrometer Wellenlänge (das L- und M-Band) und von 8 bis 13 Mikrometer
Wellenlänge (N-Band). MATISSE baut auf der Erfahrung auf, die mit den
VLTI-Instrumenten der ersten Generation wie z.B. AMBER und MIDI gewonnen
wurde, geht aber wesentlich weiter in der Fähigkeit zur Erzeugung
detaillierter Bilder bei hoher Auflösung. Das Instrument nutzt die
Verbindung mehrerer Teleskope und die Wellennatur des Lichts, um so
detailgenauere Bilder von Himmelsobjekten zu erhalten als mit jedem
vorhandenen oder geplanten Einzelteleskop im gleichen Wellenlängenbereich
möglich wäre. Die Erzeugung von hochaufgelösten Bildern im Infraroten
stellt eine große technische Herausforderung dar, ermöglicht aber auch
spektakuläre Ergebnisse wie die Entdeckung von planetenbildenden Scheiben
um junge Sterne, aufgelöste Bilder der Oberfläche von Sternen oder von
Staubscheiben um die Kernbereiche von aktiven Galaxien.

Das Zielobjekt für die First-Light-Beobachtung mit MATISSE war der helle
Stern Sirius (Abb. 1). Abb. 2 zeigt das ESO VLT auf dem Cerro Paranal, das
aus vier großen Teleskopen mit jeweils 8,20 m Spiegeldurchmessern (Unit
Telescopes oder UTs) sowie aus vier kleineren Teleskopen mit jeweils 1,80
m Spiegeldurchmesser (Auxiliary Telescopes, ATs) besteht.

Aufgrund der technischen Herausforderungen gab es vor MATISSE nur einige
wenige Interferometer im mittelinfraroten Spektralbereich: das
SOIRDETE-Prototyp-Instrument auf dem Plateau de Calern in Frankreich, das
ISI-Interferometer der Berkeley-Universität in Kalifornien, das
Keck-Interferometer auf dem Mauna Kea/Hawaii sowie das MIDI-Instrument der
ESO, ebenfalls am VLT. MATISSE ist für einen weiten Bereich von
wissenschaftlichen Zielen ausgelegt, wobei die Untersuchung von Gas- und
Staubscheiben um junge Sterne und die Kerne von aktiven Galaxien einen
Schwerpunkt darstellt.

MATISSE verfügt über ein weltweit einzigartiges Leistungsvermögen: es
eröffnet die sogenannten L- und M-Bänder bei Infrarotwellenlängen von 3,0
bis 4,1 bzw. 4,6 bis 5,0 Mikrometer für Infrarot-Interferometrie mit
großen Basislinien. Die Winkelauflösung im L-Band beträgt 3
Millibogensekunden; das entspricht nur einem Drittel des Abstands
Erde-Sonne bei einem Stern in über 300 Lichtjahren Entfernung. Mit
unterschiedlichen spektralen Auflösungen in einem Bereich zwischen 30 und
5.000 kann MATISSE charakteristische Spektrallinien von Atomen und
Molekülen in Sternen und Galaxien unterscheiden. Außerdem kann MATISSE
hochaufgelöste Bilder im mittleren Infrarot mit der Methode der
Apertursynthese mit bis zu vier Teleskopen des VLT (entweder 8,20-m-UT
oder 1,80-m-AT) erzeugen.

"Mit einzelnen Teleskopen lässt sich eine maximale Auflösung erreichen,
die durch den Durchmesser der Teleskopspiegel vorgegeben ist. Um eine
noch höhere Auflösung zu erreichen, kombinieren oder besser gesagt
interferieren wir das Licht von vier der VLT-Teleskope", sagt Bruno Lopez
vom "Observatoire de la Côte d'Azur" in Nizza, der leitende
Wissenschaftler des MATISSE-Projekts. "Diese interferometrische Technik
ermöglicht uns eine sehr hohe Winkelauflösung, die proportional zum
Abstand zwischen den beteiligten Teleskopen ist. Damit liefert MATISSE die
schärfsten Bilder überhaupt im Wellenlängenbereich von 3 bis 13
Mikrometer."

"MATISSE ermöglicht uns neben der hohen räumlichen Auflösung gleichzeitig
eine hohe spektrale Auflösung", fügt Gerd Weigelt, vom Bonner
Max-Planck-Institut für Radioastronomie hinzu, der als Ko-Investigator an
der Entwicklung des Instruments beteiligt war. "So können wir unsere
Untersuchungen in vielen spektralen Kanälen innerhalb von Spektrallinien
durchführen und dadurch sogar die Geschwindigkeitsverteilung in unseren
Objekten messen; das ist sehr wichtig für die Erforschung der
physikalischen Eigenschaften dieser Objekte."

Der Wellenlängenbereich von MATISSE liefert hochaufgelöste Bilder im
mittleren Infrarotbereich zum direkten Vergleich mit Bildern
entsprechender Auflösung bei Submillimeter-Wellenlängen, die durch das
"Atacama Large Millimeter/Submillimeter Array" (ALMA) zur Verfügung
stehen. MATISSE stellt einerseits das Nachfolgeinstrument für MIDI, das
"MID-infrared Interferometric instrument" am VLT dar, andererseits aber
auch den Vorläufer für das zukünftige METIS-Instrument am "Extremely Large
Telescope" (ELT).




[image: Bild: © Gerd Weigelt/MPIfR]

Die Kuppeln der 8,20 m UT-Teleskope und der 1,80 m AT-Teleskope des
Very Large Telescope (VLT) der ESO auf dem Cerro Paranal in Chile.

Bild: © Gerd Weigelt/MPIfR



Die erfolgreiche Durchführung der "First-Light-Beobachtung" mit MATISSE
wurde möglich durch harte und engagierte Arbeit von vielen Ingenieuren und
Wissenschaftlern an den beteiligten Instituten. Zusammen mit dem ebenfalls
am VLT betriebenen GRAVITY-Instrument ist MATISSE ein äußerst komplexes
und herausforderndes Interferometrie-Gerät: 3 Tonnen Gesamtgewicht mit
mehr als 10.000 auf Mikrometer-Genauigkeit gefertigten Einzelelementen in
einem Volumen von 20 Kubikmetern

Weitere Testbeobachtungen mit MATISSE werden im Verlauf des Jahres 2018
erfolgen, bevor Anfang 2019 der normale Beobachtungsbetrieb beginnt, in
dem MATISSE allen ESO-Astronomen zur Verfügung steht.


Design, Finanzierung und Aufbau von MATISSE erfolgten in enger
Zusammenarbeit mit der Europäischen Südsternwarte (ESO) im Rahmen eines
Konsortiums von Forschungsinstituten aus Frankreich (INSU-CNRS in Paris
und OCA in Nizza, dem Institut des PI-Teams), Deutschland (MPIA, MPIfR und
Universität Kiel), den Niederlanden (NOVA und Universität Leiden), sowie
Österreich (Universität Wien). Das Konkoly-Observatorium (Ungarn) und die
Universität zu Köln haben ebenfalls zum Aufbau des Instruments
beigetragen.

Weitere Informationen unter:

https://www.mpifr-bonn.mpg.de/pressemeldungen/2018/3

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1664
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Max-Planck-Institut für Radioastronomie, Norbert Junkes, 05.03.2018
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FORSCHUNG/1458: Entwicklung eines Quantennormals - TU Darmstadt stellt neues Verfahren vor (idw)


Technische Universität Darmstadt - 05.03.2018

Entwicklung eines Quantennormals: Physiker der TU Darmstadt stellen
neues Verfahren vor

Lasereinsatz für direkte Hochspannungs-Messung



Einem Physiker-Team der Universität Darmstadt ist es in Zusammenarbeit
mit Wissenschaftlern der Physikalisch-Technischen Bundesanstalt (PTB) und
der Universität Mainz gelungen, die Genauigkeit von laserbasierten
Hochspannungsmessungen um das Zwanzigfache zu steigern. Die jetzt in der
Zeitschrift "Metrologia" veröffentlichten Ergebnisse weisen den Weg in
Richtung der Rückführung hoher Spannungen auf einen Quantenstandard.

Elektrische Spannungen im Bereich bis etwa 10 Volt können direkt bestimmt
werden, indem man sie mit Referenzspannungen vergleicht, die auf dem
Josephson Standard basieren. Für die Messung hoher Spannungen werden
Hochspannungsteiler angewendet, die aufwendig in mehreren Stufen
kalibriert werden müssen. Sie transformieren die Hochspannung auf
Spannungen unter 10 Volt herunter. Die weltweit kleinste derzeit zu
erreichende relative Unsicherheit liegt bei diesem Verfahren bei etwa 1
ppm (parts per million), was bei einer Spannung von 20.000 Volt einer
Unsicherheit von 20 Millivolt entspricht.

Die jetzt in "Metrologia" vorgestellte Technik beruht darauf, dass Ionen
mit der zu messenden Spannung beschleunigt werden und die dadurch
hervorgerufene Geschwindigkeitsänderung gemessen wird. Dazu wird der
Dopplereffekt ähnlich wie bei einer Radarfalle eingesetzt: Bewegt sich das
Ion auf einen Lichtstrahl zu, tritt eine Blauverschiebung in der Farbe des
Lichtes auf. Umgekehrt wird die Wellenlänge eines Lichtstrahls, der dem
Ion nacheilt, in den roten Bereich des Spektrums verschoben. Um diesen
Effekt auszunutzen, wird ein Ionenstrahl möglichst exakt auf einer Linie
(kollinear) mit zwei Laserstrahlen überlagert. Einen der beiden Laser
stellt man so ein, dass seine Wellenlänge (Farbe) an die Geschwindigkeit
der Ionen vor der Beschleunigung angepasst ist, während der zweite Laser
so eingerichtet wird, dass er mit den Ionen nach der Beschleunigung
interagiert. Aus der Differenz der beiden Laserfrequenzen lässt sich die
Geschwindigkeitsänderung berechnen und so die angelegte
Beschleunigungsspannung ermitteln. Das reizvolle an dieser Technik ist,
dass in die Berechnung der Beschleunigungsspannung neben der gemessenen
Laserfrequenz nur unveränderliche Naturkonstanten eingehen: die
Lichtgeschwindigkeit, die Masse und Ladung des Ions und die Frequenz der
verwendeten Spektrallinie, wenn sich das Ion in Ruhe befindet. Bei der
Rückführung einer Messgröße - wie hier die Hochspannung - auf die
Konstanten eines Quantensystems (Ionenmasse, ladung und Spektrallinie)
spricht man von einem "Quantennormal".

Erste Experimente zur Realisierung eines solchen Quantennormals mit
kollinearer Laserspektroskopie an elektrostatisch beschleunigten Ionen in
den 1980er Jahren und um die Jahrtausendwende konnten mit einer Präzision
von etwa 100 ppm nicht an die Genauigkeit konventioneller
Hochspannungsmessungen heranreichen. Wissenschaftlern der Technischen
Universität Darmstadt ist es nun gelungen, eine relative Genauigkeit von 5
ppm zu erreichen. Zur Demonstration der Genauigkeit stellte die PTB
Hochpräzisionsspannungsteiler für Vergleichsmessungen zur Verfügung.

Möglich wurde der entscheidende Fortschritt gegenüber den vorangegangenen
Experimenten durch die Verwendung eines optischen Frequenzkamms zur
präzisen Messung der Laserfrequenzen und eine Messmethode mit zweifacher
Laseranregung und differentieller Spannungsmessung, die es erlaubt,
systematische Fehlerquellen zu eliminieren. Weiterhin wurde durch ein
eigens entwickeltes Optimierungsverfahren sichergestellt, dass Ionen- und
Laserstrahl möglichst genau auf einer Linie überlagert sind.

Konkret wurden Calcium-Ionen zunächst auf eine Transportenergie
vorbeschleunigt, um dann mit einem Laser mit fester Frequenz markiert zu
werden. Das bedeutet, dass nur Ionen einer ausgewählten Geschwindigkeit
von dem Laser angeregt und in einen metastabilen Zustand überführt wurden.
Darauf folgten die Beschleunigung mit der zu messenden Hochspannung und
der Eintritt in eine weitere Wechselwirkungszone. Dort wurden die zuvor
markierten Ionen dann von einem zweiten Laser so angeregt, dass sie beim
anschließenden Zerfall in den Grundzustand ein Photon emittierten, welches
dann detektiert werden konnte. Aus den genau bekannten Übergangsfrequenzen
für ruhende Ionen, der beobachteten Resonanzfrequenzen der sich im Strahl
bewegenden Ionen und der Formel für den optischen Dopplereffekt konnten
die Wissenschaftler dann die zur Beschleunigung angelegte Hochspannung
berechnen.

"Um die Genauigkeit unseres Verfahrens weiter zu steigern, bauen wir
derzeit unser Experiment um, so dass wir in Zukunft Indiumionen für die
Spektroskopie verwenden können", erläutert der Erstautor der Studie, Dr.
Jörg Krämer. Die hierzu vorgesehene Flüssigmetallionenquelle soll
hervorragende Strahleigenschaften bieten und der verwendete optische
Übergang weist eine sehr geringe spektrale Linienbreite auf. "Diese
Kombination wird uns eine weitere Steigerung der Genauigkeit erlauben",
ergänzt Kristian König, der als Doktorand an dem Projekt beteiligt war.
Er hofft, die theoretisch zu erwartende Genauigkeit im sub-ppm Bereich
bald auch nachweisbar erreichen zu können.

Die Messung von Hochspannungen mit einer solchen Präzision ist vor allen
Dingen bei Grundlagenexperimenten erforderlich. Dazu zählt das
KATRIN-Experiment am KIT in Karlsruhe, mit dem Wissenschaftler die bislang
nicht bekannte Masse der Neutrinos bestimmen möchten. Aber auch für die
künftige Hochspannungs-Gleichstrom-Energieübertragung werden präzise
Messungen von Hochspannungen wichtig sein. Die neue Technik könnte zum
Beispiel auch genutzt werden, um große Hochspannungsteiler für solche
Anlagen präziser zu kalibrieren.


Weitere Informationen 

Die in "Metrologia" erschienenen Ergebnisse basieren auf einer
Zusammenarbeit des Instituts für Kernphysik an der Technischen Universität
Darmstadt mit der Universität Mainz und der PTB Braunschweig.

Die Veröffentlichung

"High voltage measurements on the 5 ppm relative uncertainty level with
collinear laser spectroscopy", 

https://doi.org/10.1088/1681-7575/aaabe0




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution17
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FORSCHUNG/1457: Kopplung von Licht und Materie kontrolliert (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 05.03.2018

Kopplung von Licht und Materie kontrolliert

Forscher aus Würzburg und London haben den Grundstein für ein neues Gebiet
der Nano-Optik gelegt: Ihnen ist es gelungen, die Kopplung zwischen Licht
und Materie bei Raumtemperatur unter Kontrolle zu bringen.



Wenn Wissenschaftler im Journal Science Advances publizieren, darf man
davon ausgehen, dass sie eine besonders aufregende Neuerung präsentieren.
Physiker der Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU) sind aktuell in
diesem Journal vertreten: Ihnen ist es mit britischen Kollegen gelungen,
Licht und Materie bei Raumtemperatur zu koppeln und diesen Zustand zu
kontrollieren.




[image: Bild: © Heiko Groß]

Künstlerische Darstellung eines plasmonischen Nano-Resonators in Form
eines Schlitzes an einer Goldschicht. Durch die Annäherung eines
Quantenpunktes (rot) verstärkt sich deren Wechselwirkung.

Bild: © Heiko Groß



Treiben die Forscher ihre Arbeit auf diesem Gebiet weiter erfolgreich
voran, könnte das einmal für die Realisierung von optischen
Quantencomputern bedeutsam sein. Solche Computer, die gewissermaßen "mit
Licht rechnen", sollten um ein Vielfaches leistungsfähiger als bisherige
Rechner sein.

Emittierte Lichtteilchen gefangen und re-absorbiert

Ein Lichtteilchen (Photon) entsteht, wenn zum Beispiel ein Molekül oder
ein Quantenpunkt elektronisch angeregt wurde und dann in seinen
niederenergetischen Grundzustand zurückkehrt. Dieser Prozess ist als
spontane Emission bekannt - und er ist normalerweise nicht umkehrbar. Ein
emittiertes Lichtteilchen wird nicht einfach zum Emitter zurückkehren und
dort wieder absorbiert werden.

Koppelt man aber den Emitter an ein Speicherelement für Licht, einen
sogenannten optischen Resonator, dann kann das emittierte Photon eine
gewisse Zeit in der Nähe des Emitters bleiben und von diesem wieder
absorbiert werden. "Eine solche Umkehrung der spontanen Emission ist
hochinteressant für die Informationsverarbeitung, da hier
Quanteninformation zwischen Materie und Licht unter Erhaltung der
Quanteneigenschaften ausgetauscht wird", sagt Professor Bert Hecht vom
Physikalischen Institut der JMU.

Plasmonischen Nano-Resonator verwendet

Der Austausch von Quanteninformation ist jedoch meistens nur bei sehr
tiefen Temperaturen realisierbar, weil dann die Spektrallinien der Emitter
sehr scharf sind und deshalb die Absorptionswahrscheinlichkeit hoch ist.
Den Teams der Professoren Bert Hecht und Ortwin Hess (Imperial College,
London) ist es nun als einer der ersten Gruppen weltweit gelungen, den
Zustand der starken Kopplung von Licht und Materie bei Raumtemperatur zu
erreichen.

Um die Wiederabsorption eines Photons auch bei Raumtemperatur zu erwirken,
haben die Forscher einen plasmonischen Nano-Resonator verwendet, der die
Form eines extrem schmalen Schlitzes in einer dünnen Goldschicht hat.
"Dieser Resonator erlaubt es, die elektromagnetische Energie eines
gespeicherten Photons räumlich stark zu konzentrieren, nämlich auf einen
Bereich, der nicht viel größer ist als ein Quantenpunkt", erklärt Hechts
Mitarbeiter Heiko Groß. Dadurch werde das gespeicherte Photon mit hoher
Wahrscheinlichkeit vom Emitter re-absorbiert.

Kopplung zwischen Emitter und Resonator kontrolliert

Diese Idee wurde auch schon von anderen Arbeitsgruppen umgesetzt. Die
Forscher aus Würzburg und London haben es nun aber unter anderem
geschafft, die Kopplung zwischen Resonator und Emitter zu kontrollieren,
sie kontinuierlich zu verändern, sie gezielt ein- und auszuschalten. Das
gelang dem Team, indem es den Resonator an der Spitze eines
Rasterkraftmikroskops befestigte und ihn so mit hoher Präzision in die
unmittelbare Nähe des Emitters - in diesem Fall eines Quantenpunktes -
bringen konnte.

Schneller Austausch zwischen Emitter und Resonator

Die Forscher hoffen jetzt darauf, die Kopplung von Quantenpunkt und
Resonator noch gezielter beeinflussen zu können - eventuell sogar direkt
durch eingestrahlte Photonen. Daraus ergäben sich neue Möglichkeiten für
die Realisierung von optischen Quantencomputern.

"Nützlich ist in diesem Zusammenhang auch die Tatsache, dass die
energetische Anregung zwischen Quantenpunkt und Resonator extrem schnell
ausgetauscht wird", sagt Groß. Das löse eines der Probleme, die es bisher
im Tieftemperaturbereich gab: Dort wird die Oszillation der Energie
zwischen Licht und Materie durch die langen Speicherzeiten des Resonators
verlangsamt.


Heiko Groß, Joachim M. Hamm, Tommaso Tufarelli, Ortwin Hess, Bert Hecht:

Near-field strong coupling of single quantum dots.

Science Advances 2018; 4: eaar4906. März 2018,

DOI: doi.org/10.1126/sciadv.aar4906

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99
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INFORMATIONSTECHNOLOGIE/1241: IT-Unterstützung für ältere Menschen - Startschuss für "Mein Laden 55 plus" (idw)


FernUniversität in Hagen - 05.03.2018

IT-Unterstützung für ältere Menschen: Startschuss für "Mein Laden 55
plus"



Die roten Äpfel aus Südtirol oder die grünen aus Deutschland? An der
Fleischtheke den Schweinebraten per Zoom anschauen oder lieber die
Rinderrouladen im Sonderangebot? Von zu Hause aus den Einkauf miterleben:
In teilnehmenden Supermärkten machen Einkaufswagen mit digitalen
Video-Technologien das Einkaufserlebnis für zu Hause gebliebene Seniorinnen
und Senioren erlebbar. Die FernUniversität in Hagen baut eine neue,
interdisziplinäre Forschungsgruppe auf, um IT-Unterstützung für ältere
Menschen im Alltag zu entwickeln. Im Projekt "Mein Laden 55 plus" wird die
Interaktion beim Einkaufen mit Hilfe digitaler Technik erprobt.

"Unsere Forschung ist nah dran an den Menschen und wird im Zuge des
demografischen Wandels an Relevanz gewinnen", stellen Prof. Jörg M. Haake
(Lehrgebiet Kooperative Systeme) und Projektleiter Dr. Dirk Veiel heraus.
"Wir entwickeln Ideen, wie das Online-Einkaufserlebnis für Seniorinnen und
Senioren attraktiv gestaltet werden kann und dabei gleichzeitig die
soziale Interaktion gestärkt wird." Derzeit wird an der FernUniversität
ein Labor für das Projekt "Mein Laden 55 plus" eingerichtet, um die App
für Tablets zu erproben.

Eine Seniorin hat ein Paket Kaffee im Einkaufswagen liegen. Jetzt möchte
sie noch Bananen kaufen. "Wie gehe ich vor, wenn das Obst nicht abgepackt
ist?", erkundigt sie sich. Praxistest auf dem Campus in Hagen: Zum Ende
des Wintersemesters 2017/2018 waren Seniorinnen und Senioren aus Schwerte
sowie dem Rhein-Lahn-Kreis an der FernUniversität zu Gast, um das
Einkaufen mit der App zu testen. Dabei tauschten sie sich mit
Informatikstudierenden aus, die im Fachpraktikum die Software
mitentwickelt haben.

Ziel der Forschenden aus Informatik, Psychologie und Geragogik ist die
Entwicklung kooperativer Assistenzsysteme für mobilitätseingeschränkte
Seniorinnen und Senioren. Dabei arbeiten die Lehrgebiete Kooperative
Systeme (Prof. Jörg M. Haake), Lebenslanges Lernen (Prof. Uwe Elsholz) und
Sozialpsychologie (Prof. Stefan Stürmer) zusammen. Ihre Ergebnisse fließen
auch in den neuen Forschungsschwerpunkt "Digitalisierung, Diversität und
Lebenslanges Lernen" der FernUniversität ein.

Die interdisziplinäre Zusammenarbeit zahlt sich aus und bringt neue
Impulse für "Mein Laden 55 plus". Denkbar ist etwa der Einsatz des
erfolgreichen Study-Buddy-Programms aus der Sozialpsychologie. Im
Bachelor-Studiengang Psychologie unterstützen sich Studierende
unterschiedlichen Alters, Geschlechts und sozialen Hintergrunds zu
Studienbeginn in Arbeitsteams wechselseitig. "Wir würden das
Study-Buddy-Programm gern auf unser Projekt übertragen", erklärt
Projektleiter Dirk Veiel. "Das bedeutet: Seniorinnen und Senioren,
Einkaufshelferinnen und Einkaufshelfer sowie Studierende könnten sich in
einem Dreigestirn unterstützen."

"Mein Laden 55 plus" knüpft an erworbene Kompetenzen im Projekt "Mein Dorf
55 plus" an. Hier erforscht das Informatikteam um Prof. Haake, wie sich
mit Hilfe einer App für Tablets die soziale Vernetzung und gegenseitige
Fürsorge von älteren Menschen in dörflichen Regionen verbessern lassen.

Das hat sich bis nach Berlin herumgesprochen. Im November 2017 erhielt
"Mein Dorf 55 plus" den Goldenen Internetpreis "Digital aktiv im Alter"
unter Schirmherrschaft des Innenministeriums. Die "Initiative 55
plus-minus" im evangelischen Dekanat Nassauer Land war von Beginn an als
Partnerin dabei und will auch das Projekt "Mein Laden 55 plus"
unterstützen. Für ihren Sprecher Dieter Zorbach steht beim Campusbesuch in
Hagen im Vordergrund: "Die an der FernUni entwickelte Software bringt
Seniorinnen und Senioren in Kontakt mit anderen Menschen. Aus Distanz wird
Nähe, das ist ein wichtiger Gegenimpuls."


Weitere Informationen unter:

http://www.fernuni-hagen.de/ks/

- Lehrgebiet Kooperative Systemen

http://www.fernuni-hagen.de/forschung/schwerpunkte/diversitaet.shtml

- Forschungsschwerpunkt Digitalisierung, Diversität und Lebenslanges Lernen

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution151
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RAUMFAHRT/984: Künstliche Ahornsamen aus der Rakete (idw)


Technische Universität Wien - 05.03.2018

Künstliche Ahornsamen aus der Rakete



Das Space Team der TU Wien startet gemeinsam mit der Universität Würzburg
ein ambitioniertes Projekt: Aus einer Rakete sollen Messgeräte abgeworfen
werden, die ohne Fallschirm zur Erde zurückkehren.

Es ist eine gewagte Idee, und niemand weiß genau, ob sie funktionieren
wird: Mit einer Rakete sollen röhrenförmige Messgeräte in eine Höhe von 75
Kilometern transportiert werden und dann ganz von selbst unversehrt zur
Erde zurückkehren. Wenn sich diese Technologie bewährt, könnte sie in
Zukunft ein interessantes neues Werkzeug für die meteorologische Forschung
werden.

Das Space Team der TU Wien machte in den letzten Jahren mehrfach mit
erfolgreichen Raketenstarts und Satellitenprojekten auf sich aufmerksam.
Nun schloss sich der Studierenden-Verein der TU Wien mit einem
Studierenden-Team der Universität Würzburg zusammen, um die Idee von den
autonom zum Boden zurückkehrenden Weltraum-Sonden umzusetzen. "Projekt
Daedalus" heißt das Projekt, das nun im März im Rahmen des internationalen
REXUS-Programms zur Förderung studentischer Weltraum-Initiativen
realisiert werden soll.

75 Kilometer Höhe

"REXUS/BEXUS" ist eine Kooperation des Deutschen Zentrums für Luft- und
Raumfahrt mit dem Swedish National Space Board und der ESA. Jedes Jahr
werden im Rahmen von "REXUS" in Schweden zwei Raketen gestartet, die von
Studierenden entwickelte Instrumente und Experimente in eine Höhe bis
etwa 80 Kilometern transportiert. Erstmals ist nun beim bevorstehenden
Raketenstart im März auch das TU Wien Space Team mit dabei.

"Das Ziel war, ein Gerät zu entwickeln, mit dem man günstig und einfach
meteorologische Daten sammeln kann", sagt Sebastian Seisl vom TU Wien
Space Team. Die Höhe von etwa 75 Kilometern, die man mit den REXUS-Raketen
erreicht, ist besonders interessant: Für Wetterballons, die höchstens auf
30 bis 40 Kilometer aufsteigen können, ist das bereits zu hoch, und mit
Satelliten lässt sich dieser Bereich der Atmosphäre nur schlecht erfassen.

Die Grundidee für das neuartige Messgerät erinnert an Ahornsamen, die
durch ihre langen Flügel ganz langsam und sanft zu Boden sinken. Die
röhrenförmigen Sonden des Projektes Daedalus sind ebenfalls mit Flügeln
ausgestattet. Ein speziell entwickelter Auswurfmechanismus soll drei
dieser Sonden in 80 km Höhe aus der Rakete schleudern, wo ihre Flügel
ausklappen und dafür sorgen, dass die Geräte möglichst langsam und
unbeschadet zur Erde zurückkehren. GPS-Module sollen dann den
Aufenthaltsort melden, sodass die Geräte möglichst leicht wiedergefunden
werden können.

Während des Falls werden einige wichtige Daten gemessen - etwa die
Beschleunigung, die Temperatur und der Luftdruck. "Unser Hauptaugenmerk
liegt aber diesmal darin, zu zeigen, dass die Methode grundsätzlich
funktioniert. Mit welchen zusätzlichen Messsensoren man die Geräte
ausstattet, spielt technisch eigentlich keine so große Rolle", meint
Christoph Fröhlich, Präsident des Space Teams.

Der österreichische Anteil dieses Projekts wird neben privaten Sponsoren
und dem Institut für Automatisierungs- und Regelungstechnik (ACIN) auch
großzügig von der österreichischen Forschungsförderungsgesellschaft (FFG)
gefördert. "Als Institut an der TU Wien freut es uns besonders, die
Studierenden des Space Teams bei Ihren Vorhaben und der Arbeit an diesen
anspruchsvollen Projekten zu unterstützen", so Prof. Georg Schitter vom
ACIN.

Jahrelange Flug-Erfahrung im TU Wien Space Team

Das Space Team der TU Wien war für den Auswurfmechanismus und die
Entwicklung des Onboard-Computers zuständig. Dabei konnte das Team bereits
auf einige Erfahrung zurückblicken: Es entwickelte etwa die Bordelektronik
des Nano-Satelliten Pegasus, der 2017 in den Erdorbit gebracht wurde.
Außerdem entwickelte das Space Team bereits mehrere Experimentalraketen,
die bei internationalen Wettbewerben mit Erfolg in Höhen von bis zu 6 km
vordrangen.

Das TU Wien Space Team hat mittlerweile über 70 Mitglieder aus ganz
unterschiedlichen Studienrichtungen der TU Wien. "Wichtig ist bei uns in
erster Linie, dass man sich für Raum- und Luftfahrt begeistern kann", sagt
Christoph Fröhlich. "Zu tun gibt es bei uns viel: Vom Programmieren bis
zum Qualitätscheck, von der Elektronik bis zur Aerodynamik - in der
Raketentechnik hat man mit vielen unterschiedlichen Herausforderungen zu
tun, die man nur interdisziplinär lösen kann."

Anfang März wird eine Delegation des Teams nach Kiruna (Schweden)
aufbrechen. Das früheste Startfenster der REXUS-Rakete ist am 12. März -
kurz darauf wird man bereits wissen, ob das ambitionierte Daedalus-Projekt
gleich beim ersten Versuch ein Erfolg war.


Weitere Informationen:

www.spaceteam.at

www.daedalus-project.eu

www.rexusbexus.net

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution88

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Technische Universität Wien, Dr. Florian Aigner, 05.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / PANNWITZBLICK / VERANSTALTUNGEN





BERATUNG/705: Flensburg - Sprechstunde für Menschen mit Behinderung am 19. März


Sprechstunde im März

Stellvertretender Behindertenbeauftragter der Stadt Flensburg



Flensburg. Auch der stellvertretende Behindertenbeauftragte der Stadt
Flensburg, Tim Jäger, bietet diesen Monat eine Sprechstunde an. Diese
findet am Montag, 19. März von 16-17 Uhr im Raum H52 des Flensburger
Rathauses an. Zu dieser Zeit ist auch die telefonische Erreichbarkeit
unter 851085 gewährleistet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 6. März 2018

Stadt Flensburg

Pressestelle des Rathauses

Tel. 04 61 / 85 - 25 42

Fax 04 61 / 85 - 21 71

E-Mail: pressestelle@flensburg.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





AUSSEN/2013: Statement von Anton Hofreiter zum Thema Syrien




Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. März 2018

Statement von Anton Hofreiter zum Thema Syrien

Wenn man sich Syrien anschaut, dann fehlen einem inzwischen die Worte. Assad lässt die eigene Bevölkerung abschlachten, um sich verzweifelt an die Macht zu klammern. Was da jetzt dringend notwendig ist, ist ein sofortiger humanitärer Zugang für alle Regionen. Wir erwarten von Herrn Gabriel, dass er mit dem türkischen Außenminister endlich Klartext spricht und dass insgesamt in ganz Syrien endlich die Waffen ruhen. Es ist von allen Seiten zu erwarten, dass sie sich dafür einsetzen, dass es in Syrien endlich einen echten Waffenstillstand gibt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. März 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





EUROPA/1693: Statement von Anton Hofreiter zum Thema Italien


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. März 2018

Statement von Anton Hofreiter zum Thema Italien



Das Wahlergebnis in Italien ist ein bitteres. Es ist ein bitteres für die Menschen in Italien und für alle Menschen in Europa. Aber es ist halt auch das Ergebnis davon, dass Italien von seinen europäischen Nachbarn im Umgang mit Geflüchteten alleingelassen worden ist. Und da zeigt sich, wenn die europäische Solidarität nicht funktioniert, dann profitieren am Ende davon die Nationalisten.
 
 *

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. März 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





INNEN/3070: Statement von Anton Hofreiter zum Thema Große Koalition


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. März 2018

Statement von Anton Hofreiter zum Thema Große Koalition



Wenn man sich anschaut, wie die CSU ihre Ministerriege zusammengesetzt hat, kann man kaum glauben, dass es in Deutschland schon seit hundert Jahren das Frauenwahlrecht gibt. Und diese CSU-Ministerriege ist halt wieder ein typisches Beispiel dafür, dass die CSU noch immer nicht in der Gegenwart angekommen ist. Aber was mindestens genauso peinlich ist, ist das Kompetenzwirrwarr beim Digitalen. Frau Bär im Kanzleramt verkündet schöne Dinge wie Flugtaxis, die sie sich vorstellen kann in ihrer Phantasie. Und wenn sie dann gefragt wird, wer zuständig ist, um die digitale Infrastruktur aufzubauen, dann sagt sie ja, zuständig ist sie nicht, zuständig ist das Verkehrsministerium. Und das Verkehrsministerium ist bei diesem Verkehrsminister in genau den falschen Händen. Alleine 2017 gab es 1,5 Milliarden Euro für den Ausbau der digitalen Infrastruktur. Genutzt von diesen 1,5 Milliarden wurden nur 22 Millionen. Das sind keine zwei Prozent. Die CSU hat schon mal vier Jahre versagt, und es besteht die Gefahr, dass sie weitere vier Jahre versagt. Dabei braucht Deutschland endlich einen schnellen Ausbau der digitalen Infrastruktur, und zwar in ganz Deutschland, insbesondere auch in den ländlichen Regionen, für die die CSU ja immer behauptet zu stehen.
 
 *

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. März 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





UMWELT/1727: Statement von Anton Hofreiter zum Thema saubere Luft


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. März 2018

Statement von Anton Hofreiter zum Thema saubere Luft



Nachdem das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig der Bundesregierung ja zu Recht Tatenlosigkeit vorgeworfen hat, ist es gut, dass jetzt vom Umweltbundesamt ein konkreter Vorschlag vorliegt. Problematisch ist, dass der designierte Verkehrsminister nichts anderes zu tun hat, als sich wieder skeptisch zu äußern. Damit zeigt sich: Es geht weiter wie bisher, das Verkehrsministerium macht sich zum Büttel der Autoindustrie, es wird nichts getan, und die Städte werden alleingelassen. Was jetzt notwendig ist, ist eine einfache, klare Regelung für saubere Luft. Das ist die blaue Plakette. Das brauchen die Städte. Und was die Autofahrer brauchen, ist endlich eine Hardware-Nachrüstung auf Kosten der Autoindustrie. Das muss das Verkehrsministerium jetzt durchsetzen und nicht ewig der Autoindustrie hinterherlaufen. Dass Toyota - leider kein deutscher Autokonzern - sich von der Dieseltechnologie verabschiedet, zeigt dass technologischer und ökologischer Fortschritt möglich sind.
 
 *

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. März 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN





WIRTSCHAFT/2784: Nach EuGH-Urteil - Bundesregierung muss sich von Schiedsgerichten verabschieden


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 6. März 2018

Nach EuGH-Urteil: Bundesregierung muss sich von Schiedsgerichten verabschieden



Zum Urteil des Gerichtshof der Europäischen Union erklärt Katharina Dröge, Sprecherin für Handelspolitik:

Das Urteil des Gerichtshofes der Europäischen Union ist eine sehr gute Nachricht und richtungsweisend für alle innereuropäischen Investitionsschutzabkommen. Im Streitfall über ein Investitionsschutzabkommen zwischen den Niederlanden und der Slowakei hat das Gericht entschieden, dass die Schiedsklauseln nicht mit Unionsrecht vereinbar sind. Auch die Bundesregierung muss die Konsequenzen aus diesem Urteil ziehen und klar machen, dass Schiedsgerichte in kommenden Investitionsschutzabkommen keinen Platz haben und aus bestehenden Investitionsschutzabkommen gestrichen werden. Darüber hinaus muss jetzt schnell geprüft werden, welche Auswirkungen das Urteil auf Schiedsgerichte in anderen Verträgen wie etwa CETA hat.

Die Bundesregierung ist auf dem Holzweg, wenn sie weiterhin auf das grundsätzlich falsche System der Schiedsgerichte setzt.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. März 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





AUSSEN/1707: Irak ist ein Schlüsselstaat zur Befriedung des Nahen und Mittleren Ostens


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. März 2018

Irak ist ein Schlüsselstaat zur Befriedung des Nahen und Mittleren
Ostens

Der neue Bundeswehr-Einsatz liegt in Deutschlands

Sicherheitsinteresse



Die Bundesregierung wird am morgigen Mittwoch ein neues Mandat für
den Einsatz der Bundeswehr im Irak beschließen. Hierzu erklärt der
stellvertretende Vorsitzende der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Johann
David Wadephul:

"Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion unterstützt das stärkere Engagement
Deutschlands zur Stabilisierung des Irak. Eine weitere Befriedung des
Nahen und Mittleren Ostens liegt im besonderen deutschen und
europäischen Sicherheitsinteresse, da mit ihr auch Flucht und
Vertreibung unterbunden werden. Der Irak ist der Schlüsselstaat für
die Befriedung der gesamten Region. Für eine solche Befriedung
besteht jetzt eine realistische Chance. Deshalb ist es richtig, dass
Deutschland nach der erfolgreichen Unterstützung der Ausbildung von
kurdischen Peschmerga und irakischen Sicherheitskräften seinen
Bundeswehr-Beitrag fortentwickelt, um das Land weiter zu
stabilisieren und die moderaten Kräfte zu unterstützen.

Mit den vorgesehenen Maßnahmen wie der Ausbildung irakischer
Sicherheitskräfte zur Beseitigung von Minen und Kampfmitteln wird
Deutschland einen konkreten Beitrag leisten, um die Rückkehr von
Binnenvertriebenen und Flüchtlingen zu ermöglichen. Damit werden auch
die Voraussetzungen für den dringend notwendigen Wiederaufbau
geschaffen.

Allerdings braucht es dafür ein langfristiges Engagement und einen
langen Atem. Der CDU/CSU-Bundestagsfraktion ist bewusst, dass dieser
Irak-Einsatz gefährlicher sein kann als der bisherige. Zugleich sind
wir überzeugt, dass die Bundesregierung alles tut, um die Gefahren
für unsere Soldatinnen und Soldaten so weit wie möglich zu begrenzen.
Deutschland nimmt diese größere Verantwortung in der Region des Nahen
und Mittleren Ostens im eigenen Sicherheitsinteresse wahr."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





GESUNDHEIT/679: Gesunde Ernährung soll Spaß machen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 6. März 2018

Gesunde Ernährung soll Spaß machen



Am morgigen Mittwoch ist der Tag der gesunden Ernährung. In diesem
Jahr steht er unter dem Motto "essen - trinken - genießen. Den
Menschen und der Ernährung verpflichtet!" Dazu können Sie die
stellvertretende Fraktionsvorsitzende Gitta Connemann wie folgt
zitieren:

"Das diesjährige Motto könnte nicht besser gewählt sein. Für manche
Menschen bedeutet gesunde Ernährung fettfreie, zuckerfreie,
lactosefreie, glutenfreie, kalorienfreie Lebensmittel. Doch Verzicht,
Freudlosigkeit, Selbstkasteiung sind keine gesunde Ernährung. Gesunde
Ernährung soll Spaß machen. Miteinander kochen, in Ruhe zusammen
essen - das ist Teil einer Esskultur, die wir wieder öfter leben
sollten. Deshalb setzen wir uns für Ernährungsbildung schon bei den
Kleinsten ein. So legen wir die Grundlagen für das spätere
Ernährungsverhalten. Qualität ist wichtig. Deshalb werden wir die
Länder dabei unterstützen, flächendeckend Mindeststandards für Essen
in Kitas und Kantinen einzuführen.

Es ist nicht Aufgabe der Politik, den Menschen vorzuschreiben, was
sie essen sollen. Wir müssen dafür sorgen, dass drin ist, was drauf
steht, damit der Bürger selbst entscheiden kann. Dafür brauchen wir
eine gute Kennzeichnung. Wir haben im Koalitionsvertrag festgelegt,
die Lebensmittelkennzeichnung weiter auszubauen und so Transparenz
und Information für die Verbraucher zu verbessern.

Wer Essen genießt und Lebensmittel wertschätzt, schmeißt nicht so
viel weg. Das ist gut, reicht aber nicht aus. Deshalb werden wir eine
nationale Strategie gegen Lebensmittelverschwendung entwickeln und
dabei die gesamte Wertschöpfungskette einbeziehen.

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





INNEN/3349: Vertriebenen-Politik hat für die Union weiterhin hohen Stellenwert


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 5. März 2018

Vertriebenen-Politik hat für die Union weiterhin hohen
Stellenwert

Wichtige Personalentscheidungen begrüßt



Am 5. März 2018 wurde der Erste Stellvertretende Vorsitzende der
Gruppe der Vertriebenen, Aussiedler und deutschen Minderheiten der
CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag, Stephan Mayer, zum neuen
Parlamentarischen Staatssekretär im Bundesministerium des Innern
berufen und Bernd Fabritius zum neuen Beauftragten der
Bundesregierung für Aussiedlerfragen und nationale Minderheiten
ernannt. Dazu erklärt der Vorsitzende der Gruppe der Vertriebenen,
Aussiedler und deutschen Minderheiten der CDU/CSU-Fraktion im
Deutschen Bundestag, Eckhard Pols:

"Die Berufung von Stephan Mayer zum neuen Parlamentarischen
Staatssekretär im Bundesministerium des Innern und die Ernennung
unseres früheren Bundestagskollegen Bernd Fabritius zum neuen
Beauftragten der Bundesregierung für Aussiedlerfragen und nationale
Minderheiten sind richtige und wichtige Entscheidungen. Beide
Personalien machen deutlich, welch großen Stellenwert die neue
unionsgeführte Bundesregierung den Interessen der deutschen
Heimatvertriebenen, der Aussiedler und Spätaussiedler und nicht
zuletzt der deutschen Minderheiten in den Staaten Mittelost- und
Südosteuropas weiterhin beimisst.

Beide Persönlichkeiten haben sich auch in ihren gesellschaftlichen
Funktionen als Präsident und Vizepräsident des Bundes der
Vertriebenen seit Jahren um die Interessen dieser für CDU und CSU
bedeutenden Personengruppen verdient gemacht. Ihre Berufung auf
wichtige Positionen in der neuen Bundesregierung untermauert das
fortdauernde Bekenntnis der Unionsparteien für die Interessen dieser
Gruppen.

Auch der Koalitionsvertrag macht wichtige Aussagen zur politischen
Ausgestaltung der entsprechenden Themenbereiche. Umso mehr freue ich
mich auf eine enge, vertrauensvolle und freundschaftliche
Zusammenarbeit mit Stephan Mayer und Bernd Fabritius. Die Gruppe der
Vertriebenen, Aussiedler und deutschen Minderheiten der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion wird sich mit Nachdruck dafür einsetzen,
dass sowohl das Themenfeld der Vertriebenenpolitik als auch die
politischen Interessen der Aussiedler, Spätaussiedler und deutschen
Minderheiten den ihnen gebührenden Stellenwert erhalten."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / CDU/CSU





KULTUR/619: 50 Jahre Filmförderungsanstalt - erfolgreich im Dienst des deutschen Films


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 6. März 2018

50 Jahre Filmförderungsanstalt - erfolgreich im Dienst des
deutschen Films

Die nationale Filmförderung feiert Geburtstag



Vor 50 Jahren hat der Deutsche Bundestag mit der Verabschiedung des
Filmförderungsgesetzes auch die Filmförderungsanstalt (FFA) aus der
Taufe gehoben. Heute begeht die FFA dieses Jubiläum mit einem
Festakt. Dazu erklärt der kultur- und medienpolitische Sprecher der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Marco Wanderwitz:

"Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion gratuliert der Filmförderungsanstalt
herzlich zu ihrem 50. Geburtstag. Die FFA blickt auf ein halbes
Jahrhundert Erfolgsgeschichte im Dienst des deutschen Kinofilms
zurück. Ohne sie wären nennenswerte kulturelle Qualität und
wirtschaftliche Erfolge des deutschen Films in dieser Breite kaum
denkbar.

Das nützt nicht nur der Filmwirtschaft und den Filmschaffenden, die
vor und hinter der Kamera hervorragende Arbeit leisten, sondern
allen: Denn Film eignet sich wie wenige andere Medien als Mittel, um
deutsche Erzählungen in die Welt zu tragen und ein differenziertes
Bild unseres Landes zu verbreiten.

Die FFA steht für solidarische Filmförderung. Sie liegt den
Steuerzahlern nicht auf der Tasche, sondern wirtschaftet mit
Eigenmitteln der Branche. Alle diejenigen, die vom deutschen Kinofilm
profitieren, Kinobetreiber, Videoprogrammanbieter,
Video-on-Demand-Anbieter und Fernsehsender, zahlen auch in die FFA
ein. Dafür bestimmt die Branche in den Gremien auch selbst über ihre
Geschicke.

Die CDU/CSU-Fraktion wird die Arbeit der FFA auch weiterhin
bestmöglich unterstützen. Die Digitalisierung und der weiter
zunehmende Wettbewerb auf den internationalen Filmmärkten stellen uns
unverändert vor große Herausforderungen. Es gilt, den deutschen
Marktanteil in den Kinos weiter zu steigern; noch mehr internationale
Erfolge wie zuletzt 'Toni Erdmann' oder 'Aus dem Nichts' müssen das
Ziel sein. Aufgabe des Bundestages ist es, das solidarische
Fördersystem auf der Höhe der (digitalen) Zeit zu halten. Dazu
gehört, kontinuierlich zu prüfen, welche Verwertungsformen
audiovisueller Inhalte von Filmen und Bewegtbild profitieren, z. B.
Streamingdienste, und daher zur Filmabgabe heranzuziehen sind.

Die gute aktuelle Verfassung der FFA ist das Verdienst von Präsident
Bernd Neumann und Vorstandsvorsitzendem Peter Dinges und seinem Team.
Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion dankt ihnen allen herzlich für ihre
engagierte Arbeit."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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WIRTSCHAFT/2698: ITB hat mit Mecklenburg-Vorpommern erstmals ein deutsches Bundesland als Partnerland


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 6. März 2018

ITB hat mit Mecklenburg-Vorpommern erstmals ein deutsches
Bundesland als Partnerland



Zur Eröffnung der Internationalen Tourismus-Börse (ITB) können Sie
den tourismuspolitischen Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion Paul
Lehrieder wie folgt zitieren:

"2017 war das achte Rekordjahr für den Deutschlandtourismus in Folge.
Fast 460 Millionen Übernachtungen zählte das Reiseland Deutschland.
Auch in diesem Jahr ist mit weiterem Zuwachs zu rechnen. Die Branche
ist mit ihren Angeboten überaus attraktiv und konkurrenzfähig
aufgestellt. Mit Mecklenburg-Vorpommern ist erstmals ein deutsches
Bundesland Partnerland der ITB. Das unterstreicht den internationalen
Stellenwert unseres Landes für den Tourismus."

 * 

Quelle:

CDU/CSU-Fraktion im Deutschen Bundestag

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Bürgerinformation: Telefon 030/227-52 267, Telefax 030/227-56 115

E-Mail: fraktion@cducsu.de

Internet: www.cducsu.de
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INFOPOOL / PARLAMENT / DIE LINKE





AUSSEN/1672: Keine Auslieferung des Kurdenpolitikers Salih Muslim in die Türkei


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. März 2018

Keine Auslieferung des Kurdenpolitikers Salih Muslim in die Türkei



"Bundesaußenminister Sigmar Gabriel muss sich beim Treffen mit seinem türkischen Amtskollegen Mevlüt Cavusoglu zu internationalem Recht bekennen und endlich die türkische Aggression gegen die Kurden in Syrien als völkerrechtswidrig verurteilen. Gabriel muss klarstellen, dass der Vorsitzende der kurdisch-syrischen Partei PYD Salih Muslim nicht in die Foltergefängnisse der Türkei ausgeliefert wird", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Mit Erdogans Türkei, in der Oppositionelle verfolgt und von der Kurden bombardiert werden, kann es keine Normalisierung der Beziehungen geben. Die EU-Beitrittsgespräche mit der Türkei müssen ausgesetzt und die Millionenhilfen für Erdogan eingefroren werden. Notwendig ist ein Stopp der deutschen Rüstungsexporte in die Türkei, nicht nur ihre befristete Aussetzung. Die Bundesregierung muss sicherstellen, dass deutsche Soldaten Erdogans illegalen Krieg gegen die Kurden nicht unterstützen und die Bundeswehr vom NATO-Stützpunkt Konya in der Türkei abziehen."

 * 

Quelle:

Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag

vom 6. März 2018

Deutscher Bundestag

Fraktion DIE LINKE.

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Telefon: 030/227 52800, Telefax: 030/227 56801

E-Mail: pressesprecher@linksfraktion.de

Internet: www.linksfraktion.de
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AUSSEN/1671: Attentat auf Präsidentschaftskandidaten in Kolumbien verurteilen


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. März 2018

Attentat auf Präsidentschaftskandidaten in Kolumbien verurteilen



"Nach einem schwerwiegenden Angriff auf den linken Präsidentschaftskandidaten Gustavo Petro und andere oppositionelle Kräfte in Kolumbien muss die geschäftsführende Bundesregierung endlich den Druck auf die Regierung von Präsident Juan Manuel Santos erhöhen. Sollte der kolumbianische Staat angesichts der zunehmenden Gewalt gegen Teile der Opposition weiter untätig bleiben, müssen Konsequenzen gezogen werden", erklärt Heike Hänsel, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE, anlässlich einer Reise des Beauftragten des Auswärtigen Amtes zur Unterstützung des Friedensprozesses in Kolumbien, Tom Koenigs, nach Bogotá. Hänsel weiter:

"Die Bundesregierung hat hier eine besondere Verantwortung, weil sie den Friedensprozess zwischen Regierung und der ehemaligen Rebellenorganisation FARC von Beginn an eng begleitet hat. Der Beauftragte zur Unterstützung des Friedensprozesses muss seine Reise daher nutzen, um endlich auf die Umsetzung der im Friedensvertrag vereinbarten Sicherheitsgarantien zu bestehen."

 * 
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INNEN/4910: Digitalisierung braucht mehr und nicht weniger Datenschutz


DIE LINKE - Presseerklärung vom 6. März 2018

CSU im analogen Mittelalter: Digitalisierung braucht mehr und nicht weniger Datenschutz



Die designierte CSU-Staatsministerin für Digitalisierung, Dorothee Bär, hat die deutschen Datenschutzregeln in Deutschland als völlig veraltet kritisiert. Es gäbe einen "Datenschutz wie im 18. Jahrhundert". Dazu erklärt Katja Kipping, Vorsitzende der Partei DIE LINKE: Nicht der Datenschutz befindet sich im 18. Jahrhundert, sondern die CSU steckt tief im analogen Mittelalter.

Kaum hat die CSU Dorothee Bär zu Digitalisierungsbeauftragten ernannt, bläst sie bereits vor ihrem Amtsantritt zum Angriff auf den Datenschutz. Im Zeitalter der Digitalisierung brauchen wir aber nicht weniger Datenschutz, sondern mehr und zielgerichteten Datenschutz. Inzwischen wissen Facebook und Co mehr über die Menschen als jeder Geheimdienst. Datensammeln ist heute ein profitables Geschäftsmodell.

Doch den Herausforderungen der Digitalisierung begegnen wir aber nicht indem wir Grundrechte und Datenschutz als unmodern abtun. Ganz im Gegenteil: Es kommt darauf an, dass die Früchte des technischen Fortschritts allen zugutekommen, z.B. in Form von Zeitwohlstand - und nicht nur einigen wenigen Konzernen in Form von Profiten. Die Digitalisierung verlangt deshalb nach Arbeitszeitverkürzung, Arbeitsschutz und sozialen Garantien.

Die alltägliche Überwachung muss beschränkt werden und der Kampf gegen Vorratsdatenspeicherung, Staatstrojaner und Missbrauch von Sicherheitslücken durch Geheimdienste muss weitergehen. Transparenz bei den Datensammlungen muss hergestellt und die Sammelwut der Geheimdienste genauso gebrochen werden, wie die der Konzerne. Informationen, die durch Überwachung gesammelt werden, bedeuten nicht nur einen Eingriff in die informationelle Selbstbestimmung, sondern auch eine unberechenbare Macht über diejenigen, deren Daten gesammelt wurden. Unser Recht auf Schutz der Privatsphäre wurde in den letzten Jahren zunehmend erodiert, Missbrauch von Geheimdiensten nachträglich legalisiert.

 * 
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WIRTSCHAFT/2042: Schiedsklausel-Urteil des Europäischen Gerichtshofs wird begrüßt


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 6. März 2018

LINKE begrüßt Schiedsklausel-Urteil des Europäischen Gerichtshofs



"Wir begrüßen das heutige Urteil des Europäischen Gerichtshofs, nach dem die Schiedsklausel in dem Investitionsschutzabkommen zwischen der Slowakei und den Niederlanden nicht mit dem Unionsrecht vereinbar ist. Das bestätigt unsere Ablehnung und unsere Befürchtungen gegen diese Art von Schiedsgerichten. Das Urteil ist insbesondere von Bedeutung, da es gleichzeitig die Rechtmäßigkeit der fast 200 Abkommen zwischen EU-Mitgliedstaaten mit ähnlichen Klauseln in Frage stellt", kommentiert Klaus Ernst, wirtschaftspolitischer Sprecher der Fraktion DIE LINKE, das heutige Urteil des EUGH. Ernst weiter:

"Möglicherweise ist das Urteil auch mit Blick auf den Energiecharta-Vertrag relevant. Auf Grundlage dieses Vertrages wird Deutschland vom schwedischen Konzern Vattenfall auf über vier Milliarden Euro Schadensersatz verklagt. Die Entscheidung steht in Kürze an. Darüber hinaus ist Ende letzten Jahres bekannt geworden, dass weitere Unternehmen den Energiecharta-Vertrag genutzt haben, um ein Konsultationsverfahren bei der Bundesrepublik Deutschland anhängig zu machen. Es ist gut, dass Belgien auch die Vereinbarkeiten von CETA mit europäischem Recht überprüfen lässt.

DIE LINKE wird weiterhin alles dafür tun, dass diese unrechtmäßige Paralleljustiz für Konzerne beendet wird. In einem ersten Schritt werden wir im Wirtschaftsausschuss einen Bericht der Bundesregierung verlangen, welche Konsequenzen sie aus diesem Urteil zu ziehen gedenkt."

 * 
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BUNDESTAG/6981: Heute im Bundestag Nr. 129 - 06.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 129

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 6. März 2018, Redaktionsschluss: 13.00 Uhr

1. Absicherung von Solo-Selbstständigen

2. Informationen zur Erwerbsminderungsrente

3. Entwicklung der Altersrenten

4. Rentenzahlungen an Spätaussiedler

5. Beschäftigung im Baugewerbe



1. Absicherung von Solo-Selbstständigen

Arbeit und Soziales/Antrag

Berlin: (hib/CHE) Die Fraktion Die Linke will die soziale Absicherung
von Solo-Selbstständigen verbessern. In einem Antrag (19/1034)
verlangt sie deshalb von der Bundesregierung, ein entsprechendes
Maßnahmenpaket sowie einen Gesetzentwurf vorzulegen. Unter anderem
verlangen die Linken ein Ende von Scheinwerkverträgen, indem die
Beweislast, ob ein Vertrag rechtmäßig ist, dem Auftraggeber zugewiesen
wird. Außerdem sollen alle bisher nicht abgesicherten Selbstständigen
in die Versicherungspflicht der gesetzlichen Rente einbezogen werden,
die Mindestbeitragsbemessung in der gesetzlichen Krankenversicherung
gesenkt und die Arbeitslosenversicherung für alle Selbstständigen
geöffnet werden.

Die Renten-Beiträge der Selbstständigen sollen sich dabei nach deren
tatsächlichem Einkommen (Gewinn vor Steuern) richten. Zur Vermeidung
von Altersarmut verlangen die Abgeordneten die Fortführung der Rente
nach Mindestentgeltpunkten, also eine Erhöhung der Entgeltpunkte unter
bestimmten Bedingungen, und die Einführung der Solidarischen
Mindestrente.

 * 

2. Informationen zur Erwerbsminderungsrente

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FB) Nach der Höhe der Erwerbsminderungsrenten und der
Situation der Empfänger erkundigt sich die Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen in einer Kleinen Anfrage (19/924). Die Fraktion interessiert
sich unter anderem dafür, wie viele Empfänger von Veränderungen, die
in der vergangenen Wahlperiode beschlossen wurden, profitieren und wie
viele auf ergänzende Grundsicherungsleistungen angewiesen sind.
Außerdem fragen die Abgeordneten nach den Chancen, nach dem Bezug der
Erwerbsminderungsrente wieder in das Arbeitsleben einzusteigen.

 * 

3. Entwicklung der Altersrenten

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FB) Die Fraktion Die Linke interessiert sich in einer
Kleinen Anfrage (19/945) dafür, wie sich die Zahl der Bezieher von
Altersrenten in den nächsten Jahren entwickeln wird. Die Fraktion
fragt die Bundesregierung außerdem unter anderem, wie hoch das
durchschnittliche Haushaltseinkommen von Rentnern in Deutschland ist
und wie hoch die Quote der Armutsgefährdung bei Pensionären ist.

 * 

4. Rentenzahlungen an Spätaussiedler

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FB) Nach der Rentensituation der Aussiedler und
Spätaussiedler erkundigt sich die AfD-Fraktion in einer Kleinen
Anfrage (19/947). Die Fraktion will von der Bundesregierung wissen,
wie viel die Versicherten in den vergangenen 20 Jahren in die
Rentenversicherung eingezahlt haben und wie hoch die dementsprechenden
Auszahlungen waren.

 * 

5. Beschäftigung im Baugewerbe

Arbeit und Soziales/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/FB) Für die Zahl der Beschäftigten im Baugewerbe und
deren Arbeitsverhältnisse interessiert sich die Fraktion Die Linke in
einer Kleinen Anfrage (19/999). Unter anderem erfragen die
Abgeordneten Informationen zum Ausmaß von Befristung und Leiharbeit
und zur Höhe des Lohns. Sie wollen von der Bundesregierung ferner
wissen, wie hoch die Zahl der Verfahren wegen Schwarzarbeit ist und
wie oft Kontrollen stattfinden, um diese zu verhindern.

 * 
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BUNDESTAG/6980: Heute im Bundestag Nr. 128 - 06.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 128

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 6. März 2018, Redaktionsschluss: 11.21 Uhr

1. Nachfragen zur Waffenkriminalität

2. Ehemalige deutsche Zwangsarbeiter

3. Hybride Bedrohungen

4. Verschlüsselte Telekommunikation

5. Grüne fragen nach Gender Pay Gap

6. Smart City im Fokus



1. Nachfragen zur Waffenkriminalität

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die Entwicklung der "Waffenkriminalität" in
Deutschland ist Thema einer Kleinen Anfrage (19/935) der Fraktion
Bündnis 90/Die Grünen. 2016 habe es bei Straftaten unter Verwendung
von Schusswaffen einen Anstieg um mehr als zehn Prozent gegeben.
Zugleich gehe aus der Polizeilichen Kriminalstatistik (PKS) hervor,
dass 2016 auch mehr und teurere Schusswaffen gestohlen wurden.

Die Abgeordneten erfragen Details zu dem Thema und wollen wissen, wie
die Bundesregierung diese Entwicklung einschätzt.

 * 

2. Ehemalige deutsche Zwangsarbeiter

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Nach Ansicht der AfD-Fraktion kommt es bei der
Bearbeitung von Anträgen auf Anerkennungsleistungen für ehemalige
deutsche Zwangsarbeiter zu erheblichen Verzögerungen. Die Abgeordneten
wollen von der Bundesregierung nun die durchschnittliche
Bearbeitungsdauer in Erfahrung bringen.

 * 

3. Hybride Bedrohungen

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion will mehr wissen über sogenannte
hybride Bedrohungen. Dabei handele es sich nach Angaben der
Bundesregierung um "unterschiedliche Formen und Methoden des
Konfliktaustrags", darunter Desinformation, Cyberattacken und
Cybersabotage. Die Abgeordneten erkundigen sich in einer Kleinen
Anfrage (19/1002) nun danach, welche Fälle von hybriden Bedrohnungen
gegen Deutschland seit 2010 bekannt geworden sind.

 * 

4. Verschlüsselte Telekommunikation

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die FDP-Fraktion interessiert sich für die
Möglichkeiten der Überwachung von Telekommunikationsmitteln zur
Strafverfolgung und die Nutzung einschlägiger Software. Offenbar habe
das Bundeskriminalamt (BKA) damit begonnen, auch verschlüsselte
Botschaften im Internet zu lesen. Neben der selbst konzeptionierten
Software RCIS stehe dem BKA dazu ein Programm namens FinSpy zur
Verfügung, heißt es in einer Kleinen Anfrage (19/1020) der Fraktion.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun wissen, wie oft,
in welchen Fällen und auf welche Weise Software zur Überwachung
informationstechnischer Systeme eingesetzt worden ist oder noch
eingesetzt wird.

 * 

5. Grüne fragen nach Gender Pay Gap

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen will über die
Lohnunterschiede zwischen Männern und Frauen informiert werden. In
einer Kleinen Anfrage (19/1010) will sie unter anderem wissen, wie
groß der sogenannte Gender Pay Gap in den Staaten der Europäischen
Union, in Deutschland und den Bundesländern ist. Zudem verlangen die
Grünen Auskunft über den Brutto-Monatslohn von vollzeitbeschäftigten
Frauen mit abgeschlossenem Hochschulstudium, mit abgeschlossener
Berufsausbildung und ohne Berufsausbildung in den Jahren 2016 und 2017
im Vergleich zu dem der Männer.

 * 

6. Smart City im Fokus

Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Die Linke thematisiert in einer Kleinen
Anfrage (19/934) Aktivitäten des Bundes im Bereich "Smart City". Die
Abgeordneten fragen unter anderem nach der Umsetzung der "Smart City
Charta". Zudem interessieren sich die Fragesteller für kommunale und
internationale Zusammenarbeit in diesem Bereich.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/6979: Heute im Bundestag Nr. 127 - 06.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 127

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 6. März 2018, Redaktionsschluss: 10.35 Uhr

1. Einreisende Asylbewerber aus Drittstaaten

2. Grüne fragen nach staatlichem Hacking

3. Auslesen verschlüsselter Inhalte

4. Verdeckte Fahndung im Schengen-System

5. Reiseausweise für Flüchtlinge

6. Dauer der Asylverfahren 2017



1. Einreisende Asylbewerber aus Drittstaaten

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die aus sicheren Drittstaaten einreisenden
Asylbewerber sind Thema einer Kleinen Anfrage (19/952) der
AfD-Fraktion. Ungeachtet der sogenannten Dublin-III-Verordnung seien
seit geraumer Zeit Asylbewerber, die etwa über Italien oder
Griechenland in die EU eingereist sind, eigeninitiativ oder gar mit
Hilfe dortiger Behörden in andere EU-Mitgliedstaaten wie Schweden,
Österreich, die Niederlande oder Deutschland weitergereist, um dort
ihre Asylverfahren zu betreiben. Die Abgeordneten fragen nun unter
anderem nach den Kontrollen bei der Einreise von außerhalb des
Schengen-Raumes.

 * 

2. Grüne fragen nach staatlichem Hacking

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Staatliches Hacking von Internetkommunikation lautet
das Thema einer Kleinen Anfrage (19/982) der Fraktion Bündnis 90/Die
Grünen. In Wahrnehmung der Aufgaben der Sicherheitsverantwortung
eröffneten sich Staaten durch die Digitalisierung mehr
Überwachungsmöglichkeiten als je zuvor. Zugleich träfen staatliche
Stellen umfangreiche Schutzpflichten zur Gewährleistung der Rechte auf
Privatheit, Vertraulichkeit und Integrität informationstechnischer
Systeme als auch zum Schutz des Telekommunikationsgeheimnisses.

Die Abgeordneten fragen die Bundesregierung nun unter anderem nach den
Gründen für den Ankauf der umstrittenen kommerziellen Hacking-Software
FinSpy.

 * 

3. Auslesen verschlüsselter Inhalte

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die "Entschlüsselungsplattform" bei der
EU-Polizeiagentur Europol ist Gegenstand einer Kleinen Anfrage
(19/993) der Fraktion Die Linke. Europol solle weitere fünf Millionen
Euro zur Entwicklung von Fähigkeiten zum Auslesen verschlüsselter
Inhalte bekommen. Beim "European Cybercrime Centre", das bei Europol
angesiedelt sei, existiere eine Entschlüsselungsplattform, die einen
"Werkzeugkasten" mit Hard- und Software zusammenstellen solle.

Die Abgeordneten fragen nun unter anderem, welche Defizite die
Bundesregierung im Umgang mit verschlüsselten Inhalten bei Europol
sieht und wofür die Agentur diesbezüglich weitere Finanzmittel
erhalten sollte.

 * 

4. Verdeckte Fahndung im Schengen-System

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Verdeckte Fahndungen mit Hilfe des Schengener
Informationssystems (SIS) lautet das Thema einer Kleinen Anfrage
(19/994) der Fraktion Die Linke. Erlaubt seien Ausschreibungen zur
"verdeckten Kontrolle" oder "verdeckten Registrierung", die von jedem
EU-Staat vorgenommen werden könnten, um Aufschluss über die
Reisebewegungen und Kontakte der Beobachteten zu erhalten. Immer wenn
die Betroffenen innerhalb des Schengen-Raums angetroffen würden, folge
eine Meldung an die ausschreibende Behörde.

Die Abgeordneten sind nun unter anderem interessiert an der
Entwicklung der Zahl der Personenausschreibungen zum Zwecke der
verdeckten oder gezielten Kontrolle in den vergangenen Jahren.

 * 

5. Reiseausweise für Flüchtlinge

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Die AfD-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/997) nach Reiseausweisen für Flüchtlinge, die ausgegeben
würden, um ihnen außerhalb des Gebietes ihres rechtmäßigen
Aufenthaltes Reisen zu ermöglichen. Die Abgeordneten wollen von der
Bundesregierung unter anderem wissen, wie viele Ausweise seit 2007
ausgegeben wurden und wie die Angaben der Flüchtlinge für den
Reiseausweis überprüft werden, wenn sie keine offiziellen Dokumente
vorlegen können.

 * 

6. Dauer der Asylverfahren 2017

Inneres/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit der Dauer der Asylverfahren befasst sich die
Fraktion Die Linke in einer Kleinen Anfrage (19/998). Ein behördliches
Asylverfahren in Deutschland habe 2016 nach offiziellen Informationen
im Schnitt 7,1 Monate gedauert. Die Wartezeit bis zur formalen
Antragstellung sei dabei aber noch nicht berücksichtigt.

Die Abgeordneten wollen von der Bundesregierung nun genauer wissen,
wie lang im vierten Quartal 2017 respektive im Gesamtjahr 2017 in den
jeweiligen Asylverfahren die durchschnittliche Bearbeitungszeit bis zu
einer behördlichen Entscheidung war.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/6978: Heute im Bundestag Nr. 126 - 06.03.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 126

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 6. März 2018, Redaktionsschluss: 09.30 Uhr

1. Exakte Altersbestimmung nicht möglich

2. Linke fragt nach Cyberübungen

3. Partnerschaftsabkommen im Holzhandel

4. Umweltfreundliche Landbewirtschaftung

5. Nachfragen der FDP zum Alkoholkonsum



1. Exakte Altersbestimmung nicht möglich

Familie, Senioren, Frauen und Jugend/Antwort

Berlin: (hib/AW) Nach Ansicht der Bundesregierung ist das genaue Alter
eines Menschen durch keine Methode der Altersfeststellung zu
ermitteln. Dies geht aus der Antwort der Regierung (19/918) auf eine
Kleine Anfrage der AfD-Fraktion (19/690) hervor. Das gegenwärtig
zuverlässigste Vorgehen zur Altersfeststellung sei eine Kombination
aus psychologischen, pädagogischen und medizinischen Methoden. Von den
Jugendämtern werde im Rahmen der vorläufigen Inobhutnahme von
ausländischen Personen, deren Minderjährigkeit durch eine
qualifizierte Inaugenscheinnahme festgestellt. Bei diesem Verfahren
werde eine intensive pädagogische und psychologische Beurteilung
vorgenommen. Daneben könnten Auskünfte jeder Art, wie zum Beispiel
durch die Befragung von Zeugen und Sachverständigen, eingeholt werden.
In Zweifelsfällen habe das Jugendamt gemäß Paragraf 42f des Achten
Sozialgesetzbuches zwingend eine ärztliche Untersuchung zu
veranlassen. Bei der medizinischen Untersuchung kann eine
Röntgendiagnostik bei Zähnen, Handwurzelknochen und Schlüsselbeinen
vorgenommen werden.

 * 

2. Linke fragt nach Cyberübungen

Verteidigung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/AW) Die Linke verlangt Auskunft über Cyberübungen der EU
und der Nato im Jahr 2018. In einer Kleinen Anfrage (19/929) will sie
unter anderem wissen, wann und wo die Übungen "PACE18", "EU CYBRID
2018", "CMX 18" und "Locked Shields 2018" stattfinden, welche
Szenarien dort geübt werden und wer an diesen Übungen beteiligt ist.
Zudem will die Fraktion erfahren, an welchen weiteren Cyberübungen
sich die Bundeswehr beteiligen wird und welche dieser Übungen
Szenarien an der Schwelle zu einem bewaffneten Angriff vorsehen.

 * 

3. Partnerschaftsabkommen im Holzhandel

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Freiwillige Partnerschaftsabkommen im
internationalen Holzhandel sind Thema einer Kleinen Anfrage (19/1031)
der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen. Die Abgeordneten interessiert, auf
welche Weise die Entwaldung durch den illegalen Holzhandel weltweit
gestoppt werden kann. Es gebe zwar zahlreiche internationale Abkommen,
doch stünden diese im Hinblick auf ihre Wirksamkeit in der Kritik von
Nichtregierungsorganisationen. Die Bundesregierung soll deshalb unter
anderem darüber Auskunft geben, wie bisher darauf hingewirkt wurde,
die Verlustrate natürlicher Lebensräume national und global zu senken.

 * 

4. Umweltfreundliche Landbewirtschaftung

Ernährung und Landwirtschaft/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/EIS) Die Fraktion Die Linke thematisiert die Umsetzung
des sogenannten Greenings in der Agrarförderung der Gemeinsamen
Agrarpolitik (GAP) im Jahr 2017. Dazu legen die Abgeordneten eine
Kleine Anfrage (19/1037) vor, die den Nutzen der EU-Direktzahlungen an
die Landwirte mit dem Ziel einer klima- und umweltfreundlicheren
Landbewirtschaftung beleuchtet. Die Bundesregierung soll unter anderem
darüber Auskunft geben, welche Kenntnisse über Nutzungsänderungen der
Flächen vorliegen, die die Betriebe im Jahr 2017 zur Anrechnung als
"ökologische Vorrangfläche" gegenüber 2016 angemeldet haben. Außerdem
soll eingeschätzt werden, wie sich die Greening zur
Anbaudiversifizierung bis 2017 auf die Vielfalt in der Agrarlandschaft
ausgewirkt hat.

 * 

5. Nachfragen der FDP zum Alkoholkonsum

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Alkoholkonsum und Alkoholmissbrauch sind Thema einer
Kleinen Anfrage (19/1016) der FDP-Fraktion. Der Genuss von Alkohol
berge Gefahren, denn Alkohol sei ein Suchtmittel, das zu einer starken
Abhängigkeit führen könne und in vielen Fällen auch führe. Um
gesundheitliche Schäden zu vermeiden, sei daher eine konsequente
Prävention erforderlich. Die Abgeordneten erkundigen sich nun bei der
Bundesregierung unter anderem nach der Gesamtmenge des konsumierten
Alkohols und der Entwicklung bei der Zahl der Alkoholkranken in
Deutschland.

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1625: Regierungspressekonferenz vom 5. März 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 5. März 2018

Regierungspressekonferenz vom 5. März 2018

Themen: Gasstreit zwischen Russland und der Ukraine, Parlamentswahl
in Italien, Mandate für den Einsatz der Bundeswehr in Afghanistan und im
Irak, ITB-Besuch des türkischen Außenministers, Hackerangriff auf das
Informationsnetz der Bundesregierung, angekündigte US-Strafzölle,
Überlegungen zur Einrichtung eines nationalen Gesundheitsportals, mögliche
Entlassungen bei Airbus, Bitte von Staatssekretär Baake um Entlassung,
Fachkräftemangel in Pflegeeinrichtungen, Vorschlag der
Gleichstellungsbeauftragten des BMFSFJ zur Änderung des Textes der
deutschen Nationalhymne, Medienberichte über Forderung der Türkei, den
ehemaligen Vorsitzenden der syrischen Kurdenpartei PYD
auszuliefern


Sprecher: StS Seibert, Jornitz (BMWi), Flosdorff (BMVg), Adebahr
(AA), Buser (BMVI), Maschke (BMG), Kempe (BMFSFJ), Krüger (BMJV)



Vors. Szent-Iványi eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt StS Seibert
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Frage: Herr Seibert, nach ein paar Jahren Ruhe gibt es wieder einen
Gasstreit zwischen Russland und der Ukraine. Die ganze Angelegenheit ist
ziemlich kompliziert, aber es scheint wohl darauf hinauszulaufen, dass
Russland die Verträge mit der Ukraine, die eigentlich bis zum Jahre 2019
laufen sollten, endgültig kippen möchte, unter anderem auch den Gastransit
nach Europa.

Wie bewerten Sie diesen Gasstreit? Hat er eventuell Folgen für Deutschland?

StS Seibert: Die Bundesregierung hat die Berichte, wonach Gazprom seine
Verträge mit dem ukrainischen Versorger Naftogaz auflösen will, mit Sorge
zur Kenntnis genommen. Diese Sorge gilt umso mehr auch für die
Nichtlieferung von Energie von Russland an die Ukraine.

Sie wissen, dass es zwei Urteile des Schiedsgerichts der Stockholmer
Handelskammer - zum einen von Ende Dezember, zum anderen vom 28. Februar
dieses Jahres - über den Gastransitvertrag beziehungsweise den
Gasliefervertrag zwischen den beiden Unternehmen Naftogaz und Gazprom gibt.
Nach unserer Überzeugung ist es jetzt an den beiden Unternehmen, diese
Entscheidungen umzusetzen. In den Urteilen wurde über die Rechte und
Pflichten beider Unternehmen entschieden. Es geht sowohl um ausstehende
Zahlungen als auch um Verpflichtungen für Lieferung und Bezug. Wie gesagt:
Wir sind davon überzeugt, dass beide Unternehmen diese Entscheidungen jetzt
umsetzen sollten.

Dass nun Gazprom seine Verträge vorzeitig kündigen will, hat erhebliche
Irritationen nicht nur hier in Deutschland, sondern auch in anderen 
EU-Mitgliedstaaten und auch bei der Europäischen Kommission ausgelöst. Es ist
im Interesse der Europäischen Union wie auch von Russland und der Ukraine,
dass sich diese beiden Länder als verlässliche Partner bei der europäischen
Gasversorgung erweisen und dass die Versorgungssicherheit ununterbrochen
gewährleistet bleibt.

Zusatzfrage: Beide Seiten, Gazprom und Naftogaz, versichern der EU, dass
der Transit nicht infrage stehe. Was meinen Sie? Hat diese ganze Geschichte
vielleicht mit dem Nord-Stream-2-Projekt zu tun, weil das der Versuch
seitens von Gazprom ist, die EU-Kommission umzustimmen und zu sagen: "Seht,
mit der Ukraine ist immer noch alles unsicher; mit der
Nord-Stream-2-Pipeline wäre die Sache gegessen, dann habt ihr in Europa
eure hundertprozentige Sicherheit"?

StS Seibert: Ich möchte keine weitere Motivforschung betreiben. Noch
einmal: Es gibt die Sprüche des Schiedsgerichts der Stockholmer
Handelskammer. Sie legen für beide Unternehmen Rechte und Pflichten fest.
Nach unserer Überzeugung sind diese Schiedssprüche jetzt umzusetzen. Es ist
gut, und wir begrüßen ausdrücklich, dass sich der europäische Kommissar
Sefcovic in Kontakt mit beiden Ländern, mit Russland und der Ukraine, um
Lösungen bemüht. Auch wir stehen in engem Kontakt mit allen
Gesprächspartnern und unterstützen Schritte, die zur Lösung dieses
Konfliktes beitragen könnten.

Frage: Herr Seibert, können Sie den letzten Satz konkretisieren? Was kann
die Bundesregierung denn tun außer Sorge zu artikulieren?

StS Seibert: Die Bundesregierung kann die Haltung, die ich Ihnen hier
vortrage, unseren Gesprächspartnern auf beiden Seiten vortragen und
natürlich auch die Mission des Kommissionsvizepräsidenten Sefcovic
unterstützen, der im Kontakt mit beiden Seiten versucht, Wege zu einer
Lösung zu finden.

Frage: Ich möchte doch noch einmal auf die Nord-Stream-2-Pipeline
zurückkommen. Es gibt einen Aufruf der Abgeordneten des Deutschen
Bundestages, die diesem Projekt sehr skeptisch gegenüberstehen. Hat sich
die Haltung der Bundesregierung - die Frage geht an das
Wirtschaftsministerium - dazu geändert? Früher hieß es ja auch immer, dass
die Bundesregierung dieses Projekt unterstütze unter der Voraussetzung,
dass der Ukrainetransit doch weiterhin bestehen bleibe. Das hat auch der
damalige Wirtschaftsminister, der heutige Außenminister, so gesagt.

Bleibt es bei dieser Position, dass der Ukrainetransit auf jeden Fall
erhalten werden soll, oder nicht?

Jornitz: Vielen Dank für die Frage. An der Position der Bundesregierung hat
sich in diesem Themenkomplex natürlich nichts geändert. Wir stehen
weiterhin hinter dem Projekt, wie es auch bisher unsere Position war.

Lassen Sie mich vielleicht zum Thema der Versorgungssicherheit das, was
Herr Seibert gerade gesagt hat, ergänzen. Die Versorgungssicherheit in
Deutschland ist weiterhin sichergestellt. Wir haben vor allen Dingen eine
diversifizierte Pipelinestruktur und beziehen russisches Gas nicht nur über
die Ukraine, sondern zum Beispiel auch über Nord-Stream 1 und Jamal in
Polen.

Zusatzfrage: Meine Frage bezog sich explizit auf den Ukrainetransit.
Besteht die Bundesregierung weiterhin darauf, dass der Ukrainetransit auch
nach 2019 erhalten bleibt?

Jornitz: Ich denke, dazu habe ich jetzt alles gesagt, was ich sagen muss.

StS Seibert: Ich kann auch nur noch einmal das darlegen, was wir hier schon
immer gesagt haben. Nord Stream 2 ist nach unserer Überzeugung ein
unternehmerisches Projekt. Entscheidend ist, dass dieses unternehmerische
Projekt Nord Stream 2 alle notwendigen Rechtsvorschriften, seien es
europäische oder internationale oder natürlich auch die relevanten
nationalen Rechtsvorschriften, einhält wie jedes andere
Infrastrukturprojekt auch. Das muss in den vorgesehenen und entsprechenden
Verfahren geprüft werden.

Wir verstehen das Anliegen unserer europäischen Partner, dass man
vielleicht unter der Überschrift "Energiesouveränität" ausdrücken könnte.
In dem Zusammenhang haben wir immer darauf hingewiesen, dass wir der
Überzeugung sind, dass es im deutschen Interesse und im europäischen
Interesse ist, dass die Ukraine weiterhin eine Rolle als Transitland für
russisches Gas spielt. Auch dieses Themas hat sich der europäische
Kommissar und Vizepräsident Sefcovic im Kontakt mit Russland und der
Ukraine schon seit einiger Zeit angenommen.

Frage: Herr Seibert, ich möchte zu den Italienwahlen fragen. Macht die
unklare Situation, die sich nun nach dem italienischen Wahlergebnis zeigt,
der Bundesregierung Sorgen, dass sich das auf die EU und die anstehenden 
EU-Reformvorhaben in irgendeiner Weise verlangsamend auswirkt oder dass sie
das vielleicht sogar auf relativ lange Zeit hinausschiebt?

StS Seibert: Sie wissen ja, dass das Endergebnis der italienischen Wahlen
noch aussteht. Ich möchte es deswegen bei einigen sehr grundsätzlichen
Aussagen belassen, und zwar dass Italien unser Freund und Partner ist und
dass wir den Verantwortlichen dort Erfolg bei der Bildung einer stabilen
Regierung wünschen, und zwar zum Wohl der Italiener wie auch zum Wohl
unseres gemeinsamen Europas.

Frage: Herr Seibert, Angela Merkel hat Matteo Renzi sehr früh
kennengelernt. Ist sie nicht neugierig, vielleicht auch Luigi Di Maio
kennenzulernen? Er könnte in Zukunft eine wichtige Rolle in Italien
spielen.

StS Seibert: Ich werde hier jetzt keine weiteren Hinweise oder
Meinungsäußerungen für die Bundesregierung zur italienischen Wahl geben,
die noch nicht einmal ganz ausgezählt ist. Wie gesagt, die italienischen
politischen Verantwortlichen werden auf der Basis des Wahlergebnisses vor
der Aufgabe stehen, eine stabile Regierung zu bilden. Dabei wünschen wir
ihnen viel Erfolg. Mit der nächsten italienischen Regierung, welche auch
immer es sein wird, wird dann natürlich auch alsbald ein Kontakt entstehen,
das ist doch klar. Italien ist einer unserer wichtigsten europäischen
Partner und ein Land, mit dem wir tief befreundet sind.

Zusatzfrage: Die Kanzlerin hat jetzt gezeigt, wie man trotz einer sehr
schwierigen Lage in der Politik eine Regierung bilden kann. Könnte man
Italien heute von Berlin aus eine Empfehlung geben? Das Land sieht aus, als
sei es fast nicht zu regieren.

StS Seibert: Man möchte eigentlich allen wünschen, dass es weniger Zeit
braucht als sechs Monate. Aber mehr möchte ich dazu nicht sagen.

Frage: Herr Flosdorff, es geht um Afghanistan und die Meldungen, dass die
Mandatsobergrenze auf 1300 angehoben werden soll. Können Sie das bestätigen
beziehungsweise auch etwas dazu sagen, inwiefern sich der Charakter des
Mandats mit dieser Mandatsanhebung verändern wird?

Flosdorff: Ich kann Ihnen bestätigen, dass das Mandat ausläuft und ein
neues Mandat in Planung ist und dass auch geplant ist, am Mittwoch im
Kabinett darüber zu beraten und zu beschließen. Bitte sehen Sie es mir
nach, dass ich dazu nicht in Details einsteigen werde.

Wir reden ja nicht erst seit gestern oder seit dieser oder letzter Woche
über das Mandat, sondern schon eine ganze Weile. Sie wissen ja, dass die
Ministerin im Dezember zum letzten Mal in Afghanistan war. Wir haben dort
viele Ausbilder, die nach der Verschärfung der Sicherheitslage, der
internen Sicherheitsbewertung bei der Ausbildung, die in den Lagern
stattfindet, dort besser eingesetzt werden könnten, wenn es mehr
Sicherungskräfte gäbe. Das steckt dahinter. Für alle weiteren Details bitte
ich, Mittwoch abzuwarten.

Zusatzfrage: Wie viele Ausbilder konnten aufgrund der Sicherheitslage
bislang hinausgehen, und wie viele werden es künftig sein?

Flosdorff: Wir haben mehr Ausbilder in Afghanistan, die effektiver die
afghanischen Sicherheitskräfte ausbilden könnten, wenn sie mehr
Sicherungskräfte um sich herum hätten. Für alle weiteren Details bitte ich,
Mittwoch abzuwarten.

Frage: Herr Flosdorff, Sie sagten gerade, das solle Mittwoch beschlossen
werden. Warum eigentlich von der geschäftsführenden Bundesregierung? Warum
wartet man nicht zum Beispiel eine Woche? Dann hätte man eine richtige
Regierung, die das beschließen kann.

Flosdorff: Wir behalten bei dem Mandat immer zwei Dinge im Auge. Das eine
ist die Absicherung unserer Soldatinnen und Soldaten, die auch eine
rechtliche Absicherung ist. Das heißt, es muss eine valide Rechtsgrundlage
geben. Auf der anderen Seite ist die Bundeswehr nie auf eigene Faust
irgendwo unterwegs, sondern wir sind in ein größeres Konzept mit unseren
Partnern und Verbündeten eingebunden. Gerade in Afghanistan spielt die
Bundeswehr eine herausragende Rolle. In Nordafghanistan haben wir als
Rahmennation eine führende Rolle inne. Auch dafür braucht es eine
Sicherheit. Da die Bundeswehr eine Parlamentsarmee ist, ist es wichtig,
dass wir die parlamentarische Bestätigung dafür holen, was in Afghanistan
von der Bundeswehr geleistet wird.

Zusatzfrage: Ich habe trotzdem nicht verstanden, warum jetzt nicht eine
Woche gewartet werden kann. Warum muss das jetzt die geschäftsführende
Bundesregierung beschließen?

Flosdorff: Das ist eine technische Frage. Sie können sie bewerten, wie Sie
möchten. Wir haben mit dem jetzigen, aktuellen Koalitionspartner und der
Regierungspartei eine Vereinbarung darüber gefunden, wie wir das
Afghanistanmandat fortsetzen wollen. Es gibt sozusagen eine Fortschreibung,
eine Kontinuität. Deswegen ist das keine Frage, die ich besonders hoch
gewichten würde.

Frage: Wird denn am Mittwoch auch der versprochene Bericht zu Afghanistan
vorgelegt werden, in dem es letztlich ja auch darum geht, was man in
Zukunft erreichen möchte und vor allem was man in der Vergangenheit
erreicht hat? Das ist ja sicherlich eine wichtige Grundlage für eine
weitere Debatte auch im Parlament.

Flosdorff: Auch dazu sind im Mandatstext Aussagen getroffen. Wir dürfen
jetzt nicht die Gesamtwahrnehmung verzerren. Hier geht es um das Mandat der
Bundeswehr, die Rechtsgrundlage für die Anwesenheit der
Bundeswehrsoldatinnen und -soldaten in Afghanistan. Was die Sicherheitslage
in Gesamtafghanistan angeht, geht das weit über das hinaus, was die
Bundeswehr mit ihrer Rolle im Norden leisten kann. Insofern würde ich diese
beiden Punkte hier nicht vermengen.

Adebahr: Ich denke, wir müssen auch unterscheiden zwischen einem
Perspektivbericht Afghanistan und einem Lagebericht. Der Perspektivbericht
wird beraten werden. Für den Lagebericht gibt es noch kein konkretes Datum.

Zusatzfrage: Gibt es denn überhaupt Anhaltspunkte - ob Perspektivbericht
oder Lagebericht: ein bisschen hängen die Dinge ja schon zusammen -, wann
das vorliegt, oder ist das noch in der Ressortabstimmung? Können Sie
einfach ein bisschen skizzieren, wann ungefähr man mit der Veröffentlichung
des einen oder anderen Berichtes rechnen kann?

Adebahr: Für den Lagebericht kann ich Ihnen im Moment kein konkretes Datum
nennen.

Frage: Wie sieht es denn mit dem Perspektivbericht aus? Als es - ich
glaube, es war im November - in der Debatte um die dreimonatige
Verlängerung des Afghanistanmandates ging, war die Forderung fast aller
Fraktionen im Bundestag, dass es zur nächsten Verlängerung einen solchen
Bericht geben solle.

Flosdorff: Analysen zur Lage in Afghanistan befinden sich in der
Abstimmung. Dem Deutschen Bundestag wird selbstverständlich darüber Bericht
erstattet, wie die Lage in Afghanistan ist. Danke auch noch einmal für die
Frage, um es noch einmal einzuordnen. Vielleicht ist das auch für den
Kollegen interessant. Die Mandate werden ja letztlich nicht von der
Regierung beschlossen, sondern auch vom Parlament, und das ist ja in Amt
und Würden.

Zusatzfrage: Liegen diese Berichte in der zweiten beziehungsweise dritten
Märzwoche vor, wenn es im Parlament zur Abstimmung kommen sollte?

Flosdorff: Ich kann Ihnen dazu jetzt keine Angaben machen.

Frage: Frau Adebahr, wie kann es überhaupt sein, dass die Erstellung eines
Lageberichtes so lang dauert? Ist es üblich, dass das bis jetzt fast ein
Jahr dauert?

Adebahr: Wie Sie wissen, hatten wir im vergangenen Mai einen schweren
Anschlag in der Botschaft in Kabul. Natürlich ist es nicht üblich, solch
einen Bericht unter so erschwerten Umständen zu erstellen, wie wir sie
seither erleben müssen. Denn die Arbeitsfähigkeit der Botschaft in Kabul
ist nach wie vor eingeschränkt. Wir arbeiten mit einem Kernteam. Aber das
ist natürlich eine Tatsache, die die Informationsgewinnung für einen
solchen Lagebericht erheblich beeinflusst.

Zusatzfrage: Haben Sie mittlerweile schon mehr Informationen zu diesem
angeblichen deutschen Taliban-Kämpfer?

Adebahr: Nein, dazu kann ich hier heute leider keinen neuen Stand
mitteilen. Wir können im Moment nicht bestätigen, dass es sich um einen
Deutschen handelt. Wir haben schlicht noch nicht die nötigen Informationen,
um eine Bestätigung in dieser Richtung vornehmen oder eben nicht vornehmen
zu können.

Frage: Noch einmal eine Frage zu der Machart der Berichte: Der
Perspektivbericht, der sich ja dann noch einmal sozusagen auch auf die
Einsätze bezieht, wird ja sicherlich auch in Abstimmung mit mehreren, also
auch mit dem Auswärtigen Amt, angefertigt. Der Lagebericht entsteht in
Abstimmung mit welchen Ressorts?

Vielleicht noch einmal die Frage: Können Sie nur skizzieren, wo das ist?
Ist das jeweils gerade in der Endphase, oder wo hakt es?

Adebahr: Ich kann zum Lagebericht sagen - das habe ich gerade schon
ausgeführt -, dass es eben eine Schwierigkeit darstellt, diese
Informationen zusammenzutragen. Das ist ein Bericht für andere Länder, der
grundsätzlich auf eigenen Erkenntnissen unserer Mitarbeiter und
Mitarbeiterinnen in den Botschaften basiert, der auf Gesprächen im Land
basiert und der natürlich auch auf Statistiken und auf Gesprächen mit
internationalen Organisationen basiert, die Zugang haben und die Berichte
über das Land - dort geht es ja auch um Religion, um ethnische Fragen usw. -
 verfassen. Dieser Bericht ist weiter in der Herstellung begriffen, auch
aufgrund der schwierigen Umstände, die ich gerade dargestellt habe.

Zusatzfrage: Und der Perspektivbericht?

Flosdorff: Ich weiß nicht, ob das der Bericht ist, der in der Zuständigkeit
unseres Hauses liegt. Ich weiß, dass wir zugearbeitet haben, was einen
Bericht angeht, welcher auch immer es ist. Ich kann Ihnen jetzt nicht
sagen, in welchem Stadium sich das gerade in welchem Ressort befindet;
dafür bitte ich um Verständnis. Das ist Detailwissen, das ich heute nicht
habe.

Adebahr: Meiner Kenntnis nach ist der Perspektivbericht zwischen den
Häusern soweit erarbeitet und wird rechtzeitig vorgelegt werden. Meine
Kenntnis ist, dass er auch am Mittwoch im Kabinett beraten werden wird.

Frage: Ich habe noch eine Frage zum Irak-Mandat: Herr Flosdorff, wird auch
das Irak-Mandat am Mittwoch im Kabinett beraten und beschlossen werden?

Flosdorff: So ist die Planung. Was letztlich auf der Tagesordnung landet -
das wissen Sie ja -, beschließen die Staatssekretäre in der
Staatssekretärsrunde am Montagnachmittag.

Zusatzfrage: Eine Nachfrage an beide Sprecher: Wie sinnvoll ist es, bei
einem solchen Einsatz, der ja auch einen Aufwuchs an einem neuen Ort,
nämlich in Bagdad, bedeutet, ein Mandat anzustreben, das nur wenige Monate
dauert, nämlich, wenn ich es richtig sehe, bis Ende Oktober?

Flosdorff: Letztlich habe ich diese Frage in dem anderen Zusammenhang auch
schon einmal beantwortet: Das ist nicht nur sinnvoll, sondern das ist eine
notwendige Voraussetzung für die Anwesenheit deutscher Soldatinnen und
Soldaten im Irak, sowohl für die Anwesenheit in Erbil als auch in Bagdad.
Ein ganz neuer Standort ist Bagdad dabei auch nicht; es gibt auch heute
schon Berater, die auf Basis des alten Mandats vereinzelt in Bagdad tätig
sind.

Zusatz: Meine Frage bezog sich ja auch nicht darauf, ob das Mandat an sich
alternativlos ist, sondern darauf, warum es nur so kurz dauern soll.

Flosdorff: Wir brauchen dieses Mandat, damit wir weiter ausplanen können.
Ich habe Ihnen gesagt: Die Grundvoraussetzungen sind zum einen die
Verlässlichkeit gegenüber den Soldatinnen und Soldaten, die eine
Rechtsgrundlage brauchen, zum anderen die Verlässlichkeit im Bündnis. Wir
sind ja nicht auf eigene Faust unterwegs. Es gibt die breite Allianz gegen
den Terror aus vielen Dutzend Staaten, die weiterhin im Irak aktiv ist und
damit beschäftigt ist, die Erfolge, die dort im Kampf gegen den IS errungen
worden sind, zu stabilisieren und zu sichern sowie im Irak
Sicherheitsstrukturen zu stärken. Es gibt Planungen in unseren
unterschiedlichen Bündnissen, die da aktiv sind. Das sind die Vereinten
Nationen, das ist die Nato, das ist die Europäische Union. Vor diesem
Hintergrund brauchen wir jetzt für ein befristetes Zeitfenster ein Mandat,
sodass wir weiter schauen können, wie wir diesen Prozess dort in einer
neuen Qualität unterstützen können.

Frage: Ist es richtig, dass die Ausbildungsmission für die Peschmerga
ausläuft? Wird es eigentlich danach noch irgendwelche
Unterstützungsmaßnahmen für die Kurden im Irak geben?

Flosdorff: Jetzt gehen wir ja schon viel zu weit in die Details. Ich möchte
einfach einmal auf den Mittwoch verweisen.

Die Ministerin war ja neulich im Irak. Sie hat sich auch zu der Natur des
Einsatzes geäußert. Wir werden dort im Irak nicht mehr in derselben
Qualität arbeiten, weil wir jetzt auch eine andere Situation haben. Aber
nach wie vor ist der Ansatz, einen gesamtirakischen Ansatz zu fahren. Das
schließt sowohl die Unterstützung der irakischen Kurden, die auch einen
Verfassungsstatus haben, als auch der Streitkräfte im Irak als auch der
Kräfte der Zentralregierung mit ein.

Frage: Frau Adebahr, können Sie uns, weil es sich um ein im Vergleich mit
dem Ausbildungsmandat, das es bisher gab, verändertes Mandat handelt, einen
kurzen, knapp zusammengefassten Lagebericht zur Lage im Irak und in Syrien
und auch zur Bedrohung durch den IS geben, der dieses Mandat, das am
Mittwoch beschlossen werden soll, aus Ihrer Sicht eben notwendig und
sinnvoll macht?

Adebahr: Jetzt verlangen Sie von mir eine Begründung des Mandates, das wir
am Mittwoch besprechen wollten. Ich würde auch dafür gerne auf den Mittwoch
verweisen. Ihre Frage geht ja dahin, dass ich die Lage erklären und
begründen soll, warum das Mandat so ist, wie es dann sein wird, aber damit
sind wir beim Mittwoch.

Frage: Herr Flosdorff, gibt es schon ein SOFA, also ein Status of Forces
Agreement, mit dem Irak?

Frau Adebahr, ist das AA der Meinung, dass der IS militärisch besiegt ist?

Flosdorff: Ich möchte Sie einfach auf den Mittwoch verweisen.

Adebahr: Ich glaube, Fragen des IS haben wir hier vielfach besprochen. Es
ist grundsätzlich so, dass Erfolge gegen den IS gelungen sind, und zwar im
Rahmen der allgemeinen Anti-Terror-Koalition, deren Teil auch Deutschland
ist und die ganz verschiedene Aspekte hat. Die hat eben einen militärischen
Aspekt, einen kommunikativen Aspekt sowie ganz verschiedene Arbeitsgruppen
und internationale Foren, die sich auch regelmäßig treffen. Zuletzt gab es
eine Konferenz in Kuwait, auf der auch besonders der Kampf - kommunikativ,
auf Plattformen und im Internet - besprochen wurde. Insofern geht die
Arbeit - ich glaube, es sind sechs Arbeitsgruppen und 50 Staaten, die sich
daran beteiligen - weiter. Natürlich sind Erfolge gegen den IS errungen
worden. Aber es bleibt nach wie vor eine Gefahr bestehen, und die Arbeit
ist da auch noch nicht beendet.

Zusatzfrage: Aber die Frage war, ob der IS aus Sicht der Bundesregierung
militärisch besiegt ist. Das habe ich von der Verteidigungsministerin schon
gehört. Ist das AA auch dieser Meinung?

Adebahr: Ich glaube, ich habe zur Lage des Kampfes gegen den IS und zum
allgemeinen Stand der Koalition gerade das gesagt, was ich für heute dazu
sagen möchte.

Frage: Wahrscheinlich werde ich auch auf den Mittwoch verwiesen, aber ich
probiere es dennoch. Es soll ja für den Einsatz im Irak und in Syrien eine
Obergrenze von 800 Soldaten geben. Gibt es eine genauere Zahl derer, die
für den Irak vorgesehen sind?

Flosdorff: Eine Obergrenze ist unabhängig von dieser Frage immer auf das
Mandatsgebiet bezogen. Insofern sind das Details, die wir am Mittwoch
besprechen werden. Wie die genaue Verteilung dann aussehen wird - das habe
ich ja eben auch schon einmal skizziert -, wird sicherlich auch maßgeblich
davon abhängen, wie sich die Gesamtsituation entwickelt, wie wir den Irak
in dem Gesamtkonzept der Allianz gegen den Terror weiter zu stabilisieren
gedenken, wie wir uns innerhalb unserer Bündnisse aufstellen werden, wie
die Arbeitsteilung aussehen wird und wie die Auftragslage sein wird. Das
sind alles Punkte, hinsichtlich der es wirklich nicht sinnvoll ist,
irgendetwas in Bezug auf einen bestimmten Ort festzulegen.

Frage: Weil Herr Çavusoglu in dieser Woche bei der ITB sein wird: Ist ein
Treffen mit Außenminister Gabriel fest eingeplant? Befindet sich das
möglicherweise noch in Planung? Können Sie uns dazu inzwischen irgendetwas
sagen?

Adebahr: Ich teile Ihnen mit, wenn Treffen und Termine feststehen, und das
werde ich selbstverständlich auch weiterhin so handhaben.

Frage: Herr Dimroth, was gibt es Neues zum sogenannten Regierungsnetz-Hack?

Dimroth: Nennenswert Neues im Vergleich zu dem, was ich hier am Freitag
vorgetragen habe, kann ich Ihnen, ehrlich gesagt, nicht mitteilen.

Zusatzfrage: Läuft der noch?

Dimroth: Ich hatte Ihnen am Freitag gesagt, dass aufgrund des sehr
beherzten, sehr schnellen und sehr professionellen Eingreifens insbesondere
von Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des BSI die akute Gefahr, die mit
diesem Vorgang zusammenhängt, erfolgreich abgewendet werden konnte, und
mehr habe ich dem auch heute nicht hinzuzufügen.

Zusatzfrage: Heißt das, es gibt nur eine abstrakte Gefahr, irgendeine
Gefahr?

Dimroth: Was die IT-Sicherheitslage und ihre Einschätzung ganz allgemein
anbetrifft, darf ich Sie gerne noch einmal auf die Lektüre des dafür
einschlägigen Berichts des BSI verweisen. An der zugrunde liegenden
allgemeinen Beurteilung der IT-Sicherheitslage hat sich durch diesen
Vorgang jedenfalls nichts Nennenswertes geändert. Für uns sind die Gefahren
im Zusammenhang mit der IT-Sicherheit sehr ernst zu nehmen. Deswegen gibt
es eine Reihe von Maßnahmen, die die Bundesregierung ergriffen hat. Das
geht weit über den Bereich der Regierungskommunikation hinaus, betrifft
aber auch diesen Bereich. Aber ich würde Sie, wie gesagt, gerne auf die
Lektüre verweisen. Es gibt keine grundsätzlich neue Gefahreneinschätzung,
die ich hier mitzuteilen hätte.

Frage: Um auf die Strafzölle der USA zurückzukommen: Am Freitag wurde
ausführlich darüber geredet, aber seitdem hat sich die Schraube ja auch
noch einmal weiter gedreht. Jetzt gibt es Drohungen, den Import
europäischer Autos eventuell auch in solche Strafzölle einzubeziehen.
Ändert das irgendetwas an der Haltung der Bundesregierung? Dabei geht es ja
jetzt immerhin um die wichtigste deutsche Industrie.

StS Seibert: Als wir am Freitag über die von der US-Regierung angekündigten
Zölle auf Stahl- und Aluminiumimporte sprachen, habe ich für die
Bundesregierung gesagt: Die Bundesregierung lehnt solche Maßnahmen ab.

Das gilt auch für die Ankündigung von US-Präsident Trump, die wir zur
Kenntnis genommen haben, Einfuhrsteuern auf Fahrzeuge von EU-Herstellern zu
erheben, falls die EU ihrerseits Zölle auf US-Produkte erhebe. Wir lehnen
solche Maßnahmen ab. Das sind Maßnahmen, die die internationalen
Handelsströme empfindlich treffen würden, unsere Industrie empfindlich
treffen würden aber vor allem auch Arbeitnehmer und Verbraucher auf beiden
Seiten des Atlantiks empfindlich treffen würden.

Zu dem Vorwurf des US-Präsidenten, die EU erhebe schon heute massive Zölle
auf amerikanische Produkte: Man muss darauf hinweisen, dass die EU und die
USA ihre jeweiligen Höchstzollsätze ja im Rahmen der
Welthandelsorganisation ausgehandelt haben. Das gilt für die 
10-Prozent-Zölle, die die EU tatsächlich auf Kfz-Importe erhebt. Aber die USA schützen
eben auch sehr viele Produkte mit sehr hohen Zöllen; ich nenne nur einmal
350 Prozent auf Tabak oder 25 Prozent auf Lkw und Pick-ups. Sie schützen
außerdem ihre Unternehmen in vielen Bereichen vor internationaler
Konkurrenz, indem sie Buy-America-Vorschriften haben. Deswegen ergibt es
nach unserer festen Überzeugung wenig Sinn, einzelne Produkte und die Zölle
auf einzelne Produkte zu vergleichen.

Die Bundeskanzlerin und die Bundesregierung haben sich immer sehr für einen
Abbau der gegenseitigen Zölle und Handelsbarrieren eingesetzt, und zwar im
Rahmen der Verhandlungen über ein transatlantisches Handelsabkommen. Wir
sind der Auffassung: So einen Abbau erreicht man nicht durch einseitige
Drohungen, sondern den erreicht man nur durch Verhandlungen, die eben den
Abbau von Handelshemmnissen auf beiden Seiten ins Auge fassen.

Also werden wir uns nun die Entscheidungen der US-Regierung, wie ich es
auch schon am Freitag gesagt habe, sehr genau ansehen, werden die
Auswirkungen auf die deutsche wie auf die europäische Wirtschaft bewerten
und werden dabei in sehr, sehr engem Kontakt erstens mit der Europäischen
Kommission, die für Handelsfragen zuständig ist, aber vor allem auch mit
Partnern wie Frankreich vorangehen, um über die weiteren Schritte auf der
europäischen Seite zu beraten.

Frage: Sieht die Bundesregierung denn Möglichkeiten, durch konkrete
Maßnahmen der absehbaren Zuspitzung der Handelsbeziehungen mit den
Vereinigten Staaten entgegenzuwirken?

StS Seibert: Zunächst einmal ist klar: Wir wollen keine Zuspitzung. Schon
gar nicht wollen wir so etwas wie einen Handelskrieg. Das kann in niemandes
Interesse sein. Deswegen ist es jetzt richtig, sich gemeinsam mit den
französischen Partnern, den anderen europäischen Mitgliedstaaten und der
Kommission sehr genau anzuschauen, was das ist, was tatsächlich in dieser
Woche von der US-Regierung beschlossen und umgesetzt wird, und dann zu
bewerten, was darauf die richtige Reaktion ist.

Fest steht für die Bundesregierung: Wir setzen uns weiterhin für freie
Märkte ein, für offene Märkte, für freien Handel. Wir sind der Auffassung:
Weniger Handelshemmnisse kommen allen Beteiligten zugute. Abschottung und
Protektionismus sind ein Irrweg. Das war unsere Grundüberzeugung, mit der
wir im gesamten G20-Prozess des vergangenen Jahres unter deutschem Vorsitz
agiert haben, und daran halten wir fest. Wir setzen den multilateralen
Ansatz fort, zum Beispiel im Rahmen des G20-Forums für
Stahlüberkapazitäten. Das ist auch die Haltung, die beispielsweise der
deutsche G7-Sherpa, Herr Röller, jetzt beim anstehenden G7-Sherpa-Treffen
wieder seinen Kollegen darlegen wird.

Zusatzfrage: Der Vorschlag, bestimmte Produkte wie Bourbon Whisky oder
Motorräder aus den Vereinigten Staaten zu besteuern, liegt ja auf dem
Tisch. Unterstützt die Bundesregierung diesen Vorschlag?

StS Seibert: Wir wollen mit der Europäischen Kommission, mit Frankreich und
anderen darüber sehr gut beraten.

Frage: Kommen außerhalb Europas auch Partner wie Kanada oder wie China
infrage, um ein gemeinsames Vorgehen gegen die Zollandrohungen zu
erreichen?

Zum Zweiten: Haben Sie mit Blick auf die Zollandrohungen irgendwelche
Erkenntnisse, ob die USA jetzt Ausnahmen zulassen will - sei es für
einzelne Länder oder für einzelne Unternehmen - oder nicht? Mir liegen dazu
nur widerstreitende Erkenntnisse vor.

Für wann rechnen Sie eigentlich mit einer Entscheidung von Herrn Trump? Er
hat ja noch nicht entschieden, sondern bisher nur angekündigt. Haben Sie
irgendwelche Informationen, die darauf hindeuten, dass dies jetzt
unmittelbar als Maßnahme bevorsteht?

StS Seibert: Ich fürchte, das sind Fragen, die Sie zum Teil wirklich an die
amerikanische Seite richten müssten. Wir werden uns genau anschauen, wie
die Ankündigungen des US-Präsidenten in tatsächliche amerikanische
Handelspolitik umgesetzt werden, welche Maßnahmen wie getroffen werden, ob
es Ausnahmen gibt oder nicht, und das wird dann sicherlich in unsere
Betrachtungen und unsere Gespräche mit den europäischen Partnern eingehen,
so wie auch in die Gespräche mit anderen Partnern. Ich habe gerade gesagt:
Es steht ein G7-Sherpatreffen in Kanada - das dieses Jahr die 
G7-Präsidentschaft hat - an, und auch da wird das möglicherweise ein Thema
sein.

Frage: Herr Seibert, wir hatten ja schon am Freitag länger über das Thema
gesprochen. Am Wochenende gab es ja noch einmal neue Drohungen und auch
diesen einen Tweet des US-Präsidenten am Freitag. Sind wir jetzt eigentlich
seit Freitag zumindest schon dichter an einem Handelskrieg, oder würden Sie
sagen, wir sind immer noch gleich weit entfernt? Wie optimistisch ist die
Bundesregierung eigentlich, dass man mit so einem Präsidenten einen solchen
Handelskrieg am Ende noch abwenden kann? Die Signale, die jetzt erfolgt
sind, gingen ja doch eher in Richtung weiterer Eskalation. Wird die
Kanzlerin da möglicherweise noch einmal das persönliche Gespräch mit Herrn
Trump suchen?

StS Seibert: Wir hatten dies ja auch am Freitag schon besprochen. Die
deutsche Überzeugung, dass solche Strafzölle und solche weiteren
protektionistischen Maßnahmen ein Irrweg sind und dass im Gegenteil
gemeinsamer Abbau von Handelshemmnissen der richtige Weg ist, ist den
Amerikanern immer wieder dargelegt worden - im Rahmen unserer 
G20-Präsidentschaft und auf allen Ebenen, von der Bundeskanzlerin wie auch vom
Wirtschaftsberater Röller und auf der Ebene der Minister. Das ist in den
USA bekannt und wird von uns immer wieder klar vertreten.

Ich will hier jetzt nicht einschätzen, wie nah oder fern wir einem
Handelskrieg sind. Ich kann Ihnen nur sagen: Ein solcher Handelskrieg ist
nicht im deutschen, ist nicht im europäischen, ist auch nicht im
amerikanischen Interesse, davon sind wir überzeugt. Das ist etwas, was
Arbeitnehmer, Unternehmen, Verbraucher auf beiden Seiten des Atlantiks
empfindlich treffen würde.

Frage: Haben Sie das alles eigentlich nur aus den Medien erfahren, oder gab
es auch so etwas wie eine direkte Regierungsinformation, eine Notifizierung
oder so etwas Ähnliches, also eine Ankündigung von offiziellen
Regierungsstellen?

Jetzt ist ja Herr Hardt nach Washington gereist. Hat er eigentlich ein
Verhandlungsmandat in dem Sinne, dass er etwas anbieten kann
beziehungsweise Verhandlungen führen kann, oder geht es dabei hauptsächlich
erst einmal darum, Informationen zu bekommen, was da eigentlich im Busche
ist?

StS Seibert: Jeder bilaterale Kontakt ist gut und wichtig, und solche hat
es ausreichend gegeben und wird es auch in Zukunft geben müssen. Dennoch
bleibt es so, dass Handelspolitik eine Politik ist, bei der die
Mitgliedstaaten die Kompetenz in die Hände der Europäischen Kommission
gelegt haben. Deswegen ist die europäische Abstimmung auf diesem Gebiet
jetzt das Allerwichtigste, und da werden wir uns intensiv einbringen.

Ansonsten: Genauso wie die amerikanische Seite unsere Position, die ich
hier noch einmal darzulegen versucht haben, sehr genau kannte, war uns und
allen europäischen Partnern bewusst, dass es eine Grundhaltung des
amerikanischen Präsidenten ist, in diese Richtung zu denken - und letzte
Woche hat er das nun präzisiert beziehungsweise konkretisiert.

Adebahr: Wenn ich noch etwas anfügen darf: Diese Grunddiskussion führen wir
ja, glaube ich, schon seit fast einem Jahr, seit zum ersten Mal
Überlegungen in diese Richtung aus den USA aufkamen. Natürlich ist
insbesondere die Europäische Union und ist Deutschland durch Minister und
durch unsere Botschaft seit dieser Zeit im Gespräch mit der amerikanischen
Seite, um immer wieder unsere Position, die Herr Seibert gerade dargelegt
hat, auf ganz verschiedenen Ebenen deutlich zu machen, und zwar auch in der
Breite in den amerikanischen Institutionen.

StS Seibert: Es gibt ja auch in den USA eine rege Debatte darüber.

Frage: Ich habe noch eine Frage an das Wirtschaftsministerium und eventuell
auch an das Verkehrsministerium: Was ist denn in Ihren Ministerien jetzt
eigentlich die Einschätzung: Wenn es in den USA zu einer Zoll- oder
Steuererhöhung für deutsche Pkw-Importe kommen würde, wie groß wäre dann
der Schaden? Es müsste ja mit Sicherheit schon irgendwelche Berechnungen
geben, denn die Befürchtung steht ja schon länger im Raum. Es gibt ja
unterschiedliche Annahmen, wie schwer das eigentlich die deutsche
Autoindustrie treffen würde.

Jornitz: Ich kann mich den Worten von Herrn Seibert auch nur wärmstens
anschließen. Die Ministerin hat sich ja auch insgesamt zu diesem Thema
geäußert und ihre Sorge zum Ausdruck gebracht, dass niemand von solchen
einseitigen Maßnahmen profitieren kann - wir nicht und auch die Amerikaner
nicht. Wir haben mit den USA gute Wirtschaftsbeziehungen, die USA sind zum
einen gerade auch für die Automobilindustrie ein bedeutender Absatzmarkt,
und sie sind zum anderen auch ein großer Produktionsstandort. Wir müssen
jetzt aber erst einmal abwarten, was für Taten diesen Worten folgen.
Insofern kann man jetzt keine hypothetische Frage beantworten, wie sich das
dann entwickeln würde, wenn eventuell etwas käme.

Buser: Dem habe ich nichts hinzuzufügen.

Zusatzfrage: Es gibt bei Ihnen also keine Berechnungsszenarien, was es
eigentlich heißen würde, wenn das so käme?

Jornitz: Szenarien nicht. Ich kann Ihnen allgemeine Zahlen zum
Automobilabsatz und zur Produktion geben, wenn Sie das von mir hören
wollen, aber zu hypothetischen Situationen machen wir keine Szenarien. Wir
müssen jetzt erst einmal abwarten, was konkret passiert.

Frage: Herr Seibert, der amerikanische Wirtschaftsminister, Wilbur Ross,
hat gesagt, der Präsident habe zuvor mit einer Reihe von "world leaders"
gesprochen. Nachdem Sie ja am Freitag über das letzte Gespräch Trump-Merkel
berichtet haben: Gab es danach oder vielleicht doch bei diesem Gespräch
noch eine Unterrichtung durch Herrn Trump, oder zählt Frau Merkel
möglicherweise nicht zu den relevanten "world leaders", mit denen der
Präsident gesprochen hat?

Jetzt aber doch noch einmal Zahlen, Herr Jornitz. Wenn die Europäer 10
Prozent Zoll auf amerikanische Autos verlangen: Ist es richtig, dass der
vergleichbare Zoll seitens der USA bei 2,5 Prozent oder so liegt? Das habe
ich im Hinterkopf, ohne es genau zu wissen.

StS Seibert: Ich kann Ihnen die Zahlen jetzt auch nicht liefern. Es ist so,
dass der Kfz-Zoll bei uns tatsächlich bei 10 Prozent liegt und in den USA
niedriger. Bei vielen Produkten ist es aber eben umgekehrt - ich habe Tabak
genannt, man könnte auch Schuhe oder Züge nennen. Das Entscheidende ist
doch: Diese Zollstruktur ist von beiden Partnern nach den Regeln der
Welthandelsorganisation ausgehandelt und dann auch gegenseitig anerkannt
worden; das ist ein austariertes Paket. Deswegen ist es nach unserer festen
Überzeugung nicht sinnvoll, jetzt einzelne Sektoren herauszugreifen und da
unilateral vorzugehen. Sinnvoll wäre es, sich gemeinsam und ebenso nach den
Regeln der WTO darauf hinzubewegen, Handelshemmnisse und damit auch Zölle
gemeinsam abzubauen.

Zu der ersten Frage: Ich habe hier ja über das Telefonat berichtet. Anlass
für das Telefonat war die entsetzliche Situation der Menschen in Syrien und
waren die Ankündigungen des russischen Präsidenten in Bezug auf
Waffensysteme. Die Bundeskanzlerin hatte, wie auch andere - wir haben es
hier jetzt mehrfach gesagt -, dem amerikanischen Präsidenten vielfach
unsere Position zu Handels- und Zollthemen mitgeteilt. Dieses Telefonat
fand stand, bevor die Ankündigung der amerikanischen Seite kam.

Frage: Eine Verständnisfrage, Herr Seibert: Wenn ich die Amerikaner und
auch viele europäische Partner richtig verstehe, dann haben ja alle ein
Problem mit dem deutschen Handelsüberschuss. Haben Sie die Befürchtung,
dass sich europäische Partner und die Amerikaner zusammentun, um den
deutschen Handelsüberschuss zu bekämpfen?

StS Seibert: Wir Europäer sind zunächst einmal alle in der europäischen und
von Europa sozusagen im Namen der Mitgliedstaaten getragenen Handelspolitik
vereint. Zum Handelsüberschuss der Bundesrepublik Deutschland haben wir
hier schon mehrfach gesprochen.

Zusatzfrage: Können Sie uns einmal sagen, was Sie konkret unter einem
Handelskrieg - Sie nennen es jetzt ja selber immer wieder so - verstehen?
Ab wann wissen wir also, ob und wann ein Handelskrieg läuft beziehungsweise
nicht mehr läuft?

StS Seibert: Ich glaube nicht, dass es da eine formale und irgendwie
festgelegte Definition gibt; möglicherweise versteht jeder etwas anderes
darunter. Aber wir alle haben doch das Gefühl, das sich gegenseitig
hochschaukelnde Zölle und Strafzölle jedenfalls in diese Richtung führen
würden und sicherlich nichts Gutes wären.

Frage: Es gibt einen Zeitungsartikel, der berichtet, es gebe Überlegungen,
ein Gesundheitsportal einzurichten. Gibt es solche Überlegungen, und falls
ja, was genau muss man sich darunter vorstellen?

Maschke: Vielen Dank für die Frage. - Es ist richtig, bereits letztes Jahr
wurde beim Institut für Qualität und Wirtschaftlichkeit ein Konzept
beauftragt, das ein nationales Gesundheitsportal erarbeiten soll. Dieses
Konzept soll im Laufe dieses Jahres vorgelegt werden. Das Portal soll
vertrauenswürdige wissenschaftlich belegte und unabhängige
Gesundheitsinformationen zusammenführen und es soll Informationen
werbefrei, evidenzbasiert und leicht verständlich zugänglich machen. Auch
im aktuellen Entwurf des Koalitionsvertrags ist dazu ein kleiner Passus
enthalten.

Zusatzfrage: Können Sie einmal ein Beispiel geben, wie der Konsument damit
genau umgehen wird?

Maschke: Wir müssen erst einmal abwarten, bis das Konzept tatsächlich
vorliegt. Mit der Erarbeitung dieses Konzepts wurde das IQWiG beauftragt,
und es wird im Laufe dieses Jahres vorgelegt.

Frage: An das BMWi: Es gibt Berichte über mögliche Entlassungen in etwas
größerem Rahmen bei Airbus. Ist das etwas, was dem
Bundeswirtschaftsministerium Sorgen macht? Airbus selbst hat gesagt, die
Berichte seien übertrieben. Hat die Bundesregierung dazu eine Meinung,
Sorge oder irgendetwas anderes?

Jornitz: Vielen Dank für die Frage. - Die Meldungen haben wir natürlich zur
Kenntnis genommen. Jetzt müsste sich aber erst einmal das Unternehmen
äußern, insofern kann ich das jetzt nicht kommentieren. Wichtig ist aus
unserer Sicht natürlich, dass das Unternehmen verantwortungsvolle
Entscheidungen trifft und auch verantwortungsvoll mit den Standorten und
Mitarbeitern umgeht. Das ist zwar eine allgemeine Botschaft, aber die gilt
natürlich auch mit Blick auf Airbus.

Frage: Bleiben wir gleich einmal bei Entlassungen: Herr Jornitz, können Sie
bestätigen, dass Herr Baake um seine Entlassung als Staatssekretär gebeten
hat?

Jornitz: Das kann ich bestätigen. Eine entsprechende Entlassungsbitte hat
er an das BMWi gerichtet, ja.

Zusatzfrage: Gibt es weitere hochrangige Mitarbeiter im BMWi, die um ihre
Entlassung gebeten haben?

Können Sie vielleicht etwas zu den Gründen von Herrn Baake sagen?

Jornitz: Zu den Einzelheiten der Entlassungsbitte kann ich nichts Näheres
sagen. Zu anderen Personalien ist mir nichts bekannt, und da kann ich auch
nicht spekulieren.

Frage: An das Gesundheitsministerium: In mehreren Bundesländern sind in
Pflegeeinrichtungen Pflegebetten frei, weil es schlicht an Fachkräften
fehlt; die Fachkraftquote kann also nicht erreicht werden. Mehrere
Einrichtungen haben dazu auch einen Aufnahmestopp verhängt. Das Problem
Personalmangel ist ja nicht neu; deswegen möchte fragen: Wie konnte es
überhaupt zu einer weiteren Verschlimmerung der Situation in Deutschland
kommen, und was soll jetzt schnell auf den Weg gebracht werden?

Maschke: Vielen Dank für die Frage. - Zu den Einzelfällen, die Sie jetzt
genannt haben, kann ich nichts sagen, weil das vor allem in den
Landesheimgesetzen geregelt wird. Ich kann zu der Situation aber gerne
grundsätzlich etwas sagen.

Wir haben in der letzten Legislaturperiode ja schon zahlreiche Maßnahmen
auf den Weg gebracht, um die Situation in der Pflege zu verbessern. In der
letzten Legislaturperiode wurde die größte Pflegereform seit Einführung der
Pflegeversicherung vorgenommen, und es gab auch zahlreiche wichtige
Verbesserungen für Pflegekräfte, um deren Situation und deren
Arbeitsbedingungen zu verbessern. Zum Beispiel wurde die Zahlung von
Tariflöhnen in der Pflege gesetzlich gestärkt, die Zahl der zusätzlichen
Betreuungskräfte in Pflegeheimen wurde von 28 im Jahr 2013 auf rund 60 mehr
als verdoppelt. Pflegeeinrichtungen wurden beim Bürokratieabbau in der
Pflegedokumentation unterstützt, und es wurde beispielsweise die
Pflegeausbildung modernisiert, damit der Pflegeberuf attraktiver wird und
Pflegekräfte bessere Berufs- und Aufstiegsmöglichkeiten haben. In dem Zuge
wurde auch das Schulgeld in der Altenpflegeausbildung endlich überall
abgeschafft.

Das sind wichtige Schritte, die für die Pflege in Deutschland auf den Weg
gebracht wurden. Wenn man aktuell einen Blick in den Koalitionsvertrag
wirft, sieht man, dass weitere Maßnahmen folgen werden.

Zusatzfrage: Sie haben den Koalitionsvertrag angesprochen. Dort ist von
8000 weiteren Stellen und anderen Maßnahmen zusätzlich zu dem, was sowieso
schon passiert ist, die Rede. Inwiefern glauben Sie, dass das überhaupt
ansatzweise ausreicht?

Darüber hinaus die Frage: Wo soll denn überhaupt schnell qualifiziertes
Personal herkommen? Stellen sind ja nicht so einfach und so schnell zu
besetzen.

Maschke: Wie gesagt, es gab schon in der letzten Legislaturperiode
zahlreiche Maßnahmen, um den Beruf, die Ausbildung attraktiver zu machen
und um mehr Pflegekräfte für die Ausbildung zu gewinnen.

Den Koalitionsvertrag kann ich an Stelle jetzt nicht weiter kommentieren.
Wir müssen erst einmal abwarten, bis die neue Regierung steht.

Zusatzfrage: Eine letzte Nachfrage: Gibt es eine ungefähre Einschätzung
oder hat man einen Ausblick, wie schnell sich in Sachen Ausbildung an der
Situation etwas verbessern kann?

Maschke: Es gab noch nie so viele Altenpflegeschüler wie aktuell. Durch die
Ausbildungs- und Qualifizierungsoffensive Altenpflege und durch die
Modernisierung der Ausbildung auf Grundlage des Pflegeberufegesetzes soll
das verstärkt, verbessert und noch mehr Pflegepersonal gewonnen werden.
Gerade wird die Prüfungsverordnung vorbereitet. Was den ersten
Ausbildungsjahrgang angeht, meine ich, dass ab 2020 die ersten Ausbildungen
beginnen.

Frage: Können Sie uns angesichts der Zahl von 8000 für die nächsten vier
Jahre die Zahlen für die letzten vier Jahre nennen?

Maschke: Wie viele Pflegekräfte hinzugekommen sind?

Zusatz : Ja.

Maschke: Es gab 68 000 Altenpflegeschüler und insgesamt 139 000
Pflegeschüler, wenn man auch Kinderkranken- und Altenpflege dazu nimmt.
Auch bei der Personalausstattung hat sich einiges durch die Pflegereform
verbessert. Das kann in den sieben Bundesländern genau hochgerechnet
werden. Allein dort können 10 400 zusätzliche Vollzeitstellen geschaffen
werden.

Zusatzfrage: Können geschaffen werden?

Maschke: Das sind die Voraussetzungen, die dafür geschaffen wurden. Man
muss natürlich vor Ort in den Ländern schauen, dass die Arbeitsbedingungen
attraktiv sind, dass die Zahlung von Tariflöhnen gesetzlich gestärkt wird,
wie wir das durch die Pflegestärkungsgesetze und die deutliche Reform auf
den Weg gebracht haben. Das Thema bleibt natürlich weiterhin wichtig. Wir
werden weitere Maßnahmen treffen, um die Pflege zu stärken.

Zusatzfrage: Können Sie uns sagen, wie viele Stellen tatsächlich geschaffen
wurden? Wie viele Menschen mehr arbeiten jetzt im Pflegebereich?

Maschke: Man muss natürlich immer in die Länder blicken. Ich kann schauen,
ob ich Ihnen eine genaue Zahl nachreichen kann.

Frage: Ich würde gerne vom Familienministerium wissen, wie die
Familienministerin den Vorschlag der Gleichbestellungsbeauftragten ihres
Hauses bewertet, einige Stellen der deutschen Nationalhymne, was die dritte
Strophe angeht, umzuformulieren.

Was ist von diesem Vorschlag zu halten? Folgen diesem andere legislative
Maßnahmen?

Eine Verständnisfrage: Wenn es schon um die legislativen Voraussetzungen
geht, würde ich gerne wissen, ob eine Änderung auch einen Konsens zwischen
Bundespräsident und Kanzlerin in dieser Frage voraussetzen würde. Es wäre
natürlich interessant zu wissen, wie die Kanzlerin zu dem Vorstoß steht.

Kempe: Vielen Danke für Ihre Frage. - Was Sie ansprechen, ist ein
persönlicher Beitrag der Gleichstellungsbeauftragten unseres Hauses, den
ich nicht kommentieren kann, zumal es sich ja auch um ein internes
Schreiben an die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter unseres Hauses handelt.
Dafür möchte ich Sie um Verständnis bitten.

StS Seibert: Für die Bundeskanzlerin kann ich Ihnen sagen, dass sie mit
unserer schönen Nationalhymne so, wie sie in ihrer traditionellen Form ist,
sehr zufrieden ist und keinen Bedarf einer Änderung sieht.

Frage: Thema Türkei. Herr Dimroth, aus der Türkei ist zu hören, dass die
Türkei einen Auslieferungsantrag gestellt hat - ich weiß nicht, wie man das
nennt -, dass die Bundesregierung Salih Muslim, den ehemaligen Vorsitzenden
der Kurdenpartei PYD, festnehmen lässt. Er war letzte Woche in Tschechien
festgenommen worden und soll sich jetzt in Berlin aufhalten. Können Sie
bestätigen, dass die Türkei von der Bundesregierung verlangt, ihn
festzunehmen?

Dimroth: Wie Sie wissen, kann ich zu Einzelsachverhalten, insbesondere mit
Bezug zu Einzelpersonen, hier grundsätzlich nichts sagen.

Ich kann Ihnen ganz allgemein sagen: Sollte uns ein entsprechendes
Fahndungsersuchen bilateral oder über die dafür vorgesehenen Interpolwege
erreichen, dann wird wie immer ein sehr sorgfältiges Prüfverfahren zu
durchlaufen sein, das auch den Zuständigkeitsbereich des BKA als
Kontaktstelle weit überschreitet. Wie Sie wissen, ist es dann üblich, dass
zunächst das Bundesamt für Justiz beteiligt würde, welches dann wiederum
seinerseits das Auswärtige Amt unterbeteiligt, um wirklich alle Aspekte,
die in solchen Situationen zu betrachten sind, in diesen Sachverhalt
einzubeziehen. Am Ende einer solchen sehr sorgsamen Prüfung stünde, wie ich
gerade beschrieben habe, eine Entscheidung.

Wie gesagt, zu Einzelsachverhalten kann ich hier schon aus Gründen des
Personenschutzes nichts sagen.

Zusatzfrage: Sie haben in der Vergangenheit auch immer zu Einzelpersonen
Auskunft gegeben, was Interpolgesuche angeht.

Frau Krüger, gibt es aktuell irgendein Gesuch aus der Türkei?

Frau Adebahr, was macht die völkerrechtliche Prüfung des türkischen
Angriffs auf Syrien?

Adebahr: Es geht bei mir ganz schnell: Auch heute habe ich dazu keinen
neuen Stand mitgebracht.

Krüger: Wenn sich Ihre Frage auf den gerade angesprochenen Fall bezieht,
kann ich mich dem, was Herr Dimroth vorgetragen hat, nur anschließen. Ein
etwaiges Festnahmeersuchen würde über das BKA eingehen, und das Bundesamt
für Justiz würde anschließend beteiligt. Auch wir geben keine Auskünfte zu
Einzelfällen.

Montag, 5. März 2018

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 5. März 2018
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RHEINLAND-PFALZ/4736: Umgang mit Petitionen (SPD)


Pressemitteilung der SPD-Fraktion im Landtag Rheinland-Pfalz vom
06.03.2018

Sprecher aus Bund und Länder beraten in Mainz zu Umgang mit
Petitionen



Die Sprecherinnen und Sprecher für Petitionen der
SPD-Landtagsfraktionen aus zehn Bundesländern und der
SPD-Bundestagsfraktion haben sich gestern und heute zu einer Konferenz
im Mainzer Abgeordnetenhaus getroffen. Hierzu erklärt der Sprecher für
Petitionen der SPD-Landtagsfraktion, Jörg Denninghoff:

"Aus Sicht der SPD-Sprecher sollte möglichst vielen Menschen der Weg
bereitet werden, Petitionen zu stellen. Wichtig ist, auch Menschen mit
Behinderung die Möglichkeit zu eröffnen. Notwendig dafür ist, dass die
zum Einreichen von Petitionen relevanten Informationen und Dokumente
verständlich im Internet dargestellt werden und der Zugang zu den
Informationen und Behörden barrierefrei ist. Aus Sicht der
SPD-Fraktion sollte eng mit Schulen zusammengearbeitet werden:
Petitionen können für Kinder und Jugendliche eine wichtige Rolle im
Rahmen der Demokratiebildung spielen. Grundsätzlich gilt: Petitionen
sind eine gute Möglichkeit, sich politisch zu beteiligen und sind ein
Grundrecht."

Denninghoff sagt weiter: "Seit Jahren gehen die Petitionseingaben,
also Bitten oder Beschwerden der Bürgerinnen und Bürger, in Bund und
Ländern zurück. Eine Erklärung, die oft vorgebracht wird, ist, dass
die Zufriedenheit der Bürgerinnen und Bürger mit staatlichen
Entscheidungen gewachsen ist; allerdings ist diese Erklärung fraglich.
Vielmehr scheint ein Grund für das Zurückgehen, die unzureichenden
Kenntnisse vieler Bürgerinnen und Bürger über das Petitionsrecht und
über die festgeschriebenen Quoren zu sein. Wichtig ist daher, dass die
Bedeutung von Petitionen bekannter und die Petitions-Verfahren
transparenter gemacht werden."

Fredi Winter, der auch für die SPD-Fraktion im Petitionsausschuss
sitzt und Vorsitzender dieses ist, erläutert: "Wie bei der Konferenz
deutlich geworden ist, wird in jedem Bundesland die Bearbeitung von
Petitionen unterschiedlich gehandhabt. In Nordrhein-Westfalen ist
beispielsweise jedes Petitionsausschussmitglied ein sogenannter
"Bürgerbeauftragter"; es übernimmt in Eigeninitiative die Aufgaben,
die in Rheinland-Pfalz durch Dieter Burgard und seinem Team
wahrgenommen werden. In anderen Bundesländern wie Schleswig-Holstein
ist die Bürgerbeauftragte nur für den Teilbereich soziale
Angelegenheiten zuständig. Justizvollzug und Ausländerrecht gehören
dort anders als in Rheinland-Pfalz nicht zum Aufgabenfeld der
Bürgerbeauftragten."

Zum Hintergrund: Es gibt zwei Formen von Petitionen: Es sind entweder
Ersuchen, die auf die Regelung eines allgemeinen politischen
Gegenstands zielen - etwa den Beschluss oder die Änderung eines
Gesetzes durch das Parlament oder die Änderung einer Verfahrensweise
in einer Behörde. Zudem können Petitionen auch Beschwerden sein, die
um Abhilfe eines individuell erfahrenen Unrechts bitten - etwa eine
als unverhältnismäßig empfundene Behördenentscheidung.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. März 2018
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EUROPA/1598: Sozialdemokraten bleiben Hoffnungsträger für Zukunft Europas


Pressemitteilung der SPD-Bundestagsfraktion - 5. März 2018

Arbeitsgruppe: Angelegenheiten der Europäischen Union

Sozialdemokraten bleiben Hoffnungsträger für Zukunft Europas



Christian Petry, europapolitischer Sprecher;

Axel Schäfer, zuständiger Berichterstatter:

Italien hat gewählt: in den Parlamentswahlen setzen sich mit dem Mitte-Rechts-Bündnis und der Fünf-Sterne-Bewegung zwei populistische Parteien durch. Das Mitte-Links-Bündnis unter Führung der Partito Democratico (PD) landet bei 23 Prozent. Für das europäische Einigungswerk bleiben die Sozialdemokraten die größte Hoffnung.

"Renzi hat seinen Wahlkampf standhaft mit proeuropäischen Positionen geführt. In schwierigen wirtschaftlichen Zeiten und anhaltender Diskussion um Korruption haben jedoch die leeren Versprechen der Rechtspopulisten verfangen. Auf unsere italienischen Nachbarn kommt nun eine schwierige Regierungsbildung zu. Der Partito Democratico wurde zwar zweitstärkste Partei, wird aber wohl keinen Koalitionspartner finden.

Das Wahlergebnis ist eine Warnung vor den Nationalisten und Rechtspopulisten in Italien und im Rest Europas. Auch wenn es weder für Matteo Salvini von der "Lega Nord" noch für Berlusconis "Forza Italia" zur absoluten Mehrheit gereicht hat, konnten sie mit ihrer Hetze gegen Europa und gegen Migranten die meisten Stimmen für sich gewinnen.

Das deutsch-italienische Verhältnis steht nach den Parlamentswahlen vor einer Bewährungsprobe. Beide Länder werden auch weiterhin große Verantwortung auf europäischer Ebene haben. Kommt die Europäische Union wirtschaftlich nicht wieder ins Gleichgewicht, werden wir auch zukünftig Wählerinnen und Wähler an europaskeptische und europafeindliche Kräfte verlieren. Die Wahl ist ein weiterer Weckruf für die Europäische Union. Die Menschen müssen wieder erleben, dass sich ein geeintes und soziales Europa positiv auf ihr eigenes Leben auswirkt."

Copyright 2018 SPD-Bundestagsfraktion

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 5. März 2018

SPD-Bundestagsfraktion, Pressestelle
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LATEINAMERIKA/1760: Sklavereimuseum - Stadt Rio dreht den Geldhahn zu (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Sklavereimuseum - Stadt Rio dreht den Geldhahn zu

Von Andreas Nöthen, 3. März 2018
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Rio de Janeiro, Brasilien - 03.03.2018. Das Museum "Cemeterio Pretos
Novos" [1] ist das einzige seiner Art in ganz Amerika. Auf seinem
Grundstück liegen bis zu 30.000 Sklaven begraben. Junge Sklaven,
frisch in Brasilien angekommen, die "pretos novos", die neuen
Schwarzen. Einen solchen Ort gibt es sonst nirgendwo. Es hat Preise
gewonnen. Zuletzt einen vierten Platz der Stiftung des Ölkonzerns
Petrobras. Es hat 2017 erst einen spektakulären Fund gemacht - ein
komplett erhaltenes Skelett, sie nannten es Josefina Bakhita, nach der
ersten schwarzen Heiligen der katholischen Kirche.

Und dennoch steht das kleine Museum vor dem Aus. Die Stadt Rio de
Janeiro hat die Zuschüsse gestrichen. Auch wenn die Stadt zurzeit
pleite ist, wirft das Schicksal des Museums ein exemplarisches Licht
auf den Umgang, wie man in Brasilien mit einem der dunklen Kapitel der
Geschichte, der Sklaverei, umgeht.
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Es ist kein großer Betrag, der fehlt: Rund 83.000 Reais (knapp 21.500
Euro zurzeit). Bislang hatte den die Stadt Rio immer zugeschossen, nun
nicht mehr. Das bereitet Merced Guimarães Sorgen. Sie ist
Präsidentin des kleinen Museums im Hafenviertel Gambôa. Hier entstand
die Stadt Rio de Janeiro einst. In der Nachbarschaft wurde für Olympia
kräftig aufgemöbelt, die neue oberirdische Leichtbahn VLT schnurrt am
Museum vorbei. Alles das hat viel Geld gekostet. Mehr, als die Stadt
hatte. Große Summen versickerten zudem.


Evangelikaler Bürgermeister dreht den Geldhahn zu

Bis 2016 flossen die Zuschüsse. Seit Anfang 2017 hat Rio einen neuen
Bürgermeister. Marcelo Crivella, evangelikaler Ex-Bischof, hat sicher
eine desolate Haushaltslage von Vorgänger Eduardo Paes übernommen.
Doch er setzt auch andere Akzente. Der Karnevalseröffnung blieb er
fern - ein Affront. Den Sambaschulen kürzte er die Zuschüsse um die
Hälfte. Auf dem Pedra da Sal, einem Felsen im Hafenviertel, dort, wo
die ersten freien Sklaven siedelten, wollte er die viel besuchten
öffentlichen Sambakonzerte an den Wochenenden verbieten.

Holocaust - so bezeichnet Merced Guimarães das, was den Sklaven
in Brasilien widerfuhr. Rund 4,9 Millionen Sklaven wurden im Laufe der
Jahrhunderte aus Afrika nach Brasilien verschleppt. Ein Großteil kam
am Volongo Kai an Land, nur einen Block vom früheren Friedhof
entfernt. Die meisten malochten auf den Zuckerrohrfeldern oder in
Kaffeeplantagen. Zum Vergleich: In den USA waren es "nur" rund
500.000. Die, die die Überfahrt nicht überlebten und zudem auch noch
jung waren, wurden in der heutigen Rua Pedro Ernesto, 32/34 entsorgt:
In Löcher geworfen, die Knochen gebrochen, verscharrt.


"Brasilianischer Holocaust"

Die genaue Opferzahl lässt sich nur anhand alter Registrierungsbücher
ermitteln und hochrechnen. Ein Buch aus den Jahren 1824-30 listet
6.000 Tote auf. "Wir wissen, dass der Friedhof rund 60 Jahre
existierte", sagt Merced Guimaraes. 6.000 Tote in einem Buch, 1000 pro
Jahr - wäre der Friedhof immer so genutzt wurde hieße das, im
Untergrund der rund 1000 Quadratmeter großen Fläche lägen die
sterblichen Überreste von 60.000 Sklaven. "Gehen wir mal von gut der
Hälfte aus", sagt Guimaraes. Nicht nur deshalb spricht sie, was das
Schicksal der Sklaven in Brasilien betrifft, ganz bewusst von einem
Holocaust. Müsste das Museum schließen, würde ein Teil der Erinnerung
daran ausgelöscht.
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Brasilien hat kein ungetrübtes Verhältnis zu diesem Teil seiner
Geschichte. Erst 1888, später als jedes andere Land in Amerika,
schaffte man die Sklaverei ab. Prinzessin Isabel unterschrieb das
Dekret in Vertretung ihres kranken Vaters Dom Pedro II. Damit
verschwand die Sklaverei jedoch nicht aus Brasilien.


Sklaverei noch immer alltäglich in Brasilien

Bis zum heutigen Tag müssen Menschen etwa in der Landwirtschaft wie
Sklaven schuften. Recherchen von Journalisten enthüllten kürzlich
Verstrickungen des Autokonzerns VW und dessen großen Rinderfarmen in
den 1950er und 60er-Jahren. Die österreichische Organisation Global
2000 und die christliche Initiative Romero beschrieben 2015 in der
Studie mit dem Titel "Ausgepresst" die Arbeitsbedingungen rund um die
Orangensaft-Produktion im Bundesstaat Sao Paulo: Niedrigste Löhne,
keinerlei Rechte, Produktivitätsdruck, extreme Arbeitszeiten, kaum
oder gar kein Arbeitsschutz. Kurz: Wer sich den Regeln nicht
unterwirft, verliert seinen Job und damit seine Existenz. Grundlage
der Studie waren Gespräche mit Arbeitern, Gewerkschaftern und
Anwälten, die Arbeiter vertreten. Die Orangenindustrie ist beileibe
nicht der einzige Wirtschaftszweig mit derlei Praktiken.

Lange galt Brasilien als fortschrittlich in der Bekämpfung von
Sklavenarbeit. Seit einem 1995 erlassenen Gesetz konnten 50.000
Arbeiter befreit werden. Seit Oktober ist das anders. Grund ist eine
neue Rechtsverordnung, die nicht nur den Begriff der Sklavenarbeit
verwässert und die Beweislast erschwert. Außerdem regelt die
Verordnung, dass eine "Schwarze Liste" (Lista Suja) mit überführten
Sklavenhalter nicht mehr veröffentlicht werden muss. Darin vermerkte
Betriebe wurden bisher sanktioniert, waren beispielsweise von
staatlichen Darlehensprogrammen ausgeschlossen. Zudem soll künftig der
Arbeitsminister selbst entscheiden dürfen, ob die Liste veröffentlicht
wird, oder nicht.

Politische Kritiker sehen in der Verordnung einen Kniefall vor der
"Bancada ruralista", der politischen Agrarlobby in Brasilia. Ihre
Unterstützung war wichtig für Präsident Michel Temer, der diesen
Sommer zwei Mal kurz hintereinander durch eine Parlamentsabstimmung
einem strafrechtlichen Ermittlungsverfahren entkam. Fast jeder dritte
Abgeordnete kommt direkt aus diesem Wirtschaftszweig.


Zufallsfund im Hafenviertel

André Esposito Roston, Präsident der staatlichen Behörde zur
Bekämpfung der Sklavenarbeit (Detrae) sieht darin "nicht nur einen
Flirt mit der Vergangenheit, sondern eine Rückkehr zu den Wurzeln
eines Brasiliens, gegründet auf der Schmach der Sklaverei". Antonio
Rosa, Vertreter der Weltarbeitsorganisation ILO in Brasilien:
"Brasilien verliert die Vorbildfunktion für die Bekämpfung der
Sklaverei." Schon Anfang 2017 hatte die Regierung die Veröffentlichung
der Schwarzen Liste blockiert und dafür eine Anzeige beim
Menschenrechtsrat der UN hinnehmen müssen. Ende 2016 war Brasilien als
erstes Land überhaupt vor dem Internationalen Gerichtshof für
Menschenrechte zu Schadenersatzzahlungen an Zwangsarbeiter verurteilt
worden.
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Die systematische öffentliche Aufarbeitung der brasilianischen
Sklaverei findet kaum statt und wenn, wie im Falle der Kais von
Volongo (Foto, oben) eher per Zufall. Im Zuge der Stadterneuerung
stieß man im Stadtteil Gambôa 2011 auf die Überreste der Hafenmauer.
Ein Teil wurde freigelegt und mit Infotafeln versehen. Nun will die
Unesco dieses Areal zum Welterbe machen. Die Erinnerung wach zu halten
bleibt dann nur privaten Stiftungen wie die, für die sich Merced
Guimarães engagiert, vorbehalten. Ideen oder Pläne für zentrale
Gedenkstätte oder ein Mahnmal an prominenter Stelle in Rio gibt es
bislang nicht.

Dass es durchaus ginge, zeigt an anderes Beispiel. Im Juli legte
Bürgermeister Crivella auf Morro do Pasmado der Grundstein für ein
geplantes Holocaust-Mahnmal [2]. Brasilien war zwar auf Drängen der
USA im August 1942 auf Seiten der Alliierten in den Zweiten Weltkrieg
eingetreten, Juden wurden in Brasilien aber keine verfolgt. Sieben bis
acht Millionen Reais (2,2 Mio. Euro) soll das Memorial nach
Schätzungen mindestens kosten. Mit dem Geld könnte Merced
Guimarães in ihrem kleinen Museum 100 Jahre die Personalkosten
decken.


Über den Autor

Der aus Bonn stammende Journalist Andreas Nöthen lebt in Frankfurt und
zurzeit in Rio de Janeiro. Er ist dort als freiberuflicher Journalist,
Korrespondent und Blogger tätig und schreibt über Schwerpunktthemen
wie Nachhaltigkeit, Verbraucherschutz, Gesellschaft, Reisen,
Lebensmittel, Immobilien, Architektur.


Anmerkungen:

[1] http://www.museusdorio.com.br/joomla/index.php?option=com_k2&view=item&id=83:memorial-dos-pretos-novos

[2] http://www.juedische-allgemeine.de/article/view/id/28148


Der Artikel "Sklavereimuseum - Stadt Rio dreht den Geldhahn zu"
wurde erstveröffentlicht auf "Hallo Rio!":

http://hallorio.de/2018/02/22/sklavereimuseum-stadt-rio-dreht-den-geldhahn-zu/
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SCHULE/738: Kritik an Koalitionsvertrag - "Digitale Bildung kommt nicht mit dem Möbelwagen" (idw)


Gesellschaft für Informatik e.V. - 06.03.2018

Kritik an Koalitionsvertrag: "Digitale Bildung kommt nicht mit dem
Möbelwagen"

Die geplanten Investitionen der großen Koalition in digitale Infrastruktur
an Schulen reicht nicht aus. Die Gesellschaft für Informatik e.V. (GI)
fordert bessere Lehrerqualifizierung und Pflichtzeiten Informatik.



Bonn/Berlin, 06. März 2018 - Laut den Plänen der großen Koalition von
CDU/CSU und SPD soll der Bund die Ausstattung von Schulen mit
IT-Infrastruktur weiter vorantreiben. Dafür soll der "Digitalpakt Schule"
den Bundesländern in den nächsten vier Jahren 3,5 Milliarden Euro zur
Verfügung stellen. Ziel sei es eine digitale Lernumgebung für alle
Schülerinnen und Schülern zu ermöglichen. Im Gegenzug sollen die
Bundesländer die erforderliche Qualifikation der Lehrkräfte
sicherstellen.

Prof. Dr. Torsten Brinda, Sprecher des GI-Fachbereiches "Informatik und
Ausbildung/Didaktik der Informatik" sieht jedoch gerade bei der
Lehrerbildung erheblichen Nachbesserungsbedarf: "Dass Bundesländer, um
Geld aus dem Digitalpakt zu erhalten, die erforderliche Qualifikation der
Lehrkräfte gewährleisten müssen, ist zu begrüßen. Denn digitale Bildung
kommt nicht mit dem Möbelwagen. Der Fokus der großen Koalition auf
Ausstattung und Infrastruktur ist aber zu kurz gedacht. Die unangenehme
Wahrheit ist: Der Handlungsbedarf bei der Lehrerqualifikation ist enorm.
Die Aus- und Weiterbildung von Lehrerinnen und Lehrern in Bezug auf
digitale Medien reicht nicht aus. Schulen brauchen auch Lehrkräfte mit
fundierter informatischer Qualifikation. Wir können nicht erwarten, dass
alle Lehrerinnen und Lehrer die gesellschaftlich erforderliche
informatische Bildung zusätzlich in ihre Fächer integrieren können oder
wollen."

Defizite sieht Torsten Brinda auch in den fehlenden Pflichtzeiten an den
meisten Schulen: "Unser Ziel muss es sein unsere Schülerinnen und Schüler
in die Lage zu versetzen, die Zusammenhänge der "digitalen Welt" zu
durchdringen. Nur so können sie diese aktiv gestalten und mehr als passive
Konsumenten von Technologien werden. Nach meiner Überzeugung können wir
das auf absehbare Zeit in der Breite nur erreichen, wenn wir ein
Pflichtfach Informatik einführen, das die fächerintegrierte Medienbildung
ergänzt."

Die GI fordert daher, dass Bund und Länder ergänzend zu den im
Koalitionsvertrag skizzierten Maßnahmen zum Lehren und Lernen mit
digitalen Mitteln folgende vier Ziele verbindlich festlegen und deren
Einhaltung Voraussetzung für die Bereitstellung von Bundesmitteln wird.

1. Verpflichtende informatische Kompetenzen definieren

Informatik ist das Fundament der Digitalisierung. Ohne eine Stärkung
informatischer Kompetenzen in den Curricula scheitert die digitale Bildung
unserer Gesellschaft. Es braucht daher verpflichtende nationale
Bildungsstandards für Informatik auf Basis eines Länderkonsenses, die
festlegen, welche informatischen Kompetenzen von allen Schülerinnen und
Schülern mindestens erreicht werden müssen. Dieser Konsens muss in dann in
den Ländern umgesetzt werden. Die Empfehlungen der GI zur informatischen
Bildung im Primarbereich (VÖ folgt 2018), in der Sekundarstufe I (2008)
und der Sekundarstufe II (2016) bieten dazu eine Diskussionsgrundlage.

2. Konkreter Zeitplan und Überprüfung der Kompetenzen

Bund und Länder müssen sich darauf verständigen, bis zu welchem Zeitpunkt
deutsche Schülerinnen und Schüler die zuvor vereinbarten informatischen
Kompetenzen in der Schule erwerben werden. Unabhängig vom
Organisationsmodell informatischer Bildung, ob Pflichtfach oder
fächerintegriert, sollten einheitliche nationale Standards als
Evaluationsgrundlage dienen.

3. Pflichtzeiten Informatik einführen

Vergleicht man mit den internationalen Entwicklungen, so ist Deutschland
bezüglich der informatischen Bildung weit abgeschlagen: viele uns
umgebende Länder haben längst informatische Bildung verpflichtend für alle
Schülerinnen und Schüler implementiert oder führen dies gerade ein. Es
müssen Inhalte und Kompetenzen der Informatik und Medienbildung verknüpft
und in Form von Pflichtzeiten in den Curricula aller Schulformen verankert
werden.

4. Ausbau der Informatiklehrerbildung

Um dem Bedarf an informatischer Bildung in der gesamten Bildungskette zu
entsprechen, bedarf es eines Ausbaus der Informatiklehrerbildung. In
verschiedenen Bundesländern (z. B. Bayern) gibt es positive Erfahrungen
mit der universitären Nachqualifikation von im Beruf befindlichen
Lehrkräften anderer Fächer in einem Drittfach Informatik, womit sich der
Bedarf kurzfristig lindern ließe. Mittelfristig bedarf es einer
koordinierten Ausbildungsinitiative von Bund und Ländern zur Gewinnung von
mehr Informatiklehrinnen und -lehrern.


Über die Gesellschaft für Informatik e.V.

Die Gesellschaft für Informatik e.V. (GI) ist mit rund 20.000 persönlichen
und 250 korporativen Mitgliedern die größte und wichtigste
Fachgesellschaft für Informatik im deutschsprachigen Raum und vertritt
seit 1969 die Interessen der Informatikerinnen und Informatiker in
Wissenschaft, Wirtschaft, öffentlicher Verwaltung, Gesellschaft und
Politik. Mit 14 Fachbereichen, über 30 aktiven Regionalgruppen und
unzähligen Fachgruppen ist die GI Plattform und Sprachrohr für alle
Disziplinen in der Informatik. 

Weitere Informationen finden Sie unter www.gi.de.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution484

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Gesellschaft für Informatik e.V., Daniel Krupka, 06.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/133: Erste deutsche Migrantenwahlstudie - Wie Einwanderer und ihre Kinder wählen (idw)


Universität Duisburg-Essen - 05.03.2018

Erste deutsche Migrantenwahlstudie: Wie Einwanderer und ihre Kinder
wählen



Für welche Partei entscheiden sich die Einwanderer und ihre Kinder aus
der Türkei oder der ehemaligen Sowjetunion mit einem deutschen Pass bei
einer Bundestagswahl? Dieser Frage gingen jetzt Politikwissenschaftler der
Universität Duisburg-Essen (UDE) und der Universität zu Köln erstmals in
einer Studie nach, die von der Deutschen Forschungsgemeinschaft gefördert
wurde.

Die Immigrant German Election Study ist die erste Wahlstudie, die aufgrund
hochwertiger Daten aus der Bundestagswahl 2017 präzise Aussagen zum
Wahlverhalten von Deutschen mit Migrationshintergrund macht. Dazu wurden
jeweils knapp 500 zufällig ausgewählte Deutsche befragt, die selbst oder
deren Eltern aus der Sowjetunion oder ihren Nachfolgestaaten
(Russlanddeutsche) oder der Türkei (Deutschtürken) eingewandert sind.

Deutlich geringere Wahlbeteiligung

"Ich war überrascht, wieviel geringer die Wahlbeteiligung bei den beiden
Gruppen war; bei den Deutschtürken liegt die Quote bei 64 %, bei den
Russlanddeutschen sogar nur bei 58 %. Das liegt ganze 18 % unter der
allgemeinen Wahlbeteiligung", fasst Prof. Dr. Achim Goerres (UDE)
zusammen.

Beide Gruppen sind politisch auch ganz anders eingestellt als die
Deutschen ohne Migrationshintergrund: Russlanddeutsche sind rechts der
Mitte positioniert, Deutschtürken links der Mitte. Dr. Dennis Spies von
der Uni Köln ergänzt: "In beiden Gruppen haben aber die beiden
Volksparteien, die ehemals dominant waren, verloren."

AfD nur dritte Kraft bei den Russlanddeutschen

Rechtsruck? Kreuzten die Russlanddeutschen bei früheren Bundestagswahlen
auf dem Wahlzettel noch mehrheitlich die CDU/CSU an, entschieden sich 15 %
von ihnen im Jahr 2017 für die AfD. Prof. Goerres erläutert: "In der Tat
punktete die AfD bei den Russlanddeutschen stärker als bei den Wählern
ohne Migrationshintergrund. Aber sie blieb als dritte Kraft hinter der
Union und den Linken weit hinter den Erwartungen zurück, die medial
geschürt wurden."

Mehr als ein Drittel (35 %) der Deutschtürken wählte die SPD. Die LINKE
kommt bei ihnen (16 %) und den Russlanddeutschen (21 %) besser an als bei
den Deutschen ohne Migrationshintergrund (11 %). Besonders selten (8 %)
wählen Russlanddeutsche grün.
Klar gegen Erdogan

"Die Deutschen türkischer Abstammung sind ganz klar gegen Erdogan. Wenn
sie überhaupt am türkischen Referendum teilgenommen haben, stimmten sie
deutlich dagegen", so Prof. Goerres. Nur 21 % der Türken mit doppelter
Staatsbürgerschaft waren für die Verfassungsreform. Nur 12 % der
Deutschtürken wählten die Erdogan nahestehende Partei "Allianz Deutscher
Demokraten", die nur in NRW antrat.

Etwa 66 % der Deutschtürken sprechen sich gegen eine EU-Mitgliedschaft der
Türkei aus. Besonders hoch ist die Ablehnung bei den türkeistämmigen
Kurden (84 %). Außerhalb der Wahlen sind die Deutschtürken politisch
vergleichsweise stark engagiert; sie demonstrieren zum Beispiel mehr als
die Mehrheitsbevölkerung (17 zu 7 %).

Wie kommen die Staatschefs an?

Auf einer Skala von -5 bis +5 bewerten die befragten Deutschtürken
Staatspräsident Erdogan im Schnitt mit -2,5, bei der zweiten
Einwanderergeneration schneidet er etwas besser ab. Putin bekommt von den
Russlanddeutschen eine gute +1,4 und rangiert damit noch vor Merkel.
Gebürtige Ukrainer sehen Putin negativ (-0,2). Den grünen Politiker Cem
Özdemir kennen fast alle Deutschtürken und geben ihm die schlechteste
Bewertung - trotz türkischer Wurzeln.


Weitere Informationen unter:

http://udue/migrantenwahlstudie.de

https://www.researchgate.net/project/First-Migrant-Election-Study

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution801

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen, Beate Kostka M.A., 05.03.2018
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STATISTIK/608: Weltfrauentag - 51% unseres Landes sind weiblich (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Zahl der Woche vom 06.03.2018

Weltfrauentag: 51% unseres Landes sind weiblich



WIESBADEN - Der größere Teil der Bevölkerung unseres Landes ist
weiblich. Über die Hälfte der insgesamt 82,5 Millionen Menschen, die
Ende 2016 in Deutschland lebten, waren Mädchen und Frauen (51%
beziehungsweise 41,8 Millionen). Das Geschlechterverhältnis hat sich
in den letzten Jahren immer mehr angeglichen, teilt das Statistische
Bundesamt (Destatis) anlässlich des Internationalen Frauentages am
8. März weiter mit. Während 1970 zum Teil kriegsbedingt 1.000 Männern
noch 1.098 Frauen gegenüberstanden, waren es Ende 2016 nur noch 1028
Frauen.

Anders verlief die Entwicklung bei der in Deutschland lebenden
ausländischen Bevölkerung. So hatte 1970 der Frauenanteil insbesondere
bedingt durch den Zuzug von männlichen Gastarbeitern lediglich 38% betragen.
Das Verhältnis hatte sich bis 2011 weitgehend ausgeglichen. Seitdem
steigt allerdings die Zahl der ausländischen Frauen langsamer an als
die Zahl der ausländischen Männer und das Verhältnis verschiebt sich
wieder zugunsten der Männer. So waren Ende 2016 rund 47% der rund 9,2
Millionen Einwohnerinnen und Einwohner Deutschlands mit ausländischer
Staatsangehörigkeit weiblich (4,3 Millionen). Im Jahr 2011 hatten
Frauen noch knapp 50% der 6,3 Millionen ausländischen Einwohnerinnen
und Einwohner gestellt.

Im Jahr 2016 waren rund 17,5 Millionen Menschen in Deutschland 65
Jahre oder älter, davon waren 56,4% Frauen (9,9 Millionen). Die
Aussage, dass mehr 65-Jährige und Ältere als 20-Jährige und Jüngere in
Deutschland leben, trifft vor allem auf die Frauen zu: Auf 6,9
Millionen Mädchen und Frauen unter 20 Jahren kamen 9,9 Millionen
Frauen über 65 Jahre. Demgegenüber kamen auf 7,4 Millionen Jungen und
Männer unter 20 Jahre nur 7,6 Millionen Männer über 65.

 * 

Quelle:

Zahl der Woche vom 06.03.2018

Herausgeber: Statistisches Bundesamt, Pressestelle

65180 Wiesbaden

Telefon: (0)611/75-34 44, Telefax: (0)611/75-39 76

E-Mail: presse@destatis.de

Internet: www.destatis.de
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STELLUNGNAHME/053: Zur Frage, ob der Koalitionsvertrag Zukunftsvorstellungen bietet - und warum er es nicht tut (spw)


spw - Ausgabe 1/2018 - Heft 224

Zeitschrift für sozialistische Politik und Wirtschaft

Where is my mind? Zur Frage, ob der Koalitionsvertrag
Zukunftsvorstellungen bietet - und warum er es nicht tut


von Jan Dieren, Matthias Glomb und Jessica Rosenthal



Vier Monate, eine Woche und sechs Tage oder 136 Tage - so lange hat es
gedauert, von den Bundestagswahlen am 24. September über die
Jamaika-Verhandlungen und deren Abbruch, bis zum Vorliegen eines
Koalitionsvertrages zwischen Union und SPD. Das ist ungewöhnlich
lange. 2013 lagen zwischen den Wahlen und der Bildung der Regierung 86
Tage, das war so lange wie noch nie zuvor.[1] Heute sind es also 136
Tage von den Wahlen bis zum fertigen Koalitionsvertrag.
Koalitionsverhandlungen dienen dem Zweck, dass verschiedene Parteien
ihre Zukunftsvorstellungen und politischen Programme für die kommenden
vier Jahre übereinanderlegen und daraus einen Kompromiss schließen.
Macht man sich das klar, könnte man auf den Gedanken kommen, seit der
Bundestagswahl wäre zwischen den Parteien ein flammender Streit um
konkurrierende Entwürfe für die Zukunft unserer Gesellschaft
entbrannt. Das Gegenteil ist der Fall. Die Trägheit der
Koalitionsverhandlungen zeugt von einem krassen Mangel an
Zukunftsvorstellungen. Und auch im Koalitionsvertrag zwischen Union
und SPD sucht man die aufeinanderprallenden Gesellschaftsentwürfe
vergeblich. Der Vertrag macht eher den Eindruck, als ob sich dort
VertragspartnerInnen zusammengefunden hätten, die sich zwar um die
richtigen Mittel streiten, sich im Ziel aber einig sind.[2] Ob es auf
Grundlage des jetzt ausgehandelten Koalitionsvertrages aber überhaupt
zu einer Regierungsbildung kommt, ist zum Zeitpunkt, zu dem wir diesen
Text schreiben, nicht klar und hängt noch von einem Votum der
SPD-Mitglieder ab. Wenn es nach uns geht, sollten die SPD-Mitglieder
den Koalitionsvertrag in diesem Votum ablehnen. Warum? Das möchten wir
im Folgenden darstellen.

Um einem häufig geäußerten Punkt gleich zuvorzukommen: Ja, es gibt
auch gute Punkte und Erfolge im Koalitionsvertrag. Niemand bestreitet
das. Was dem Koalitionsvertrag fehlt, sind nicht die einzelnen guten
Punkte. Was ihm fehlt, ist der Blick für das Ganze. Nehmen wir ein
Beispiel: Kein Mensch kann etwas dagegen haben, dass es 8.000 neue
Pflegestellen geben soll. Bedenkt man aber, dass diese 8.000
Pflegestellen auf etwas mehr als 13.000 Pflegeeinrichtungen aufgeteilt
werden müssen, wird klar, dass das lange nicht reichen kann. Bezieht
man dann noch mit ein, dass die Gewerkschaften bei derzeit über einer
Million in Pflegeeinrichtungen beschäftigten Fachkräften den
Pflegenotstand ausrufen, sind die 8000 neuen Pflegestellen kaum ein
Tropfen auf den heißen Stein.[3] Dem Beispiel der Pflegekräfte
folgend, könnten wir nun den gesamten Koalitionsvertrag durchgehen und
anhand der Erfolge in den einzelnen Bereichen aufzeigen, warum auch
das nicht ausreicht.

Wollen wir aber nicht. Denn es geht uns um etwas anderes. Uns geht es
nicht nur darum, dass der Koalitionsvertrag nicht an jeder Stelle die
richtigen Antworten liefert. Er stellt nicht einmal die richtigen
Fragen. Um das noch einmal am Beispiel der Pflege darzustellen: Es
geht nicht darum, ob es nun 8.000, 10.000 oder 100.000 neue
Pflegestellen braucht. Es geht um eine grundsätzliche Wende in der
Pflege: Pflegeeinrichtungen, die an der Gesundheit und den
Bedürfnissen der PflegerInnen und der Pflegebedürftigen orientiert
sind, nicht an Profitinteressen. Einen Personalbemessungsschlüssel,
der es PflegerInnen ermöglicht, sich genügend Zeit für jedeN
PflegebedürftigeN zu nehmen. Gute Rahmenbedingungen für die
PflegerInnen (das schließt eine angemessene Bezahlung ein) und
Arbeitsbedingungen, die es ihnen ermöglichen, ihrem eigenen Anspruch
an eine gute Pflege gerecht zu werden. Eine fachlich gute und gut
ausgestattete Ausbildung der PflegerInnen. Natürlich auch genügend
Personal - aber eben noch so viel mehr. Um all das sicherzustellen,
braucht es eine grundsätzliche Wende in der Pflege. Ohne den Umbau der
Pflegeversicherung in eine Vollversicherung wird das bspw. nicht
möglich sein. 8.000 neue Pflegestellen sind keine schlechte Sache.
Aber sie werden der eigentlichen Frage nicht im Ansatz gerecht.

Dieser Befund trifft den gesamten Koalitionsvertrag: Er greift die
wichtigen Fragen unserer Zeit nicht einmal auf. Wir erleben gerade
tiefgreifende gesellschaftliche Umwälzungen. Gesellschaftlicher Wandel
an sich ist dabei natürlich nichts Neues, sondern hat immer
stattgefunden und wird immer stattfinden. Doch der Wandel, den wir
gerade erleben, ist ein tiefgreifender. Er verändert nicht bloß
einzelne gesellschaftliche Bereiche, sondern wälzt unsere Gesellschaft
im Ganzen um, erfasst alle Lebensbereiche.

Der Wandel der Arbeitswelt eröffnet uns durch eine Entwicklung neuer
produktiver Kräfte, neuer Arbeitsorganisationsformen und der
Digitalisierung auf der einen Seite ganz neue Möglichkeiten, unsere
Wirtschaftstätigkeit gemeinsam und bewusst zu organisieren.[4] Auf der
anderen Seite belasten die Unternehmensleitungen mit ihrem
Profitinteresse die Beschäftigten und üben durch indirekte Steuerung
Druck auf sie aus. Versuche, diesen Wandel einzudämmen oder seine
Auswirkungen zu begrenzen, müssen scheitern. Auch die Digitalisierung
bspw. bietet Möglichkeiten, die zu wirklichem gesellschaftlichen
Fortschritt genutzt werden können, wenn wir sie bewusst entwickeln.
Wir brauchen hierauf Antworten, die es uns ermöglichen, unsere
Wirtschaftstätigkeit demokratisch zu organisieren und an unseren
Bedürfnissen auszurichten - nur so schaffen wir es, dass wir unsere
neu erlernten Fähigkeiten nicht gegen uns selber richten. Der
Klimawandel schreitet weiter voran und bedroht mittlerweile unsere
natürliche Lebensgrundlage. Kleinteilige Fragen, wann welche
nachhaltigere Technologie eingeführt und welche abgeschafft werden
können, sind hier völlig fehl am Platz. Ändern wir unser Verhältnis zu
unserer Umwelt nicht bald radikal, werden die Auswirkungen verheerend
sein - und diejenigen, für die es heute schon ungerecht zugeht, werden
die zuerst Betroffenen sein. Das Ausmaß an Ungerechtigkeit sowohl
weltweit als auch innerhalb Europas ist himmelschreiend. Über eine
Reform Europas zu sprechen und dabei nur an den Sitz des
Europaparlamentes, nicht aber an Armut in Süd- und Südosteuropa zu
denken, ist blanker Hohn. Und für die Ungeheuerlichkeit, angesichts
Tausender Toter im Mittelmeer noch darüber zu sprechen, ob es
ertragbar sei, dass mehr als 1.000 Geflüchtete monatlich im
Familiennachzug nach Deutschland kommen, fallen uns keine Worte mehr
ein.

Alle diese gesellschaftlichen Lebensbereiche hängen miteinander
zusammen. Global agierende Konzerne sorgen dafür, dass sich der Wandel
der Arbeitswelt global rasant verbreitet und Nationalstaaten können
mit ihren Instrumenten neue Technologien längst nicht mehr
kontrollieren. Der Klimawandel zwingt schon heute Menschen, aus ihrer
Heimat zu fliehen. Fliehen sie nach Südeuropa, werden sie dort bald
Opfer der Auswirkungen der europäischen Austeritätspolitik - und des
Vormarsches rechter und rassistischer Parteien. Wollen wir die
Umwälzungen in unserer Gegenwart fortschrittlich und in unserem Sinne
gestalten, reichen Antworten in einzelnen Bereichen nicht aus. Was wir
brauchen, ist ein fortschrittlicher Gesellschaftsentwurf, der sich mit
den Fragen unserer Zeit grundsätzlich auseinandersetzt und einen
radikalen Aufbruch als Antwort darauf formuliert. Das ist die
geschichtliche Aufgabe, die die Sozialdemokratie annehmen kann.

Denn wir wissen eines ganz sicher: Im Koalitionsvertrag der großen
Koalition findet sich kein Entwurf, wie wir die Umwälzungen unserer
Gegenwart gestalten wollen. Im Gegenteil, der Koalitionsvertrag ist
der Politik gewordene Ausdruck des Abwartens und Zögerns. Statt sich
der Fragen unserer Zeit anzunehmen, werden im Stückwerk-Verfahren
Einzelmaßnahmen für akute Probleme zusammengeschustert, die wirklichen
gesellschaftlichen Widersprüche aber ignoriert. Der Koalitionsvertrag
löst diese Widersprüche nicht auf, sondern zögert bloß ein weiteres
Aufbrechen der Interessengegensätze weiter heraus - und sorgt damit
dafür, dass der Umbruch noch heftiger wird, sobald er einmal passiert.
Wir sehen schon heute, wie sich die gesellschaftlichen Widersprüche
zuspitzen. Die Reichen werden immer reicher, während Armut immer
weiter wächst - heute besitzen die reichsten 45 Haushalte in
Deutschland genau so viel wie die 40 Millionen der ärmeren Hälfte der
Bevölkerung.[5] Ein Gesellschaftsentwurf, der keine Antwort darauf
bietet, wie der Reichtum gerecht verteilt werden kann, darf sich weder
gerecht noch fortschrittlich nennen. Nazis, RassistInnen und
AntisemitInnen sind in Deutschland und weltweit auf dem Vormarsch und
bedrohen in den letzten Jahrzehnten mühsam erkämpfte Freiheiten, bspw.
bei der Geschlechtergerechtigkeit. Diese und andere Entwicklungen
dürfen wir nicht hinnehmen, sondern müssen sie an der Wurzel
bekämpfen. Wir sehen, dass sich die gesellschaftlichen Widersprüche
heute zuspitzen, und wir sehen, dass die große Koalition sich nicht an
die großen Fragen unserer Zeit heranwagt. Und sehenden Auges die
gesellschaftlichen Widersprüche und ihre Auswirkungen unverändert zu
lassen, das kann nicht die Zustimmung der Sozialdemokratie finden.

Aber auch andernorts sind Antworten auf die Fragen unserer Zeit heute
rar gesät. Wir müssen diese Antworten also selber erarbeiten. Ganz
unabhängig davon, wie das Votum der SPDMitglieder Anfang März ausgehen
wird: Wir brauchen einen radikalen Aufbruch und einen
fortschrittlichen Gesellschaftsentwurf. Das werden wir nicht alleine
schaffen. Was es für einen radikalen Aufbruch und die Erarbeitung
eines fortschrittlichen Gesellschaftsentwurfes braucht, ist eine
gemeinsame Anstrengung einer breiten gesellschaftlichen Bewegung.
Gewerkschaften und ökologische Organisationen, FeministInnen und
AntirassistInnen, GlobalisierungskritikerInnen und viele mehr müssen
sich gemeinsam mit den Fragen unserer Zeit auseinandersetzen und
Antworten darauf erarbeiten.

Man hört schon den ein oder anderen Unkenruf, am Ausgang des
Mitgliedervotums der SPD entscheide sich, ob die Sozialdemokratie noch
eine Zukunft habe. Das ist mitnichten die Wahrheit. Ob die
Sozialdemokratie eine Zukunft haben wird, entscheidet sich daran, ob
sie es schafft, sich mit den Fragen unserer Zeit auseinanderzusetzen
und Antworten darauf zu erarbeiten. Das kann nur unser gemeinsames
Werk sein. Gemeinsam muss es uns gelingen, uns mit den Widersprüchen
der Gegenwart auseinanderzusetzen und einen fortschrittlichen
Gesellschaftsentwurf als Antwort auf die Fragen unserer Zeit zu
erarbeiten. Daran hängt die Zukunft der Sozialdemokratie. Und der
Blick auf den Klimawandel, den Wandel unserer Arbeitswelt oder den
Vormarsch der politischen Rechten zeigt: Es ist weit mehr als die
Sozialdemokratie, die davon abhängt.



Jan Dieren ist stellvertretender Juso-Bundesvorsitzender. Er
lebt zwischen Ruhrgebiet und Niederrhein, wo er Philosophie und
Rechtswissenschaften studiert.

Matthias Glomb ist stellvertretender Juso-Bundesvorsitzender.
Er lebt in Münster und arbeitet dort an einem Forschungsprojekt zur
bundesdeutschen Bildungspolitik der sechziger und siebziger Jahre.

Jessica Rosenthal ist stellvertretende Bundesvorsitzende der
Jusos. Sie lebt in Bonn, wo sie Geschichte und Deutsch auf Lehramt
studiert und halbtags an einer Förderschule arbeitet.


Anmerkungen

[1] Nachzuschlagen auf bundestag.de.

[2] Womit nicht gesagt sein soll, dass es in Union und SPD nicht sehr
unterschiedliche Vorstellungen für die Zukunft unserer Gesellschaft
gäbe.

[3] Zahlen: destatis.de (Stand 2015).

[4] Vgl. hierzu auch Stephan Siemens und Martina Frenzel: Das
unternehmerische Wir (VSA-Verlag).

[5] Folgend aktuellen Berechnungen des DIW, abrufbar auf diw.de.
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NAHOST/1582: Washington - Trump-Netanjahus Selbstrettungsbündnis ... (SB)


Washington - Trump-Netanjahus Selbstrettungsbündnis ...



Im Oval Office empfing Donald Trump am 5. März seinen "guten Freund"
Benjamin Netanjahu. Beide Männer stehen innenpolitisch mit dem Rücken
an der Wand. Gegen den israelischen Premierminister wird in mehreren
schweren Korruptionsfällen polizeilich ermittelt. Gleichzeitig droht
Netanjahus Regierungskoalition an der Forderung der Partei Vereinigtes
Thora-Judentum nach einer Gesetzesregelung, die ultra-orthodoxe
Talmud-Studenten vom Wehrdienst befreit, auseinanderzubrechen, was
Neuwahlen für die Knesset erforderlich machen würde.

Im Weißen Haus Trumps herrscht ein chaotisches Personalkarussell.
Sonderermittler und Ex-FBI-Chef Robert Mueller versucht
herauszufinden, ob der New Yorker Immobilienmagnat bei der
Präsidentenwahl 2016 unzulässige Hilfe von russischer Seite erhalten
hat. Am 27. Februar hat Trumps Chefberater und Nahost-Beauftragter
Jared Kushner auf Anweisung von Stabschef John Kelly den Zugang zu
Regierungsmaterial der höchsten Geheimhaltungsstufe verloren. Der
Ehemann von Trump-Tochter Ivanka, mit dessen Familie Netanjahu seit
langem befreundet ist, steht in dringendem Verdacht, im vergangenen
Sommer Saudi-Arabien und die Vereinigten Arabischen Emirate zu einer
diplomatischen und wirtschaftlichen Offensive gegen Katar angestiftet
zu haben, nachdem die Königsfamilie Al Thani in Doha die Gelegenheit
ausgeschlagen hatte, die Kredite der Kushner-Baugruppe für die
leerstehende Prestigeimmobilie 666 Fifth Avenue in Manhattan in Höhe
von 1,2 Milliarden Dollar zu refinanzieren.

Mit dem Amtsantritt von Trump als Präsident im Januar 2017 ist es zu
einer außerordentlichen Vertiefung der strategischen Partnerschaft
zwischen den USA und Israel gekommen. Statt wie all seine Vorgänger
zumindest so zu tun, als vermittle man zwischen Israelis und
Palästinensern, hat sich Trump voll auf die israelische Seite
gestellt. Kritik am jüdischen Siedlungsbau im besetzten Westjordanland
ist aus Washington nicht mehr zu hören. Das Gegenteil ist der Fall.
Trump hat Jerusalem als Hauptstadt Israels anerkannt und damit gezielt
gegen den Standpunkt praktisch aller anderen UN-Mitgliedsstaaten,
denen zufolge die heilige Metropole Hauptstadt sowohl Israels als auch
eines eventuellen palästinensischen Staates werden sollte, verstoßen.
Um seine Version der Dinge Wirklichkeit werden zu lassen, hat Trump
vor kurzem die offizielle Verlegung der US-Botschaft von Tel Aviv nach
Jerusalem bis Mai angeordnet, weswegen Palästinenser-Präsident Mahmud
Abbas ihn als Lügner und Schwindler beschimpft hat.

Bei ihrem mehrstündigen Treffen im Oval Office sollen Trump und
Netanjahu nach Angaben des israelischen Premierministers nicht mehr
als 15 Minuten über die palästinensische Frage gesprochen haben. Bei
der anschließenden Pressekonferenz machte Trump aus seiner arroganten
Haltung den Palästinensern gegenüber keinen Hehl. Ihm zufolge
boykottieren Abbas und die palästinensische Autonomieverwaltung (PA)
derzeit die Friedensverhandlungen; sie müßten an den Verhandlungstisch
zurückkehren - nachdem er im Sinne einer längst fälligen
Flurbereinigung den strittigen Punkt Jerusalem vom Tisch gewischt
habe. "Und sollten sie es nicht tun, wird es keinen Frieden geben; das
ist auch eine Möglichkeit", so der stets von sich eingenommene Trump
zu den anwesenden Medienvertretern.

Zentrales Diskussionsthema der beiden Macher war laut Netanjahu "Iran,
Iran, Iran". Vor der Presse verwies Israels Premierminister auf Trumps
Ultimatum, demzufolge das unter der Leitung der Regierung Barack
Obamas von den USA, Deutschland, China, Frankreich, Großbritannien und
Rußland 2015 mit dem Iran geschlossene Atomabkommen neu ausgehandelt
werden müsse, sonst würden die USA im Alleingang neue Sanktionen gegen
Teheran verhängen. Netanjahu erklärte, der Joint Comprehensive Plan of
Action (JCPOA), so der offizielle Titel des Vertrags, müsse "entweder
völlig korrigiert oder ganz aufgekündigt" werden; Trump habe die vom
Iran ausgehende Bedrohung erkannt, so Netanjahu. In dieser
Angelegenheit seien die beiden Regierungschefs "einer Meinung".

Gemäß der Vorgabe aus Washington haben die drei europäischen
Unterzeichnerstaaten des JCPOA - Deutschland, Frankreich und
Großbritannien - bereits Gespräche mit dem Iran über mögliche
Verbesserungen des Vertrages aufgenommen. Eine erste Runde fand nach
Angaben der Nachrichtenagentur Reuters am Rande der Münchner
Sicherheitskonferenz Ende Februar statt. Auch wenn sich Teheran
diskussionsbereit zeigt, ist der Spielraum für Präsident Hassan Rohani
kaum bis gar nicht existent. Bereits jetzt beklagen die Iraner, daß
die Amerikaner ihren Teil der Abmachung nicht einhielten, indem sie
ausländische Unternehmen von Geschäften mit iranischen Partnern
mittels Sanktionsandrohungen abschreckten. Der Iran geht mit eigenen
Forderungen in die künftigen Verhandlungen, die zu erfüllen keine der
fünf UN-Vetomächte - China, Frankreich, Großbritannien, Rußland und
USA - bereit sein dürfte. Am 3. März erklärte Brigadegeneral Massud
Jazajeri, Sprecher der iranischen Streitkräfte, gegenüber der
staatlichen Nachrichtenagentur IRNA, eine Verkleinerung des
Raketenarsenals würde es nur bei gleichzeitiger Verschrottung der
Nuklearwaffen der offiziellen Atommächte geben.

In den letzten Monaten hat der Vormarsch der Syrischen Arabischen
Armee (SAA), die bekanntlich Militärhilfe von Rußland, dem Iran und
der schiitisch-libanesischen Hisb-Allah-Miliz erhält, gegen die meist
islamistischen Rebellen in Syrien die Funktionselite in Israel in eine
regelrechte Hysterie gestürzt. Die Rede ist von unterirdischen
iranischen Raketenfabriken in Syrien bzw. Stellungen der
Revolutionsgarden nahe den von Israel seit 1967 besetzten Golan-Höhen.
Netanjahu hat die iranische Präsenz in Syrien zu einer existentiellen
Bedrohung Israels erklärt, gegen die früher oder später militärisch
vorgegangen werden müsse.

Vor der zunehmenden Gefahr eines von Israel initiierten Kriegs der USA
gegen den Iran warnen ehemalige amerikanische Geheimdienstmitglieder
und Militärs. Bei einer Tagung im Washingtoner Press Club am 2. März
unter der Schirmherrschaft des Institute for Research: Middle East
Policy und des Washington Report on Middle East Affairs hat Lawrence
Wilkerson von einem Irankrieg dringend abgeraten, weil ein solcher
Konflikt im besten Fall blutiger und kostspieliger als die aktuellen
Kriege in Afghanistan und im Irak zusammen ausfallen und im
schlimmsten Fall einen dritten Weltkrieg auslösen würde. Der
US-Armeeoberst a. D. war während der ersten Amtszeit von George W.
Bush als Präsident Stabschef von US-Außenminister Colin Powell. Er hat
persönlich miterlebt, wie 2002/2003 die neokonservativen Kriegstreiber
in Washington mit Hilfe zionistischer Falken in Israel einen Vorwand
für den Krieg gegen den Irak Saddam Husseins mit
Geheimdienstmanipulationen - Stichwort "Massenvernichtungswaffen" -
erschwindelt haben.

Wilkerson sieht die Welt in einer ähnlich prekären Situation wie im
Sommer 1914 vor dem Ausbruch des Ersten Weltkriegs. Seine Analyse der
geopolitischen Lage ist schlüssig wie auch wachrüttelnd. Damit jeder
ihn lesen kann, hat Philip Weiss eine Abschrift des
Wilkerson-Auftritts im Washingtoner Press Club samt anschließendem
Frage-Antwort-Teil auf seinem vielgelobten, israelkritischen
Nachrichtenportal Mondoweiss.net unter der Überschrift "Israel is
trying to 'suck American into' Iranian war that could lead to world
war" veröffentlicht.

6. März 2018
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ARMUT/257: Bündnis fordert offensive Sozialpolitik - Armut jetzt bekämpfen (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 6. März 2018

Bündnis fordert offensive Sozialpolitik: Armut jetzt bekämpfen!

Gemeinsame Erklärung von mehr als 30 bundesweit aktiven
Organisationen



Entschlossene Maßnahmen zur Armutsbekämpfung und eine sofortige Anhebung
der Regelsätze in der Grundsicherung für alle hier lebenden bedürftigen
Menschen fordern über 30 bundesweit aktive Organisationen von der neuen
Bundesregierung heute in einer gemeinsamen Erklärung anlässlich der
aktuellen Debatte um die Tafeln. Dass Menschen, egal welcher Herkunft,
überhaupt Leistungen der Tafeln in Anspruch nehmen müssten, sei Ausdruck
politischen und sozialstaatlichen Versagens in diesem reichen Land, heißt
es in der Erklärung, die u.a. vom DGB, der Nationalen Armutskonferenz, dem
Paritätischen Wohlfahrtsverband, dem Sozialverband VdK Deutschland, dem
Verband alleinerziehender Mütter und Väter, dem Deutschen Kinderschutzbund,
der Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe und PRO ASYL unterzeichnet
wurde.

Konkret gefordert wird die Anhebung der Regelsätze in Hartz IV, der
Sozialhilfe und der Leistungen für Asylbewerber auf ein bedarfsgerechtes
und existenzsicherndes Niveau. »Die Leistungen in der Altersgrundsicherung,
bei Hartz IV oder im Asylbewerberleistungsgesetz sind ganz einfach zu
gering bemessen und schützen nicht vor Armut. Die Regelsätze müssen sich am
tatsächlichen Bedarf orientieren und ein Mindestmaß an sozialer Teilhabe
garantieren. Wir brauchen eine untere Haltelinie gegen die Spaltung in Arm
und Reich und müssen den gesellschaftlichen Zusammenhalt stärken«, so
Annelie Buntenbach, Mitglied im Bundesvorstand des Deutschen
Gewerkschaftsbundes (DGB).

Es sei ein Skandal, dass die politisch Verantwortlichen das seit Jahren
bestehende gravierende Armutsproblem verharmlosen und keine Maßnahmen zur
Lösung einleiten, heißt es in der gemeinsamen Erklärung. Kritik äußert in
diesem Zusammenhang Ulrich Schneider, Hauptgeschäftsführer des
Paritätischen Gesamtverbands, auch am Koalitionsvertrag der künftigen
Regierung: »Wir wollen den Kern des Problems in den Mittelpunkt der
öffentlichen Debatte und das Thema Armutsbekämpfung auf die Agenda der
Großen Koalition setzen. Die Sicherung des Existenzminimums ist Aufgabe des
Sozialstaates und nicht privater Initiativen und ehrenamtlichen
Engagements. Niemand dürfte in unserem Sozialstaat auf Lebensmittelspenden
angewiesen sein. Der Koalitionsvertrag zeigt hierzu eine bemerkenswerte
Leerstelle.«

Nachbesserungsbedarf wird dabei unter anderem beim Thema Kinderarmut
gesehen. Heinz Hilgers, Präsident des Deutschen Kinderschutzbundes (DKSB):
»Die Tafeln leisten großartige Arbeit. Aber dass in einem reichen Land wie
Deutschland 360.000 Kinder und Jugendliche gezwungen sind, die Tafeln zu
nutzen, um satt zu werden, ist eine Schande. Der Staat hat die Pflicht,
dafür zu sorgen, dass jemand, der Kinder hat, ganz normal im Supermarkt
einkaufen gehen kann, und nicht auf kostenlose und freiwillige Angebote
Dritter ausweichen muss. Dafür müssen die Regelsätze ausreichen und
entsprechend bemessen werden.«

Gemeinsam positionieren sich die Organisationen ganz klar für Integration
und eine offensive Sozialpolitik für alle hier lebenden Menschen. Günter
Burkhardt, Geschäftsführer von PRO ASYL: »Deutschland ist reich, in
Deutschland gibt es genug Geld und erst recht genug Nahrung für alle.
Flüchtlinge und Migranten werden als Sündenböcke instrumentalisiert und für
Fehlentwicklungen wie Armut und Wohnungsnot verantwortlich gemacht, die die
Politik zu verantworten hat. Wir brauchen eine auf Gerechtigkeit und
Integration abzielende Sozialpolitik, die Flüchtlinge und Migranten
einschließt. Dazu gehört auch die Sicherstellung des Existenzminimums für
alle Menschen in Deutschland. Hilfsbedürftige dürfen nicht nach Pass oder
Nationalität gegeneinander ausgespielt werden.«

Auch Barbara Eschen, Sprecherin der Nationalen Armutskonferenz und
Diakoniedirektorin in Berlin-Brandenburg, warnt vor einer
gesellschaftlichen Entsolidarisierung und unterstreicht: »Alle in Armut
lebenden Menschen leiden unter einer ungerechten Politik, die Armut nicht
bekämpft. Es ist unerträglich, dass von Armut Betroffene Menschen jetzt in
Konkurrenz zueinander stehen. Es kann nicht länger sein, dass staatliche
Maßnahmen wie der Regelsatz das Auskommen nicht sichern und Ehrenamtliche
einspringen sollen, die das an die Belastungsgrenze bringt. Die Tafeln
dürfen nicht länger die Ausputzer der Nation sein!«

Die Erklärung wird getragen von über 30 bundesweit aktiven Organisationen.
Weitere interessierte Organisationen und Initiativen, auch lokal und
regional aktive, sind eingeladen, den Aufruf mit zu unterstützen. Mehr
Informationen unter: 

www.der-paritaetische.de/aufruf

Liste der Träger des Aufrufs auf Bundesebene:


	Der Paritätische Gesamtverband

	Alevitische Gemeinde Deutschland

	Arbeiterwohlfahrt Bundesverband e.V.

	Bundesarbeitsgemeinschaft für Kinder in Adoptiv- und Pflegefamilien e.V.

	Bundesarbeitsgemeinschaft Wohnungslosenhilfe e.V.

	Bündnis "Reichtum umverteilen - ein gerechtes Land für alle!"

	Deutsche Diabetes-Hilfe

	Deutsche Gesellschaft für Soziale Psychiatrie

	Deutsche Kinderschutzbund Bundesverband e.V.

	Deutsche Rheuma-Liga Bundesverband e.V.

	Deutscher Gewerkschaftsbund

	Bundesarbeitsgemeinschaft der Kinderschutz-Zentren e.V.

	Eberhard-Schultz-Stiftung für soziale Menschenrechte und Partizipation

	Erwerbslosen- und Sozialhilfeverein Tacheles e.V.

	Erwerbslosenforum Deutschland

	Fachverband Drogen- und Suchthilfe

	Föderation Demokratischer Arbeitervereine e.V.

	Freunde der Erziehungskunst Rudolf Steiners e.V.

	Guttempler in Deutschland e.V.

	Hilfswerk der Unitarier (Gesamtverband) e.V.

	Kirchlicher Dienst in der Arbeitswelt

	Koordinierungsstelle gewerkschaftlicher Arbeitslosengruppen

	Nationale Armutskonferenz

	NaturFreunde Deutschlands e.V.

	PRO ASYL e.V.

	Solidaritätsdienst International e.V.

	SoVD - Sozialverband Deutschland e.V.

	Sozialverband VdK Deutschland e.V.

	Sozialwerk des Demokratischen Frauenbundes e.V.

	Tafel Deutschland e.V.

	Verband alleinerziehender Mütter und Väter Bundesverband e.V.

	Verband binationaler Familien und Partnerschaften e.V.

	Verband für sozial-kulturelle Arbeit e.V.

	Volkssolidarität Bundesverband e.V.

	Zukunftsforum Familie e.V.



 * 

AUFRUF

Arme Menschen nicht gegeneinander ausspielen - Sozialleistungen endlich
erhöhen

Die momentan geführte öffentliche Diskussion um eine Tafel zeigt, dass arme
Menschen nicht gegeneinander ausgespielt werden dürfen. Sozialstaatliche
Leistungen müssen dafür sorgen, dass für alle hier lebenden Menschen,
gleich welcher Herkunft, das Existenzminimum sichergestellt ist. Es ist ein
Skandal, dass die politisch Verantwortlichen das seit Jahren bestehende
gravierende Armutsproblem verharmlosen und keine Maßnahmen zur Lösung
einleiten. Damit drohen neue Verteilungskämpfe.

Die Zahl derer, bei denen Einkommen und Sozialleistungen nicht im Mindesten
ausreichen, um Armut zu verhindern, wird zunehmend größer. Es betrifft
Wohnungslose, in Altersarmut Lebende, prekär Beschäftigte,
Alleinerziehende, Erwerbslose und Geflüchtete.

Wieder einmal wird sichtbar, worauf Fachleute seit Jahren hinweisen: Die
Regelsätze in Deutschland sind zu gering bemessen, um grundlegende
Bedürfnisse abzudecken. Für Ein-Personen-Haushalte und Alleinerziehende
sieht der Hartz IV-Regelsatz täglich 4,48 Euro für Essen und alkoholfreie
Getränke vor. Für Kinder im Alter unter sechs Jahren sind 2,62 Euro
vorgesehen, für Kinder von sechs bis 14 Jahren 3,73 Euro.

Dass Menschen, egal welcher Herkunft, überhaupt die Leistungen der Tafeln
in Anspruch nehmen müssen, ist Ausdruck politischen Versagens in diesem
reichen Land. Die Ehrenamtlichen der Tafeln vor Ort dürfen nicht länger
dazu dienen, armutspolitisches Unterlassen auszugleichen. Die Sicherung des
Existenzminimums ist Aufgabe des Sozialstaates und nicht privater
Initiativen und ehrenamtlichen Engagements.

Wir fordern die zukünftige Bundesregierung auf, die Regelsätze in Hartz IV
und der Sozialhilfe auf ein bedarfsgerechtes und existenzsicherndes Niveau
anzuheben. Dies muss auch für die Leistungen für Geflüchtete gelten, die
bisher sogar noch niedriger sind. Sozialleistungen müssen nicht nur das
nackte Überleben, sondern auch ein Mindestmaß an Teilhabe ermöglichen.

Der Aufruf kann unterzeichnet werden unter:

http://www.der-paritaetische.de/aufruf/

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 6. März 2018

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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MELDUNG/259: Weniger Kinderehen weltweit (UNICEF)


UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen

New York/ Köln, 6. März 2018

Weniger Kinderehen weltweit

Laut neuen UNICEF-Zahlen wurden 25 Millionen Kinderehen verhindert.



Die Verbreitung von Kinderehen ist laut UNICEF weltweit im letzten
Jahrzehnt um 15 Prozent gesunken. Das entspricht 25 Millionen Kinderehen,
die dank des Rückgangs in den letzten zehn Jahren verhindert wurden.
Dennoch werden nach Schätzung von UNICEF jährlich nach wie vor zwölf
Millionen Mädchen als Minderjährige verheiratet.

Die größten Fortschritte wurden in Südasien und dort vor allem in Indien
erzielt. Zu dem Erfolg hat beigetragen, dass mehr Mädchen zur Schule gehen,
die Regierung speziell in Programme für jugendliche Mädchen investiert und
öffentlich sehr deutlich auf das Verbot und die Schädlichkeit von
Kinderehen aufmerksam gemacht wurde.

"Wenn ein Mädchen im Kindesalter heiraten muss, hat das direkte und
lebenslange Auswirkungen. Seine Chancen, die Schule abzuschließen, sinken.
Gleichzeitig steigt das Risiko, dass es Gewalt durch den Ehemann erfährt
und es Komplikationen bei einer Schwangerschaft gibt", sagt Anju Malhotra,
Gender-Expertin von UNICEF. "Jeder Rückgang von Kinderehen ist eine gute
Nachricht, aber wir haben noch einen weiten Weg vor uns."

Im Rahmen der "Nachhaltigen Entwicklungsziele" (Sustainable Development
Goals) hat sich die Weltgemeinschaft das Ziel gesteckt, die Praxis der
Kinderehen bis zum Jahr 2030 zu beenden. Um das zu erreichen, müsste der
Fortschritt allerdings stark beschleunigt werden: Nach aktuellen Trends
werden bis 2030 weitere 150 Millionen Kinderehen geschlossen werden.

 * 

Quelle:

UNICEF - Kinderhilfswerk der Vereinten Nationen

Pressemitteilung vom 6. März 2018

Herausgeber: Deutsches Komitee für UNICEF, Pressestelle

Höninger Weg 104, 50969 Köln

Telefon: 0221/936 50-0, Fax: 0221/93 65 02 79

E-Mail: mail@unicef.de

Internet: www.unicef.de
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MELDUNG/790: SÜDWIND legt Fokus auf Heimatüberweisungen und fordert Modernisierung von Geldtransfers (Südwind e.V.)


SÜDWIND e.V. - Institut für Ökonomie und Ökumene

Pressemitteilung vom 6. März 2018

SÜDWIND legt Fokus auf Heimatüberweisungen und fordert Modernisierung
von Geldtransfers



Bonn, 06. März 2018 - Viele MigrantInnen senden regelmäßig Geld in ihr
Herkunftsland, um ihre Familienangehörigen zu unterstützen. Für viele
Familien in Entwicklungsländern stellen diese Überweisungen die
Haupteinnahmequelle dar. Doch wenn MigrantInnen für diese
Heimatüberweisungen (engl. Remittances) eine reguläre Banküberweisung
nutzen, müssen sie hohe Gebühren zahlen. Darüber hinaus sind die Transfers
häufig umständlich, intransparent und dauern zu lang. Das Bonner
SÜDWIND-Institut verweist in einem neuen Projekt auf das große Potential
von Heimatüberweisungen in Bezug auf Armutsbekämpfung und
Entwicklungschancen. Deshalb fordert SÜDWIND eine Modernisierung dieser
Geldtransfers und mehr Transparenz für EmpfängerInnen und SenderInnen.

Im Jahr 2017 überwiesen MigrantInnen über 440 Mrd. US-Dollar in
Entwicklungsländer. Das ist das Dreifache der Summe, die die
Industrieländer insgesamt als öffentliche Entwicklungszusammenarbeit (ODA)
zur Verfügung gestellt haben. Etwa 800 Mio. Menschen in Entwicklungsländern
werden von diesen Heimatüberweisungen direkt unterstützt. Mehr noch: Für
viele Familien stellen Heimatüberweisungen bis zu 60 Prozent ihres
Einkommens dar. Sie werden größtenteils für Ausgaben des unmittelbaren
Bedarfs (Essen, Obdach, Kleidung oder Gesundheit) verwendet.

Doch zum derzeitigen Zeitpunkt sind Geldüberweisungen in Länder des
Globalen Südens zu teuer. Schon der weltweite Durchschnittspreis von etwa
14 US-Dollar bei einer Überweisung von 200 US-Dollar ist definitiv zu hoch.
Geldtransfers zwischen bestimmten Ländern in Subsahara-Afrika können bis zu
20 Prozent des gesendeten Betrags kosten. Mit 7,2 Prozent
durchschnittlichen Kosten für eine Überweisung von Deutschland ins Ausland
liegt die Bundesrepublik nicht nur über dem weltweiten Durchschnitt - sie
ist nach Großbritannien auch das teuerste Land innerhalb der Europäischen
Union. "Es kann nicht sein, dass eine Überweisung nach Honduras mehr als
drei Tage dauert und neben den ohnehin schon hohen Gebühren, die meine Bank
mir in Rechnung stellt, auch noch Gebühren für den Empfänger anfallen",
sagt Dr. Pedro Morazán von SÜDWIND, der seit 30 Jahren in Deutschland lebt,
und regelmäßig Geld an Familienangehörige in Honduras überweist.

Das Potential von Heimatüberweisungen wurde in den vergangenen Jahren von
nationaler und internationaler Politik anerkannt. So einigten sich die G20
im Jahr 2014 darauf, "Nationale Pläne für Heimatüberweisungen" (NRP) mit
Handlungsempfehlungen zur Senkung der Kosten zu entwickeln. Auch die
"Agenda 2030 für nachhaltige Entwicklung" formuliert das Ziel, bis 2030 die
weltweiten durchschnittlichen Kosten auf drei Prozent zu senken (SDG10c).
Der Global Compact for Migration der Vereinten Nationen, dessen erster
Entwurf von SÜDWIND kommentiert wurde, beschäftigt sich mit dem Thema
Heimatüberweisungen: Das Ziel 20 fordert günstigere, schnellere und
sicherere Heimatüberweisungen. "Die Ziele sind gut formuliert. Was nun
fehlt, ist ein breit angelegter Dialog zwischen allen relevanten
AkteurInnen aus Politik, Zivilgesellschaft, Wirtschaft und Diaspora, um sie
auch zu erreichen", so Morazán weiter.

Dafür stellt SÜDWIND nun ein erstes Fact Sheet [1] zum Thema
Heimatüberweisungen vor, das erste Lösungsansätze bietet. Zudem wird im
Rahmen des von Engagement Global und der Stiftung Umwelt und Entwicklung
geförderten Projekts im Frühjahr eine umfangreiche Studie zum Thema
erscheinen.


Link zum Fact Sheet:

https://www.suedwind-institut.de/index.php/de/alle-verfuegbaren-publikationen/fs-geld-in-bewegung-warum-heimatueberweisungen-billiger-sicherer-und-schneller-werden-muessen.html

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 6. März 2018

SÜDWIND e.V. - Institut für Ökonomie und Ökumene

Kaiserstraße 201, 53113 Bonn

Telefon: +49 (0)228-763698-0, Fax: +49 (0)228-763698-22
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UNTERNEHMEN/2698: Die Frauenquote greift - Aber warum in nur 107 Unternehmen? (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 05.03.2018

Die Frauenquote greift. Aber warum in nur 107 Unternehmen? Forscherin
macht Vorschlag für schrittweise Erweiterung

"Gleichstellung ist gesamtgesellschaftliche Aufgabe"



Die Frauenquote für Aufsichtsräte greift. Allerdings ist sie nur für sehr
wenige Unternehmen verpflichtend - dabei stellt die Gleichstellung von
Frauen und Männern eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe dar. Der
Geltungsbereich könnte und sollte deshalb schrittweise ausgeweitet werden.
Wie das gehen kann, zeigt Marion Weckes, Expertin für Unternehmensführung
bei der Hans-Böckler-Stiftung: In zwei Schritten könnte die Quote von
etwas über 100 auf rund 2250 Firmen ausgedehnt werden (siehe auch die
Infografik; Link unten).

Seit 2016 gilt die Geschlechterquote: 30 Prozent der Aufsichtsratsmandate
der Kapitalgesellschaften, die börsennotiert und zugleich paritätisch
mitbestimmt sind, müssen weiblich besetzt sein. So sitzen nun fast 29
Prozent Frauen in den Kontrollorganen der 107 betroffenen Unternehmen.
2015 waren es erst knapp 23 Prozent. "Es war zu erwarten, dass alle die
Quote erfüllen. Andernfalls hätten Stühle in Aufsichtsräten leer bleiben
müssen", sagt die Ökonomin Weckes. Das Erreichte genüge aber nicht: "Wir
sind noch weit entfernt von einer hinreichenden, flächendeckenden
Beteiligung von Frauen in Leitungsgremien", so Weckes. Der Geltungsbereich
der Quote sei viel zu eng gesteckt. Es sei nicht plausibel, warum sie nur
für jene börsennotierten Unternehmen gelte, die "voll mitbestimmt" sind,
wo den Beschäftigten also die Hälfte der Aufsichtsratssitze zusteht. Die
Geschlechtergleichstellung sei eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe, die
nicht nur den börsennotierten Unternehmen mit paritätischer Mitbestimmung
übertragen werden könne. Zudem gebe es viele Firmen mit mehr als 2000
Beschäftigten, die keinen paritätisch besetzten Aufsichtsrat hätten.

Weckes plädiert dafür, den Geltungsbereich der Quote auszudehnen und das
Kriterium "voll mitbestimmt" zu streichen. Denkbar wäre, dass in einem
ersten Schritt alle deutschen "kapitalmarktorientierten" Gesellschaften
verpflichtet werden. Damit würde die Frauenquote für alle diejenigen
Unternehmen gelten, die wegen ihrer Relevanz für den Kapitalmarkt ohnehin
unter strengerer Aufsicht stehen. Im Jahr 2017 waren das 561 Unternehmen.
Die Liste der "kapitalmarktorientierten" Gesellschaften wird von der
Bundesanstalt für Finanzdienstleistungsaufsicht (Bafin) geführt. Bei
Firmen auf der Bafin-Liste wird die externe Berichterstattung in einem
gesonderten Verfahren geprüft - eine Lehre aus Skandalen in den USA zu
Beginn des Jahrtausends.

Langfristig fordert Weckes, die Aufgabe der Geschlechtergleichstellung
allen großen Kapitalgesellschaften im Sinne des Handelsgesetzbuchs (ab 250
Beschäftigte) zu übertragen, unabhängig davon, ob eine
Kapitalmarktorientierung vorliegt. Dann wären nicht nur börsennotierte
Aktiengesellschaften, sondern auch inhabergeführte GmbHs mit gesetzlich
vorgeschriebenem Aufsichtsrat verpflichtet, ihren Beitrag zur
Geschlechtergleichstellung zu leisten. Insgesamt würde die Quote dann in
rund 2250 Unternehmen gelten.


Weitere Informationen unter:

https://www.boeckler.de/fotostrecke_boeckler_impuls-r.htm?id=112999&chunk=1 

- Infografik im neuen Böckler Impuls 4/2018

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, Rainer Jung, 05.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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VERKEHR/1526: Rollen bald selbstfahrende E-Bikes durch die Magdeburger Innenstadt? (idw)


Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg - 05.03.2018

Rollen bald selbstfahrende E-Bikes durch die Magdeburger Innenstadt?

Forscherteam entwickelt Rufbereitschaft für autonome E-Bikes in Magdeburg



Ein Team aus Maschinenbauern, Informatikern, Logistikern und
Umweltpsychologen der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg ist dabei,
gemeinsam ein autonomes E-Bike zu entwickeln, das auf Anfrage
selbstständig zum Nutzer navigiert. Ziel der Wissenschaftlerinnen und
Wissenschaftler ist es, eine Rufbereitschaft autonomer Lastenräder in der
Landeshauptstadt Magdeburg zu realisieren. In wenigen Jahren soll dann
eine Flotte von E-Bikes den öffentlichen und individuellen Nahverkehr
ökologisch und ökonomisch wirkungsvoll ergänzen und in einem
Bike-Sharing-System mit Fahrradruffunktion im Umfeld des Universitätscampus
Anwendung finden.

Über eine Smartphone-App wird sich das Fahrzeug zu jedem beliebigen
Standort rufen lassen und nach Nutzung selbstständig in ein zentrales
Depot zurückbewegen. Den Fahrerinnen und Fahrern werden variabel
konfigurierbare Aufsätze zur Verfügung stehen, mit denen sich
beispielsweise einfache Lasten transportieren oder zusätzliche Personen,
z. B. Kinder, befördern lassen.

Ein Prototyp des E-Bikes wird bereits in den nächsten Wochen im
Magdeburger Straßenverkehr getestet. Ausgestattet mit hochentwickelter
Messtechnik "erkennt" das Lastenrad Bordsteine oder andere
Verkehrsteilnehmer und kann analysieren, welche Sensorik bei welchen
Witterungsbedingungen am besten geeignet ist. Zeitgleich wollen
Umweltpsychologen Umfragen mit potenziellen Nutzern des ungewöhnlichen
Fahrzeuges durchführen. "Besonders spannend ist für uns dabei, wie die
Interaktion mit Passanten gestaltet werden kann und welche Faktoren sich
auf die Akzeptanz des E-Bikes auswirken", sagt Karen Krause vom Lehrstuhl
für Umweltpsychologie der Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg.
Parallel dazu laufen Gespräche mit Verkehrsplanern, mit Vertretern des
öffentlichen Nahverkehrs und den ÖSA-Versicherungen, um einen Testlauf in
der Magdeburger Innenstadt umzusetzen.

"Eine der größten Herausforderungen des Projektes liegt in der
fehlertoleranten Umgebungserfassung", so der Informatiker und
Juniorprofessor Sebastian Zug. "Also, in der zuverlässigen Analyse, wo
sich das Fahrrad global und - vor allem - in Bezug auf die intendierte
Fahrspur befindet. Verstellen Hindernisse oder Personen diesen Weg, welche
anderen Verkehrsteilnehmer sind aktuell relevant? Diese Fragen müssen auch
bei veränderlichen Witterungsbedingungen und in 'kniffligen' Situationen
sicher beantwortet werden können." Es müsse sichergestellt werden, dass
das Fahrzeug zur richtigen Zeit am richtigen Ort sei, ergänzt Tom Assmann
vom Institut für Logistik und Materialflusstechnik der Universität.

Diese Revolution im Kleinen, also der urbanen Mikromobilität, mache eine
Vielzahl ingenieurwissenschaftlicher, betriebswirtschaftlicher, sozial-
und humanwissenschaftlicher Entscheidungen notwendig, so Juniorprofessor
Stephan Schmidt vom Lehrstuhl Autonomes Fahren der Fakultät für
Maschinenbau. "So könnte beispielsweise eine effektive Streckenführung z.
B. die Überquerung einer vielbefahrenen Straße ohne Ampel erfordern, was
technisch, juristisch, aber auch wahrnehmungspsychologisch erhebliche
Herausforderungen mit sich bringt."

Die Wissenschaftler versprechen sich dennoch langfristig sinkende
Unfallzahlen, steigenden Komfort und eine höhere Effizienz des Verkehrs.
"Schon ab 2020 könnte Magdeburg damit zum Vorreiter bei der Nutzung
kleiner, umweltverträglicher autonomer Fahrzeuge werden", so Ingenieur
Schmidt. "Selbstfahrende Fahrräder, die sich auf dem Breiten Weg
eigenständig zwischen Hauptbahnhof und Unicampus bewegen, gehören dann
vielleicht wie selbstverständlich zum Stadtbild."

Das Projekt wird vom Bundesministerium für Bildung und Forschung gefördert
und ist in das Forschungsprojekt Netzwerk kooperative Systeme NekoS
eingebunden. Weiterführende Informationen unter http://www.nekos.exfa.de


Weitere Informationen unter:

http://www.nekos.exfa.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution116

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Otto-von-Guericke-Universität Magdeburg, Katharina Vorwerk, 05.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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KIRCHE/2086: Papst Franziskus besucht im Sommer den Ökumenischen Rat der Kirchen (ÖRK)


Ökumenischer Rat der Kirchen - Meldung vom 5. März 2018

Papst Franziskus besucht im Sommer den Ökumenischen Rat der Kirchen



Der Vatikan und der Ökumenische Rat der Kirchen (ÖRK) haben bekanntgegeben,
dass Papst Franziskus im Juni den ÖRK besuchen wird.

Der Besuch wurde auf einer gemeinsamen Pressekonferenz am 2. März im
Vatikan offiziell angekündigt; anwesend waren Kardinal Kurt Koch von der
römisch-katholischen Kirche, Präsident des Päpstlichen Rates zur Förderung
der Einheit der Christen, und Pastor Dr. Olav Fykse Tveit, Generalsekretär
des ÖRK.

Der für den 21. Juni geplante wichtige Besuch ist erst das dritte Mal, dass
ein Papst den ÖRK besucht, und das erste Mal, dass dieser Besuch selbst
Anlass der Reise ist.

Im fünften Jahr von Papst Franziskus feiert der ÖRK sein 70-jähriges
Bestehen, und der Papstbesuch wird einen Höhepunkt der Feierlichkeiten des
ökumenischen Erbes und der Erneuerung unseres Engagements darstellen.

Ein Zeichen der Hoffnung

ÖRK-Generalsekretär Pastor Dr. Olav Fykse Tveit sagte dazu: "Der
angekündigte Besuch des Papstes bei uns in Genf ist ein Zeichen der
Hoffnung für alle, die sich in einer zerbrochenen und gespaltenen Welt nach
Einheit, Frieden und Gerechtigkeit sehnen. Er ist ein Zeichen, wie
christliche Kirchen unsere gemeinsame Berufung und unseren gemeinsamen
Dienst für Gott bekräftigen können. Und er ist eine Bekräftigung unserer
gemeinsamen Orientierung an den Bedürfnissen unserer Mitmenschen, um
gemeinsam zu tun, was wir gemeinsam für Versöhnung und Einheit unter den
Kirchen und in der Welt tun können."

"Dass der Besuch des Papstes anlässlich des 70-jährigen Bestehens des ÖRK
stattfindet, ist eine Anerkennung für all die, die seit vielen Jahren
gemeinsam für die Einheit der Kirche beten und arbeiten. Es ist ein
bedeutendes Zeichen dafür, wie weit wir in diesen Jahren durch die Arbeit
des ÖRK, in der Zusammenarbeit mit der römisch-katholischen Kirche und
jetzt unter der Leitung von Papst Franziskus schon gekommen sind."

Tveit betrachtet den Besuch außerdem als "starke Ermutigung für alle, die
bereit sind, diesen Weg des Glaubens als Pilger fortzusetzen, die nach
Einheit, Gerechtigkeit und Frieden streben und dabei unseren Glauben und
unser religiöses Leben dafür einsetzen, Brücken zu bauen und Menschen
Hoffnung auf eine bessere, gemeinsame Zukunft zu geben."

Eine gemeinsame Vision der Ökumene

Der Besuch unterstreicht die gemeinsame Vision von Papst Franziskus und dem
ÖRK in Bezug auf praktisches ökumenisches Engagement: Der ÖRK bezieht im
Rahmen seines Pilgerwegs der Gerechtigkeit und des Friedens weiterhin
weltweit Kirchen und andere in konkrete Maßnahmen ein und kooperiert dabei
auch mit aktuellen Aktivitäten des Vatikans, die ähnlich ausgerichtet sind.

Der Ökumenische Rat der Kirchen ist eine Gemeinschaft von 348
Mitgliedskirchen; er vereint nahezu alle orthodoxen und zahlreiche
anglikanische, lutherische, methodistische, reformierte und sonstige
Kirchen, die zusammen etwa eine halbe Milliarde Christinnen und Christen
weltweit repräsentieren.

Seit 70 Jahren ist der ÖRK das wichtigste Organ der ökumenischen Bewegung,
um historische Spaltungen zu überwinden, gemeinsam den christlichen Glauben
zu bekennen, sich zusammen für soziale Gerechtigkeit einzusetzen und auf
koordinierte Art Frieden und Gerechtigkeit zu fördern.

Papst Franziskus hat sich bisher nicht nur als Inspirationsquelle erwiesen,
sondern auch als jemand, der ein neues Verständnis vom Auftrag der Kirche,
von christlicher Nachfolge und christlicher Verantwortung vertritt.
Ausgehend von seiner scharfen Kritik an der internationalen
Wirtschaftsordnung und an Bedrohungen für die Umwelt befürwortet er einen
ganzheitlichen Ansatz für die Wirtschaft, die Erde und die Armen.

Auf ökumenischer Ebene betont Franziskus eine tatkräftige Solidarität mit
den Armen, die gleichzeitig die ökumenische Gemeinschaft fördert, sowie ein
gemeinsames Zeugnis von der Freude des Evangeliums und der Verheißung
sozialer Gerechtigkeit.

Franziskus hat enge Beziehungen zum Ökumenischen Patriarchen Bartholomäus
I. geschaffen, mit dem Erzbischof von Canterbury eine gemeinsame Initiative
gegen Menschenhandel auf die Beine gestellt und mit dem koptischen Papst
Tawadros II. ein Übereinkommen zur gegenseitigen Anerkennung der Taufe
erzielt.

Schon vor dem Zweiten Vatikanischen Konzil haben die katholische Kirche und
der Ökumenische Rat der Kirchen eng zusammengearbeitet. Ihre Gemeinsame
Arbeitsgruppe feierte 2015 ihr 50-jähriges Bestehen, und auch wenn der
Vatikan kein Mitglied des ÖRK ist, nimmt er aktiv an den wichtigsten
Programmen und an allen seinen Kommissionen teil.

Zusammenarbeit in Programmen

In den letzten Jahren sind viele Programme des ÖRK und des Vatikans
parallel gestaltet worden, und die zwei Organisationen arbeiten in vielen
Themenbereichen zusammen: so z. B. im Klimawandel, in der Friedensarbeit in
Ländern, in denen Krieg herrscht, bei Migration und Flüchtlingen, in der
interreligiösen Zusammenarbeit und natürlich in ökumenischen Beziehungen
und der Vertiefung eines gemeinsamen theologischen Verständnisses von
Kirche, Mission und Diakonie bzw. Dienst.

"Wir wachsen wirklich zusammen", sagte ÖRK-Generalsekretär Pastor Dr. Olav
Fykse Tveit.

Im Hinblick auf ein aktuelles Beispiel meinte er: "Ich freue mich
beispielsweise sehr über die Zusammenarbeit mit dem Dikasterium für die
ganzheitliche Entwicklung des Menschen unter der Leitung von Peter Kardinal
Turkson. Wir planen für diesen September eine gemeinsame Konferenz zu
Fremdenfeindlichkeit, Rassismus und Populismus."

Tveit verwies auf die starken Synergien und die gemeinsame Vision für eine
ganze Reihe von Aktivitäten: "Die immer stärker werdenden Beziehungen
zwischen der römisch-katholischen Kirche und der Gemeinschaft von Kirchen
im ÖRK sind ein echtes Zeichen der Hoffnung - nicht nur für die Kirchen.
Für viele Menschen, die an so vielen Orten unter Ungerechtigkeit, Gewalt
und Krieg leiden, ist Hoffnung von entscheidender Bedeutung... Beten wir
dafür, dass der Besuch von Papst Franziskus beim ÖRK ein solches Zeichen
der Hoffnung und eine gemeinsame Station auf unserem Pilgerweg der
Gerechtigkeit und des Friedens wird, auf dem wir miteinander gehen, beten
und arbeiten."

 * 

Quelle:

Meldung vom 5. März 2018

Herausgeber: Ökumenischer Rat der Kirchen (ÖRK)

150 rte de Ferney, Postfach 2100, 1211 Genf 2, Schweiz

Internet: http://www.oikoumene.org
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INTERNATIONAL/314: Mexiko - Mehr als 42.000 getötete Personen im Jahr 2017 (poonal)


poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

2017: Mehr als 42.000 getötete Personen in Mexiko



(Mexiko-Stadt, 23. Februar 2018, Desinformémonos) - Von Januar bis
November 2017 sind in Mexiko 42.583 vorsätzliche und fahrlässige
Tötungen registriert worden. Außerdem setzten sich die
Verschleppungen, Bedrohungen, Schikanen, Übergriffe und
Folterpraktiken durch mexikanische Behörden fort, versicherte die
Organisation Amnesty International (AI), während einer Präsentation in
der US-amerikanischen Stadt Washington.

Mit diesen Zahlen - die Dunkelziffer der nicht angezeigten oder der
nicht in die offiziellen Statistik aufgenommenen Fälle nicht
einberechnet - verzeichnet das Jahr 2017 die meisten Gewalttaten
innerhalb der sechsjährigen Amtszeit von Präsident Enrique Peña Nieto,
hob AI in einer Vorschau auf ihren Jahresbericht über Mexiko [1]
hervor.


Mittäterschaft und Straflosigkeit der Staatsdiener*innen


Den Angaben von AI zufolge, haben die mexikanischen Staatsdiener*innen
weder die außergerichtlichen Tötungen korrekt untersucht noch "die
Zahl der Toten oder Verletzten in Auseinandersetzungen mit Polizei und
Militär" veröffentlicht.

AI fügte hinzu, dass die Behörden mit den Nachforschungen über den
Verbleib der 34.656 erfassten verschwundenen Personen nicht
vorangekommen sind und dass diese Zahl "höher sein kann, weil einige
Fälle als Entführungen, Menschenhandel oder andere Verbrechen
eingestuft wurden".

AI betonte, dass Verschleppungen unter der Mittäterschaft von
Staatsbediensteten eine "gängige Praxis" sind, die eine "fast absolute
Straffreiheit" genießt. Auch "die Bedrohungen, Schikanen, Übergriffe
und Morde" an Journalist*innen und Menschenrechtsaktivist*innen setzen
sich fort. Allein im Jahr 2017 wurden in Mexiko zwölf Journalist*innen
ermordet, ohne dass dafür bis heute ein*e Verantwortliche*r verhaftet
worden wäre.


Anmerkung:

[1] https://www.amnesty.org/es/countries/americas/mexico/report-mexico/


URL des Artikels:

https://www.npla.de/poonal/2017-mehr-als-42-000-ermordete-personen-in-mexiko/


Der Text ist lizenziert unter Creative
Commons Namensnennung-Weitergabe unter gleichen Bedingungen 4.0
international.

https://creativecommons.org/licenses/by-sa/4.0/

 * 

Quelle:

poonal - Pressedienst lateinamerikanischer Nachrichtenagenturen

Herausgeber: Nachrichtenpool Lateinamerika e.V.

Köpenicker Straße 187/188, 10997 Berlin

Telefon: 030/789 913 61

E-Mail: poonal@npla.de

Internet: http://www.npla.de
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SCHACH-SPHINX/06496: Bis ins Haarfeine deuteln und debattieren (SB)


Beharrlichkeit ist der gewöhnliche Ausdruck, wenn manche Schachspieler
leugnen, einen glänzenden Zug übersehen zu haben. Mit haarsträubenden
Finessen wehren sie sich dann gegen die als Befleckung ihrer
Allwissenheit empfundene Kritik. "Ich, einen Zug, der direkt zum Sieg,
führt, übersehen? Nie und nimmer!" so die parademäßige Entgegnung, mit
der sie ihren untrüglichen Tatsachensinn verteidigen. Die zahme
Ausrede von der Schachblindheit könnte durchaus von ihrer Feder
stammen. Herr zu sein und zu bleiben über jeden Augenblick, heißt das
Gebot ihrer Vernunft. Und führt man ihnen - auf dem Brett! - den
versäumten Zug gar vor, so kontern sie nicht selten mit unzähligen
Gegenbeweisen, pochen darauf, daß der Zug in der Tat charmant sei,
dessen ungeachtet nicht zwangsläufig zum Sieg führen müsse, daß hier
und da die gegnerische Stellung über größere Verteidigungspotentiale
verfüge, als der Anschein wahrhaben wolle usw. und usf.
Schlimmstenfalls bestehen sie einfach darauf, daß die Stellung so nie
auf dem Brett gestanden habe, wie es beispielsweise Gata Kamsky tat
auf dem Turnier in Tilburg 1990. Weitere Beispiele gibt es in
genügender Menge. So dreist wie Kamsky sind freilich die wenigsten in
ihrer Rechtfertigungsrede. Zumeist verweisen sie schlicht darauf, daß
der eigene Zug, komme, was da wolle an Argumenten, eben doch der
bessere gewesen sei. Über den Wahrheitsgehalt eines Zuges läßt sich
eben bis ins Haarfeine deuteln und debattieren. Nur ein Matt ist
felsenfest wie im heutigen Rätsel der Sphinx, wo der Nachziehende den
weißen König stringent in fünf Zügen zur Strecke brachte, Wanderer.






[image: SCHACH-SPHINX/06496: Bis ins Haarfeine deuteln und debattieren (SB)]



Grigoriew - Nenarokow

Moskau 1921


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

1...Tc8-d8? war in der Tat ein "dicker" Fehler, den Kasparow
entsprechend flink bestrafte mit 2.Dg4xd7! Td8xd7 3.Te1-e8+ Kg8-h7
4.Ld5-e4+ g7-g6 5.Td1xd7 und Karpow gab auf, da er eine weitere Figur
verlor. Der schwarze Damenläufer durfte nicht wegziehen wegen 5...Lb7-
a6 6.Le4xc6 Df6xc6 7.Td7xf7#



Erstveröffentlichung am 10. März 2005

6. März 2018
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PROFI/668: Halbschwergewicht - nur nicht aus der Puste kommen ... (SB)




Sergej Kowaljow setzt sich glanzlos gegen Igor Michalkin durch

Man kann sich des Eindrucks kaum erwehren, daß Sergej Kowaljow nach
seinen beiden umstrittenen Niederlagen gegen Andre Ward jenen Biß
vermissen läßt, der ihn früher als gefährlichsten Akteur im
Halbschwergewicht ausgezeichnet hat. Der Russe ist zwar inzwischen
wieder Weltmeister der WBO und hat diesen Titel nun im New Yorker
Madison Square Garden vom Resultat her standesgemäß verteidigt. Da der
Herausforderer Igor Michalkin jedoch als vergleichsweise harmloser
Kandidat galt, kam seine Niederlage durch technischen K.o. in der
siebten Runde nicht überraschend. Vor allem aber ließ der Champion
wiederum Konditionsprobleme erkennen, die seinem Drang, eine rasche
Entscheidung herbeizuführen, frühzeitig Grenzen setzten.

Der 34jährige Titelverteidiger dominierte den Kampf und baute seine
Bilanz auf 32 Siege, zwei Niederlagen sowie ein Unentschieden aus.
Sein zwei Jahre jüngerer und relativ unbekannter Gegner war
schlichtweg überfordert und hat nun 21 gewonnene sowie zwei verlorene
Auftritte vorzuweisen. Kowaljow erschütterte den Kontrahenten in der
zweiten Runde mit einer Rechten, war aber in der Folge nicht imstande,
den allseits erwarteten Niederschlag herbeizuführen. Im fünften
Durchgang schien dem Weltmeister dann die Luft auszugehen, da er
sichtlich nachließ und weit weniger Druck ausüben konnte als zuvor.
Dennoch fand der in der Rechtsauslage boxende Michalkin nicht besser
in den einseitigen Kampf, zumal er bereits zu viele Schläge
eingesteckt hatte und aus einer Rißwunde über dem rechten Auge
blutete. Vom sechsten Durchgang an hatten Referee und Ringarzt ein
waches Auge für die Verfassung des gezeichneten Herausforderers, und
in der folgenden Runde schritt der Ringrichter ein und entschied nach
2:25 Minuten auf Abbruch, da Michalkin Treffer um Treffer abbekam,
ohne die Schläge nennenswert erwidern zu können.

Hätten die Kontrahenten annähernd auf gleicher Augenhöhe gekämpft,
wären die Zuschauer wenigstens auf ihre Kosten gekommen. Das war
jedoch nicht der Fall, da Kowaljow zum zweiten Mal nach den
Niederlagen gegen Ward einen eher schwachen Herausforderer vorgesetzt
bekam. Wenngleich es durchaus verständlich sein mag, daß der Russe
mittels leichterer Aufgaben wieder Tritt fassen soll, konnte er an
diesem Abend doch nicht den Vorteil daraus ziehen, sich mit einer
rundum überzeugenden Vorstellung in Szene zu setzen. Seine
Konditionsprobleme machten sich zu einem ähnlichen Zeitpunkt bemerkbar
wie bei seinen beiden Kämpfen gegen Andre Ward und zuvor schon gegen
Isaac Chilemba im Jahr 2016. Kowaljow hat sich kürzlich von seinem
langjährigen Trainer John David Jackson getrennt und arbeitet seither
mit einem russischen Coach zusammen. Auch diesem gelang es
augenscheinlich nicht, Kowaljow so in Form zu bringen, daß er von
Anfang bis Ende energisch zur Sache gehen konnte.

Statt dessen machte er phasenweise den Eindruck, als sei er gealtert
und nicht mehr in der Lage, einen Kontrahenten eindrucksvoll zu
dominieren. Selbst bei seinem letzten Auftritt gegen Wjatscheslaw
Schabranskij im November hatte er noch agiler gewirkt. Wäre Michalkin
nicht ein Gegner von schwacher Schlagwirkung gewesen, hätte Kowaljow
wohl große Probleme bekommen. Auch war der Herausforderer nicht in der
Lage, sich Wards Taktik zu eigen zu machen und auf Körpertreffer zu
setzen. Wenngleich auch der Kalifornier nicht besonders hart schlägt,
profitierte er doch von der Schwäche des Russen, was diese
Angriffsweise betrifft. Igor Michalkin kam zwar mit einigen Schlägen
zum Kopf durch, denen es jedoch an Wirksamkeit fehlte, so daß sie der
Weltmeister problemlos wegstecken konnte. Zum Körper schlug der
Herausforderer kaum, was einer der Gründe war, daß er in diesem Kampf
weitgehend chancenlos blieb. So konnte man Michalkin letzten Endes
ausschließlich zugute halten, daß er den Schlägen des haushohen
Favoriten geraume Zeit standgehalten hatte. [1]

Zwei Punktrichter hatten Sergej Kowaljow die ersten sechs Runden
gutgeschrieben, der dritte sah Igor Michalkin zumindest in einem
Durchgang vorn. Auch die Statistik sprach zweifelsfrei für den
Weltmeister, für den 525 Schläge und 186 Treffer zu Buche standen,
während sein Gegner bei 275 Versuchen lediglich 43mal zielsicher
gewesen war. Kowaljow, der früher Weltmeister der Verbände WBA, WBO
und IBF gewesen war, aber die Titel an Andre Ward verloren hatte, kam
nach dessen Rücktritt bei der WBO rasch zum Zuge. Er sicherte sich den
vakanten Titel durch einen Sieg über Wjatscheslaw Schabranskij in der
zweiten Runde und hat ihn nun erstmals erfolgreich verteidigt. [2]

Da es im zweiten Hauptkampf des Abends zu einer weiteren
Titelverteidigung im Halbschwergewicht gekommen war, drängte sich die
Frage auf, ob Kowaljow die Absicht hegt, sich mit dem Sieger zu
messen, um die beiden Gürtel zusammenzuführen. Der 27jährige
WBA-Weltmeister Dmitri Biwol behielt in der zwölften Runde die
Oberhand über den Pflichtherausforderer Sullivan Barrera und ist nun
in dreizehn Auftritten ungeschlagen. Der technisch versierte Kubaner
kam einfach nicht zum Zuge, da Biwol schlichtweg wirksamer schlug und
jeden Angriff sofort bestrafte. Da es den 36jährigen Barrera neun
lange Jahre gekostet hatte, bis er endlich den langersehnten
Titelkampf bekam, ist die klare Niederlage um so enttäuschender. Er
hatte die Chance ausgeschlagen, gegen Kowaljow um den WBO-Titel zu
kämpfen, und Dmitri Biwol vorgezogen, obgleich seine Börse dabei
erheblich geringer ausfiel. Die Rechnung, auf diesem Wege leichter zum
Ziel zu kommen, ging nicht auf. Obgleich Biwol recht statisch agierte,
war seine Kampfesweise Gift für den Kubaner, dessen ansonsten
ausgezeichneter Jab weitgehend wirkungslos blieb.

Wie Biwol nach seinem Erfolg verkündete, wolle er sich mit den besten
Konkurrenten im Halbschwergewicht messen, gerne auch gegen Sergej
Kowaljow antreten. Der zeigte sich seinerseits nicht abgeneigt, wobei
er einschränkend anmerkte, daß es dabei aber schon um sehr viel Geld
gehen müsse. Das dürfte der erste Hinderungsgrund sein, da Dmitri
Biwol beim US-Publikum keinen geläufigen Namen hat, zumal es russische
Boxer in diesem Milieu ohnehin nicht leicht haben, Anerkennung zu
finden. Daß Andre Ward auf krummen Wegen zweimal gegen Kowaljow
gewonnen hat, liegt auf dieser Linie. Hätte Sullivan Barrera in New
York gewonnen, wäre er vermutlich ein Anwärter für Kowaljows nächsten
Auftritt gewesen. Hingegen steht zu vermuten, daß dessen Promoterin
Kathy Duva von Main Events eher nicht der Sinn danach steht, ihn
sofort mit Dmitri Biwol in den Ring zu schicken. Dessen relativ
unbewegliche Kampfesweise wäre früher geradezu ideal für Kowaljows
gewaltige Schläge aus der Distanz gewesen. Heute sind jedoch gewisse
Zweifel nicht von der Hand zu weisen, was geschehen würde, wenn
Kowaljow nicht im offenen Schlagabtausch binnen weniger Runden die
Oberhand behielte. Wenngleich Biwol schwächer einzuschätzen ist,
könnte er doch Morgenluft wittern, sofern er die ersten fünf
Durchgänge mit seinem Landsmann übersteht und dieser dann aus der
Puste gerät. [3]


Fußnoten:

[1] www.boxingnews24.com/2018/03/sergey-kovalev-vs-igor-mikhalkin-results/#more-258397

[2] www.espn.com/boxing/story/_/id/22640069/sergey-kovalev-defeats-igor-mikhalkin-via-7th-round-tko-retain-wbo-light-heavyweight-championship

[3] www.boxingnews24.com/2018/03/dmitry-bivol-stops-sullivan-barrera-results/#more-258381

6. März 2018
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MUSIKTHEATER - MUSIKSPIEL/139: Lippstadt - "ABBA Gold - Concert-Show" am 21. März 2018


Die "ABBA Gold - Concert-Show" im Stadttheater

Nur noch wenige Restkarten



Lippstadt. Nur noch ganz wenige Restkarten gibt es für die ABBA-Show
am Mittwoch 21. März 2018. Mit Superhits wie "Waterloo", "Money,
Money, Money", "Thank you for the music", oder "Dancing Queen" und
"Mamma Mia" schuf die schwedische Kultband ABBA unsterbliche Welthits.

"ABBA Gold - The Concert Show" ist ein eindrucksvolles Revival, denn
auch die Darbietung lässt nichts zu wünschen übrig: Mit den
aktuellsten technischen Mitteln sowie auf einer komplett neu
gestalteten Bühne wird das original ABBA-Feeling im "Hier und Jetzt"
präsentiert. Von den Originalkostümen bis hin zum schwedischen Akzent
der bewunderten Vorbilder - jedes noch so kleine Detail ist
authentisch ABBA. Ein Mythos wird zu neuem Leben erweckt.

Termin: Mittwoch, 21. März 2018, 20 Uhr

Ort: Stadttheater Lippstadt

Preise: Euro 38,- / 35,- / 32,-

Veranstalter: KWL Kultur und Werbung Lippstadt GmbH und phono-forum
Menden

Kartenverkauf: Kulturinformation Lippstadt im Rathaus, Lange Str. 14,
59555 Lippstadt, Tel. (0 29 41) 5 85 11, post@kulturinfo-lippstadt.de;
Mo - Fr 10 - 18 Uhr, Sa 10 - 14 Uhr

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Samstag, 24. Februar 2018

Stadt Lippstadt

KWL Lippstadt GmbH

Tel: 02941/988780

E-Mail: info@kwl-lippstadt.de
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MUSIKTHEATER - MUSIKSPIEL/138: Lübeck - Leonard Cohen "I'm a hotel - songs of love and hate", 11. und 22.3.


_T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_

Leonard Cohen "I'm a hotel - songs of love and hate"

von Pit Holzwarth · Uraufführung



Die meisten kennen seinen Namen. Und die, die ihn nicht kennen, haben
zumindest »Suzanne« im Ohr, das Lied, das ihn weltberühmt
gemacht hat. Oder aber sie kennen seine Songs, interpretiert von
Künstlern wie Elton John, Johnny Cash, Nick Cave, R.E.M., Jennifer
Warnes oder Wolfgang Niedecken. Er ist der letzte große Poet der
Popkultur, der Womanizer mit der tiefen Stimme, der
melancholische Songwriter, der ganze Generationen beeinflusst
hat, rastlose Seele und schillernde Persönlichkeit zugleich. 2008
 wurde er mit Madonna gemeinsam in die Rock and Roll Hall of Fame
aufgenommen. Leonard Cohen besingt wie kein anderer die Schönheit
und die Abgründe des Lebens: »Wir leiden meistens unter dem
Gefühl der Heimatlosigkeit. Wir leiden meistens unter dem Gefühl,
nicht heimisch zu sein in unserer Haut, in unseren Herzen, in
unseren Köpfen. Das Problem des Zuhause-Seins ist das alles
überragende Problem für die Menschen.« Schauspieldirektor Pit
Holzwarth hat nach »Liebe und Rebellion« einen melancholischen
Liederabend über das Schreiben, über Abschied und Erleuchtung,
Frauen und Hotels, Zigaretten und Liebe, über das Scheitern und die
 Sehnsucht nach der Wahrheit inszeniert. Die besondere literarische
Qualität der Texte Leonard Cohens, der mehrere Romane und
Gedichtbände veröffentlicht hat, macht seine Popularität aus, die ihn
in Amerika und England zum Idol einer »sinnlichen Revolution« werden
ließ.

Inszenierung P. Holzwarth Ausstattung W. Brenner Musikalische Leitung
und Arrangements W. Daum

Mit A. Färber, S. Höhne, V. Roussi; A. Hutzel, H. Sembritzki,
 T. Tank, J. Weichenthal

Musiker U. Benterbusch, W. Daum, J. Göring, E. Herzog, P. Imig

Termine: 11/03, 18.30 Uhr · 22/03, 20.00 Uhr, Kammerspiele

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 27. Dezember 2017

Theater Lübeck, Beckergrube 16, 23552 Lübeck

Pressestelle Julia Voije

Tel. 0451 / 70 88 -153, Fax 0451 / 70 88 -210

E-Mail: j.voije@theaterluebeck.de

Internet: www.theaterluebeck.de
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MUSIKTHEATER - OPER/765: Lübeck - Luci mie traditrici (Die tödliche Blume) am 16. und 23.3.2018


_T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_

Luci mie traditrici (Die tödliche Blume)

Oper von Salvatore Sciarrino

Libretto vom Komponisten, basierend auf »Il tradimento per l'onore«
von Giacinto Andrea Cicognini, mit einer Elegie von Claude Le Jeune

In italienischer Sprache mit deutschen Übertiteln

Lübecker Erstaufführung



Für jeden »Tatort«-Kommissar wäre es eine Herausforderung: drei Morde
in schneller Serie, kaltblütig geplant, aber ausgeführt wie im Affekt,
rücksichtlos brutal, doch gleichzeitig wie gemeinsam mit den Opfern
inszeniert - klar scheint nur, dass es sich um Verbrechen aus
Leidenschaft handelt. Herzog Malaspina (deutsch: »der böse Dorn«)
rächt den Ehebruch seiner Frau durch die Tötung des Dieners, der dabei
zusah, des Liebhabers und schließlich der Gemahlin selbst.

In Salvatore Sciarrinos 1998 in Schwetzingen unter dem Titel »Die
tödliche Blume« uraufgeführten Oper »Luci mie traditrici« (Meine
betrügerischen Augenlichter) wird uns dieser Krimi zur Schule des
Hörens. Denn Sciarrino ist ein Meister der leisen Töne. Von der Natur
abgelauschte Klänge stilisiert er zu theatralischen Räumen, verwandelt
Geräusche in Musik und Musik in Abbilder seelischer Vorgänge: Liebe
und Begehren, Selbstzweifel, Wut, Trauer, Bedrohung und am Ende offene
Gewalt.

So findet noch die brutalste Handlung in Sciarrinos Musik einen
äußerst zarten sinnlichen Ausdruck. Seine filigrane Komposition
beansprucht vollkommene Aufmerksamkeit der Ausführenden wie des
Publikums. Doch schenkt man ihr sie, belohnt sie uns mit einer
eingängigen und dennoch nie zuvor erlebten Klangerfahrung: Neue Musik,
die dieses Label zu recht verdient.

Mit Sandra Leupold - für ihre Lübecker Inszenierung von Verdis »Don
Carlo« 2014 mit dem Deutschen Theaterpreis DER FAUST für die beste
Musiktheaterregie ausgezeichnet (übrigens als erste Frau) - ist
Sciarrinos mit leisen Tönen großes Drama erzeugende Oper einer
Regisseurin anvertraut, deren Musikalität wie psychologisches Gespür
eine Sinne und Verstand fesselnde Inszenierung erwarten lassen.

Musikalische Leitung D. Holm Inszenierung S. Leupold Bühne M. Kukulies
Kostüme M. Feuerstein

Mit W. Hebrowska, C. Nkwe; O. Katzameier, S. Kubach, C. Rohrbach;
Philharmonisches Orchester der Hansestadt Lübeck

Kostprobe 05/03, 18.30 Uhr, Großes Haus, Eintritt frei

Premiere 16/03, 19.30 Uhr, Großes Haus

Weiterer Termin 23/03, 19.30 Uhr

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 31. Januar 2018

Theater Lübeck, Beckergrube 16, 23552 Lübeck

Pressestelle Julia Voije

Tel. 0451 / 70 88 -153, Fax 0451 / 70 88 -210

E-Mail: j.voije@theaterluebeck.de

Internet: www.theaterluebeck.de
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SCHAUSPIEL/1154: Bielefeld - Fatma Aydemir "Ellbogen" am 24./25. März 2018


Fatma Aydemir "Ellbogen"

Romanadaption



Sie ist in Berlin geboren. Sie heißt Hazal Akgündüz. Sie fiebert ihrem
18. Geburtstag entgegen und hofft, dass ihr Leben bald endlich richtig
losgeht. Eigentlich könnte aus ihr eine gewöhnliche Erwachsene werden.
Nur dass ihre aus der Türkei eingewanderten Eltern sich in Deutschland
fremd fühlen und sich ihr keine einzige befriedigende
Lebensperspektive zu eröffnen scheint. Tagsüber sitzt sie in einer
berufsvorbereitenden Bildungsmaßnahme und schreibt aussichtslose
Bewerbungen am Fließband. Nachmittags absolviert sie den Praxisteil in
der Bäckerei ihres Onkels für 3,50 Euro die Stunde. Abends trifft sie
ihre besten Freundinnen, sie takeln sich auf und ziehen um die Häuser.
Hazal glaubt weder ihren Eltern, noch dem Gequatsche ihrer Lehrer. Am
wenigsten aber glaubt sie an sich selbst. Doch so kann das nicht
weitergehen. Hazal will kein »Opfer« mehr sein. Und dann passiert es,
an ihrem 18. Geburtstag, mitten in der Nacht, in einer U-Bahn Station,
einfach so wird sie zum Täter. Und bereut nichts.

Mit Ellbogen legt die 1986 in Karlsruhe geborene Fatma Aydemir ein
fulminantes Romandebüt über ein junges Mädchen hin, das ihren Platz
auf der Welt sucht und dabei auf die schiefe Bahn gerät. Eine
transkulturelle Coming-of-Age-Geschichte.

Ort: Theater am Alten Markt

Alter Markt 1, 33602 Bielefeld

Termine: 24.03. und 25.03., jeweils 19:30 Uhr

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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SCHAUSPIEL/1153: Bielefeld - "Der kleine Prinz" am 22. und 31. März 2018


Der kleine Prinz



"Es war einmal ein kleiner Prinz, der wohnte auf einem Planeten, der
kaum größer war als er selbst, und er brauchte einen Freund..." Das
zentrale Thema dieser gedankentiefen und zartempfundenen Erzählung des
Kurierfliegers St. Exupéry ist die Aufhebung der Einsamkeit in der
Freundschaft. Eine poetische und leise Inszenierung dieses Klassikers
der Weltliteratur, mit minimalistischen Mitteln umgestzt. Zur Premiere
1998 schrieb die NW: "Poetischer Mikrokosmos - Einfach soo schön!"

Ort: Niekamp Theater Company, im Astoria-Theater

Klosterplatz 9, 33607 Bielefeld

Tel. 0521 / 66344

Internet: http://www.astoria-theater.de 

Termine: 22. und 31.03., jeweils, 19:30 Uhr

Karten bestellen, Preise: EUR 26,00

 * 

Quelle:

Stadt Bielefeld

Tourist-Information im Neuen Rathaus

Niederwall 23, 33602 Bielefeld

Telefon: 0521 / 51 69 99

Telefax: 0521 / 17 88 11

E-Mail: touristinfo@bielefeld-marketing.de

Internet: www.bielefeld.de
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TANZ - FESTIVAL/033: Hamburg - K3 | Tanzplan Hamburg, tanzhochdrei 2018 vom 8. bis 25. März


K3 - Zentrum für Choreographie | Tanzplan Hamburg

tanzhochdrei 2018

08. - 25. März 2018



Dass zeitgenössischer Tanz zahlreiche Facetten und Formen haben kann,
stellen unsere internationalen Residenzchoreograph*innen jedes Jahr
wieder neu unter Beweis.

Seit August letzten Jahres arbeiten und recherchieren Pavlos
Kountouriotis, Loïc Perela und Tian Rotteveel im Rahmen der 11.
Residenzausgabe für insgesamt acht Monate am K3. Vom 08. bis 25. März
laden sie ein, ihre in Hamburg entstandenen Uraufführungen
zu entdecken:

Pavlos Kountouriotis entführt in die Geheimnisse der Partituren von
Steve Reich, die in Two bobs and a Steve (08. - 10.03.) das Lebendige
in leblosen Systemen zum Vorschein bringen. Unwiderstehliche
Bewegungsrhythmen von 5 Tänzer*innen stehen in Voice (15. - 17.03.)
von Loïc Perela im Fokus. Oder werden Sie Augenzeug*in des
Verschwindens, wenn Tian Rotteveel in Only when it's on (22. & 24. -
25.03.) durch technisches Know-how Atmosphären kreiert werden, in
denen Bewegung, Licht und Sound in Interferenzen verschwimmen.

Zusätzlich zu den Stücken laden wir während TanzHochDrei zu Warm-ups,
Late-Night-Formaten und Workshops ein. Damit gibt es die Möglichkeit,
sich den Themen und Arbeitsweisen der drei Choreographen inhaltlich
und praktisch anzunähern. Zudem lohnt es sich, früher zu kommen und
nach den Stücken noch in der K3 zu verweilen, denn auch für Musik und
Getränke ist gesorgt.

PAVLOS KOUNTOURIOTIS (BELGIEN | GRIECHENLAND)

TWO BOBS AND A STEVE

Uraufführung 08. März, weitere Vorstellungen 09. - 10.03. | 19:30 |
Publikumsgespräch am 10.03.

LOÏC PERELA (FRANKREICH | NIEDERLANDE)

VOICE

Uraufführung 15. März, weitere Vorstellungen 16. - 17.03. | 19:30 |
Publikumsgespräch am 17.03.

TIAN ROTTEVEEL (BERLIN | NIEDERLANDE)

ONLY WHEN IT'S ON

Uraufführung 22. März, weitere Vorstellungen 24. - 25.03. | 19:30 |
Publikumsgespräch am 24.03.

Weitere informationen: www.k3-hamburg.de

 * 

Quelle:

steffel:marketing&pr

raamfeld 47 | 22397 hamburg

040.41455746

info@ulrikesteffel.de
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TANZ - FESTIVAL/032: Essen und Gelsenkirchen - Tanzplattform 2018 vom 14. bis 18. März


Biennale für zeitgenössischen Tanz, Performance und Choreographie.

TANZPLATTFORM IN DEUTSCHLAND 2018

14. - 18. März 2018

Die relevantesten Positionen aus zeitgenössischem Tanz, Choreographie
und Performance in Deutschland: vom 14. - 18. März 2018 findet die
Tanzplattform 2018, veranstaltet von PACT Zollverein, in Essen und
Gelsenkirchen statt.



TANZPLATTFORM

1990 gegründet ist die Tanzplattform die wichtigste Biennale für
zeitgenössischen Tanz und Choreographie in Deutschland. Für das
Programm der 14. Edition der Tanzplattform wählte eine Fachjury
dreizehn impulsgebende Produktionen der letzten zwei Jahre mit
nationalem Bezug aus. Neben PACT Zollverein als Veranstalter und
Festivalzentrum zählen zu den Spielorten weitere Räume auf dem Gelände
des UNESCO-Welterbe Zollverein, das Essener Aalto-Theater und das
Musiktheater im Revier in Gelsenkirchen.

Für die Tanzplattform 2018 wurde ein Programm entwickelt, das einen
Resonanzraum für die drängenden Fragen unserer Zeit bildet. Die
ausgewählten Produktionen feiern die emanzipatorische Kraft des Tanzes
und der Choreographie, die Diversität von Körpern und Identitäten. Sie
stehen für viele andere choreographische Arbeiten, die sich in den
letzten zwei Jahren in Deutschland mit drängenden ästhetischen,
gesellschaftlichen und existentiellen Anliegen auseinandergesetzt
haben und zu Perspektivwechseln einladen.

Als gleichwertiges Element neben den Aufführungen der Tanzplattform
steht der gegenseitige Austausch: Die Assembly im SANAA-Gebäude lädt
vormittags zu thematisch fokussierten Gesprächen mit Gästen aus aller
Welt ein. Der Artist Summit - initiiert von der Künstlergruppe HOOD -
reflektiert aktuelle Entwicklungen, entwirft neue Perspektiven und
öffnet den Raum für einen Dialog mit 30 eingeladenen Künstler*innen.
Am Ende jeder Vorstellungen laden wir zum Late Night Studio Talk mit
offenen Gesprächsrunden, Musik und Aktionen.

KÜNSTLER*INNEN

Claudia Bosse / theatercombinat, Boris Charmatz / Musée de la danse,
Claire Cunningham / Jess Curtis, CocoonDance Company, DANCE ON
ENSEMBLE / William Forsythe, Grupo De Rua / Bruno Beltrão, Eisa
Jocson, Xavier Le Roy, Ligia Lewis, Eszter Salamon, Richard Siegal /
Ballet of Difference, Sasha Waltz, Julian Warner & Oliver Zahn /
HAUPTAKTION

PACT ZOLLVEREIN

Die Tanzplattform wird von den Produktionshäusern getragen, die sie in
den vergangenen Jahren ausgerichtet haben und die sich aktiv für die
Förderung des zeitgenössischen Tanzes in Deutschland einsetzen. 2018
wird diese Gemeinschaft mit PACT Zollverein um ein weiteres
Produktionshaus erweitert.

Als internationaler Produktionsort für die zeitgenössischen Künste ist
PACT in der ehemaligen Waschkaue auf dem Areal des UNESCO-Welterbe
Zeche Zollverein beheimatet. PACT produziert und koproduziert neue
Tanz- und Performance-Stücke, zeigt regelmäßig Gastspiele, hat ein
internationales Residenzprogramm für Künstler und bietet darüber
hinaus einen Austausch für Kunstschaffende der Region und aus aller
Welt. Seit seiner Gründung 2002 ist PACT Initiator, Motor und Bühne
für wegweisende Entwicklungen in den Bereichen Tanz, Performance,
Theater, Medien und Bildende Kunst an den Schnittstellen von
Wissenschaft, Technologie und Gesellschaft.

Das vollständige Programm und alle Informationen rund um die
Tanzplattform 2018 sind unter www.tanzplattform2018.de abrufbar.

PROGRAMM

MI 14.03. 20 UHR

DO 15.03. 14 UHR

Claire Cunningham & Jess Curtis

"The Way You Look (at me) Tonight"

Wie sehen wir einander an? Wie erlauben wir uns gesehen zu werden? Wie
bestimmen unsere Körper die Art und Weise, wie wir die Welt um uns
herum wahrnehmen? Können wir lernen, über Grenzen der Andersartigkeit
hinwegzusehen? "The Way You Look (at me) Tonight" ist eine soziale
Skulptur - eine sinnliche Reise für zwei Performer*innen und Publikum.

MI 14.03. 20 UHR

DO 15.03. 17 UHR

Bruno Beltrão/Grupo de Rua

"Inoah"

In "Inoah" verhandelt der brasilianische Choreograph Bruno
Beltrão mit seiner Kompanie Grupo de Rua ein urbanes Leben
zwischen Begegnung und Konfrontation, Aggression und Ausschweifung,
Feindseligkeit, Verbundenheit und Gemeinsamkeit.

MI 14.03. 20 UHR

DO 15.03. 15 UHR

FR 16.03. 21 UHR

Julian Warner & Oliver Zahn / HAUPTAKTION

"SITUATION MIT DOPPELGÄNGER"

Der Kulturanthropologe Julian Warner und der Theatermacher Oliver Zahn
untersuchen den Vorgang kultureller Aneignung in seinen verschiedenen
Ausformungen. Es entsteht ein performativer Essay mit und über Tanz...

DO 15.03. 15.30 UHR

FR 16.03. 13 + 20 UHR

CocoonDance Company

"MOMENTUM"

In "MOMENTUM" verausgaben sich drei Tänzer, angetrieben durch
pulsierende Live Beats von DJ Franco Mento, bis zur völligen
Erschöpfung.
Zwischen Rhythmus und Geschwindigkeit, Lichteffekten und den
treibenden Sounds geraten ihre Bewegungen zur Quelle hypnotischer
Energie, die die Tänzer mit dem Publikum zu verbinden scheint...

DO 15.03. 17 UHR

FR 16.03. 15 UHR

SO 18.03. 14 UHR

Claudia Bosse, theatercombinat

"the last IDEAL PARADISE"

"the last IDEAL PARADISE" von Claudia Bosse ist eine Arbeit über
gesellschaftliche Konstellationen und politisches Denken. Sie ist
Installation, Choreographie und Performance zugleich und verbindet
politische Gegenwart und Geschichte mit Ritualen und Mythen.

DO 15.03. 20 UHR

Sasha Waltz

"Kreatur"

Im Stück "Kreatur" untersucht die Choreographin Sasha Waltz gemeinsam
mit vierzehn Tänzer*innen Phänomene des Seins vor dem aktuellen
Hintergrund einer zerrissenen Gesellschaft:Macht und Ohnmacht,
Dominanz und Schwäche, Freiheit und Kontrolle, Gemeinschaft und
Isolation.

DO 15.03. 20 UHR

FR 16.03. 18 UHR

Richard Siegal / Ballet of Difference

"BoD"

Der Titel "BoD" verweist auf den programmatischen Charakter der ersten
Arbeit von Richard Siegal für seine 2016 in München gegründete
Kompanie Ballet of Difference, die Tänzer*innen und Künstler*innen in
ihrer Heterogenität und Vielfalt vereint.

FR 16.03. 14-19 UHR

SA 17.03. 14-19 UHR

SO 18.03. 14-19 UHR

Xavier Le Roy

"Temporary Title, 2015"

"Temporary Title, 2015" ist eine als Ausstellung konzipierte Arbeit,
die die Besucher*innen nach Belieben betreten und verlassen können.
Siebzehn Performer*innen bilden Gruppen oder Versammlungen im
Ausstellungsraum und komponieren dabei eine Landschaft in
fortwährender Transformation.

FR 16.03. 20 UHR

SA 17.03. 18 UHR

Eszter Salamon

"MONUMENT 0.5: The Valeska Gert Monument"

In der neuesten Produktion der "Monument"-Reihe nähert sich die
Choreographin Eszter Salamon in künstlerischer Zusammenarbeit mit
Boglàrka Börcsök und Sylvie Garot über eine Sammlung performativer
Schlaglichter dem Leben und Werk von Valeska Gert.

SA 17.03. 14 + 15 + 16 + 17 UHR

SO 18.03. 11 +12 UHR

DANCE ON ENSEMBLE / William Forsythe

"Catalogue (First Edition)"

Wo auf den Bühnen allein junge Körper mit Schönheit und Virtuosität
assoziiert werden, entwickelt DANCE ON eine richtungsweisende
Perspektive für die Entfaltung und Präsentation des künstlerischen
Potentials reifer Tänzer*innen. Sie besitzen Ausstrahlung,
Souveränität und Darstellungskraft, die aus gelebter Erfahrung
erwächst.

SA 17.03. 15 + 20 UHR

SO 18.03. 12 UHR

Eisa Jocson

"Princess"

Von Los Angeles bis Hongkong verzaubern Disney-Prinzessinnen-
Darstellerinnen winkend und lachend das Publikum. Die Choreographin
Eisa Jocson betrachtet diese scheinbar universelle Performance des
Glücks aus einer besonderen Perspektive.

SA 17.03. 20 UHR

SO 18.03. 18 UHR

Boris Charmatz / Musée de la danse

"10000 Gesten"

"10000 Gesten" basiert auf der Idee, eine Arbeit zu entwickeln, in der
sich keine Bewegung je wiederholt. Kaum aufgeführt, verschwindet jede
Einzelne von ihnen unwiederbringlich. 24 Tänzer*innen lenken die
Blicke und Gedanken der Zuschauer*innen unablässig vom Einzelnen auf
die Gruppe, vom Detail auf das Gesamtbild und wieder zurück.

SA 17.03. 21 UHR

SO 18.03. 13 UHR

Ligia Lewis

"minor matter"

Mit "minor matter", dem bei den Bessie Awards 2017 prämierten, zweiten
Teil der Trilogie "BLUE, RED, WHITE", führt Ligia Lewis gemeinsam mit
zwei Performern ihre Auseinandersetzung mit gesellschaftlichen
Einschreibungen in den Körper fort.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung: 06.02.2018

PACT Zollverein

Choreographisches Zentrum

NRW GmbH

Bullmannaue 20a, 45327 Essen

www.pact-zollverein.de

www.tanzplattform2018.de
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INFOPOOL / TIERE / VERANSTALTUNGEN





VORTRAG/266: Mönchengladbach - Im Dschungel der Tierfutteretiketten, 12.3.2018


Im Dschungel der Tierfutteretiketten



Nie war die Ernährung von Haustieren so einfach und komfortabel. Es
gibt Futter für jedes Alter und jede Rasse, besonders teueres oder
sehr günstiges Futter, Biofutter, Futter für bestimmte Erkrankungen
wie Allergiker Futter, Lightfutter, Alleinfutter, Ergänzungsfutter
oder Einzelfutter. Aber was ist wirklich drin im Futter? Die
Inhaltsangaben auf der Verpackung sind nicht einfach zu entschlüsseln
und noch schwieriger zu verstehen.

Dieser Vortrag möchte den Teilnehmern dabei helfen, sich im
Etiketten-Dschungel besser zurecht zu finden, um das bestmögliche
Futter für ihr Tier auswählen zu können. Sie lernen die Deklarierung
zu lesen und was sich dahinter verbirgt. Anhand von Beispielen werden
die Inhaltsstoffe und Zusammensetzung unterschiedlicher Futtermittel
entschlüsselt. Der Vortrag findet am Montag, 12. März von 19 bis 21.10
Uhr in der Volkshochschule an der Lüpertzender Straße 85 statt und
richtet sich an Hunde- und Katzenbesitzer. (Kurs-Nr. 181C1230F)

Weiter Information und Anmeldung: www.vhs-mg.de, Tel. 02161 / 25-6400

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 2. März 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach

Telefon (0 21 61) 25 20 81 - Telefax (0 21 61) 25 20 99

E-Mail: Pressestelle@moenchengladbach.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 7. März 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / FAKTEN





FORSCHUNG/1435: Alle Pilze sind schon da (idw)


Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen - 01.03.2018

Alle Pilze sind schon da: 

Wenn Bäume den Berg hinauf wandern, warten ihre Pilzpartner auf sie



Wenn es durch den Klimawandel in tieferen Lagen wärmer wird, kann sich
vielerorts die Baumgrenze nach oben verschieben. An den essentiell
wichtigen Pilzpartnern der Bäume soll es jedenfalls nicht liegen, denn
die sind bereits jetzt oberhalb der Baumgrenze im Boden auffindbar.
Einen Haken hat die Sache allerdings: auch die für die Bäume
schädlichen Pilze sind im potentiell neuen Zuhause bereits heimisch.
Das hat ein Team der Senckenberg Gesellschaft für Naturforschung und
der Goethe-Universität bei der Untersuchung der Zirbelkiefer, die in
den Zentralalpen die Baumgrenze bildet, und der mit ihr
vergesellschaften Pilze herausgefunden. Die Studie ist im "Journal of
Ecology" erschienen.




[image: Foto: © Imke Schmitt]

Mykorrhizapilz an einer Wurzel der Zirbelkiefer.

Foto: © Imke Schmitt



Für Bäume sind Mykorrhizapilze extrem wichtig, denn sie optimieren den
Wasser- und Nährstofftransport zu den Wurzeln. Insbesondere für
Standorte mit geringem Nährstoffgehalt an der Baumgrenze spielen sie
daher eine entscheidende Rolle, damit Bäume überhaupt wachsen können.
Bei der Zirbelkiefer Pinus cembra trägt beispielsweise der Pilz
Rhizopogon salebrosus zum Gedeihen bei. Aber auch für die Pilze lohnt
sich die Lebensgemeinschaft. Eine neue Studie zeigt jedoch: Selbst
über der Baumgrenze kommen die Pilzpartner des Baumes vor.




[image: Foto: © Dominik Merges]

Zirbelkiefern wachsen in den Zentralalpen an der Baumgrenze, die im
Studiengebiet nahe Davos bisher auf rund 2150 m liegt.

Foto: © Dominik Merges



"Das war unerwartet. Eigentlich geht man davon aus, dass solche und
andere Pilze, die sich in ihrer Lebensweise voll und ganz auf Kiefern
spezialisiert haben, nur in deren Nähe überleben können. Ihr Vorkommen
sollte daher oberhalb der Baumgrenze signifikant zurückgehen", so der
Erstautor der Studie, Dominik Merges, Senckenberg Biodiversität und
Klima Forschungszentrum. Gemeinsam mit Kollegen hatte er in den
Schweizer Alpen nahe Davos in Höhen zwischen 1850 und 2250 m
Bodenproben genommen und anschließend per Hochdurchsatz-DNA-Analyse
die darin befindlichen Organismen bestimmt.

Darüber, wie die Pilze das Überleben ohne ihren Partner oberhalb der
Baumgrenze meistern, kann das Team nur spekulieren. "Womöglich können
die bisher als Spezialisten geltenden Pilze unter harschen
Klimabedingungen mit anderen Pflanzen, beispielsweise Heidesträuchern,
kooperieren und sind flexibler als gedacht", erklärt Dr. Eike Lena
Neuschulz, Leiterin des Forschungsprojekts vom Senckenberg
Biodiversität und Klima Forschungszentrum. Möglich wäre auch, dass die
DNA-Analyse bei genetischen Spuren von Pilzsporen anschlägt. Diese
können weit fliegen und für sehr lange Zeit im Boden überdauern.

Die Zirbelkiefer bildet in den Zentralalpen in der Schweiz vielfach
die Baumgrenze. Außerdem ist der markante Baum im angrenzenden
Alpenraum in Frankreich und Österreich zu finden; in Deutschland gibt
es einzelne Bestände in den Bayerischen Alpen. Merges dazu: "Der Baum
steht stellvertretend für eine Reihe von Pflanzen, denen potentiell
die Flucht nach oben bleibt, um ihrer präferierten klimatischen Nische
hinterher zu wandern und sich so an den Klimawandel anzupassen. Unsere
Studie zeigt, dass die Pilze diese Verschiebung der Verbreitungsräume
nicht behindern."

Unter den Pilzen, die laut DNA-Analyse oberhalb der bisherigen
Baumgrenze im Boden lauern, gibt es jedoch auch jede Menge
Gegenspieler der Zirbelkiefer. Kein Entrinnen gibt es daher vor
generellen Schädlingen wie Pilzen der Gattung Lophoderminum, die eine
Verfärbung der Nadel und deren Abfallen verursachen, oder Gremmenia
infestans, ein Pilz, der die Bäume mit der Krankheit Schneeschimmel
infiziert. "Zwar können die Bäume wohl mit Pilzunterstützung
potentiell oberhalb der bisherigen Baumgrenze wachsen, leicht gemacht
wird es ihnen aber trotzdem nicht, sich dort zu etablieren",
bilanziert Neuschulz.



Publikation

Merges, D., Bálint, M., Schmitt, I., Böhning-Gaese, K. and Neuschulz,
E. L. (2018): Spatial patterns of pathogenic and mutualistic fungi
across the elevational range of a host plant. Journal of Ecology,
doi:10.1111/1365-2745.12942

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution639

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news690085

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Senckenberg Forschungsinstitut und Naturmuseen, Sabine Wendler, 01.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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WASSER/241: Wasser für die Mongolei (idw)


Fraunhofer-Gesellschaft - 01.03.2018

Wasser für die Mongolei



In vielen Ländern in Zentralasien ist Wasser ein rares Gut. Auch die
Mongolei steht bei der Sicherung ihrer Frischwasserressourcen vor
enormen Herausforderungen. Fraunhofer-Forscher bemühen sich seit 2006
mit großem Erfolg um eine nachhaltige Siedlungswasserwirtschaft in der
Region Darkhan und Umgebung, dem zweitgrößten Industriegebiet des
Steppen- und Wüstenstaats. Unter anderem konnten sie die
Wasserverluste im Leitungsnetz der gleichnamigen Provinzstadt von 50
auf 25 Prozent senken. Derzeit werden neue Leitungen, Pumpensysteme
und Kläranlagen installiert.




[image: Foto: © Fraunhofer IOSB-AST]

Jurtensiedlung, die über keine Wasserinfrastruktur verfügt.

Foto: © Fraunhofer IOSB-AST



Die Mongolei hat große Probleme mit der Trinkwasserversorgung und der
Abwasserbehandlung. Veraltete technische Infrastrukturen, marode
Leitungen und Pumpensysteme haben in den letzten Jahren in vielen
Regionen des Landes die Lebensbedingungen der Bevölkerung
verschlechtert. Durch die zunehmende Industriealisierung und intensive
Bergbau- und Landwirtschaftsaktivitäten sind Grundwasser und Flüsse
verschmutzt. Extreme, jahreszeitliche Temperaturdifferenzen erschweren
die Situation zusätzlich. Im Projekt MoMo, kurz für »Integriertes
Wasserressourcen-Management in Zentralasien: Modellregion Mongolei«,
etabliert ein Team aus Natur- und Sozialwissenschaftlern, Ingenieuren
und Unternehmenspartnern seit 2006 nachhaltige Maßnahmen zum Schutz
der knappen Wasserressourcen. Der Institutsteil Angewandte
Systemtechnik des Fraunhofer-Instituts für Optronik, Systemtechnik und
Bildauswertung IOSB, koordiniert das Arbeitsfeld
»Siedlungswasserwirtschaft« des Vorhabens. Derzeit läuft die Phase III
des Projekts, dessen Fraunhofer-Anteil mit 2,9 Millionen Euro vom
Bundesministerium für Bildung und Forschung BMBF gefördert wird.

Die ausgewählte, beispielhafte Region, in der das Team
Umweltmonitoring und innovative Wassertechnologien installiert, ist
das Einzugsgebiet des Flusses Kharaa und Darkhan, eine typische
mongolische Industriestadt: Rund die Hälfte der 100.000 Einwohner
wohnt in festen Häusern, die andere in Jurten am Stadtrand. Diese
Ger-Siedlungen sind ohne Trinkwasseranschluss. Hier beziehen die
Bewohner ihr Trinkwasser in der Regel über Wasserkioske. Eine
Abwasserkanalisation fehlt ebenfalls.

Neue Trinkwasserleitungen und Kläranlagen

Dr. Buren Scharaw, Projektleiter und Wissenschaftler am Fraunhofer
IOSB-AST, reist seit 2006 immer wieder in die Mongolei, um die
Trinkwasserversorgung vor Ort langfristig zu sichern. In Phase I des
Vorhabens konnte der gebürtige Mongole mithilfe von Monitoringsystemen
Trinkwasserverluste von über 50 Prozent im Wasserverteilnetz von
Darkhan nachweisen. »Große Mengen des Trinkwassers versickern
ungenutzt im Boden. Wegen der extremen Minustemperaturen im Winter
befinden sich die Leitungen in einer Tiefe von 4,5 bis 5 Meter. In
diesen Tiefen Lecks zu orten, ist schwierig«, so Scharaw. Mithilfe der
eigens entwickelten Wassermanagement-Software HydroDyn konnte das
Verteilnetz modelliert werden, hydraulisches Fließverhalten,
Wassergeschwindigkeit und -druck ließen sich simulieren. Das
Simulationsmodell ermöglicht Einblicke in den Prozess an Stellen, für
die keine Messwerte vorhanden sind. Mithilfe verschiedener Methoden
wie Messwert-Monitoring, Volumen- und Massenbilanzen sowie Vergleichen
zwischen gemessenen und simulierten Werten konnten Lecks erkannt
werden. In Kombination mit im Leitungsnetz installierten Sensoren
waren der Forscher und seine Kollegen in der Lage, die undichten
Stellen aufzuspüren und die Trinkwasserverluste von 50 Prozent auf 25
Prozent zu senken und somit die Betriebskosten zu minimieren. »In
Phase III widmen wir uns jetzt der Erneuerung der Leitungen und
optimieren die energieintensiven, maroden Pumpen, deren
Energieverbrauch dank des Monitorings ermittelt werden konnte«, so der
Ingenieur. Da das Grundwasser die einzige nachhaltige Quelle für die
Wasserversorgung in der Mongolei ist, analysierten und kartierten der
Forscher und sein Team darüber hinaus die Grundwasserressourcen mit
Angaben von Grundwassermenge und -qualität. »Das Grundwasser muss
permanent überwacht werden, da sich der Status der Verschmutzung
laufend ändert«.

Ein weiterer Meilenstein: Der dringend erforderliche Neubau der
sanierungsbedürftigen, zentralen Kläranlage in Darkhan wurde mit
deutschen Partnern gestartet. Darüber hinaus ist in der Mongolei der
Bau von 25 dezentralen Kläranlagen geplant. Automatisierte
Wasserkioske

Die Jurtensiedlungen rund um Darkhan beziehen ihr Frischwasser über
drei Wasserkioske, die jedoch nur stundenweise geöffnet sind. Ein
Angestellter öffnet und schließt den Hahn und versorgt die Einkäufer -
meist sind es Kinder, die mit ihren Wasserkanistern kommen - mit
sauberem Trinkwasser. »Da das sehr unpraktisch ist, haben wir die
Kioske automatisiert: Jetzt kann man rund um die Uhr per Knopfdruck
'tanken'. Bezahlt wird mit aufgeladenen Prepaid-Karten«, sagt Scharaw.

Die eigentliche Herkulesaufgabe steht dem Mongolen jedoch noch bevor:
Die Phase III des MoMo-Projekts endet am 31. Dezember 2018, dann
ziehen sich die Projektpartner aus dem Steppenstaat zurück. Sämtliche
Anlagen müssen durch lokale Mitarbeiter betrieben werden. »Die sind
natürlich fachlich nicht ausgebildet. Das Training und die Schulung
der Mitarbeiter muss noch erfolgen, um eine nachhaltige Trinkwasser-
und Abwasserversorgung auch für die Zukunft zu gewährleisten. Das ist
eine enorm sportliche Aufgabe, die in der Hand von Fraunhofer liegt«,
so Scharaw. Im nächsten Schritt möchte der Ingenieur die
Forschungsergebnisse auf vergleichbare benachbarte Regionen übertragen
und damit einen Zugang zum zentralasiatischen Markt im Bereich des
Umwelt- und Wassersektors schaffen.



Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.fraunhofer.de/de/presse/presseinformationen/2018/Maerz/wasser-fuer-die-mongolei.html

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder erhalten Sie unter:

http://idw-online.de/de/news690108

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution96

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Gesellschaft, Tobias Steinhäußer, 01.03.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MELDUNG/328: Lingener Erklärung der Streuobst-Vermarkter (NABU)


Naturschutzbund Deutschland (NABU) e.V. - Pressedienst, 6. März
2018

Streuobstvermarkter kritisieren falsche Angaben der Länder zum
Obstbau 

Bio-Streuobstbau ist Zukunft und Chance / Lingener Erklärung der
Streuobst-Vermarkter



Lingen/Ems - In einer Resolution "Lingener Erklärung zum Streuobstbau"
fordern die deutschen Streuobst-Aufpreisvermarkter, die sich vom 2.
bis 4. März zum fünften Mal bundesweit zu einer Fachtagung trafen, in
Statistiken und öffentlichen Darstellungen des Bundes und der Länder
korrekte Angaben zum Obstbau. Bislang existieren nur unvollständige
Angaben, die den Plantagenobstbau betreffen.

In Deutschland gibt es bei Äpfeln, Birnen, Kirschen und Pflaumen
29.750 Euro Hektar zertifizierten Bio-Obstbau, aufgeteilt in 22.000
Hektar hochstämmigen Bio-Streuobstbau und in 7.750 Hektar
Bio-Plantagenobstbau. Diese Angaben der Agrarmarkt -
Informationsgesellschaft AMI wurden erstmals bei der NABU-Fachtagung
"Mehr Genuss als Verdruss - Zur Zukunft des Streuobstbaus" im
niedersächsischen Lingen vorgestellt.

"74 Prozent der 29.750 Hektar Bio-Obstbauflächen Deutschlands sind
Streuobstwiesen. Nur ein gutes Viertel sind die in den amtlichen
Statistiken benannten Flächen des so genannten 'Marktobstbaus' in den
Plantagen. In den Statistiken der Länder und der statistischen
Landesämter wie auch auf Bundesebene werden leider regelmäßig
irreführende oder falsche Angaben gemacht," kritisiert Markus Rösler,
Sprecher des NABU-Bundesfachausschusses Streuobst, der die
bundesweiten Tagungen der Streuobst-Aufpreisvermarkter seit 1996 zum
fünften Mal ausgerichtet hat. Dasselbe gelte für den Obstbau generell:
Die Obstanbaufläche für Baumobst in Deutschland liegt bei ca. 350.000
Hektar. Davon sind nach NABU-Schätzungen ca. 300.000 Hektar
Streuobstbestände und ca. 50.000 Hektar - und damit nur rund 14
Prozent - Plantagenobstbau. "Nur diese relativ kleine Fläche wird aber
in den Angaben der Länder und Statistischen Landesämter als Obstanbau
dargestellt. Das geht sowohl für den Obstanbau insgesamt als auch für
den Teilbereich des Erwerbsobstbau weit an der Realität vorbei", so
Rösler.

Bundesweite Vorreiter sind Baden-Württemberg mit 9.093 Hektar
Bio-Streuobstbau und damit 41 Prozent sowie Bayern mit 8.460 Hektar
Bio-Streuobstbau und damit 38 Prozent des bundesweiten
Bio-Streuobstbaus. Dort wird die Erwerbsfunktion des Streuobstbaus
besonders deutlich, denn die Umstellung auf zertifizierten Bio-Anbau
mit höheren Kontrollkosten und höherem Verwaltungsaufwand erfolgt im
Regelfall nur bei gewerblichem Interesse. Dabei geht es laut Rösler
hauptsächlich um die Produktion von Streuobst-Getränken, die
hochpreisig sowohl regional, aber auch international Richtung Benelux
sowie den Britischen Inseln vermarktet werden.

Insgesamt 19 Forderungen, insbesondere an Bund und Länder formulieren
die Streuobst-Aufpreisvermarkter in der "Lingener Erklärung zum
Streuobstbau".

Neben genauen Angaben zu Obstbau-Flächen fordern sie eine alle zehn
Jahre zu wiederholende bundesweit einheitliche Erhebung des
Streuobstbaus, ein internationales Streuobst-Kompetenz-Zentrum des
Bundes, die Umsetzung der nationalen Biodiversitätsstrategie mit dem
Ziel, die Streuobstbestände um zehn Prozent auszuweiten, die
bundesweite Unterschutzstellung der Streuobstbestände und formulieren
umfassende Vorschläge im Bereich der Förderprogramme von Bund und
Ländern.

Für die Anbaufläche der Bio-Streuobstbestände in Deutschland gibt es
laut Angaben der Agrarmarkt-Informationsgesellschaft AMI eine stark
steigende Tendenz über die derzeit 22.000 Hektar hinaus. Diese Flächen
wurden nach Angaben der Streuobst-Vermarkter meist aus gewerblichen
Gründen umgestellt, sind also als Flächen des Erwerbsobstbaus
anzusehen und in den Statistiken der Länder und des Bundes
entsprechend zu führen. Vergleichbares gelte für die
Streuobstbestände, die im Rahmen der Streuobst-Aufpreisvermarktung und
der Kleinbrennerei konventionell bewirtschaftet werden. Leider sind
alle diese Zahlen bei den Bundesländern derzeit weitgehend unbekannt.
So entsteht aufgrund von Veröffentlichungen der Ministerien und
statistischen Ämter ein auf Obst-Plantagen reduzierter und damit
völlig falscher Eindruck vom Erwerbsobstbau in Deutschland.

Streuobstwiesen gehören mit ihrer Arten- und Sortenvielfalt zu den
Lebensräumen mit der höchsten biologischen Vielfalt in ganz Europa und
in Deutschland. Nach Schätzungen des NABU-Bundesfachausschusses
Streuobst gibt es aktuell rund 300.000 Hektar Streuobstwiesen in
Deutschland und etwa 1,5 Millionen Hektar in Europa. Zugleich sind sie
mit über 5.000 Tier- und Pflanzenarten sowie über 3.000 Obstsorten
Hotspots der Biologischen Vielfalt für ganz Europa. In Deutschland
befinden sich nach NABU-Schätzung rund 20 Prozent der europäischen
Streuobstbestände, im Vorland der Schwäbischen Alb mit rund 30.000
Hektar das größte Obstanbaugebiet Europas.

Bundesweit gibt es rund 120 Streuobstvereine, BUND- und NABU-Gruppen,
Landschaftspflegeverbänden sowie Tausende landwirtschaftlicher
Bio-Betriebe, die sich in Kooperation mit Keltereien und Mostereien
faire Preise für die Bewirtschafter von Streuobstbeständen zum Ziel
setzen. Sie erzeugen jährlich 100.000 Tonnen Streuobst, was zu ca. 75
Millionen Liter Getränken verarbeitet wird, darunter über zehn Prozent
der deutschen Apfelsaftproduktion.

Der niedersächsische Umweltminister Olaf Lies hatte in einem Grußwort
die ökologische, ökonomische und kulturelle Bedeutung des
Streuobstbaus betont und zugesagt, sich für die Erhaltung und
Förderung der Streuobstwiesen in Niedersachsen einzusetzen.



"Lingener Erklärung zum Streuobstbau", Infos und Service-Leistungen
zum Thema Streuobst und Obstsorten: 

www.Streuobst.de

 * 
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NABU Pressedienst, Nr. 026/18, 06.03.2018
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VERBAND/340: Klimaanpassung ist kein Selbstläufer (DBV)


Deutscher Bauernverband - Pressemitteilung vom 6. März 2018

DBV-Generalsekretär Krüsken: Klimaanpassung ist kein

Selbstläufer



Anlässlich der Präsentation der Klimabilanz des Deutschen
Wetterdienstes weist der Generalsekretär des Deutschen Bauernverbandes
(DBV), Bernhard Krüsken, auf die jüngst veröffentliche Klimastrategie
des DBV hin: "Für die Bauern ist die Klimaanpassung eine große
Herausforderung, der wir uns stellen müssen. Mit unserer
Klimastrategie leisten wir einen eigenen Beitrag dazu." Wechselnde
Klimabedingungen fordern Anpassungsstrategien etwa für die Pflanzen-
und Tierzüchtung, beim Pflanzenschutz oder bei der Bewässerung. "Die
Klimaanpassung ist kein Selbstläufer. Wir brauchen daher mehr
Investitionen in die Forschung, um diese Herausforderung zu
bewältigen", fordert DBV-Generalsekretär Krüsken.

Die DBV-Klimastrategie finden Sie unter:

http://www.bauernverband.de/dbv-generalsekretaer-kruesken-klimaanpassung-ist-kein-selbstlaeufer?redid=804323

 * 

Quelle:
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POLITIK/360: Anrainer müssen mehr tun für intakte Ostsee (BMUB)


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, Bau und Reaktorsicherheit -
Berlin, 6. März 2018

Hendricks: Anrainer müssen mehr tun für intakte Ostsee

Vertragsstaaten des Ostsee-Abkommens HELCOM treffen sich in Brüssel



Der Ostsee-Aktionsplan soll bis spätestens 2021 überarbeitet werden,
damit die Ostsee wieder in einen guten Zustand kommt. Auf diesen
Fahrplan verständigten sich die UmweltministerInnen der
Ostsee-Anrainerstaaten auf der Konferenz des Helsinki Übereinkommens
zum Schutz der Meeresumwelt des Ostseegebiets (HELCOM) heute in
Brüssel. Der neue Aktionsplan soll zusätzliche Maßnahmen enthalten, so
die Erklärung der MinisterInnen. Besonders dringend ist, die zu hohe
Nährstoffbelastung der Ostsee zu senken.

Bundesumweltministerin Barbara Hendricks nannte in Brüssel drei
Prioritäten für den deutschen Beitrag zum Schutz der Ostsee: "Wir
müssen erstens die viel zu hohe Belastung mit Nähr- und Schadstoffen
senken, zweitens den Kampf gegen den Meeresmüll forcieren und drittens
die Biodiversität mit wirksamen Schutzgebieten erhalten. In allen drei
Bereichen wurden bislang zu wenig Fortschritte gemacht."

Die MinisterInnen sind einvernehmlich zu der Schlussfolgerung
gekommen, dass die bisherigen Maßnahmen für eine gesunde Ostsee bis
2021 nicht ausreichen. Die Konferenz bekannte sich zum vereinbarten
Ostseeaktionsplan, der angesichts neuer Herausforderungen nun
überarbeitet werden soll. Dabei geht es zunächst um die regional
bedeutenden Kernthemen der zu hohen Belastung mit Nähr- und
Schadstoffen, den Schutz der Biodiversität sowie maritime Aktivitäten,
d.h. Schifffahrt und Offshoreaktivitäten. Ausdrücklich sollen jedoch
auch globale Entwicklungen wie das Nachhaltigkeitsziel 14 (Ozeane) der
Agenda 2030 mit einbezogen werden.

Hendricks: "In der Ostsee spiegelt sich, was wir auch aus Deutschland
kennen: überhöhte Nährstoffeinträge in Gewässer, im Wesentlichen aus
der Landwirtschaft, müssen deutlich zurückgefahren werden. In
Deutschland setzen wir mit einer revidierten Düngeverordnung und einer
neuen Klärschlammverordnung genau dort an. Die Bekämpfung der
Verschmutzung an der Quelle ist dabei für uns zwingend. Beim Schutz
der Meeresbiodiversität werden die im Herbst vergangenen Jahres in
Kraft getretenen Schutzgebietsverordnungen einen wichtigen Beitrag zur
Verbesserung des Zustands der Ostsee leisten."

Die Helsinki-Kommission zum Schutz der Ostsee (HELCOM) besteht seit
1974 als zwischenstaatliche Kommission. Sie arbeitet
fachlich/wissenschaftlich und wurde von den Ostseeanrainern, darunter
Deutschland, gegründet. Aktuelle Grundlage ist das 1992 in revidierter
Fassung gezeichnete Helsinki-Übereinkommen zum Schutz der Meeresumwelt
des Ostseegebiets. Es handelt sich um ein Umweltübereinkommen, das die
Anwendung des Ökosystemansatzes in der Ostseeregion über den
Ostseeaktionsplan (Baltic Sea Action Plan, BSAP, 2007) und
Zielerreichung bis 2021 ('guter Umweltzustand der Ostsee') im Wege der
Kooperation fördert. Bis Sommer 2018 hat die EU Kommission als
Vertragspartei den HELCOM Vorsitz inne, gefolgt von Finnland (2018 bis
2020) und Deutschland (2020-2022).

Weitere Informationen: http://www.helcom.fi/

 * 
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STELLUNGNAHME/465: Beznau 1 - "Wiederinbetriebnahme ist verantwortungslos" (BUND BW)


BUND Landesverband Baden-Württemberg - 6. März 2018

BUND-Kommentar

Beznau 1: "Wiederinbetriebnahme ist verantwortungslos"

Älteste Atomkraftwerk der Weltsteht direkt an der deutsch-schweizer
Grenze



Stuttgart. Heute hat das Eidgenössische Nuklearsicherheitsinspektorat
ENSI, die oberste Atomaufsichtsbehörde der Schweiz, bekannt gegeben,
dass das fast fünfzig Jahre alte Atomkraftwerk Beznau 1 trotz vieler
nicht behebbarer Materialfehler im Reaktordruckbehälter wieder ans
Netz gehen darf.

"Dass das Uralt-AKW Beznau 1 trotz der bekannten Sicherheitsprobleme
heute wieder eine Betriebsgenehmigung bekommen hat, ist ein
verantwortungsloser Vorgang", sagt Sylvia Pilarsky-Grosch,
Landesgeschäftsführerin des BUND in Baden-Württemberg. "Statt immer
weiter Atommüll zu produzieren, dessen Entsorgungsfrage auch in der
Schweiz völlig ungelöst ist, und die Bevölkerung weiterhin der
Bedrohung durch einen Schrottreaktor auszusetzen, sollte Beznau 1
endlich endgültig eingemottet werden."

Das an der Aare, einem direkten Zufluss des Rhein, stehende AKW Beznau
1 ging im Juli 1969 in Betrieb und ist damit nach den beiden indischen
Blöcken Tarapur 1 und 2, die wenige Monate zuvor hochgefahren wurden,
das drittälteste Atomkraftwerk der Welt. Der Standort von Beznau 1
liegt etwa fünf Kilometer von der Grenze nach Deutschland entfernt.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 06.03.2018
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AKTION/220: Die Landwirtschaft und das stille Sterben ... - Lesung+Diskussion, 14.3., HH-Borgfelde


NABU Landesverband Hamburg - 1. März 2018

Die Landwirtschaft und das stille Sterben vor unserer Haustür

Am 14. März, 19 Uhr liest die Autorin Dr. Susanne Dohrn aus ihrem Buch
"Das Ende der Natur" in der NABU-Geschäftsstelle



Am Mittwoch, den 14. März kommt die Autorin Dr. Susanne Dohrn für eine
Lesung aus ihrem aktuellen Buch "Das Ende der Natur - Die
Landwirtschaft und das stille Sterben vor unserer Haustür" in die
Landesgeschäftsstelle des NABU Hamburg. Anschließend wird es die
Möglichkeit für eine intensive Diskussion um die moderne intensive
Landwirtschaft und die deutsche sowie europäische Agrarpolitik geben.

Besonders das Insektensterben ist derzeit in aller Munde nach der
Veröffentlichung mehrerer Studien zum massiven Rückgang in den
Offenlandschaften. Hier wird ein starker Bezug zur Landwirtschaft
vermutet, da bereits das ebenfalls gut belegte Vogelsterben
zweifelsfrei mit den Methoden der Intensivlandwirtschaft
zusammenhängt. Diese und weitere Themen behandelt die Autorin in ihrem
2017 erschienenen Buch.

"Wir wollen ein breites Publikum erreichen, da Landwirtschaft und
Agrarpolitik alle Bürgerinnen und Bürger angehen. Durch jeden Einkauf
im Supermarkt und jede tägliche Mahlzeit sind wir mit diesen Bereichen
verbunden", sagt Diplom-Landschaftsökologe Oliver Schuhmacher vom NABU
Hamburg. "Das Artensterben in der Agrarlandschaft geht uns daher alle
an und wir müssen die notwendigen Veränderungen in der Politik
einfordern." In zwei Jahren steht die große Reform der europäischen
gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) an. Diese entscheidet für welche
Bewirtschaftungsformen und vor allem an wen die knapp 60 Milliarden
Euro jährlich verteilt werden. "Über diese Subventionen ließe sich
eine deutlich naturverträglichere Landwirtschaft finanzieren" erklärt
Schuhmacher.

Der Veranstaltung "THEMA BEIM NABU: Die Landwirtschaft und das stille
Sterben vor unserer Haustür" findet am Mittwoch, den 14. März 2018
von 19-21 Uhr in der NABU-Geschäftsstelle, Klaus-Groth-Str. 21,
20535 Hamburg statt. Der Eintritt ist frei.

Alle interessierten Bürgerinnen und Bürger sind herzlich eingeladen
zur Lesung und Diskussion.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung pm 028/18, 01.03.2018
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KURSUS/1142: Mönchengladbach - Aktzeichnen im Museum, 4. Termine ab 15.3.2018


Aktzeichnen im Museum



Aufgrund großer Nachfrage gibt es für Anfänger und Fortgeschrittene
wieder einen Aktzeichenkurs in der Malklasse des Museums. Er findet an
vier Terminen, Donnerstag 15. März, 19. April, 17. Mai und 21. Juni,
jeweils von 19 bis 21 Uhr statt.

Das Museum ist an diesen Tagen von 11 Uhr - 22 Uhr geöffnet.
Am lebenden Modell werden Grundlagen und Methoden des Aktzeichnens
vermittelt. Nach einer Übungsphase mit Bleistift und Kohle kann dann
später auch freier und malerischer das Modell umgesetzt werden.
Teilnehmerzahl: max. 12 / Kosten: 50 Euro / Leitung : Bernd Kitzel

Eine Anmeldung ist unter www.museum-abteiberg.de möglich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Mittwoch, 21. Februar 2018
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TOUR/7156: Kassel - Senioren besichtigen die Klosterkirche Nordshausen am 21.3.2018


Besichtigung Klosterkirche Nordshausen 



Zu einer Besichtigung der Klosterkirche in Nordshausen lädt am
Mittwoch, 21. März, das städtische Referat für Altenhilfe
interessierte Seniorinnen und Senioren. Die Veranstaltung beginnt um
14.30 Uhr in Kassels ältester Kirche, Korbacher Straße 215. Die
Führung kostet drei Euro. Wegen der begrenzten Teilnehmerzahl wird um
Anmeldung ab Montag, 5. März, beim Seniorenbeirat unter der
Telefonnummer (05 61) 7 87-51 00 (montags und freitags 9.30 bis 12
Uhr), sonstige Zeiten unter (05 61) 7 87-50 24, oder online unter
www.terminland.de/seniorenprogramm.kassel gebeten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 26. Februar 2018
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